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Vorwort zur 1. Auflage 

Polizeiethische Fragestellungen gewinnen in der Diskussion zur gegenwärtigen 
Polizeireform oder zur "Neuorientierung der Polizei" zunehmend an Be­
deutung. 

Die vorliegende Arbeit stellt die bisher zu wenig beachteten organisations­
ethischen Aspekte sowie ihre empirische Bestätigung in den Mittelpunkt der 
Erörterung. Dabei wird versucht, auf neuere empirische Erhebungen zu den 
sogenannten Polizeiinterna (Mitarbeiterbefragungen, Belastungsanalysen usw.) 
zurückzugreifen; die empirische Datenlage in Deutschland ist jedoch noch 
defizitär. 

Die in den 80er Jahren breit geführte Professionalisierungdebatte hat - nach 
Ansicht des Verfassers - teilweise den Blick für ein umfassendes Qualitäts­
konzept verstellt, das auch die Arbeitsbedingungen, die Kommunikations­
und Mitwirkungsmöglichkeiten, die Ausstattungsprobleme und so weiter ein­
schließt. 

Der hier dargelegte "gemischte Ansatz" für eine Polizeiethik verknüpft verfas­
sungsrechtliche Prinzipien mit klassischen Polizeitugenden und prozeduralen 
ethischen Verfahren sowie modemen Managementmethoden. 

Es handelt sich um folgende vier Aspekte: 

Bindung an die Grundrechte und Wertentscheidungen des Grundgesetzes; 

Hervorhebung / Wiederbelebung der alten polizeilichen Tugenden Ge­
rechtigkeit, Tapferkeit, Wahrheitsliebe; 

Beachtung der Grundsätze der Dialogethik als prozedurales ethisches 
Verfahren; 

Herausstellung des neuen Wertes der Qualität der Polizeiarbeit. 

Für die Zielgruppe der polizeilichen Führungskräfte bieten diese Ausführungen 
nicht nur zahlreiche ethische Denkanstöße, sondern regen auch dazu an, über die 
dargestellten ausländischen Modelle zur Qualität der Polizeiarbeit und über das 



gesamtheitlich angelegte Managementmodell \'on Total Qualit: Management 
in bezug auf die Polizei nachzudenken. 

Der polizeiliche Mitarbeiter auf der Ausführungsebene soll ethisch sensibilisiert 
und darin bestärkt beziehungsweise ermutigt werden. unethisches Polizei­
handeln nicht nur zu erkennen. sondern auch zu vermeiden. 

Die vorliegende Arbeit entstand in Eigeninitiative des Autors. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchung müssen im einzelnen nicht unbedingt mit der Meinung der 
Amtsleitung des Bundeskriminalamtes übereinstimmen: vielmehr sollen mit der 
Arbeit kritische Denkanstöße für eine dringend notwendige Diskussion gegeben 
werden. 

Rainer Hofmeyer 

Abteilungsleiter des Kriminalistischen Instituts des Bundeskriminalamts. 



Vorwort zur 2. überarbeiteten und ergänzten Auflage 

Die erste Auflage war zur Überraschung des Verfassers innerhalb eines Jahres 
völlig vergriffen. Insbesondere an den Fachhochschulen der Polizei besteht für 
das Fach Polizeiethik eine erhebliche Nachfrage. Inzwischen wird auch der 
Wert "Qualität der Polizeiarbeit" in den Polizeiorganisationen von Bund und 
Ländern intensiv diskutiert und deshalb das Buch zunehmend angefordert. 

Wegen der zahlreichen Bestellwünsche wurde der Band redaktionell neu über­
arbeitet, kleinere Verbesserungen eingefügt und inhaltlich die Bedeutung von 
Lawrence Kohlberg für die Polizeiethik differenzierter herausgearbeitet. 
Weitere inhaltliche Korrekturen waren nicht leistbar. 

Bei der Vorbereitung der 2. Auflage hat mir mein Freund Heinrich Schielke 
wertvolle Hilfe und Unterstützung geleistet. Hierfür möchte ich mich herzlich 
bedanken. 

Wiesbaden, Januar 2000 Ernst-Heinrich Ahlf 



Vorbemerkung des Verfassers 

Dieses Buch wird den vielen verantwortungsbewussten Mitarbeitern der Polizei 
auf der Ausführungsebene gewidmet. 

Bei der zum Teil heftig geführten Diskussion zur Polizeireform oder zur "Neu­
orientierung der Polizei" wird meines Erachtens für das Gelingen dieser 
Reformvorhaben die Bedeutung einer gefestigten berufsethischen Orientierung 
der polizeilichen Mitarbeiter nicht hinreichend berücksichtigt. Diese Lücke soll 
hiermit geschlossen werden. Zugleich wird der Versuch unternommen, den 
zentralen Wert der Qualität der Polizeiarbeit verstärkt in die Diskussion einzu­
bringen. 

Bei der Vorbereitung des Manuskripts, bei den redaktionellen Arbeiten und der 
Drucklegung halfen mir in den unterschiedlichsten Phasen Herr Benjamin 
Rathgeber, mein Freund Prof. Dietrich Heesen, Herr Kriminaloberrat Michael 
Kretschmer und Prof. Dr. Ulrich Sieber. Sie machten mir auch Mut, dieses Buch 
zu veröffentlichen. 

Da die Arbeit fast ausschließlich außerhalb der Dienstzeit entstand, möchte ich 
mich insbesondere bei meiner lieben Frau für ihr Verständnis und ihre Unter­
stützung in den vergangenen zwei Jahren bedanken. 

Die Arbeit konnte nur die bis Ende September 1995 erschienene Literatur berück­
sichtigen. Da die Veröffentlichung der Polizei-Führungsakademie (PFA), "Polizei 
und Fremde. Belastungen und Gefährdungen von Polizeibeamtinnen und -beam­
ten im alltäglichen Umgang mit Fremden. Abschlussbericht der PFA, Juli 1995", 
noch nicht freigegeben war, konnte diese leider nicht mehr verwertet werden. 

Gleiches gilt für die Beiträge von Dersch und Schümchen; Wertorientierung von 
Polizeibeamten. In: Die Polizei 95, S. 288 ff., die Ausführungen von Schäfer: 
Identifikation mit dem gesetzlichen Auftrag und auftragswidrige Kameraderie. 
In: Der Generalstaatsanwalt des Landes Schleswig-Holstein (Hg.): Verbesserte 
Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei. Fortbildungsveran­
staltung des Generalstaatsanwalts am 18. und 19.9. 1995, S. 93 ff., die sich mit 
der polizeilichen Subkultur und dem Problem der Kameraderie innerhalb der 
Polizei befassen, usw. 

Wiesbaden, Frühjahr 1996, Ernst-Heinrich Ahlf 
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1 Aufarbeitung eines aktuellen Themas 

1.1 Einführung 

Es scheint, als hätten wir es gegenwärtig in der Bundesrepublik Deutschland mit 
einem Aufschwung an Ethik und einem Abschwung an Moral zu tun. Denn an 
ethischen Fragestellungen besteht ein großes Interesse, während zur gleichen 
Zeit vielfach die Erosion von überkommenen Moralstandards im Alltag beklagt 
wird. Nach dem amerikanischen Philosophen MacIntyre l steht unsere moder­
ne Gesellschaft vor einem moralischen Trümmerhaufen: Soziale Verrohung, 
politische Indolenz, ethnische Konflikte und so weiter sind untrügliche Zeichen 
für den Verfall verpflichtender Werte und verbindlicher Normen.2 Diese 
Problematik ist im Zeitalter des moralischen Pluralismus nicht verwunderlich. 
Wie die endlosen gegenwärtigen Moraldebatten nur zu deutlich belegen, fehlt 
bereits ein Konsens über die Inhalte moderner Moralkodizes. Deshalb ist die 
Aufgabe, eine modeme Moral zu entwickeln, ein, wenn nicht das zentrale 
Problem der zeitgenössischen Philosophie.3 Die Suche nach verbindlichen 
Werten oder nach einer neuen Synthese zwischen sich widersprechenden 
Werten, die Herstellung eines neuen Gleichgewichts zwischen Individualismus 
und Gemeinschaft, zwischen Leistung und Solidarität, zwischen Selbstverwirk _ 
lichung und Rücksichtnahme steht noch aus.4 Die Erforschung einer neuen 
"Wertemischung", die "alte" und "neue" Werte miteinander verbindet, wird 
jedenfalls von der Politik kaum unterstütztS , soll hier aber für den Bereich der 
Berufsethik versucht werden. 

Alasdarr Macintyre Der Verlust der Tugend. Frankfurt am Mam und New York 1987, S 15,89 f, 338 

Ebenso Alexauder Hollerbach und audere (Hg) Wirtschaftsethik und Wirtschaftsstrafrecht. Heft 61, 1991; Erwm K. Scheuch 

und Ute Scheueh' Cliquen, Klimgel und Kameren Rembek bel Hamburg 1992, Karl-Wilhelm Dahm: Ethikbedarf und 

Mauagerschulung In. Polizei-Führungsakademie (Hg), Fachhochschulbausbildung der PoliZei Munster 1989, S 57 ff, Lutz 
Wingert: Gemeinsmn und Moral. Frankfurt am Mam 1993 

Alasdair MacIntyre. a. a. 0" S 301 

V gl. Jedoch Armtat EtZlOTIl Die Entdeckung des Gememwesens Stuttgart 1995. 

Die Menschen warten auf Parteien / Politiker, dIe Ihnen sagen, dass es nie mehr so sem WIrd WIe fruher, dass SIe sich in emer 

Welt mIt begrenzten Ressourcen und In emer ungemüthchen Gesellschaft emnchten müssen. SIe wissen aber auch, dass eme 

Chance besteht, dIesen Zettenbruch kreatrv zu wenden und wollen daran mItwrrken, den Umbruch SOZIal farr, WIrtschaftlIch er­

folgreich und ökologIsch verträgltch zu gestalten. Es fehlt aber an entsprechenden gememsamen Projekten, dIe SIcher mehr 

Gememsmn und öffentlIche Tugenden ans Licht brächten als all dIe larmoyanten Klagen über den Verlust der öffentlIchen Moral 
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Die ethisch-moralische Situation bei der Polizei ist besonders komplex. Zum 
einen haben sich, wie empirische Untersuchungen ergeben. in jüngerer Yer­
gangenheit die berufsethischen Vorstellungen der Polizeibeamten geändert.6 

Zum anderen ist zu vermuten, dass die herrschenden moralischen Vorstellun­
gen in Polizei und Gesellschaft eher auseinanderdriften. Vor gut 30 Jahren 
konnte man davon ausgehen. dass die moralischen Standards der Gesellschaft 
weitgehend mit denen der Polizei übereinstimmten. Wegen des Prozesses der 
Pluralisierung gesellschaftlicher Werte und Lebensstile! besteht heute die 
Tendenz, dass diese Übereinstimmung komplexer und eine ethische YeNändi­
gung zwischen Polizei und Gesellschaft komplizierter geworden ist. 

Gegen Ethik wird vorgebracht. dass sie in der Praxis gänzlich nutzlos und un­
wirksam sei, da sie faktisch folgenlos geblieben sei oder manlpulati\· eingesetzt 
werde. Diese Kritik beruht auf vielen Missverständnissen.s Zum einen ist vor 
einer Überbewertung der praktischen Relevanz der Ethik zu \\ amen. Es hat den 
Anschein, als werde selbst das zur Zeit geltende Wertesystem weniger von einer 
bestimmten Ethik als vielmehr von der sogenannten materiellen Kultur 
bestimmt. Diese materielle Kultur umschreibt die realen \1öglichkeiten zum 
Zugang und zur Teilhabe am sich rasant entwickelnden modemen Kommum­
kationsprozess. Nur diejenigen scheinen gesellschaftlich integriert. die in der 
Lage sind, aktiv an diesen technisch-kommunikativen Entwicklungsprozessen 
teilzunehmen. Zum anderen werden an die Ethik schlichtweg falsche Ef\\ ar­
tungen gekmipft. Denn Ethik ist keine Handlungsanleitung. sondern eine 
eigenständige philosophische Disziplin. die Wissenschaft \ om moralischen 
Handeln. Es geht ihr weder um Indoktrination noch um moralische Belehrung. 
Ziel ethischer Überlegungen ist reflexive Aufklärung. die Beurteilung von 
Praxis und von Geltungsansprüchen hinSIChtlich ihrer moralischen Berechti­
gung und die Einübung moralischer Kompetenz. Ethik erinnert in einer Zeit. in 
der die (Berufs-)Welt zunehmend rüder und komplexer wird. an die Freiheit und 
Würde und damit an das menschliche Miteinander im Alltag. 

(:, Siehe Kapitel 5 .2 3 und Insbesondere 5.3 I ~ und:' 3- 1 ~ 

Siehe KapItel:2 1.2 
8 Vgl -\nnernane Pieper Ethik und \fNal \Wnchen 1'1:-0;5 S 10:' - 10-
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1.2 Polizeibezug 

1.2.1 Allgemeine Übersicht 

Polizei- und Sicherheitspolitik, polizeiliche Organisation und Führung sowie 
die Arbeit des einzelnen Polizeibeamten lassen sich in der Praxis nicht allein 
fonnal lösen, sondern diese drei unterschiedlichen polizeilichen Handlungs­
ebenen orientieren sich an bestimmten nonnativen Regeln, die in charak­
teristische moralische Landschaften eingebettet sind. Nicht nur politische, 
organisatorische und einzelne polizeiliche Handlungsfonnen werfen seit jeher 
ethische Fragestellungen auf, sondern auch jeder einzelne Polizeibeamte ist im 
alltäglichen Dienst häufig ethischen Dilemmasituationen ausgesetzt. 

Auf der Makroebene (politischen Ebene) ergeben sich zum Beispiel folgende 
ethische Fragestellungen: 

Welche moralischen Grundsätze leiten die jeweilige Politik der inneren 
Sicherheit? 

Wie werden private Sicherheitsunternehmen in die Sicherheitspolitik ein­
gebunden und welchen Stellenwert hat das staatliche Gewaltmonopol? 

Welche Bedeutung hat die Sozialarbeit für die Polizei? Welche Fonnen der 
Kooperation zwischen Polizei und Sozialarbeit werden angestrebt? 

Auf der Mesoebene (polizeiliche Organisation und Führung) ergeben sich zum 
Beispiel folgende Fragestellunge. 

- Soll die überkommene hierarchische polizeiliche Führungsstruktur umge­
staltet werden? 

Wie wirkt sich die überkommene Polizeihierarchie zum Beispiel auf die 
Beteiligung der Mitarbeiter, auf Fonnen der Selbstorganisation oder auf das 
Vorgesetzten-Mitarbeiter-Verhältnis aus? 

- Wie wird mit Kritik an der Polizei von außen und innen umgegangen? 

Lassen sich die Prinzipien der polizeilichen Neutralität und der Toleranz bei 
bestehender Funktionsdichotomie der Polizei (Polizei als Instrument zur 
Herrschaftssicherung und als Dienstleistungsinstrument) überhaupt durch­
setzen? Oder besteht die Aufgabe der Polizei allein darin, Konflikte mög­
lichst friedlich zu lösen? 
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- Gibt es innerhalb der polizeibezogenen Werte eine Hierarchie? 

Auf der Mikroebene (Tätigkeit des einzelnen Polizeibeamten) ergeben sich 
zum Beispiel folgende Fragestellungen: 

Welche spezifischen Einstellungen sind von Polizeivollzugsbeamten zu 
fordern? Wie können diese gefestigt werden? 

Wie sieht es mit der Motivation der Polizeibeamten aus. wie lassen sich neue 
motivationale Anreize schaffen? 

Wie ist das Rollenverständnis der Polizeibeamten und wie ihr Kontlikt­
lösungs- und Kommunikationsverhalten? 

Diese Arbeit nimmt nicht für sich in Anspruch. auf alle genannten Fragen (ins­
besondere die der Makroebene ) eine abschließende Antwort zu geben. Es sollen 
aber Hinweise zur Beurteilung der gegenwärtigen Situation geliefert werden. 

1.2.2 Unethische Verhaltensweisen yon Polizeibeamten 

Die Polizei hat als Teil der auszuführenden Gewalt die zentrale Aufgabe Gesetze 
zu vollziehen.9 Seit jeher ist es Ziel aller berufsethischen Bemühungen in der 
Polizei gewesen, ein Klima zu schaffen. das bei der Bevölkerung Zweifel an der 
demokratischen und gesetzestreuen Überzeugung der Polizeibeamten gar nicht 
erst aufkommen lässt. Polizeiliches Fehlverhalten oder gar polizeiliche tber­
griffe auf Bürger, insbesondere auf Personen mit geringer Besch\\ erdemacht. 
können in keinster Weise hingenommen werden. weil dadurch die Achtung und 
das Vertrauen der Bevölkerung in die Handlungsweise der Polizei erschüttert 
werden. Die strikte Gesetzesbefolgung und Rechtstreue gehört deshalb zum 
Kerninhalt des Polizeiethos. IO Gegen dieses Polizeiethos \\ ird eklatant 
verstoßen, wenn Polizei beamte inner- und außerhalb ihres Dienstes strafbare 
Handlungen (insbesondere Amtsdelikte) begehen. Die Haufung \'on Straf­
rechtsverstößen - auch wenn sie zum Beispiel nur von der Presse unterstellt 
werden - muss schon deshalb ernst genommen \\erden. weil derartiges 
Fehlverhalten der Seismograph für den ethischen Zustand innerhalb der Polizei 

ist. 

9 Zu den unterschledhchen Rollen der PolITel 'Iche KJ.rltd 5- ~ 

\0 Siehe Kapitel-t 2 und 5.1 
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Das Ausmaß unethischer Verhaltensweisen einzelner Polizeibeamter lässt sich 
zum einen am Aufkommen von Strafanzeigen und Beschwerden 11 gegen 
Polizeibeamte, zum anderen an der Anzahl entsprechender Disziplinarverfah­
ren ablesen, insbesondere aber daran, in wie vielen Fällen strafrechtliche 
Anklagen gegen Polizeibeamte tatsächlich zu einer Verurteilung geführt haben. 
In diesem Bereich ist die empirische Datenlage in der Bundesrepublik Deutsch­
land ausgesprochen defizitär und unübersichtlich. Entsprechendes Material 
über polizeilich registrierte Tatverdächtige fehlt jedenfalls in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik des Bundeskriminalamts (PKS). Im Unter-schied dazu sieht 
zum Beispiel die polizeiliche Kriminalstatistik des Landes Bayern eine 
Aufgliederung nach spezifischen Berufszweigen vor und berücksichtigt die 
Berufsgruppe "Polizei / Rechtswahrer" . Danach wurden im Jahre 1994 bezogen 
auf alle polizeilich registrierten Strafverdächtigen in Bayern 2.044 Tatver­
dächtige dieser Berufsgruppe und im Jahre 1995 1.959 registriert. Das ist ein 
Prozentanteil von 0,69 % für das Jahr 1994 und 0,66 % für das Jahr 1995. Ein 
rechtlich unzulässiger polizeilicher Schusswaffengebrauch mit Todesfolge 
wurde im Jahre 1993 einmal und im Jahre 1994 kein einziges Mal festgestellt. 12 

Brusten13 hat die versprengten Untersuchungen aus den Ländern Hamburg, 
Baden-Württemberg, West-Berlin, Nordrhein-Westfalen, Bayern und dem 
Saarland bis zum Jahre 1989 zusammengestellt und aus seiner Sicht bewertet. 
Diese Zahlen sprechen weitgehend für die sogenannte Schwarze-Schafe­
Theorie, dennoch gibt es nach Hochrechnungen von Brusten jährlich etwa 
9.000 Ermittlungsverfahren gegen Polizeibeamte und etwa 600 rechtskräftige 
Verurteilungen (ohne Amtsdelikte [!]). 14 In diesem Zusammenhang scheint die 
Feststellung von Brusten interessant, dass ein nicht unbeträchtlicher Teil der 
Polizeibeamten, bei denen es zu Übergriffen kam, wiederholt straf- oder 
disziplinarrechtlich in Erscheinung getreten ist und damit die schwarzen Schafe 
repräsentiert. 

Bei der Beurteilung dieser Zahlen vertritt Brusten die sogenannte Selektions­
theorie, nach der die Strafverfolgung gegen Polizeibeamte weit weniger erfolg­
reich sei als die gegen andere Bürger und damit die Schwarze-Schafe-Theorie 

11 V gl dazu dIe international angelegte Zusammenstellung von Andrew J Goldstmth External reVIew and self-regulatIon 
In (Hg) Complamts agamst the Pohce Oxford 1991. S 13 - 61 

12 PFA vom 25 5 1994 Nach Jäger werden In den USA]ährhch zWIschen 300 und 700 Personen durch Schusswaffengebrauch 
der PolIzeI getötet. Vgl Joachlm Jäger Gewalt und PolIzeI Fretburg 1988, S, 22 _ 23 

13 Manfred Brnsten Strafverfahren gegen PolIzeI m der Bundesrepubhk Deutschland. In Knmmologlsches Journal, Jg 2,4 Bei­
heft. 1992. S 84 ff 

14 Ebd., S 87 
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ihre scheinbar empirische Bestätigung erfahre. Demzufolge genieße der 
angezeigte Polizeibeamte bereits im Erminlungs- und Besch\\ erdeverfahren 
erhebliche Vorteile, da die Polizei quasi in eigener Sache ermittele. Falsch 
verstandene Kameraderie und bestimmte Strukturen des polizeilichen Alltags 
führten zu Mechanismen der gegenseitigen Selbstverteidigung unter Polizei­
beamten. Auf der Ebene der Staatsanwaltschaft setze sich die selektive Straf­
verfolgung (Stichwort: Einstellungspraxis gemäß § 170 Abs. 2 StPO) fort und 
auf der Ebene des Strafgerichts dränge sich der Verdacht einer be\\ ussten oder 
unbewussten Komplizenschaft z\\ ischen Polizei und Justiz gegenüber dem 
Bürger auf. ls 

Die Ausführungen von Brusten berücksichtigen meines Erachtens zu \\ enig. 
dass der Polizeiberuf mit sich bringt. häufig unberechtigten. teilweise auch halt­
losen Strafanzeigen ausgesetzt zu sein. Auch \\ ird zu wenig beachtet. dass eine 
negative strafrechtliche Sanktionierung des Polizeibeamten ein Disziplinaner­
fahren noch lange nicht ausschließt (vgl. § 1~ BDO). Dennoch sollten Brusten~ 
Bewertungen gerade vor dem Hintergrund der defizitären Datenlage nicht 
ausgeblendet werden. Brustens Erhebung hat im übrigen auf eine ebenfalls 
wenig erforschte und ethisch bedeutsame Tatsache aufmerksan1 gemacht. Bei 
der baden-württembergischen Untersuchung aus dem Jahre 1986 zum polizei­
lichen Fehlverhalten wurde festgestellt. dass Polizeibeamte deutlich selbst­
mordgefährdeter sind als die übrige männliche Be\ blkerung. Auch diese 
Tatsache sollte zu denken geben. 16 

Eine neuere Erhebung hat Friedl für die Verfehlungen der hessischen Polizei in 
den Jahren 1992 bis 1994 vorgelegt und dabei extreme und erschreckende 
Einzelfälle benanntY Bei dieser Erhebung. bei der Ermittlungs\'erfahren in 
Beziehung zur Anzahl der Beamtenstellen der Re"iere gesetzt wurden. fällt die 
höchst unterschiedliche Belastung einzelner Re"iere bezogen auf polizeiliches 
Fehlverhalten auf. 18 

Die Datenlage zu unethischem Polizei verhalten ist "iel zu dünn und unsys­
tematisch, um eine abgesicherte Be\\ertung oder gar Vergleiche (auch inter­

national) abzugeben. 

15 ~Ianfred Brnsten Stranerfahren gegen PolizeI In der Bundörepu"hk D::ut~hla.'1tt in i\.nml:"i010fl.....:-h~\, J0-,,:7",;1: •• Jg. : .!. 

Beiheft. 1992. S 39 unter Bezugnahme auf Kuhne 

16 Siehe Kapnel 5 5 4. 

17 Peter Fnedl Verfehlungen bei der Pollze! In. He:-:-'Ische Pohze:runJ.....:hJ.u. Heil.! 19'<1) S (, f: 

l8 Ebd. S. 9 f 
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Das in Teilen der Gesellschaft vorhandene Misstrauen gegen die Polizei dürfte 
meines Erachtens durch einheitlich gestaltete Veröffentlichungen zum Thema 
polizeiliches Fehlverhalten im Zweifel eher abgebaut werden (Stichwort: 
Vertrauensbildende Maßnahme). Ganz sicher könnten durch empirische Er­
hebungen die oft gezielt lancierten Diskussionen zum unethischen Polizei­
verhalten auf eine gesicherte Datenlage gestellt werden. Der (teilweise ver­
ständlichen) Furcht, derartige Daten öffentlich zugänglich zu machen, stehen 
meines Erachtens folgende Vorteile gegenüber: 

Aufdeckung von Schwachstellen (z. B. unzulängliche Arbeitsbedingungen, 
unzureichende Auswahl von Führungskräften, spezifische Stresssituationen, 
dysfunktionale Organisationsstrukturen, Ausstattungsdefizite usw.); 

Erkennen von Defiziten bei den polizeilichen Auswahlverfahren und bei 
Neueinstellungen; 

Defizite in der Aus- und Fortbildung auch von Führungskräften (Konflikt­
training); 

Verbesserung des polizeilichen Kontrollinstrumentariums. 

Aber nicht nur die dünne Datenlage zu unethischen Verhaltensweisen von 
Polizeibeamten in der Bundesrepublik Deutschland ist zu beklagen, es fehlt 
auch an wissenschaftlich abgesicherten Untersuchungen, die die eigentlichen 
Gründe für polizeiliches Fehlverhalten aufdecken könnten. 19 Die nachfol­
genden ausländischen Erhebungen zu dieser Fragestellung sind wegen der 
organisatorischen und kulturellen Unterschiede der Polizei nur bedingt auf 
deutsche Verhältnisse übertragbar. 

Im westlichen Ausland sind mehrere recht unterschiedliche empirische Er­
hebungen durchgeführt worden, die sich mit polizeilichem Fehlverhalten und 
polizeilichen Übergriffen befassten.2o Dabei wird unethisches Polizeiverhalten 
oft mit dem schillernden Begriff des "korrupten" Polizeihandelns gleichgesetzt. 
Dies erscheint unzutreffend zu sein, weil korruptes Polizeiverhalten ein 
spezifisches Äquivalenz- oder Konnexitätsverhältnis zwischen Vorteils geber 
und Vorteilsnehmer voraussetzt, das bei zahlreichen Formen illegalen polizei­
lichen Verhaltens nicht vorliegt. 

19 Peter Fnedl: Verfehlungen bel der Polizei In Hessische Polizeirundschau, Heft 4, 1995, S 11, PFA (Hg)' Pohzel und 

Fremde, Belastungen und Gefährdungen von Pohzelbeamtmnen und ~beamten Im alltäglIchen Umgang mit Fremden, 
Abschlussbencht der PFA, Juh 1995. 

20 SIehe msbesondere Kapitel 5.2,3 2, vgl aber auch Emst-HelßIlch Ahlt' Lehr- und Studlenbnefe Knmmologle, Heft Nr 13, 
KorruptlOn, S 9 und 24 f, Hllden 1998. 
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In den 70er Jahren erregten die Ergebnisse der sogenannten Knapp-Commission 
erhebliches Aufsehen.2! Die Untersuchung deckte erstmals das erschreckende 
Ausmaß unethischen Polizei verhaltens bei der ~ew Yorker Polizei auf. Der 
australische Fitzgerald-Report22 untersuchte dagegen die C rsachen unethischen 
Polizei verhaltens, die im wesentlichen auf einen typischen polizeilichen 
Sozialisationsprozess zurückgeführt wurden. 

Zweierlei fallt auf: Zum einen sind diese wichtigen Berichte - SO\\ eit ersicht­
lich - in der Bundesrepublik Deutschland polizeilicherseits kaum aufgearbeitet 
worden. Entsprechende Erhebungen fehlen.2~ Zum anderen hat sich bei den aus­
ländischen Untersuchungen gezeigt. dass das unethische polizeiliche \"erhalten 
einzelner Polizeibeamter in aller Regel nicht nur als ein indiYidueller Defekt 
angesehen werden darf. Gnethisches polizeiliches Verhalten beruht auch auf: 

den typischen Sozialisationsprozessen innerhalb der Polizei: 

spezifischen, ungeschriebenen Polizeicodes: 

besonderen polizeilichen Strukturen: 

der Wirkung polizeilicher Peer-groups24. 

Es scheint sich abzuzeichnen. dass - grob zusammengefasst - polizeiliche 
Ausbildungs- und Organisationsdefizite in erheblichem ~1aß das unethische 
Polizeiverhalten des einzelnen mitbeeintlussen. auch wenn die Entscheidung. 
unethisch zu handeln. letztendlich jeder selbst trifft. 

1.3 Gemischter Ansatz 

Die Komplexität des Themas Polizeiethik lässt insgesamt keine einfachen 
Lösungen zu, die sich auf ein einziges ethisches Prinzip zunickführen ließen. 
Diese Arbeit hat beim Verfasser vielmehr zu der Erkenntnis gefiIhrt. dass ein 
gemischter Ansat: angezeigt erscheint. der SO\\ ohl klassisch-überkommene 
Prinzipien (Bindung an Grundwerte der Verfassung und die Grundrechte I. her­
gebrachte berufstypische. polizeiliche Tugenden <Gerechtigkeit. Tapferkeit. 

21 George Bralhzer (H!! ) The Knapp Comml ..... jOn Rep0n ('In P('h.;c C(~:n.:rt'~,.;-: '':' ... ),,.ri. _0-:' 

__ ~hke~ Fltzgerald Re~rt of 3Il COmmlSs,iOn of InqUlT) mw po.')",!~le llle:;JJ -\\.:!", :H;:~ ~~J .1.''''" .:.::'."<1 Pe".,:': \f,,,,~,~'-,L<-: B-, 

bane. Queen,land 1989 
23 Die Cnlersuchung der PE-\ zur FremdenkmdiH.'h\..ell \on P(lltl<..·!~.llnI::-n I'; r-h iUlT- j"t-...;:r ':"" J,e-.er -\~:~ rh':~ - .;=--: .. e-· 

öffentllcht \\ orden 

2..l. Siehe Im emzelnen Kapllel :; ~ 3 
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Wahrheitsliebe) wie auch moderne ethische Verfahren (Dialogethik) und 
moderne Managementmethoden (der neue Wert der Qualität wird zur zentralen 
Größe für Effizienzsteigerungen und höhere Mitarbeitermotivation, TQM) 
miteinander verbindet. 

1.4 Lesehilfe für Polizeipraktiker 

Die Schwierigkeit, diese unterschiedlichen wissenschaftlichen Ansätze mit den 
jeweils eigenen Fachsprachen (Philosophie / Ethik, Soziologie, Psychologie, 
Organisationswissenschaften, Polizeiwissenschaften) in dieser Arbeit mit­
einander zu verbinden, fordert den Leser heraus. Der Verfasser bemüht sich, die 
jeweiligen Aussagen - soweit möglich - empirisch zu belegen. 

Wegen dieser thematischen Schwierigkeiten scheint es geboten zu sein, gerade 
für Polizeipraktiker eine Lesehilfe anzubieten. Zwar ist recht häufig über den 
sogenannten Wertewandel mit seinen Auswirkungen auf die Arbeit des öffent­
lichen Dienstes und die Polizeiarbeit nachgedacht worden (vgl. dazu 2.1.2 und 
4.2), wichtige Entwicklungen in den Bereichen der Organisations- und Unter­
nehmensethik haben aber kaum eine vergleichbare Aufmerksamkeit erfahren, 
und der meines Erachtens zentrale Wert der Qualität der Polizeiarbeit ist bisher 
polizeilicherseits - soweit ersichtlich - nur am Rande behandelt, keineswegs 
systematisch aufgearbeitet worden. 

Daher verfolgt diese Buch drei Ziele: 

Cl) Zur Entwicklung und Verbesserung des Kommunikationsprozesses 
zwischen dem Bürger und der Polizei, aber auch zur Weiterentwicklung 
des polizeilichen Führungsverhaltens wird empfohlen, intensiver über eine 
Dialogethikfür die Polizei nachzudenken (vgl. insbesondere 2.4). 

(2) Die Bedeutung organisationsethischer Fragestellungen für die neuen 
polizeilichen Reformansätze wie auch für die Polizeiarbeit selbst sollte 
deutlicher wahrgenommen werden (vgl. 3). Dies gilt auch für die ethischen 
Standards von polizeilichen Führungskräften, die bisher weitgehend un­
bekannt sind (vgl. aber die Untersuchungen von Weiß 5.3.14 und 15). 

(3) Ganz im Gegensatz zum westlichen Ausland hat der Wert der Qualität der 
Polizeiarbeit bei der polizeilichen Reformdiskussion kaum den gebühren­
den Stellenwert erlangt. Deshalb wird hier das in der Privatwirtschaft 
erfolgreich praktizierte Managementkonzept TQM vorgestellt mit der 
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Anregung, zumindest Bausteine desselben auch bei der Polizei zu imple­
mentieren (vgl. 5.4.3 und 6). Daher sollten zumindest die Einleitungs- und 
Schlusspassagen des betreffenden Kapitels gelesen \\ erden (6.1 und 6 .. 31. 

Zusätzlich wird auffolgende Passagen aufmerksam gemacht: 

auf den "ethischen Orientierungsrahmen für den öffentlichen Dienst". in den 
auch die Polizeiethik eingebettet ist (-+.2): 

auf die veränderte Rolle der Polizei (5.5'-+): 

auf die Passage des Kooperativen Führungsstils. dessen uneingeschränkte 
Geltung für die Polizei \'orsichtig in b\ eifel gezogen wird t5. 7.2): 

auf die Verfahren und Möglichkeiten zur ~1otiyationsförderung \5.7'-+1: 

auf die polizeiethischen Prinzipien bei der Fortentwicklung der modemen 
Informations- und Risikogesellschaft (5.8). 

In jedem Fall sollten aus der Zusammenstellung neuerer empirischer Er­
hebungen zu sogenannten Polizei interna die für diese Arbeit wichtigen 
Untersuchungen von Weiß zum Wertebild und zu den \Vertemustem \'on 
Polizeibeamten sowie die Zwischenbilanz zu diesen Erhebungen (5'-+) zur 
Kenntnis genommen werden. Die Passage zur Abgrenzung \ on Polizeikultur. 
Polizeiphilosophie und Polizeiethik enthält einschlägige ausländische empi­
rische Erhebungen nebst Erklärungsansätzen zu dem in Deutschland kaum 
untersuchten Problemfeld des unethischen Polizei\'erhaltens (5.2). Eine Art 
Zusammenfassung der polizeiethischen Problemfelder lässt sich den sechs 
polizeiethischen Eckpunkten (5.9) entnehmen. 
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2 Ethik im Überblick 

2.1 Begrifflichkeit 

2.1.1 Herkunft des Wortes "Ethik" 

Ethik ist nach traditioneller Auffassung eine eigenständige philosophische 
Disziplin: die Wissenschaft vom moralischen Handeln.25 

Der Begriff ist vom griechischen Wort "ethos" abgeleitet, das zwei Bedeutungen 
beinhaltet: Im weiteren Sinne meint "ethos" Gewohnheit, Sitte, Brauch. 
"Ethisch" in diesem Sinne ist also ein Handeln, das die geltenden und allgemein 
anerkannten Normen und Standards fraglos befolgt. Im engeren Sinne 
beschreibt "Ethik" hingegen eine tugendhafte Grundhaltung, bei der charakter­
liche Eigenschaften im Mittelpunkt stehen. Ethisch in diesem engeren Sinne 
handelt nicht etwa derjenige, der fraglos die überlieferten Normen befolgt, 
sondern der, der aus eigener Einsicht und Überlegung das jeweils erforderlich 
Gute tut. 

Das lateinische Wort "mos", Plural: "mores", ist die Übersetzung des griechi­
schen Begriffs und vereinigt die beiden griechischen Begriffsinhalte. Von "rnos" 
wird das deutsche Wort "Moral" abgeleitet, ein Synonym nicht nur für 
"Brauch", "Sitte", "Gewohnheit", sondern auch für den Bereich der Sittlichkeit, 
der tugendhaften Grundhaltung. Dabei entspricht der Bedeu-tungsinhalt von 
Sitte / Moral mehr dem weiteren Sinn des griechischen Begriffsinhalts von 
Ethik, während die Begriffe "Sittlichkeit" / "Moralität" eher für die engere 
griechische Bedeutung von Ethik im eigentlichen Sinne stehen.26 

Das deutsche Adjektiv "moralisch" ist wiederum doppeldeutig, weil sich in die­
sem Begriff beide Bedeutungsinhalte von Ethik vereinigen. 

Diese verschlungene Entwicklung der Begriffe ist auch ein Grund dafür, dass 
fälschlicherweise die Wörter "Ethik" und "Moral" recht häufig gleichgesetzt 
oder synonym verwendet werden. 

25 Anstoteies dIfferenZiert ZWischen der theoretischen PhIlosophIe, welche die Felder Logik, Physik, Mathematik und Meta­

physIk umfasst und der praktischen PhIlosophIe mIt den Feldern EthIk, Ökonomie und PolItIk. V gl. Annemane Pieper Ethik 
und Moral München 1985, S. 18 

26 Ebd,S 19-20 
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Ethik besitzt damit ausschließlich theoretischen Charakter und hat \foral / Sitte. 
aber auch Moralität / Sittlichkeit zu ihrem Gegenstand. \foralische Regeln 
dagegen betreffen die Praxis. das heißt. die konkrete Cmsetzung von Wert­
maßstäben in die Lebenswirklichkeit. die der \foralität genügen sollen. 

2.1.2 Normen und Werte 

Normen und Werte werden häufig synonym \'erwandt. smd jedoch begriftlich 
voneinander zu unterscheiden, Etymologisch geht der Begriff .Sorm" auf das 
griechische Wort "gnomon" zurück. was soviel bedeutet wie Kenner. Beurteiler. 
Maßstab und Richtschnur.27 

Normen sind in jeder menschlichen Gesellschaft von zentraler Bedeutung. weil 
sie dazu beitragen, soziales Handeln vorhersehbar und kalkulierbar zu machen. 
Ohne allgemein geltenden Normen wäre ein Zusammenleben von 'fenschen 
gerade in modemen, komplexen Gesellschaften kaum \'orstellbar.2~ ~ormen 
legen deshalb typisches Handeln fest. das in bestimmten Situationen erfolgen 
soll. Normen sind abstrakt-generelle Regelungen. die den einzelnen \on der 
Notwendigkeit entlasten. in Standardsituationen ständig neue. sJtuations­
gerechte Handlungsweisen zu entwickeln. Die wichtigste soziale Funktion von 
Normen besteht darin. dass sie typische Verhaltensef\\ artungen gegenüber 
anderen Menschen ermöglicht. Ratio von ~ormen ist. dass prinzipiell alle 
Mitglieder einer Gesellschaft ihren Forderungen nachkommen. die Befolgung 
von Normen zum Regelfall wird. Insoweit begründen ~ormen ~ormalität.:l) 
Normen beziehen sich auf Werte. besser bestimmte Wertvorstellungen. die in 
einem Kollektiv allgemein Geltung erlangt haben. Freilich münden nicht alle 
für sinnvoll erachtete Wertvorstellungen in ~ormen, So fehlt es zahlreichen 
sittlichen Forderungen. deren Realisierung durchaus wünschens\\ ert erscheint. 
an dem für Normen erforderlichen Kriterium der allgemeinen Geltung in der 

Gesellschaft. 

Kennzeichnend ist für Normenverstöße. dass sie (negative) Sanktionen nach 
sich ziehen. Sanktionen sind spezifische Handlungen. die den ~ormbrecher be­
strafen, ihm also angemessenes Leiden zufügen. 

27 Der groBe Duden Etymologie Hen..unfb\\on:erbuch der deut~hen Srn..:he ~t.mnr"':lm 1%3- S ~- i 

28 Hans-Paul Bahrdr Schlusselbegnffe der SOZIolOgie \Iunchen 1~ ,6 Aull ' S .:..\ _.N 

29 Vgl Conrad Meier-Weiser Cber \eromdlichkeJl \on \\enen "(';men In GexH~h3.tl ur-J P0 111C j4:-:' S :f,-' 
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Damit können Nonnen zusammenfassend wie folgt definiert werden:30 Nonnen 
sind in einer Gesellschaft abstrakt-generelle Reglungen für menschliches 
Handeln, die sich direkt oder indirekt an weitverbreiteten Wertvorstellungen 
orientieren und deren Sinn darin besteht, diese in die Wirklichkeit umzusetzen. 
Mit Hilfe von Nonnen wird versucht, menschliches Verhalten in typischen 
Situationen festzulegen und damit Erwartbarkeiten zu schaffen. Nonnen 
werden durch Sanktionen abgesichert.3! 

Gewohnheiten und Bräuche sind von Nonnen zu unterscheiden. Zwar handelt 
es sich bei den Gewohnheiten eines Menschen durchaus auch um Verhaltens­
regelmäßigkeiten, an denen sich das Verhalten anderer orientieren kann. Aber 
im Gegensatz zur Nonn hat ein Abweichen von der Gewohnheit keine Sanktion 
zur Folge. Gewohnheiten, die innerhalb eines (engeren) Kollektivs verbreitet 
sind und dort auch Anerkennung finden, werden als Bräuche bezeichnet. Auch 
bei den Bräuchen hat eine Abweichung von den Usancen keine echte Sanktion, 
zumindest nicht im strafrechtlichen Sinne, zur Folge, oft allerdings infonnelle 
Maßregeln (Konfonnitätsdruck). Hier wird deutlich, dass die Grenzen vom 
Brauch zur Nonn oft fließend sind.32 

Werte sind nach der klassischen Definition von Kluckhohn33 " Vorstellungen des 
Wünschbaren", nach denen die Menschen in einer Gesellschaft ihr Handeln 
ausrichten. Werte haben Orientierungs charakter und befinden sich auf einem 
hohen, nicht durch Objektbezug gekennzeichneten, Abstraktionsniveau. In 
Entscheidungssituationen des Individuums konkretisieren sie sich zu Einstel­
lungen und Handlungspräferenzen. Werte sind an der Schnittstelle zwischen 
dem Individuum und den gesellschaftlichen / staatlichen Institutionen ange­
siedelt. Während Werte für das Individuum Orientierungscharakter besitzen, 
sind sie für die gesellschaftlichen / staatlichen Institutionen eine der wichtig­
sten Legitimationsgrundlagen. Denn bestimmte Werte, die in den Institutionen 
vorherrschen, entscheiden darüber, ob diese Institutionen bei den Individuen 
Akzeptanz finden oder von ihnen abgelehnt werden. Die konkreten Handlungen 
von staatlichen Institutionen, wie der Polizei, sind damit letztlich Ausdruck der 
in ihnen vorherrschenden Werte. Zu Recht hat deshalb von Rosenstiel Organi-

30 Hans-Paul Bahrdt: Schltisselbegnffe der SOZIOlogIe Mimehen 1994 (6 Aufl), S 49 

31 Ahnhch Haus Jtirgen Kerner (Hg): Knmmologle-Lexlkon Heldelberg 1991 (4., völlig neubearbeneteAufl.), S 227 
32 Haus-Paul Bahrdt' a. a 0, S 52 

33 Kluckhohn Values and Value-OnentatlOns In the Theory of ActIon, In, Talcott Parsons und EdwardAlbert ShIls (Hg) Toward 

a General Theory of ActIOn. Cambndge, Mass. 1951, zum Wertebegnffnach MIlton Rokeach' s u 53 15, Fußnote 304 
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sationen als "geronnene Werte" interpretiert.3-I Werte besitzen mithin sowohl 
einen individuellen als auch einen sozial-integrativen Aspekt. 

Eine allgemein anerkannte Definition des Wertebegriffs ist allerdings bis heute 
nicht geglückt. Der Grund dafür ist. dass der Wertebegriff zu viele Aspekte und 
zu unterschiedliche Kategorien aufweist. Klages35 geht deshalb von einem 
weiten "Werte raum" aus und hat fünf Differenzierungsgesichtspunkte zur 
Wertedefinition vorgeschlagen: 

(1) Zum einen sollte die klassische Cnterscheidung von Rokeach36 zwischen 
"terminal values" (Lebensziele) und . .instrumental values" <berufsbezo­
gene Verhaltensziele und -präferenzen) Berücksichtigung finden. 

(2) Zum anderen sollte nach Klages zwischen latenten .. Grundorientierungen·· 
(basic values) und beobachtbaren .. aktualisierten Werten" unterschieden 
werden. Während die Grundorientierungen relati\ ~tabil sind. zeichnen 
sich aktualisierte Werte. die situativ und schließlich handlungsleitend sind. 
durch verhältnismäßige Instabilität aus. 

(3) Weiter ist zwischen allgemeinen und spezifischen. bereichsbezogenen 
Werten zu unterscheiden. 

(4) Ferner sollte zwischen gesellschaftlichen / instItutionalisierten ~ormen 
und persönlichen, individuellen Werten differenziert \\ erden. 

(5) Schließlich geht auch die Trennung zwischen .. Präferenzwerten" und .. re­
gulativen Werten" auf Klages zurück. Präferenz\\ erte oder Präferenzen 
sind Einzelwerte, die sich unmittelbar aufbe\\ ertete Lebensgüter beziehen. 
während die regulativen Werte jene Präferenzwerte quasi \,orsteuern im 
Sinne der Festlegung eines legitimen Aspirations- oder Anspruchsniveaus. 

Die Ausführungen zeigen. dass diese vielfaltigen Differenzierungen des Werte­
begriffs einer allgemein anerkannten Definition entgegenstehen. Damit bleibt 
auch die erforderliche Abgrenzung zu eng verwandten Begriffen wie .. Einstel­

lung" oder "Bedürfnis" unklar. 

3-1 Lutz \ on Rosensllei Wenkonfllkle beim Beruhem<;l1eg. In' Helmut KlJge ... und .1rHkre \\er:e .. md w~ldd F~-J..::.. -: ;;,..-- \L::-. 

1991. S 333 t334 m \\ :-. l 
35 Helmut Klages DIe gegen\\artlge SlIuJuondcr \\;:n· und \\ene\\.lll:delfor"h.Jjlf ?:i:~r:.;r.:e "::-. .1 Pe~· .. p-:kl1; C:l :w: S :~ ,,~,~ 

30-33 
36 ~blton Rokeach Behds. --\tl1tude~ and \aluö 19-2 
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Im Mittelpunkt der empirischen Werteforschung37 steht die Auseinandersetzung 
mit Ingleharts Wertewandeltheorie38. Anfang der 70er Jahre hat Inglehart die 
These formuliert, dass in westlichen Demokratien eine "stille Revolution" im 
Gange sei, nämlich ein Wertewandel im Sinne eines univer-sell fortschreiten­
den Postmaterialismus. Die sogenannten "materialistischen Werte" würden 
durch die sogenannten "postmaterialistischen Werte" ersetzt. Dabei hat Ingle­
hart auf das vom amerikanischen Physiologen A. H. Maslow39 entwickelte 
Ordnungsschema von Bedürfnissen der Menschen, das eine pyramidenartige 
Stufung aufweisen soll (sog. Maslowsche Bedürfnispyramide), zurückge­
griffen. Maslow geht dabei von sechs Stufen aus. Die Basis (Stufe 1) bilden die 
physiologischen bedeutsamen Bedürfnisse (Essen / Kleidung / Wohnung). Es 
folgen die Sicherheitsbedürfnisse (Stufe 2), die Bedürfnisse nach sozialer 
Zugehörigkeit und Anschluss (Stufe 3), das Bedürfnis nach Wertschätzung 
durch andere (Stufe 4) und an oberster Stufe das Bedürfnis nach Selbst­
verwirklichung (Stufe 5). Sind die Bedürfnisse der unteren Stufen befriedigt, 
dann gewinnt die nächsthöhere Stufe Vorrang (sog. Sättingsthese). Inglehart hat 
dabei die physiologischen Bedürfnisse und die Sicherheitsbedürfnisse zu der 
Kategorie der ,,materialistischen Werte" und die Bedürfnisse nach sozialer 
Achtung und Selbstverwirklichung sowie die ästhetischen und intellektuellen 
Bedürfnisse zu der Kategorie der "postmaterialistischen Werte" / Selbstent­
faltungswerte zusammengefasst. In Kohortenanalysen in den Jahren 1970 bis 
1988 konnte Inglehart bei verschiedenen Jahrgangsgruppen und in verschiede­
nen Ländern nachweisen, dass der Anteil der Postmaterialisten um so ausge­
prägter ist, je jünger und gebildeter die Probanden sind. Der Wertewandel finde 
- so Inglehart - ganz im Sinne der Maslowschen Sättigungsthese mit einer 
gewissen Automatik statt, wenn die Menschen ein bestimmtes ökonomisches 
Wohlstands- und physisches Sicherheitsniveau erreicht oder überschritten 
haben. Ferner sei nach der sogenannten Sozialisationshypothese von Inglehart 
die Möglichkeit eines Wertewandels entwicklungspsychologisch gesehen an ein 
bestimmtes Lebensalter, die "formativen Jahre der Jugendzeit" , gebunden. Nur 
in dieser Zeit könnten veränderte Wertorientierungen verinnerlicht werden, 
wenn die ökonomischen Bedingungen insoweit gegeben seien. 

Nach allem kann man die Auffassung von Inglehart zum Wertewandel über­
spitzt als eine Art Herrensöhnchen-Syndrom interpretieren. 

37 Karl-Hemz HIllmann' Wörterbuch der Soziologie. Stuttgart 1994 (4., neubearbetteteAufl), S. 931 m w N 

38 Ronald Inglehart: Kultureller Umbruch. Frankfurt am Mam 1989 

39 Abraham Hardel Maslow MotivatIon and Personahty 1954. 
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Diese ziemlich einfache Theorie vom Wertewandel ist zu Recht auf Kritik 
gestoßen. So wurde gegen Inglehart eingev,·andt. dass 

Werte veränderungen auch von lebenszyklischen Crsachen abhangig seien 
(Alter); 

sich der Wertewandel nicht nur in die eine Richtung des Postmaterialismus 
entwickele, sondern ein Wertewandel durchaus auch mehrere DimensIonen 
besitzen könne: 

materialistische und postmaterialistische \Verte durchaus miteinander kom­
binierbar seien, und es so etwas wie eine Wertediffusion gegeben habe. So 
sind zum Beispiel in der Bundesrepublik Deutschland dominante Werte der 
herrschenden Elite von breiteren Kreisen der Bevölkerung übernommen 
worden; 

eine Beschränkung auf die Gruppen der reinen \1aterialisten und der reinen 
Postmaterialisten viel zu eng sei. Es gebe durchaus \lenschen. die .. ge­
mischte" Werte besäßen. Die Wirklichkeit sei vielmehr durch eine Plurali­
sierung der Werte und Lebensstile gekennzeichnet: 

die Abgrenzung zwischen einem Wertewandel und seinen Vorstufen. wie 
Werteveränderungen und Werteverschiebungen. sei von Inglehart über­
haupt nicht berücksichtigt worden. 

Jedenfalls kann der vieldiskutierte Werte\\ andel in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht als ein homogenes. alle gesellschaftliche Schichten und 
Gruppen gleichermaßen berührendes Phänomen beschrieben werden.4(1 

Man kann sicher sagen. dass zur Zeit eine Pluralisierung der Werte und 
Lebensstile zu beobachten isr1. Tendenziell verlieren .. Pflicht- und Akzep­
tanzwerte" wie Disziplin. Unterordnung. Pünktlichkeit. Fügsamkeit an Be­
deutung und "Selbstentfaltungswerte" wie die Emanzipation \"on Autoritäten. 
Partizipation, Abwechslung. Spontanität und SeIbstvef\\ irklichungsbestrebun­

gen an Bedeutung gewonnen haben.'+2 

-Ul Lutz von Rosensuel Wertkonfllkle beIm Beruf~m,,>tJ('g In Helmut Klage~ und J..\1{kre_ \\en::: l.ond \\3.<tJ..:l F1:i:!""J..i~ 1-- \b: 

1991. S 335. ebenso Karl-Hemz Hdlmann. \\ ol1erbuch der SOZlOlope Stung3l11W-! ,,! net.toe..1.~lie!C Al,;i: - S "'3-3-

.41 Wilh Herben- \\3J1del und Konstanz \on Wertestru);.turen Spe~er 1Q41, S IQj 

.. $2 Helmut Klages Weneonenuerunglm \\andel Franl..fun arn \!am lq~ .. S ~l f 

32 



Zeitlich lässt sich der Beginn dieses Wertewandels sehr genau bestimmen. Er 
wurde durch die gesellschaftlichen Veränderungen in den 60er Jahren im Zuge 
der Emanzipationsbewegung eingeleitet. Dieser Prozess ist jedoch schon seit 
langem abgeschlossen und wird zur Zeit durch neue Wandlungsprozesse 
(Stichwort: Restauration) überlagert, so dass der gegenwärtige Zustand des 
gesellschaftlichen Wertewandels als recht instabil angesehen werden muss. 
Deshalb erstaunt es nicht, wenn heute durchaus gegenläufige Tendenzen fest­
stellbar sind. Gegenwärtig zeigt sich eine Konstanz oder gar eine Renaissance 
traditioneller Wertehaltungen. Darüber hinaus ist eine deutliche Zunahme der 
sogenannten emanzipatorischen Werte wie Partizipation, Autonomie, Demo­
kratie, hedonistischer Werte (Genuss, Abenteuer, Spannung, Emotionalität) und 
individualistischer Werte wie Kreativität, Selbstverwirklichung und Unge­
bundenheit erkennbar. Deshalb ist es nicht verwunderlich, wenn heute zugleich 
von einer generellen Bedeutungs-zunahme der emanzipatorischen Werte und 
einer Renaissance konventioneller Werttraditionen gesprochen wird. Generell 
ist allerdings von einer Bedeutungszunahme der emanzipatorischen, individu­
ellen Ziel werte und einer Bedeutungsabnahme der konventionellen Zielwerte 
auszugehen. 

Der Wertewandel ist jedoch ein Prozess, der neben der dargestellten gesell­
schaftlichen Komponente auch eine subjektive Komponente enthält. Beim 
Individuum erlangt der Wertewandel subjektiv erst dann seine volle Bedeutung, 
wenn die von der Gesellschaft ausgehenden Impulse dazu führen, dass es die 
Umgewichtung der gesellschaftlich veränderten Werte auch real in seinem 
Verhalten nachvollzieht. Die gesellschaftlichen Impulse haben für den subjek­
tiven Wertewandel demnach mittelbare Bedeutung. 

Erstaunlich ist, dass die in den letzten Jahren so stark expandierende empirische 
Werteforschung in der Soziologie kaum von der ebenfalls auf breiter Basis 
geführten philosophischen Ethikdiskussion zur Kenntnis genommen worden ist, 
obwohl die Überschneidung beider Forschungs-richtungen auf der Hand liegt. 43 

So sind zum Beispiel weder Franke44 noch Möllers45 in ihren Untersuchungen 
zur Polizeiethik auf diese Ergebnisse der empirischen Werteforschung näher 
eingegangen. 

43 Helmut Klages' DIe gegenwärtige Situation der Wert- und Wertwandelforschung 1992, S 10; Ausnahme Karl-Otto Apel. 

Diskurs und Verantwortung. Das Problem des Übergangs zur postkonventlOnellen Moral suhrkamp taschenbuch und WIssen­
schaft. Band 893, (2 Auflage 1992), S, 188 ff 

44 Slegfned Franke Berufsethik für die Pohzet Regensburg 1991 

45 Herrnann Möllers: EthIk 1m Pohzelberuf Stuttgart und andere 1991 
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Aus philosophischer Sicht hat Scheler6 zum einen zwischen Sach- und Perso­
nenwerten unterschieden, zum anderen bei den Personenwerten vier typische 
Klassen von Werten in aufsteigender Linie herausgearbeitet. Der \'on ihm 
verwandte Begriff des "Wertefühlens" wird dabei im bewussten Gegensatz 
zum rationalen Denken verwandt. Werte werden nicht gedacht. sondern seien 
beim Individuum intuitiv gegeben. 

Auf der untersten Stufe der Personenwerte rangieren nach Scheler die Werte des 
sinnlichen Fühlens. Hier geht es um Genuss und Erleiden. um Lust und 
Schmerz. Auf der folgenden Stufe sind die Werte des \ italen Fühlens ange­
siedelt. Hier geht es um Werte des Edlen und Gemeinen. um gutes oder schlech­
tes Befinden. Auf der dritten Stufe befinden sich die Werte des geistigen Fühlens 
wie wahr / falsch / gerecht / ungerecht. schön / hässlich. Auf der höchsten 
Wertstufe sind die Werte des religiösen Fühlens zu finden. \Verte wie Glaube I 
Unglaube, heilig / unheilig. Liebe / Hass. Im Ablehnen und Verwerfen. im 
Zustimmen und Anerkennen einzelner Werte setzt sich ein Bewusstsein über 
diejenigen durch, die für das Selbstkonzept des Menschen \'on zentraler 
Bedeutung sind.47 Werte sind damit Ausdruck einer wechselyollen Auseinan­
dersetzung des Menschen mit seiner Cmwelt. Werte \\erden als die zentralen 
Kategorien des Selbstkonzepts und der Identität des Menschen angesehen. Sie 
sind von entscheidender Bedeutung für die Persönlichkeit des einzelnen. weil 
sie die Vorstellung über das. was real ist. antizipieren und den \1enschen in 
seinem Selbstverständnis und in seinem Verhalten leiten.-lS Bestimmte (auch 
berufliche) Wertvorstellungen haben damit stark motivationale Bedeutung. 

Zusammenfassend können l'<ormen als Erwartungsrahmen. \Verte hingegen als 
Qualitäten und Bewertungsgrundlagen verstanden werden. ~ormen sind kon­
kreter, greifbarer; sie zeigen festgelegte Spielräume und Grenzen auf. Werte 
sind dagegen tiefer verwurzelt: sie erfassen nicht nur den \knschen als Ganzen. 
sondern besitzen auch eine gesellschaftliche Komponente. ohne ausschließlich 

intellektuell erfahrbar zu sein. 

46 Max Scheler- Der Fonnahsmus. 10 der EthiK und die matenak Wenethüi. Sem und \fur . ..:-hm ,5- 3,u!l. ~ 1 G(j,' S 1: - :-

47 Alwtn Dlemel und ho FischertHg I Fischer-Le"ilkon PhdosorhH.' IBa...!1d i I! Fr.mj.Ju:t .2"-11 ~Lur. 19:'S,. S &6 f 
48 Horstrtidlger Weiß- Zur moli\ auonakn SitUJtlDn in der Pohzel ln- Poilzel-F .lhnmg.m;i.ce-mle Koorl!l,:tf~ugJ .. el~ J::-:- F-..::.:-~:- g~­

kraft zum Semmar \om 1 bIS 5 ~ 19Q~ und \om! bis 10 .3 l~. 5 9 -~:. 
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2.1.3 Moral, Moralität, Ethik 

Moral ist der Inbegriff jener Normen und Werte, die durch gemeinsame An­
erkennung als verbindlich gesetzt worden sind und in der Form von Ge- und 
Verboten an den Handelnden appellieren. Jede Moral hat einen zeitlichen 
Aspekt und einen Aspekt der Zusammengehörigkeit. Denn jede Moral ist zum 
einen ein geschichtlich entstandener und sich ständig wandelnder Regelkanon 
und zum anderen immer eine Gruppenmoral, die nicht ohne weiteres über die 
Mitglieder der Gruppe hinaus ausgedehnt werden kann. In modemen Gesell­
schaften kann es deshalb auch kein einheitliches, in sich geschlossenes Moral­
system geben, sondern es herrscht vielmehr Moral-pluralismus. 

Im wesentlichen wird der Begriff der Moral durch drei Kriterien bestimmt: Er 
umfasst zum einen Regelsysteme materieller Normen und WertvorsteUungen in 
bestimmte Gemeinschaften. Nach überkommener, klassischer Ansicht geben 
diese Normen und Wertvorstellungen Auskunft über das jeweilige Freiheits­
verständnis innerhalb der Gemeinschaffl9. Zum anderen ist der Begriff der 
Moral ein formaler Ordnungs begriff, mit dem empirische Gegebenheiten oder 
Tätigkeiten unter bestimmten Wertaspekten zu einer Einheit zusammengefasst 
werden. Schließlich kommt keine Moral ohne inhaltliche Ideen und Werte aus. 
Es handelt sich um Begriffe wie "Freiheit", "Gleichheit", "Menschenwürde", 
"Gerechtigkeit", "Solidarität" und so weiter. Damit bezieht sich der Begriff der 
Moral stets auf etwas, was seinem Inhalt nach veränderlich ist, seinem Anspruch 
nach aber unveränderlich bleibt. 

Moralität ist im Gegensatz zur Moral kein Ordnungs-, sondern ein Prinzipien­
begriff. Deshalb kann die geltende Moral aus Gründen der Moralität in Frage 
gestellt oder gar negiert werden. Im Begriff der Moralität wird Freiheit nicht 
relativiert, sondern als unbedingter Anspruch, Freiheit um der Freiheit willen, 
gedacht. Moralität ist keinem geschichtlichen Wandel unterworfen, sondern 
fordert zu jeder Zeit die Verwirklichung von Prinzipien wie Freiheit, Gleichheit, 
Gerechtigkeit, Menschenwürde, Solidarität und so weiter. Wer aus dieser 
Grundhaltung (Moralität) heraus handelt, besitzt moralische Kompetenz. 

49 MoralIsche Haltungen, von denen behauptet WIrd, dass SIe dogmatisch unangreifbar selen, smd regelmäßig bloße Vorurteile 

emes Morahstentums, das FreiheIt meht als Freiheit aller begreift, sondern als FreiheIt wemger Ausgewählter mIssversteht. DIe 

Folgen emer solchen unknuschen Haltung smd bekannt relIgiose Verfolgung, DiffamIerung von MinderheIten, Rassendlskn­

mUllerung, Achtung polItIsch oder IdeologIsch Andersdenkender usw V gl Annernane Pieper EthIk und Moral. MiInchen 1985, 
S 23 
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Das Wechselverhältnis ,'on Moral und Moralität ist Gegenstand der Ethik. Ethik 
reflektiert Moral und Moralität. Die Funktion der Ethik besteht darin. Gründe 
moralischen Handeins wissenschaftlich zu untersuchen und zu beurteilen. 
Ferner analysiert Ethik Methoden. die das Problem!ösungsyerhalten im 
Bereich moralischer Argumentation kennzeichnen.50 Das Verhältnis von Ethik 
zur Moral/Moralität lässt sich beispielhaft wie folgt beschreiben: So wie 
niemand durch Theologie religiös wird. wird auch niemand durch Ethik 
moralisch. 51 

Als Wissenschaft vom moralischen Handeln geht es der Ethik nach klassischer 
Sichtweise um die drei großen Themen GlÜck(seligkeitl. Freiheit und das Gute. 
Die Funktion der Ethik besteht nicht darin. eine bestimmte Handlung direkt zu 
gebieten, sie gebietet immer nur Moralitat als die dem ~1enschen wesentliche 
Freiheit.52 

Bildlich gesprochen ist Ethik mit einem Kompass vergleichbar: Wer einen 
Kompass benutzt, um an sein Ziel zu gelangen. hat dieses Instrument miss­
verstanden, wenn er meint. darauf seinen Standort und den Weg zu seinem Ziel 
einfach ablesen zu können. Weder über das eine noch über das andere gibt der 
Kompass direkt Auskunft. Er zeigt immer nur in eine Richtung. Trotzdem führt 
er den Wanderer ans Ziel. vorausgesetzt dieser weiß. wohin er will und wo sich 
sein gegenwärtiger Standort befindet. Der Kompass gibt nur an. wie der richti­
ge Weg zu ermitteln ist. In der Diktion Berlins besteht ethisches Denken in der 
systematischen Untersuchung der Beziehungen zwischen \1enschen. in der 
Untersuchung der Auffassungen. Interessen und Ideale. aus denen sich die Art 
und Weise des Umganges der Menschen miteinander ergeben so\\ ie der Wert­
systeme, auf denen solche Lebensziele beruhen. Die Anschauungen. wie die 
Menschen ihr Leben leben sollen. wie sie sein und was sie tun sollen. sind 
Gegenstände des ethischen Fragens: und wenn man solche Fragen auf Gruppen 
und Nationen oder gar im Hinblick auf die ganze \<1enschheit stellt. spricht man 
von politischer Philosophie. die nichts anderes ist als die Anwendung der Ethik 

auf die Gesellschaft.53 

50 DleteT Birnbacher und :Sorbert Hocrs.!ef tHg_1 Te'({c mT Ethik ldl' \\I,:.en,h3it Bd .!-!~6, \h.mch:!"fl lQs;.- 6 A.;~-:: S:( 

51 Der Cnterschled ZWIschen Elhtk und :\Iorallas:;'l "Ich auch an reifender . ..\n3:0"pe y<!'!deuu:;-d:-.en &gemund -&r L,t::."rJ..!:':;-'" ... 

senschaft ist dIe .. schöne LIteratur" . die unter den '\ en.chleden:'ten AsreKten IlteralW' ....... ;..!-er'-~tui1IKh Un!~UCh, -'" _!""..:l \\ ~ L· 

teraturVo'lssenschaft betreib!. schreibt JMoch noch lange keUle Romane OI..-ier Ci'«iKnl.:-

52 Annemane PIeper: Ethik und !\foraJ \Iunchen 1985 S 6.~ und N 

53 Isatak Berlm: Daii krumme Holz der HUnUl11tJL Frankfun Jnl ~bm J w:: S j": 
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2.2 Grundformen ethischer Argumentation 

Eine Ethik im Polizeimanagement kann auf eine knappe Zusammenstellung der 
maßgeblichen ethischen Methoden und Theorien, die inzwischen entwickelt 
worden sind, nicht verzichten, zumal sich der Verfasser ansonsten dem Vorwurf 
aussetzen würde, er hätte das weite Feld einschlägiger philosophischer Frage­
stellungen unbeachtet gelassen. Da sich diese Passagen schwer lesen und nicht 
den Schwerpunkt der Arbeit darstellen, wird hier nur eine Art Einführung in eh­
tische Argumentation vorgelegt. Die maßgeblichen ethischen Theorien und 
Methoden können im Kapitel, "vertiefende Untersuchung ethischer Methoden 
und Theorien, ein Überblick", nachgelesen werden (vgl. Kapitel 8 der vorlie­
genden Arbeit). 

In der Ethik sind unterschiedliche Methoden entwickelt worden, nach denen das 
Verhältnis von Moral und Moralität bestimmt werden kann. Es wird grob 
zwischen normativen und deskriptiven Methoden differenziert. Auch bei den 
verschiedenen ethischen Theorien, die im Lauf der Jahrhunderte erarbeitet 
wurden, lässt sich zwischen normativen und deskriptiven Theorien unter­
scheiden. Das gesamte Feld der Ethik ist jedoch, was die Methoden und Theo­
rien anbelangt, höchst unübersichtlich. Inhaltlich lassen sich drei große Wert­
traditionen der Ethik herausarbeiten: die Religion, der Humanismus und die 
Arbeiterbewegung. 

2.2.1 Angelsächsische Unterscheidung 

Im angelsächsischen Sprachraum geht es regelmäßig um die Deskription vor­
liegender Ethiken und ihre Systematisierung nach Inhalten und Verfahrenswei­
sen. Insoweit soll hier die gängige Unterscheidung zwischen deontologischen 
und teleologischen Positionen näher erläutert werden. 54 

In der deontologischen Ethik (Pflichtenethik) wird üblicherweise zwischen der 
Handlungsdeontologie und der Regeldeontologie unterschieden. Die hand­
lungsdeontologischen Auffassungen gehen davon aus, dass man in jeder Situa­
tion von neuem entscheiden muss, was richtig und pflichtgemäß zu tun ist. Es 
geht also um die Frage: Wie soll ich in dieser konkreten Situation moralisch 
richtig handeln? Allgemein verpflichtende Regeln haben folglich allenfalls 

54 Wilham Klaas Frankena AnalYllsche Etlnk. München 1981 (3 Auf!), S 35 f, vgl auch Horst Stemmann und Albert Löhr 

Grundlagen der UnternehmensethIk. Stuttgart 1994 (2., überarbeItete und erweIterte Auf! ), S 12 f 
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nachrangige Bedeutung, da der einzelne in dieser bestimmten Situation schon 
wisse, was die moralisch richtige oder falsche Handlung sei. Woher das 
Vertrauen in die moralische Urteilskraft ohne allgemeine Orientierungshilfe 
kommen soll, bleibt weitgehend ungeklärt. Die regel-deontologischen Auf­
fassungen gehen nach herrschender Meinung davon aus. dass allgemeine 
Regeln unabhängig von den Folgen. die mit der Einhaltung dieser Regeln 
konkret verbunden sind, Verpflichtungscharakter besitzen. Solche Regeln sind 
in allen Situationen einzuhalten. Sie sind häufig in Fornl \'on Katalogen oder 
Imperativen formuliert (z. B. zehn Gebote. kategorischer Imperativ). Bei den 
regeldeontologischen Ansätzen treten immer dann Probleme auf. wenn in einer 
bestimmten Situation zwei sich wider-sprechende ethische \c1aximen aufeman­
dertreffen: Kann die Regel .. Du sollst nicht lügen". auch dann gelten. wenn 
durch die Lüge ein unschuldig Verfolgter getötet \\ ird? 

Bei den teleologischen Ethikansät:en stehen die guten Handlungskonsequenzen 
im Vordergrund. Eine Handlung ist ethisch nur dann gerechtfertigt. \\ enn em 
gutes Ziel erreicht wird. Bei den teleologischen Ethikansätzen wird zwischen 
ethischem Egoismus (Vertreter z. B. Epikur. Hobbes. :\ietzsche) und ethischem 
Universalismus (Utilitarismus) (Vertreter z. B. Bentham. Höffe) unterschieden. 
Für die Vertreter des ethischen Egoismus werden die Konsequenzen des 
Handeins allein danach bewertet. was für einen selbst am besten ist. \\ährend 
die Vertreter des ethischen Universalismus die Folgen danach beurteilen. ob sie 
im Interesse der Allgemeinheit sind.55 Die Problematik bei der teleologischen 
Ethik besteht darin, dass sie die Frage nach der Rechtfertigung der gewählten 
Wertebasis regelmäßig offen lässt. 

Max Weber56 hat die deontologischen und die teleologischen Ethikansätze unter 
dem Begriffspaar "Gesinnungsethik" und .. Verantwortungsethik" diskutiert und 
zusammengefasst. Der Gesinnungsethiker richtet sich im konkreten Fall 
ausschließlich nach seinen persönlichen Prinzipien. während der Verant\\ or­
tungsethiker danach fragt. ob sein Handeln sowie dessen Konsequenzen in einer 
bestimmten Situation noch vertretbar oder gerechtfertigt ist. Eine Beurteilung 
der Handlung ist sowohl für den Gesinnungs- wie auch für den Verantwor­
tungsethiker nach Auffassung von Weber nur aufgrund eines privaten Wertur­
teils möglich. Denn im Bereich der Werte gibt es keine begründeten erteile. Die 

55 Horst Steinmann und Albert Löhr Grundlagen der L memeh.men-sethlk Stungart 199-!,:: Jj~r.llkqete und er .. eHer;~ -\:.!-: 

S 14f m. \\ " 
56 Ma .... \lieber Soziologie In V \\~md.elmann \ Hg J Tubmgen 19-), i 5 Aurl j. S 3-~ I L 
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Position der Verantwortungs ethiker herrscht heute - zumindest in der philoso­
phischen Diskussion - eindeutig vor.57 

2.2.2 Klassische ethische Fragestellungen (Glück, Freiheit, 
das Gute) 

Die klassische Ethik versucht auf drei ethische Grundfragen zu antworten. Es 
geht um die Frage nach Glück, Freiheit und dem Guten.58 

(1) Der Begriff "Glück" hat umgangssprachlich zwei Bedeutungen: Glück im 
Sinne von "Glück haben" bedeutet, dass einem etwas unerwartet und ohne 
eigenes Zutun in den Schoß fällt. Glück kann aber auch bedeuten, dass 
jemand zielgerichtet und planmäßig seine Kräfte einsetzt, um ein be­
stimmtes Gut zu erreichen. Gelingt ihm dies, hatte er Glück im Sinne von 
"sein Glück machen". Für die Ethik spielt Glück nur in dieser zweiten 
Bedeutung eine Rolle. Bei der Frage nach dem Glück stehen seit jeher zwei 
Fragestellungen im Mittelpunkt: 

(a) Soll der Mensch überhaupt nach dem Glück streben? 

(b) Worin besteht das Glück des Menschen, was ist Glück? 

Zu (a) 

Während die Vertreter der eudämonistischen, egoistischen, hedonistischen 
und utilitaristischen Ethik das Streben des Menschen nach Glück als den 
eigentlichen Sinn des menschlichen Lebens ansehen, gehen andere (z. B. 
Platon und die Vertreter des deutschen Idealismus) davon aus, dass das 
Streben nach Tugend und Sittlichkeit Vorrang vor dem Glücksstreben 
habe, das Prinzip des Glücks also dem Prinzip der Pflicht nachgeordnet sei. 

Zu (b) 

Die Frage, was eigentlich Glück ist, wird höchst unterschiedlich beant­
wortet. Aus ethischer Sicht kann festgehaiten werden: 

57 Vgl. Hans Lenk: ZWISchen Wissenschaft und Ethik. Frankfurt am Marn 1992. S. 1 ff. Kar1-0tto Ape1' Diskurs und Ver­

antwortung Das Problem des Übergangs zur postkonventIOnellen Morall suhrkamp taschenbuch wISsenschaft, Band 893 (2 
Auflage 1992), S 179 ff und 270 ff 

58 Aonemane Pieper: Ethik und Moral. München 1985, S. 90 f. 
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Glück kann nicht direkt als Lebensziel angestrebt \\ erden. sondern nur 
mittelbar, indem konkrete Zwischenziele gelingen. die dann Befriedi­
gung und Glück gewähren. 

Glück stellt sich nicht von selbst ein. sondern nur durch einen tatigen 
Vollzug in der Praxis (umgangssprachlich: Es ist .. geglückt" ,. 

Glück ist kein normativer. sondern ein deskripti\ er Begriff. In diesem 
Sinne kann der Mensch allenfalls dann glücklich werden. wenn er .. gut" 
handelt. 

(2) Die Ethik der Neuzeit ist eine Ethik der Freiheit. !\Iit dem Problem der Frei­
heit steht und fällt nicht nur Moral und :-'loralität. sondern auch die Ethik 
als Wissenschaft von Moral und Moralität. Seit Kant ist der Freiheitsbe­
griff eng mit der Autonomie (Selbstbestimmung) \ erknupft. Heteronomie 
(Fremdbestimmung) liegt dann vor. wenn sich der :-"1ensch ausschließlich 
durch Triebe und Leidenschaften bestimmen lässt. Moralische Freiheit ab 
Willensfreiheit liegt dann vor. wenn der ~lensch sich \ on den b\ ängen 
heteronomen "Sich-bestimmen-Iassens" befreit und autonom bestimmt. 
was er legitimerweise wollen kann. Zur Autonomie I Selbstbestimmung 
des Willens hat Kant ausgeführt59: .. Die Autonomie des Willens ist das­
jenige Prinzip aller moralischen Gesetze und der ihnen gemäßen Pflich­
ten: Alle Heteronomie der Willkür gründet dagegen mcht allein gar keine 
Verbindlichkeit, sondern ist vielmehr dem Prinzip derselben und der 
Sittlichkeit des Willens entgegen .... Also drückt das moralische Gesetz 
nichts anderes aus. als die Autonomie der reinen praktischen Vernunft. im 
Sinne der Freiheit." 

Da die Willensautonomie auf das "Gute" gerichtet ist. gehört zum Wollen 
des Guten Moralität. wie zum Tun des Guten auch Glück gehört. \1it der 
Willensautonomie wird keineswegs geleugnet. dass der ~1ensch durch 
seine genetische Ausstattung. durch Erziehung und Sozialisation leih, eise 
in seinen Willensäußerungen detern1iniert ist. Aber der \1ensch soll sich -
ethisch gesprochen - nicht ausschließlich von seinen Bedürfnissen. also 

heteronom, bestimmen lassen. 

(3) Die Attribute "gut"" und "böse" sind zunächst von dem Begriffspaar .. rich­
tig" und "falsch" abzugrenzen. Die Attribute "richtig" und . .falsch" haben 
instrumentelle Bedeutung für die Frage. wie ein Ziel erreicht wird unab-

59 Immanuel Kam Knllk der praktischen V~munfl In Wllhdm \\el-..:heJel' Hf ' Schni!~n l:1.!r E~h!;' U:1J R:!,j;f:.0<r.~.;,-~<::2'~?;'!- :: 

DarmSlad< 1960 S I-l-I 
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hängig davon, ob dieses Ziel selbst eine moralische Qualität besitzt. "Gut" 
und "böse" haben dagegen eine moralische und eine außermoralische 
Bedeutung. Die außermoralische Bedeutung von "gut" betrifft einen 
Vergleich oder einen Gütemaßstab (z. B. die Straße ist gut im Sinne von 
verkehrsgerecht, oder die Musik ist gut im Sinne von akustischem Kunst­
genuss). Die moralische Bedeutung von "gut" stellt dagegen keinen 
Vergleich her, sondern ist in sich selbst gut. Kant hat dies in seiner Grund­
legung zur Metaphysik der Sitten60 wie folgt formuliert: "Der gute Wille 
ist nicht durch das, was er bewirkt oder ausrichtet, nicht durch seine Taug­
lichkeit zur Erreichung irgendeines vorgesetzten Zweckes, sondern allein 
durch das Wollen an sich gut." 

"Gut" und "böse" sind damit Produkte der menschlichen Freiheit, Produkte 
des autonomen Willens des Menschen. Daher sind alle Theorien, die darauf 
abzielen, die Menschheit durch die Beseitigung der sogenannten "Be­
dingungen des Bösen" (Herrschaftsstrukturen in Form von ökonomischen 
Bedingungen, gesellschaftlichen Verhältnissen usw.) zum Besseren hin zu 
verändern, ethisch von vornherein verfehlt, weil sie die Bedingungen des 
Bösen außerhalb des Menschen anstatt im menschlichen Willen selbst 
suchen. Wenn der Mensch durch sein Wollen selbst Urheber des Guten und 
des Bösen ist, kann man die Bedingungen des Bösen nicht aufheben, 
ohne zugleich auch die Bedingungen des Guten aufzuheben, denn die 
Bedingung des Guten wie des Bösen ist die Freiheit.61 

2.3 Unterscheidung zwischen der Mikro-, Meso- und Makroebene 

Da in dieser Arbeit die Perspektive des ethischen Handeins und Entscheidens 
innerhalb der Organisation der Polizei zentrale Bedeutung zukommt, ist auf 
organisationsethische Fragestellungen genauer einzugehen. Üblicherweise wird 
dabei zwischen drei qualitativ unterschiedlichen Ebenen differenziert: Der 
Mikro-, der Meso- und der Makroebene.62 Auf der Mikroebene wird danach 
gefragt, was der einzelne Mensch in seiner Funktion als Arbeitnehmer, Be­
diensteter, Konkurrent, Kollege, Führungskraft und so weiter tut, tun kann oder 
tun soll, um ethische Verantwortung wahrzunehmen. Auf der Mikroebene geht 
es also um das Handeln des Individuums in der Organisation. 

60 Immanuel Kant: Knttk der prakttschen Vernunft. In: Wilhelm Weischedel (Hg ): Schnften zur Ethik und RelIgIOnsphIlosophIe 
Dannstadt 1960, S 18 

61 Annemane Pieper Ethik und Moral München 1985, S 100 

62 Georges Enderle' Handlungsonentterte Wirtschaftsethik Bem und Stuttgart 1993, S. 17 f 
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Die Mesoebene beschreibt das Handeln von Organisationen wie Behörden. 
Unternehmen, Gewerkschaften, Berufsverbänden und so weiter. Diese Organi­
sationen lassen sich nicht nur als die Summe der ethischen Interessen ihrer 
einzelnen Mitglieder verstehen, sondern Organisationen haben ihre eigenen 
Ziele, Interessen und so weiter. wobei sich auch zahlreiche innerbetriebliche 
Usancen entwickelt haben. die durchaus ethische Releyanz besitzen können. 
Die Bedeutung gerade der Mesoebene für die Betrachtung ethischer Frage­
stellungen in Polizeibehörden ist in Deutschland Yiel zu wenig beachtet 
worden. Ethisches Handeln wird immer noch Yiel zu häufig als eine rein 
persönliche Angelegenheit angesehen. Dabei sind Organisationen durchaus 
"moralische Akteure" und bestimmen entscheidend über kollektive Werte und 
damit auch über das ethische Verhalten einzelner !\1itglieder der Organisation. 
Die Arbeitsteilung in Unternehmen und Behörden. die zahlreichen und höchst 
unterschiedlichen korporativen Handlungsformen bei Großprojekten 50\\ ie die 
Handlungskoordination bei bestimmten Verfahren über \'iele Institutionen hin­
weg erschweren nicht nur die haftungsrechtliche Zuordnung unerwünschter 
Handlungsfolgen, sondern auch die Zuschreibung ethischer Verantwortung. 
Rein individualistischen Konzepte der Verant\\ ortungs zurechnung. wie SIe 
bisher in der Ethik entwickelt worden sind. werden diesen neuen Problemen der 
Technik und der Ökonomie jedenfalls nicht mehr gerecht. Die Zeit einer aus­
schließlich liberalistischen Individualethik. der moralischen Verpflichtung des 
Individuums im traditionellen Sinne. scheint überholt zu sein. Dies bedeutet 
freilich nicht, dass nun von individueller Verant\\ ortung nicht mehr gesprochen 
werden kann, sondern nur, dass die moralische und ethische Diskussion erwei­
tert und auf die sozialen sO\vie institutionellen Aspekte des Problems ausgedehnt 
werden muss. Deshalb gewinnt die .. Ethik des imtitwionelfen Handelm .. 1j3 

zunehmend an Bedeutung. 

Im Mittelpunkt des institutionellen Handelns steht die Frage nach der Auf teilung 
von Verantwortlichkeit, die sog. Verant\yortungsdistribution. Der traditionelle. 
behördlich-rechtliche Verantwortungsbegriff schreibt die moralische Ver­
antwortung einseitig qua Amt dem formalen Repräsentanten der Institution zu. 
Dies führt zur Verwässerung der Verantwortlichkeit und oft zu typischen 
Ausreden. Um dem entgegenzuwirken. sollte eine neue moralische Verant­
wortungsdistribution entwickelt werden. Auch mit zunehmender Anzahl der 
Beteiligten kann für den einzelnen die Verantwortung nicht tendenziell abneh­
men und quasi auf Null reduziert werden. denn seine Mitverantwortung bleibt 

63 Vgl Chnstlan Hublg tHg ): EthiK des lOsutuuonellen Handelm. Fr.ml.fun.1Jl1 ~bm und "\e\io Y0ri;. 1'11'.:. \ ~l J.uc:;, H.1;'".~ Lc;'".J; 

Zv.lschen Wissenschaft und EthiK. Frantiun am ~fam 199~ S - f 
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bestehen und hängt entscheidend von seiner jeweiligen Eingriffs- und Kon­
trollmacht ab. Geteilte Verantwortung ist sozusagen nicht halbe, sondern 
doppelt getragene Verantwortung.64 In dieser moralischen Hinsicht ließe sich 
der Rechtsgedanke der deliktischen Mithaftung von Gesamtschuldnern im 
Innenverhältnis durchaus entsprechend §§ 830, 840, 421, 426 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB) anwenden. Amtshandein setzt aber auch voraus, dass die 
Ziele der Institution und deren Werte verbindlich festgelegt werden, dass 
Verfahren zur präventiven Verantwortung entwickelt und eine Art defensive 
Ethik oder Unterlassungsethik praktiziert wird.65 Kern dieser defensiven Ethik 
ist zum Beispiel folgendes Postulat: Unterlasse alles, von dem Du aufgrund 
Deiner Folgenabschätzung nicht sicher sein kannst, ob Du die erwarteten Folgen 
tragen willst oder nicht; oder: Vor jeder Entscheidung sollte man sich fragen, zu 
welchem Ergebnis es führen würde, wenn alle der Handlungsmaxime folgen 
würden, die anzuwenden man im Begriff steht. Erscheint diese Vorstellung un­
tragbar, verstößt diese Handlung gegen das Gemeinwohl. 

Auf der Makroebene geht es um ethische Entscheidungen, welche die gesamt­
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen (Rechts-, Wirtschafts- und Wissens­
ordnung) betreffen. Hier handelt es sich um Politik, politische Philosophie und 
politische Ethik. Derartige Entscheidungen auf der Makroebene beeinflussen 
entscheidend die Mikro- und Mesoebene. 

64 Hans Lenk Verantwortung ZWIschen IndtvidualIsmus und Institutionahsmus In. Hans Lenk (Hg.). ZWischen Wissenschaft und 
Ehtik (suhrkamp taschenbuch wIssenschaft Bd 980) Frankfurt am Mam 1992, S. 106. 

65 Vgl. Hans Lenk: a. a. O. S 145 
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Abbildung I: 

Organisationsethische Differenzierung zwischen der \>tikroebene. 
der Mesoebene und der Makroebene 
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2.4 Dialogethik66 

Die Fundierung einer Ethik für die Polizei sollte praktisch orientiert sein. Das 
inhaltliche Programm einer solchen Ethik besteht damit darin, ein ethisches 
Prinzip, das im konkreten Berufsleben bereits (zumindest ansatzweise) prakti­
ziert wird, begrifflich zu präzisieren.67 Die zentrale ethische Frage lautet heute, 
ob sich bei der bestehenden Pluralität von Auffassungen und Werten überhaupt 
noch bestimmte, allgemein anerkannte handlungs leitende polizeiliche Wer­
te / Normen begründen lassen. Es geht also darum, nach einer Orientierung zu 
suchen, die es ermöglicht, pluralistische Lebensformen untereinander verträg­
lich zu machen und damit nicht nur die individuelle Freiheit der Bürger, sondern 
zugleich auch die notwendige gesellschaftliche Einheit zu sichern. 

2.4.1 Begründungsproblematik bei überindividuellem Handeln 

Individuelles ethisches Handeln hängt von bestimmten, auch selbst gesetzten 
Normen und Werten (Naturrecht, Glaubensgewissheiten, Dezision) ab. In dem 
Augenblick, in dem es um Letztbegründungen für überindividuelles, sozial 
koordiniertes Handeln geht, stellt sich jedoch die Frage, ob diejenigen Wer­
te / Normen, die für subjektives Handeln maßgeblich sind, auch für andere 
gelten können. Gibt es für überindividuelles Handeln keine einvernehmlichen 
Begründungen, so ist es letztlich eine Frage der Willkür oder der Macht, ob sich 
bestimmte Werte, die zwar für einzelne Personen maßgeblich sind, auch zur 
Koordination von strittigem, konfliktträchtigem und überindividuellem 
Handeln durchsetzen lassen. Albert68 hat überzeugend nachgewiesen, dass sich 
in pluralistischen Gesellschaften das Problem überindividueller Handlungs­
koordination bei strittigen Handlungszielen nicht allgemein verbindlich, also 
willkürfrei, lösen lässt (sog. Begründungsproblem). 

Dies gilt auch für die sogenannte objektive Wertordnung69 oder für die "objek­
tiven Wertentscheidungen des Grundgesetzes"7o, die das Bundesverfassungs-

66 V gl msbesondere Horst Steinmann und Albert Lölrr. Grundlagen der Unternehmensethik Stuttgart 1994 (2" überarbeItete und 

erweiterte Aufl,), S 70 ff, Petef Ulnch Die WeIterentwIcklung der ökonomischen RatlOuahtät _ zur Grundlegung der EthIk 

der Unternehmung, m ders Transfonnauon der ökonomIschen Vernunft, Fortschnttsperspektiven der modernen Industnege­
seilschaft, (2 Auflage) S. 122, Bern, Stuttgart 1987 

67 Ebd., S. 72. 

68 Hans Albert Traktat tiber kntlSche Vernunft. Tübmgen 1980 (4 Aufl), S. 11 ff. 
69 BVerfGE 7, 205 

70 BVerfGE 39, 71 
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gericht aufgestellt hat, und die auf den obersten Grundwerten des freiheitlichen. 
demokratischen Verfassungsstaates basieren. Diesen obersten Grund\\ erten 
liegt die Vorstellung zugrunde. dass der Mensch innerhalb der Schöpfungsord­
nung einen eigenständigen Wert besitze und Freiheit und Gleichheit fortdau­
ernde Grundwerte der staatlichen Einheit seien. Daher ist diese Grundordnung 
des Grundgesetzes eine wertgebundene Ordnung. in deren Mittelpunkt die 
Grundrechte stehen. Sie sind Leitlinien für alle Bereiche des Rechts. Gesetzge­
bung, Verwaltung und Rechtsprechung empfangen von hierher ihre Impulse. 
Aber eine stichhaltige Begründung für diese .. objekti\"e \Vertordnung" hat das 
Bundesverfassungsgericht nie gegeben. Die objekti\'e Wertordnung ist nach 
Böckenförde 71 eine "Verhüllungsformel für richterlichen / interpretatorischen 
Dezisionismus". Insoweit deckt sich durchaus die soziologische Einsicht. dass 
es keine deduktiven Begründungen im Bereich der überindividuellen Hand­
lungskoordination bei strittigen Handlungszielen gibt. mit der normati\en. 
staatsrechtlichen Einsicht. dass keine immanente Begründung für dIe \'iel 
zitierte, grundgesetzlich fundierte .. objektiw \Vertordnung" in diesem Staate 
gegeben werden kann. Die .. objektive \Vertordnung" des Grundgesetzes ist 
allerdings auf Neutralität in letzten Fragen. auf Toleranz und Pluralismus aus­

gerichtet. 72 

Deshalb bestehen erhebliche Zweifel. heute neue. berufsspezifische Sinen­
kodizes zu empfehlen, die sich an normativen Werten orientieren. 73 Es erscheint 
sinnvoller, ethische Velfahren zu entwickeln. die es ermöglichen. Konflikte 
friedlich zu lösen. Ein solches Verfahren stellt die Dialogethik dar. weil inter­
subjektive Gültigkeitsansprüche die Sprache und damit eine Kommunikations­
gemeinschaft voraussetzen. Die Dialogethik baut auf der unten angeführten 
diskursiven und dialektischen Methode auf."i-l 

2.4.2 Friedensziel 

Konflikte treten bei überindividuellem Handeln überall dort auf. wo die tradi­
tionellen Werte keine einheitstiftende Kraft mehr entwickeln. Eine friedliche 
und willkürfreie Bewältigung dieser Konflikte wird danüt zum Kern vieler 

71 Ernst-Wolfgang Bockenförde. Grundrechtslheone und Grundre-~ht;;,.m!~rpret':!l(}n In 'e;.;-e Jun'-llxh-e \\OC:r-r:';-_7'::-,:~=-S~: 

h 20. Heft 35. 1979. S 153~ 
,2 S~egfned Franke Berufsethik fUrdle PohzeI. Regensburg: 1991 S :-:8. K.-rrI-0tl0 -\p::l Dl--kUf">. und \·eralli· ... 011 ::..:::- 0 S :-, ~ 
73 Zu den pohzelspezltlschen Tugenden GerechngJ.en. Tapferkeit und \\ahrhei1~he1x 'o.gJ Kar·te" ~ 6 
7~ Karl-Ot10Apel- Diskurs und \'eranmortung .\ a 0.5 200 \ gl auch -\nhJJlg \ei1lefc:",;:k l":O:'::f).l...:hul1f eüL;":::c \k:::,t~t". 

und Theonen. em Cberbhck R 1 ::! ,2 und 8 I :: .3 
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modemen Ethiken. Jenseits aller inhaltlichen, deduktiven Begründungs­
bemühungen ist das Friedensziel Ausgangspunkt der hier vertretenen Ethik. 
Frieden entsteht nur dort, wo es gelingt, den Konflikt zwischen den Konflikt­
beteiligten aufgrund eines freien Konsenses beizulegen. In diesem Zusammen­
hang ist die Unterscheidung zwischen Kompromiss und Konsens zentral. Freier 
Konsens ergibt sich aus der Einsichtigkeit der vorgetragenen Argumente und 
wirkt deshalb endgültig und friedenstiftend. Ein Kompromiss hingegen wird 
unter dem Vorbehalt eingegangen, ihn jederzeit aufzukündigen, wenn sich die 
einseitigen, willkürlich gesetzten Präferenzen geändert oder die Machtver­
hältnisse verschoben haben. Deshalb gilt für die friedliche Beilegung eines 
Konfliktes, dass der Konsens vor dem Kompromiss rangiert. 

2.4.3 Argumentativer Dialog 

Frieden in konkreten Konfliktsituationen zu ermöglichen, setzt einen argu­
mentativen Dialog zwischen den Konfliktparteien voraus. Jede der Konflikt­
parteien ist berechtigt und verpflichtet, Fragen nach dem Warum zu stellen, auf 
die dann mit Argumenten / Gründen zu antworten ist. Dabei ist die Unter­
scheidung von argumentativer und appellierender Redeweise zentral. Denn ein 
friedenstiftender Konsens tritt erst dann ein, wenn die getroffene Überein­
stimmung als gerechtfertigt anerkannt, also argumentativ begründet wird. Es ist 
charakteristisch für eine argumentative Gesprächssituation, dass im Prinzip 
jeder bereit ist, eigene Behauptungen und Ansprüche zur Disposition zu stellen 
und sie vorbehaltlos zu verändern, falls ihn gute Gründe dazu "nötigen" sollten. 
Sind die Gesprächspartner nicht bereit, ihre subjektiven Positionen in Frage 
stellen zu lassen oder überschreiten sie sogar ihre Gesprächsposition, indem sie 
sich Dinge im Rahmen des Dialoges zu eigen machen, die sie eigentlich gar 
nicht vertreten (sog. Transsubjektivität), dann bleibt die Gesprächssituation in 
bloßen Appellen oder in einem unverbindlichen Meinungsaustausch stecken. 
Mit Appellen wird lediglich Propaganda betrieben, weil der Redende seine 
eigene Haltung nicht zur Disposition stellt. Das Redeziel ist nicht die wechsel­
seitige Überzeugung, sondern die geschickte Überredung des Gegenüber durch 
Einsatz manipulativer Techniken. So gesehen fehlt dem Appell von Anfang an 
jede (ernsthafte) Begründungsbemühung. 
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Der Unterschied zwischen Argumentation und Appell kann an den sogenann­
ten vier Dialognormen75 festgemacht werden: 

Unvoreingenommenheit, das heißt. die Bereitschaft. alle Vororientierungen 
in Frage zu stellen, gleichgültig. ob es um Meinungen tiber Sach\-erh;lte 
oder um Interessen beziehungsweise Ansprüche geht: 

Nicht-Persuasivität, das heißt. die Bereitschaft. auf Appelle zu yerzichten. 
die wider besseres Wissen an fraglos hingenommene Vororientierungen 
ausgerichtet sind; 

Sanktionsverzicht, das heißt. die Bereitschaft. auf Sanktionen jeglicher Art 
für das Geben oder Verweigern von Zustimmung zu yerzichten: 

Sachverständigkeit, das heißt. die Fähigkeit. der Form und dem Inhalt nach 
Gründe vortragen zu können. die eine gute Chance haben. auf Zustimmung 
bei anderen zu stoßen. 

Mit dem Prinzip des argumentativen Dialogs steht also ein ~1ittel zur Ver­
fügung, Konflikte - zumindest im Ansatz - friedlich beizulegen. 

2.4.4 Freistellung yom argumentath'en Dialog 

Natürlich kann nicht in jeder Konfliktsituation das Instrument des argumenta­
tiven Dialogs wirklich zum Einsatz kommen. Die Konflikt-situationen moder­
ner Lebensverhältnisse sind so zahlreich. dass die Dialogpartner schlicht über­
fordert wären, ihren vielfältigen Dialogpflichten in jedem konkreten Einzelfall 
nachzukommen. Deshalb gibt es für die meisten vorhersehbaren Konfliktfälle 
argumentationsfreie Regeln. die eine Lösung entweder \ orschreiben. insbe­
sondere bei einer gesetzlichen Regelung des Konfliktfalls (Beispiele: BGB. 
HGB, Gesellschaftsrecht. Strafrecht usw.). bei vorgesehenen Verfahrensregeln 
zur Lösung des Streitfalles (Beispiel: ArbeitskampfmaßnahmenJ. oder es gibt 
dialogentlastende Leitlinien zur Lösung bestimmter Auseinandersetzungen 
(insbesondere die objektive Wertordnung des Grundgesetzes). Die Freistellung 
vom argumentativen Dialog ist solange die Regel. wie Gesetze. Verfahren und 
Leitlinien als legitim anerkannt werden. Aber immer dann. \\enn diese be­
stimmten konfliktauflösenden Gesetze. Verfahren und Leitlinien nicht mehr 

75 Fnednch Kambartel ~Iorahs.ches. Agteren - ~klhodl5Che Anal~xn zur Etl'l.lk In_ FnNr:~1"- K~.,,~t:~ ,Hf :t7.ii;.~:~"J~ 

Philosophie und konstrukU\ e Wis.sensthwne Frankfurt am \bm 19--t S {>6 i 
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gerechtfertigt erscheinen, stellt sich erneut die Legitimationsfrage, also die 
Frage nach den Institutionen, die gemeinsames Handeln koordinieren sollen, 
nach der Legitimität der anzuwendenden Normen selbst oder nach der Inter­
pretation zum Beispiel der leitliniensetzenden "objektiven Wertordnung des 
Grundgesetzes". Diese dialogentlastenden Regeln stellen jedoch das ethische 
Prinzip des Dialogs als solches zur friedlichen Bewältigung von Konflikten 
nicht in Frage. 

Wer dagegen die Vorrangstellung des Dialogs nicht akzeptiert, verschenkt 
systematisch die Chance, pluralistische Lebensformen in Freiheit zu gewähr­
leisten, ohne damit die notwendige gesellschaftliche Einheit zu gefährden. 
Konflikte lassen sich dann nur noch willkürlich mit den Mitteln der Macht 
"lösen". Wo aber keine Argumentation angestrebt wird, muss die Versöhnung 
von Freiheit und Einheit, wie sie gerade im Dialog angelegt ist, verlorengehen. 76 
Entweder man plädiert dann für die Freiheit des Individuums, was in plura­
listischen Gesellschaften zur Werteanarchie führen kann, oder man versucht, auf 
Kosten der Pluralität eine bestimmte gesellschaftliche, soziale Einheit durch­
zusetzen.?7 Zur Zeit gibt es wohl kaum eine Alternative zur sogenannten Dia­
logethik im Bereich des sozialen Handelns.?8 

2.4.5 Einwände gegen die Dialogethik 

Gegen die insbesondere von Habermas79 vertretene und inzwischen weiterent­
wickelte Dialogethik wird geltend gemacht: 

(1) Es gebe beim sozialen Handeln Situationen, in denen Entscheidungen so­
fort getroffen werden müssen, so dass ein freier Dialog der Betroffenen un­
realistisch sei. In solchen Situationen, in denen eine "einsame Verantwor­
tungsübernahme" unumgänglich ist, handelt der Entscheidungsträger nach 
der Dialogethik einwandfrei, wenn er versucht, in einem "fiktiven Dialog" 
die antizipierbaren Argumente der von der Entscheidung Betroffenen mit­
einzubeziehen. 

76 Manchen erschemt es schon heute so, als sei dIe fortsc11feltende DeZlVlhsatlon meht mehr zu beherrschen 

77 Für demokratische Gesellschaften Ist das "Fatum des PluralIsmus" em Dauerproblem DIes gehört offenbar zu den "Lasten der 

Vernunft", vgl Georges Enderle, Handlungsonentlerte Wirtschaftsethik Bem und Stuttgart 1993, S 27 

78 Horst Stemmru1fi und Albert Löhr: Grundlagen der Unternehmensethik Stuttgart 1994 (2 , überarbeitete und erweIterte Aufl.), 
S.83. 

79 Jfugen Habemtas DIskursethik In Jürgen Habennas (Hg) Moralbewusstsem und kommuni-katlVes Handeln (suhrkamp 
taschenbuch wIssenschaft) Frankfurt am Mam 1983, S 53 f 
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(2) In hochentwickelten Gesellschaften. in denen die Arbeitsteilung immer 
mehr zunimmt. steigt der erforderliche Konsensbildungsbedarf ent­
sprechend. Der einzelne Dialogbeteiligte sei jedoch häufig nicht in der 
Lage, die Komplexität der gesamten Situation zu überschauen. so dass er 
argumentativ keine sachbezogenen Beiträge zur Lösung des Kontlikts 
beisteuern könne. Für diese Fälle können !lIstitlltiOllen eingerichtet 
werden, deren Mitglieder als Repräsentanten innerhalb festgeschriebener 
Grenzen über bestimmte Kontliktfalle zu entscheiden haben. Die diesen 
Institutionen zugewiesene Entscheidungskompetenz bewahrt den Ge­
danken der Dialogethik. weil die dort getroffenen Entscheidungen Im 
Rahmen eines freien Diskurses ethisch legitimiert werden. Dieser institu­
tionelle Lösungsansatz bietet sich auch dann an. wenn Kontliktfelder zu 
behandeln sind. die eine Vielzahl von Menschen betreffen. denen es schon 
aus räumlichen Gründen unmöglich ist. am argumentativen Dialog teilzu­

nehmen. 

(3) Nicht zu Unrecht wird darauf hingewiesen. dass man nicht feststellen 
könne, ob sich die Beteiligten wirklich an die einschlägigen Dialogregeln 
halten. Es bestehe die Gefahr. dass die Dialogteilnehmer harte Interes­
senvertreter bleiben und die argumentativ angelegten Dialoge zu interes­
senbezogenen Appellen missbrauchen. so \Ian wird den heimlichen 
Dialogverweigerern die (fairen) Dialogbedingungen nicht aufzwingen 
können. Man kann ihnen im Gespräch nur die Ausweglosigkeit ihrer 
Verweigerungshaltung deutlich machen. Letztlich bleibt es eine Frage der 
Erziehung, der Aus- und Fortbildung. in \\eJchem \taß dialogische 
Verständigungsbereitschaft. Argumentationsfähigkeit 50\\ ie die Aus­
bildung moralischer Urteilskraft vennittelt und eingeübt \\ erden kann. 

(4) Schließlich wird einge\\'andt. die Dialogethik überfordere den \Ienschen. 
weil sie kognitiv ausgerichtet sei und die emotionale Dimension des Dia­
logs völlig ausklammere. So könne geschickte Rhetorik über die Akzep­
tanz oder Ablehnung von vorgeschlagenen Problemlösungen entscheiden. 
Daher muss erneut die Bedeutung einer entsprechenden psychologischen 
Erziehung sowie einer angemessenen Aus- und Fortbildung betont werden. 
weil so manipulative Dialogsituationen und andere Beschränkungen der 
argumentativen Rationalität durchschaubar gemacht und damit yernlie­

den / bekämpft werden können, 

~o Zur Cberschatzung der ~togllchkeHen der DIJ.logethü, \ gl auch Stern.ln \\ei-·{~-,;, ,,":. (J·~~;-:.ll.::;e t.l:'r.:~ E.ü"l., \~_:""," "'!::c: ........ ~ 

S .p 
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2.4.6 Zwischenergebnis 

Dialogethik lässt sich zusammenfassend wie folgt charakterisieren: 

(1) Dialogethik stellt eine Vorgehensweise zur Rechtfertigung bestimmter 
(bestehender) Normen dar. Dialogethik ist ein Verfahrensvorschlag, eine 
Methode 

(2) Dialogethik verlangt, dass situations abhängig gute Gründe für die Geltung 
handlungs leitender Normen / Werte vorgetragen werden. 

(3) Dialogethik fordert eine argumentative Verständigung im Kommuni­
kationsprozess. Gute Gründe werden ohne Ansehen der Person in freier 
Rede und Gegenrede ausgetauscht. Ihre Geltungskraft erwächst durch die 
freie Zustimmung der am Verständigungsprozess beteiligten Personen 
(Konsens). 

(4) Dialogethik ist keine revolutionäre Ethik, da sie von bestehenden Kon­
fliktlösungsnormen, den Leitlinien des Grundgesetzes, den bestehenden 
Gesetzen und den eingeführten Verfahren zur Lösung von Konflikten aus­
geht. Dialogethik verlangt aber, dass diese Regeln dialogisch überprüft und 
damit immer wieder neu legitimiert werden. Damit versucht die Dialo­
gethik, ein friedliches Nebeneinander pluralistischer Lebensformen zu er­
möglichen, indem sie nicht auf Autoritäten rekurriert, sondern der Vernunft 
(im Sinne des Friedensziels) vertraut.81 

2.4.7 Empirische Bestätigung der Dialogethik 

Ein argumentativer Kommunikationsstil hat auf die Vorgesetzten-Mitarbeiter­
Beziehung erheblichen Einfluss. Zusammenfassend haben Infante / Gordon82 

aufgrund empirischer Untersuchungen festgestellt: 

(l) Vorgesetzte mit einem argumentativen Kommunikationsstil werden von 
ihren Mitarbeitern als besonders einflussreich im Unternehmen wahrge­
nommen. 

81 Horst Stemmann und Albert Löhr. Grundlagen der UnternehmensethIk Stuttgart 1994 (2, uberarbettete und erweIterte Aufl.), 
S 86. 

82 Deinfante und W J Gordon Supenor's Argumentattvness and Verbal Aggresslvness as Predlctors of Subordmates' Satls­
fachon In. Human Commumkation Research, Jg, 12, 1985, S 117 ff 
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(2) Mit zunehmender Argumentationsfähigkeit und abnehmender \ erbaler 
Aggressivität des Vorgesetzten nimmt auch die Argumentationsfahigkeit 
der Mitarbeiter zu. 

(3) Mitarbeiter mit einem argumentativen Kommunikationsstil werden \'on 
ihren Vorgesetzten als besonders effekti\. präzise und aufmerksam beur­
teilt. 

(4) Aber: Ein argumentativer Kommunikationsstil \'on Vorgesetzten hat 
keinen wesentlichen Eintluss auf die Arbeitszufriedenheit der \1itarbeiter. 

In anderen Untersuchungen83 ist festgestellt worden. dass die besten \13-
nagementleistungen von solchen Managern erbracht werden. die einen 
argumentativen Kommunikationsstil ptlegen. obwohl diese \Ianager yon ihren 
Mitarbeitern und Kollegen als extrem rational und hartnäckig erlebt \\ erden. ~ 

2.4.8 Dialogethik für die Polizei 

Die Dialogethik ist sowohl für die Kommunikation zwischen Polizei und 
Bürgern als auch für die innerpolizeiliche Kommunikation empfehlenswert. 

(I) Außenverhältnis 

Die Polizei hat in der Demokratie eine friedensstiftende Funktion.~:'i Die Auf­
gaben der gesamten Polizei \\ erden mit den klassischen Begriffen .. Gefahren­
abwehr" und "Strafverfolgung" nur unzureichend erfasst. Denn in erheblichem 
Umfang besteht die polizeiliche Tätigkeit darin. den \'ielfältigen Erwartungen 
der Bürger nach Intervention in Kontliktsituationen. nach Schadensbegrenzung. 
nach Unterstützung und nach Opferhilfe gerecht zu werden. wobei die Polizei 
als die Konfliktschlichtungs- und Hilfe-Ieistungsinstanz rund um die ehr 
beansprucht wird. Bei der Wahrnehmung der e~n genannten Arbeitsfelder"6 
wird nicht nur konkret das praktiziert. was mit der .. Rückkehr der Polizei zum 

83 Zum Kommumkatlonssul anlcnkam\.CherKr:mknhau<,ge,hafblUhre-' \ fi H0r<; 51e-mm.,lJ-::- uü.1 -\;r..,:-r: L ...... h· GT'::':<:·::fi::"':''::-­

lntemehmensethlk Stuttgan 199:' 12. ur-erarr.cuelc und er.~e'lIene -\uIl '. S .::r1.:' m .,,, , 
~ Erganzend \\ lrd auf die POSltl\ en \[ogh.:h~eHen der DI.tJftgethlk ~l F Jnube::ü,0nfhkien .... :r F-'" .('...::-, .. fl 51:.":"'" x \\ ~:-:",~',. , 

ky. Gesprache ub.:r Ethü ... ~tunchen 19'-)5 S 21 f 
s" Emsr-HemnchAhlf PohzeltheonelTI1;!:>enlurStJndortr.c~Hmmung Ir. Dl;?P;;>J!t:e: Jg .... n H::-t~ :,.6 .. 45

1
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Bürger" umschrieben wird87, sondern es handelt sich auch um typisch frie­
densstiftende Aufgaben, die ein hohes Maß an sozialer und kommunikativer 
Kompetenz sowie an argumentativer Verständigung mit dem Bürger im Sinne 
der Dialogethik voraussetzen. Auch bei der Gefahrenabwehr und der Straf­
verfolgung sind die zu treffenden polizeilichen Maßnahmen in der Regel 
argumentativ zu begründen, dem Bürger verständlich zu machen und ihn auf 
mögliche Konsequenzen hinzuweisen.88 Auch insoweit vermag also die Dia­
logethik Hilfestellung zu leisten. 

Aus der friedensstiftenden Funktion der Polizei ergibt sich ferner, dass die 
Polizei sich zur Gesellschaft hin weiter öffnet. So sollte sie sich um mehr 
Verständnis für soziale Randgruppen bemühen, die häufig Auslöser polizei­
lichen Handeins sind und oft im Mittelpunkt des polizeilichen Interesses stehen. 
Die Polizei sollte sich dabei hüten, zur Ausgrenzung dieser Minderheiten bei­
zutragen (insbesondere Jugend- und Protestgruppen, Bürgerinitiativen, Aus­
länder).89 Je mehr sich die Polizei den Argumenten und legitimen gesellschaft­
lichen Forderungen der Minderheiten öffnet, desto geringer werden auch die 
Frustrationserlebnisse der Polizei mit diesen Gruppierungen. Mehr Verständnis 
für Minderheiten setzt nicht nur mehr Information über deren Wesen, sondern 
auch einen intensiveren Kommunikationsprozess mit diesen Minderheiten vor­
aus. 

Die Wirksamkeit der Dialogethik im Polizeialitag ist bereits durch empirische 
Untersuchungen belegt worden. Schon 1978 hat Kürzinger90 herausgestellt, 
dass die persönliche Zufriedenheit der Bürger mit der Polizei entscheidend von 
den Umgangsformen der Polizeibeamten im direkten Kontakt mit den Bürgern, 
abhängig ist. 1994 wurden Kürzingers Ergebnisse in einer nicht repräsentativen 
Telefonbefragung von Bürgern, die zuvor Polizeikontakt hatten, eindrucksvoll 
bestätigt.91 Dabei wurden 109 Telefoninterviews im Schwarzwald-Baarkreis 
von Studierenden der Fachhochschule für Polizei Baden-Württemberg durch­
geführt. Als Ergebnis kann festgehalten werden: Je freundlicher die einzelnen 
Polizeibeamten vom Bürger eingeschätzt wurden, desto besser fielen auch deren 

87 Ebd. S 21 

88 Emst-HemnchAhlf PolIzeltheone' Thesen zur StandortbestImmung.ln Die PolIzei, Jg. 80, Heft 5, 1989, S 114 

89 Pollzerreform In NIedersachsen, Refonnkommlsslon Analyse des Ist-Zustandes und Vor-schlage zur NeukonzeptIon 1993, 
S 15 

90 JosefKurzlOger Private Strafanzeige und polIzeilIche ReaktIon In KrimmologlscheAuf-gaben der PolIzeI Dlessenhofen 1978, 
S 29-38. 

91 Max Herrnanutz Die Zufnedenhett von Bürgern mit den Umgangsformen der PolIzeI nach emem persönlIchen PolIzeIkontakt 

In Themas Feltes (Hg.)' Kommunale Knmmalprävenuon m Baden-Württemberg (Empmsche Pohzelforschung Bd. 9) Holz­
kirchen / Obb 1995, S. 137f 
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Verhaltens- und Kompetenznoten aus. KurzformeI: Biireer. die mit der 
Behandlung durch die Poli:ei :ufrieden sind. sind :U\"OI" auf.ti·eundliche. 
aufmerksame lind korrekte Poli:eibeamte gestoßen. Dabei wurde auch die 
Tatsache bestätigt, dass ältere Personen die Polizei grundsätzlich positiver ein­
schätzen als jüngere.92 Adäquate. höfliche Cmgangsformen der Polizei. also 
eine stressfreie Interaktion und Kommunikation z\\ ischen Bürger und Polizei. 
haben außerdem folgende Auswirkungen: 

~ ~ 

Stärkung des subjektiven Sicherheitsgefühls der Bevolkerung9 ': 

größere Berufszufriedenheit des einzelnen Polizeibeamten: 

Stressreduktion im Polizeialltag94 . 

(2) Innenverhältnis 

Eine demokratisch orientierte Polizei ist nicht gehalten. strikt an der über­
kommenen, hierarchischen Aufbauorganisation festzuhalten. Es sollten deshalb 
verstärkt Freiräume für gesonderte. hierarchieunabhängige Organisationsein­
heiten (z. B. polizeiinteme Revision). aber auch Organisationsformen auf Zell 
wie Projekt- und Arbeitsgruppen. Sonderkommissionen und so weiter einge­
richtet werden, die - zumindest teilweise - außerhalb des klassischen Linien­
systems stehen.95 In solchen Organisationsformen ist der argumentative Dialog 
im Sinne der Dialogethik regelmäßig ein entscheidender Erfolgsgarant.% Eine 
demokratisch strukturierte Polizei zeichnet sich zudem dadurch aus. dass ein 
vemetztes Informations- und Kommunikationssystem innerhalb der Polizei 
ermöglicht wird, das schnelle Kooperation zulässt. vorhandenen Sachverstand 
gezielt einsetzt und nur nachrangig durch das Prinzip Befehl und Gehorsam er­
gänzt wird. Ein solches Zusammenwirken setzt team- und kritikfahige. eigen­
verantwortliche, kommunikationsfähige und kompetente \1itarbeiter ohne 
Rücksicht auf deren Rang voraus. Wer Kritikfahigkeit und Eigenverant\\ ortung 
der Polizeibeamten fordert. muss einen sanktionsfreien Dialog mit den \1itar­
beitem zulassen. Nach Walter97 ist es nämlich eine Fiktion. von abhängigen 
Menschen unabhängige Meinungen zu erwarten.9~ Zu Recht verlangt deshalb 

92 VgL dazu Anne Horgan Young peopk .. attitude, to\\ ard .. the f"C'h.::::: : ~5 S .:.'\ f 

93 HansJÜfgenKemer Knnunalpra\emlon.ln I\.nnunall .. tl\.. Jf .!:-'.Hefl3- i~ 5 !~l; 
94 ~ta" Hermanutz: Die Zufnedenhcn \ on Burgern nut den L-mgang::.fonnen der Poble! n.~1 elr:-em pep...('jth.:-he-f. P.:' W!' .J.oX:.ll ~ 

In Thomas Fehes tHg) Kommunale Knmm3.lpra\cnuon 10 83d::-o·\\ untemhe~ HC'!11;r.::~;.':'! O't-t> 1'00' S :.:.5 

95 Hemz BUchler und andere Effektl\ HaI und EtTilienz l..nmm.J.lf"hzelhchef OrgJ.l1;~t!N1:--f('ll""'1t'n J.uf Z.;,.'"!' Bh.--\ - F0" 

schungsrelhe Bd 31) \\ lesbaden 1994 

96 Ebd. S 190.208 f. 250 
97 Bernd \\a1ter. \\ene\\andel oder \\;b. b! der \\andel \\ert" In Die PChZC"l heute. Jg 2.! HeB:' >,j<.,o~ S ~6 

98 SIehe be<;onders Kapitel 3 :2 
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die Reformkommission in Niedersachsen99, dass Bedienstete in der Lage sein 
müssen, eigene Einschätzungen, Beurteilungen und Vorstellungen vorbringen 
zu können, ohne Nachteile zu befürchten. Diese Forderungen entsprechen voll 
und ganz der Dialogethik.100 

(3) Eingrenzung 

Die Dialogethik wird jedoch missverstanden, wenn von ihr erwartet wird, die 
Beziehungen zwischen der Polizei und der Gesellschaft völlig harmonisch und 
entspannt zu gestalten. Die Polizei ist auch in einer Demokratie Garant für die 
innere Sicherheit und verkörpert damit die Herrschaft im Gemeinwesen zur 
Wahrung der Allgemeininteressen. 101 

Deshalb muss nach Endruweit102 die Suche vieler Polizeibeamter nach einem 
friedvollen Arbeitsplatz durchweg vergeblich bleiben. Dialogethik für die 
Polizei passt sich deshalb weder dem chronischen Gesprächsbedürfnis im 
heutigen Miteinander noch dem Harrnonie- und Konsensbedürfnis an. Vielmehr 
ist der hier geforderte argumentative Dialog begrenzt auf den konkreten poli­
zeilichenAuftrag, auf den dialoggeeigneten polizeilichen Einzelfall. Es geht bei 
der Dialogethik für die Polizei weder um belangloses Schwätzen noch um 
Konsens um jeden Preis, auch nicht um die dialogische Beantwortung so­
genannter letzter Fragen, sondern schlicht darum, einen polizeirelevanten 
Konflikt möglichst mit dem Ziel größtmöglicher Legitimation der getroffenen 
Entscheidung argumentativ beizulegen. 

Dialogethik darf schließlich nicht mit einer Einschränkung des zwischen­
menschlichen Klimas innerhalb der Polizei auf reine Sach-Bezüge missver­
standen werden. So ist es durchaus verständlich, wenn bei den Mitarbeitern das 
Bedürfnis nach Geborgenheit und Wärme in den Dienststellen offenbar beson­
ders stark ist, in denen Neid, Missgunst und Konkurrenzangst bestimmend sind 
und wo, gepaart mit leerem Imponiergehabe, ein Kommunikationsstil "ver­
krampfter Sachlichkeit" gepflegt wird. 

99 Pohzeueforrn m NIedersachsen, Refonnkommission. Analyse des Ist~Zustandes und Vor-schläge zur NeukonzeptlOll. 1993, 
S 25 

100 Für eme dlalogonentlerte PohzeIarbeIt vgl auch Klenbaum (Hg)' FunktIOllsbewertung der SchutzpolIzeI Dusseldorf 1991, 
S 13 

lOl Hans Jürgen Kerner Knmmahtätsemschätzung und Innere Sicherheit. (BKA - Forschungs-reihe Bd. 11) WIesbaden 1980, 
S 215 f 

102 Günther Endruwelt. Struktur und Wandel der PolizeI. Berlm 1979, S 25 
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3 Empirische Befunde zur Entwicklung ethischer Standards 

3.1 Entwicklung des ethischen Bewusstseins beim einzelnen -
die Stufenhierarchie der Moralentwicklung nach Kohiberg103 

Die resignative Feststellung eines Verfalls der Moral darf nicht mit dem Verlust 
des moralischen Bewusstseins oder dem Verlust moralischer Urteilskraft der 
Individuen selbst gleichgesetzt werden. Es lässt sich vielmehr eine Tendenz zur 
Höherentwicklung des moralischen Bewusstseins beim einzelnen nachweisen. 
Bereits in den 30er Jahren hatte Piaget104 aufgrund empirischer Untersuchun­
gen der moralischen Urteilsbildung bei Kindern nachgewiesen, dass es so etwas 
wie eine moralische Höherentwicklung gibt. Dieser Ansatz wurde vom ameri­
kanischen Soziologen Kohlberg systematisch weiterentwickelt und zu einem 
festen Stufenschema ausgebaut. Die Kohlberg'sche Stufenhierarchie zur 
Entwicklung moralischer Urteilsbildung ist inzwischen zum herrschenden 
Paradigma moralischer Sozialisationsforschung geworden. 105 

Nach Kohlberg gibt es drei moralische Entwicklungsebenen: Die vorkonven­
tionelle, die konventionelle und die nachkonventionelle Ebene mit jeweils zwei 
Entwicklungsstufen, insgesamt also sechs Entwicklungsstufen. 106 

3.1.1 Stufenhierarchie der Moralentwicklung 

Die folgende Stufenbeschreibung strebt nicht an, alle Aspekte der jeweiligen 
moralischen Urteilsstruktur zu beleuchten. Es sollen nur die Haupunerkmale 
des moralischen Denkens auf der jeweiligen Stufe dargestellt werden. 

(1) Auf einer sogenannten Stufe 0 orientieren sich Kleinkinder ausschließlich 
an ihren eigenen Gefühlen und Wünschen. Ihre Urteile werden von der 
eigenen sozialen Perspektive ausschließlich egozentrisch beurteilt. Die 

103 Lawrence Kohlberg Moral Stages and Morahzatton In' T LIckona (Hg,) Moral Development and BehavlOf NewYork 1976, 
S 31 ff 

104 JeanPlaget: Das moralIsche UrteIl beim Kmde Zünch 1932 

105 Horst Stemmann und Albert Löhr Grundlagen der Unternehmensethik Stuttgart 1994 (2" überarbeItete und erweIterte Aufl ), 

S 172 m. w N , zur Bedeutung von Kohlberg für die polIzeIlIche BerufsethIk, vgl Emst-Hemnch Ahlf, m: Pobzel-Fuhrunga­

kadernie, Berufsethlk m der Pohzel, Schlussbencht zum Semmar vom 26. - 28. 10 1998, S 205 - 227, Munster 1999 

106 DIe Kohlberg'sche StufenhIerarchie lässt sich auch In der Krimmologie erfolgreIch anwenden. So hat Llps bel gewalttätigen 

Jugendlichen aus Basel Im Vergleich zu emer Kontrollgruppe nonnaler JugendlIcher nachgewiesen, dass sich heIde Gruppen 

sIgmfikant m Ihrer moralIschen UrteIlsfälugkeit unterscheIden V gl KnmmahstIk, 1994, S 424 f. 

57 



Stufe Null ist quasi die Vorbereitungsphase für das sich anschließende 
eigentliche moralische Denken. das mit der Stufe 1 im Vorschulalter 
beginnt. 

(2) Auf der Stufe 1 haben die Kinder den großen Schritt getan. ihren aus­
schließlichen Egozentrismus zu übef\\ inden. Sie sind in der Lage. sich 
gedanklich in die Perspektive des anderen zu versetzen und \ erstehen. dass 
es auch andere Sichtweisen als die eigene gibt. Weil die Ef\vachsenen die 
Macht haben, haben sie auch das Sagen und das Recht. die Regeln einseitig 
zu bestimmen. Die Kinder untef\verfen sich den Em achsenen. Auf der 
Stufe 1 orientiert sich das Kind an Strafe und Gehorsam. Deshalb sind die 
unmittelbar erlebten Konsequenzen für das Kind entscheidend. ob sein 
Verhalten richtig oder falsch war. Moral wird im Sinne einer Einbahnstraße 
wahrgenommen. Die Kinder begreifen noch nicht. dass \loral auch etwas 
mit Gegenseitigkeit und Wechselbeziehung zu tun hat. Die Kinder glauben 
deshalb fest daran. dass es ein gerechtes moralisches Cni\"ersum gäbe. in 
dem das Gute belohnt und das Schlechte bestraft wird. 

(3) Auf der Stufe 2 (ca. 7 - 8 Jahre) haben die kinder das Prinzip der gegen­
seitigkeit und der Reziprozität im ursprünglichsten Sinne verstanden. Die 
Eltern / Erwachsenen werden nicht mehr als die einzige Quelle der \toral 
verstanden. Die Kinder verstehen nun. dass \'loral etwas mit Gegenseitig­
keit, mit Wechselbeziehungen. zu tun hat. sind aber noch egoistisch 
ausgerichtet in dem Sinne. dass sie stets fragen. was für sie dabei heraus­
kommt. Es herrscht ein Gleichheitsglaube im Sinne unmittelbaren 
Austauschdenkens \'or. Auge um Auge. Zahn um Zahn. das sind die 
Prinzipien ihrer Weitsicht. Folglich sind drei Grundauffassungen für die 

Stufe 2 maßgeblich: 
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Jeder Mensch hat seine eigenen Rechte. seinen eigenen Standpunkt. 

Jeder folgt seinem Standpunkt und ist auf seinen Vorteil bedacht. 

Man sollte fair mit anderen umgehen. sofern man \"on ihnen auch fair 

behandelt wurde. 

Stufe-2-Denken bezieht allerdings nicht die übergreifenden Interessen der 
Gemeinschaft ein und klammert gemeinschaftliche Bedürfnisse. also den 
Standpunkt der Sozialität aus. Stufe-2-Denken kann oft über einen ~ehr 
langen Zeitraum hin andauern. sofern die soziale Cmwelt nicht zu \\eite­

rer Entwicklung nötigt / befahigt. 



(4) Auf der Stufe 3 wird die Ebene des konventionellen Denkens / Urteilens 
erreicht. Die Stufen I und 2 werden als präkonventionelle Ebene be­
zeichnet. Jugendliche und Erwachsene mit dieser Denkstruktur (Stufe 3) 
orientieren sich primär an den moralischen Standpunkten der eigenen 
Bezugsgruppe und den Bedürfnissen ihrer Mitglieder. Die Interessen 
anderer oder fremder Gruppen kommen als moralische Bezugsgröße nicht 
in Betracht. Die moralischen Vorstellungen beziehen sich zentral auf die 
Erwartungen, die andere (die der eigenen Bezugsgruppe) an das eigene 
Verhalten stellen. Gerade die soziale Anerkennung wird für die eigene 
Wertschätzung wichtig. Was die anderen meinen und erwarten, wird zum 
Maßstab des moralisch Richtigen. Dies kann zu Gruppenborniertheit 
(Kirchtumspolitik), Gruppenegoismus und Ignoranz gegenüber "fremden 
Gruppeninteressen" führen. 

Das Stufe-3-Denken kann höchst unterschiedliche inhaltlich-konkrete 
Ausprägungen aufweisen. Ein Erwachsener der Stufe 3 ist häufig koope­
rativ und zugänglich "für vernünftige Lösungen" sowie stark marmonie­
bestimmt. Das Vertrauen in andere und die Abhängigkeit von den Urteilen 
der anderen macht diese Personen allerdings sehr verletzlich gegenüber 
Enttäuschungen, die durch Vorgesetzte oder Vorbilder verursacht wurden. 

(5) Auf der Stufe 4 triit an die Stelle des zwischenmenschlichen Gruppen­
denkens im Sinne der eigenen Bezugsgruppe (Stufe 3) die gesamtgesell­
schaftliche / -staatliche Perspektive. Das moralische Urteil löst sich von der 
Eingebundenheit in die jeweils zwischenmenschliche personale Bezugs­
gruppe und bindet (neu) den interpersonalen Bereich ein. Das gesamtge­
sellschaftliche Prinzip von Recht und Ordnung wird zentral. Individuelle 
Interessen haben sich gesamtgesellschaftlichen / staatlichen Interessen 
unterzuordnen. Ein Gefühl der Verpflichtung für ein übergeordnetes 
System wird deutlich. Fragestellungen wie: Was wäre, wenn dies jeder 
täte?, sind typisch. Würde das individuelle Verhalten das "System" ge­
fährden, müsste man Grenzen zugunsten des Systems ziehen. 

Die Kehrseite von Stufe 4 ist, dass solche Personen oft "vom System 
fortgerissen" werden und deshalb recht rigide mit den Rechten / Interes­
sen einzelner umspringen. 

(6) Auf der Stufe 5 wird die Ebene des postkonventionellen Denkens / Ur­
teilens erreicht. Mit dieser Stufe wird die ausschließliche Eingebundenheit 
in die Gruppe oder das gesellschaftliche System überwunden und mora­
lisches Denken prinzipiengeleitet oder an universelle Leitlinien gebunden. 
Derartige Prinzipien sind die maßgeblichen Kriterien bei moralischen Ent-
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scheidungsfindungsprozessen. Kohiberg betont insoweit insbesondere das 
Gerechtigkeitsprinzip. das in seinen . .lust Communities" fest verwurzelt 
ist. 

Da auf der Stufe 5 weder bestimmte Werte noch gesellschaftliche I-staat­
liche Orientierungen allein ausschlaggebend sind. folgt aus diesem Grund­
satz auch, dass die Achtung / Würde des \1enschen auch um den Preis der 
Übertretung von Konventionen und Gesetzen möglich sein kann. De"halb 
kann die Achtung vor dem Menschen durchaus auch der Achtung \ or dem 
Gesetz im Einzelfalle vorgehen. Die Stufe-5-Perspekti\ e macht sich von 
der strikten Bindung gegenüber der sozialen Ordnung immer dann frei. 
wenn es um die sogenannten . .Ietzten Fragen" geht. 

Allgemein lässt sich sagen. dass die meisten Erwachsenen. auch die Aka­
demiker, nie die Stufe 5 erreichen. sich \ ielmehr auf den Stufen 3 und -+ 
befinden. 

(7) Strittig ist, ob es noch eine 6. Stufe der Moralent\\ icklung gibt oder ob die 
5. und 6. Stufe im postkonventionellen Denken zusammengefasst werden. 
Kohlberg hielt gerade die 6. Stufe aus entwicklungspsychologischen I er­
zieherischen Gründen für unerlässlich. Es handelt sich hierbei um die 
Stufe der universalen ethischen Prinzipien. wie sie zum Beispiel im Kant'­
sehen Imperativ oder im christlichen Prinzip der :'\ächstenliebe Eingang 
gefunden hat. Diese eher theoretische Frage einer 6. Stufe der \IoraIent­
wicklung soll hier ausgeklammert \\erden. 
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Abbildung 2: 

Zusammenfassende Beschreibung der Stufen des moralischen Urteils 

1. Stufe 
Urteilt nach Gesichtspunkten von Lohn und 
Strafe und unter dem Aspekt physischer 

Präkonventionelle 
Konsequenz 

Ebene 2. Stufe 
Urteilt nach dem Schema "Jedem das Seine", 
,,wie du mir, so ich dir." Es ist eine Austausch-
ansicht, in der Verdienste eine Rolle für 
Gerechtigkeit spielen. 

3. Stufe 
Urteilt nach dem Prinzip der Goldenen Regel: 
"Was du nicht willst, dass man dir tut, das füg' 
auch keinem anderen zu!" Rücksicht auf die 

Konventionelle 
Gruppe und die Gruppenmehrheit. 

Ebene 4. Stufe 
Urteilt nach für alle in gleicher Weise gültigen 
gesellschaftlichen Rechten und Pflichten. 
Gesetze werden wichtig, weil sie garantieren, 
dass jeder vor dem Gesetz gleich ist. 

5. / 6. Stufe 
Stufe des Sozialvertrags, des sozialen Nutzens 
und der individuellen Rechte ("Gerechtigkeit 

Postkonventionelle bedeutet, dass Menschen ihre fundamentalen 
Ebene Rechte wahrnehmen können"); Stufe der uni-

versalen ethischen Prinzipien; der Gesellschaft 
vorgeordnete Perspektive bzw. Perspektive 
eines "moralischen Standpunkts", von dem sich 
gesellschaftliche Ordnung herleitet. 

Übersicht: aus Oser / Althof, a. a. 0., S. 54. 
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Das vorgenannte Stufenmodell von Kohlberg ist im Laufe \'on 30 Jahren 
Forschung nie als abgeschlossen und nie als starres System behandelt oder 
betrachtet worden. Es wurde immer \\ ieder neu im Lichte der Empirie überar­
beitet. Dies hat zu Komplikationen geführt. So ist zum Beispiel die Stufe -+ nach 
dem früheren Aspect-Scoring-Verfahren nicht identisch mit der Stufe -+ nach 
dem heute durchgehend verwandten Standard-Issue-Scoring-Verfahren. Gene­
rell kann gesagt werden. dass heute strengere ~laßstäbe angelegt werden und 
deshalb meist konservativer im Sinne von vor~ichtiger (also auf niedrigerer Stu­
fe) eingruppiert wird. Auch werden heute zunehmend tbergangsstufen \ er­
wandt. So wird die frühere Stufe -+ heute als 3 oder als Cbergangsstufe 3/.:;. aus­
gewiesen. Die frühere Stufe 5 wird heute eher der Stufe -+ zugeordnet. 

Bei der "Stufenhierarchie der Moralent\\ icklung" nach KohIberg geht es nicht 
um ein Etiketten- oder Schubladendenken. sondern um einen strukturellen 
Ansatz, der darauf abzielt.. die Denk- und Crteilsstrukturen einer Person zu 

verstehen. 

Zentral ist und bleibt die empirisch belegte Feststellung. dass die Stufenhierar­
chie von Kohlberg universelle Geltung besitzt. also unabhangig von et\\ aigen 
ethnischen oder kulturellen oder sozialen Faktoren gilt. Dieses Cniversalitäts­

postulat hat zwei Ausprägungen: 

Zum einen lassen sich in allen Kulturen dieser \\"elt gleiche Strukturen morali­
schen Denkens herausarbeiten - im Gegensatz zu den höchst unterschiedlichen 
moralischen Werten, die sich in diesen Kulturen finden lassen. 

Zum anderen gilt das Universalitätspostulat auch insoweit. dass die Stufen mo­
ralischen Denkens I UrteIiens überall in der gleichen ReIhenfolge im Sinne der 
Stufenhierarchie durchlaufen werden und ein LDerspringen einzelner Stufen 

ausscheidet. 

In wenig komplexen, also festgefügten. homogenen Kulturen I Gesellschaften 
kommt es deshalb sehr selten zu einer Entwicklung über die konventionelle 
Ebene hinaus. Dies entspricht durchaus dem ~1odell der Stufenhierarchie. weil 
die 5. Stufe, mit der die postkonventionelle Ebene begmnt. voraussetzt. dass 
man zumindest auch die Möglichkeit hat. sich mit den sozialen I gesellschaft­
lichen Gegebenheiten entsprechend der Komplexität und Widersprüchlichkeit 
des Systems kritisch auseinanderzusetzen. eine ~lÖg\ichkeit. die es in diesen 

festgefügten Gesellschaften gerade nicht gibt. 
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Die empirischen Belege für Kohlbergs Stufenhierarchie sind eindeutig. Snarey 
hat 45 interkulturelle Studien aus 27 Ländern zusammengestellt, die die Grund­
annahmen Kohlbergs eindeutig bestätigten. Kohlberg selbst hat in Kohorten­
untersuchungen die moralische Entwicklung von 10jährigen, bis sie 36 Jahre alt 
wurden, in Chicago erhoben. Auch diese Arbeiten haben die Geltung der 
Stufenhierarchien klar belegt (Colby, A.; Kohlberg, L.; Gibbs, 1.; Liebermann, 
M.: A longitudinal study of moral judgment. Monograph of the Society for 
Research in Child Development, Nr. 200, Vol. 48, 1983). 

3.1.2 Dialogethik - eine Weiterentwicklung der Kohlberg'schen 
Stufenhierarchie 

Bei der Kohlberg'schen Stufenhierarchie handelt es sich um eine monologische 
Ethik. Denn im Zentrum stehen die einsame Gewissensentscheidung und die 
selbst gewählten ethischen Prinzipien des Individuums. Damit wird der 
notwendige Schritt zu einer überindividuellen Ethik ausgeklammert. Diese 
Weiterentwicklung scheint gerade in modemen Gesellschaften unabdingbar zu 
sein, um die Pluralität der Lebensformen in friedlicher Weise miteinander 
verträglich zu machen. 

Diesen letzten Schritt hin zu einer universellen Konzeption der Ethik haben 
Ape1 und Habermas vollzogen. 107 Es handelt sich gewissermaßen um eine 
Erweiterung, eine Weiterentwicklung des Kohlberg'schen Schemas um eine 
siebte Stufe, nämlich die universale Dialogethik. Wie bereits gezeigt108, geht es 
darum, wie man Konfliktsituationen, die auch durch konkurrierende Nor­
men / Werte entstehen können, friedlich - und das heißt argumentativ - be­
wältigen kann. Die argumentative Verständigung im Dialog spielt dabei die 
Schlüsselrolle. Wo keine echte Argumentation angestrebt wird, da wird das 
ethische Prinzip der friedlichen Bewältigung von Konflikten (im Extremfall) 
durch Meinungsanarchie oder Meinungsdiktatur ersetzt. 

L07 Jürgen Habennas DIskursethIk In JiIrgen Habennas (Hg). Moralbewusstsem und kommumkatives Handeln, (suhrkamp 

taschenbuch wIssenschaft) Frankfurt am Mam 1983, S 127 ff; Karl-OttoApel DIskurs und Verantwortung. Das Problem des 

Ubergangs zur postkonventIOnellen Moral suhrkamp taschenbuch wissenschaft, Bd, 893 (2 Auflage 1992) 
108 SIehe KapItel 2 6, vgl auch Karl-Olto Apel, a. a 0, S 306 f 
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3.1.3 Innerbetriebliche Rahmenbedingungen zur Enh\icklung 
ethischen Bewusstseins 

Die Kohlberg'sche Stufenhierarchie war Ausgangspunkt für yerschiedene 
empirische Untersuchungen zur Situationsbeschreibung bestehender \10ral­

vorstellungen. 

Lempert I09 hat in Längsschnittsuntersuchungen die moralische Crteilskraft yon 
21 gelernten Metallfacharbeitern untersucht. Diese wurden erstmals im Alter 
von 23 und anschließend von 30 Jahren interYiewt und bei ihrer Arbeit 
beobachtet. Die Erhebungen wurden im Alter \ on 30 Jahren wiederholt. Die 
Entwicklung der moralischen Urteilsfähigkeit yerlief ganz im Sinne der Kohl­
berg'schen Stufenhierarchie. Im Alter von 23 Jahren dachten 5 der 21 Fach­
arbeiter noch auf vorkonventioneller Ebene. 13 auf der kom entionellen und 3 
auf der nachkonventionellen Ebene. Mit 30 Jahren hatten alle yormals yor­
konventionell orientierten Arbeiter den Schritt auf die konyentionelle Ebene 
vollzogen, und ein früher konventionell argumentierender Facharbeiter hatte die 
nachkonventionelle Ebene erreicht. Diese Ergebnisse waren durchaus zu 

erwarten. 

Empirisch wurde ferner die Vermutung belegt. dass die moralische Crteilskraft 
auch entscheidend von den innerbetrieblichen Rahmenbedingungen abhängig 

ist. 

Lempert arbeitete insoweit sieben Problemkomplexe innerbetrieblicher 
Rahmenbedingungen für die moralische Entwicklung der Organisation<;-

mitglieder heraus: 

(1) Eine offene Konfrontation der Mitarbeiter mit sozialen Problemen und inn­
erbetrieblichen Konflikten führt zu ethischer Sensibilisierung. Eine ge­
zielte Informationsunterdrückung durch die Leitung der Organisation über 
bestehende soziale Schwierigkeiten sowie innerbetriebliche Konflikte 
führt zu Verunsicherung und häufig zu psychischen Problemen bei den 

Mitarbeitern. 

109 W. Lempen Bedmgungen sozialen Lernen<, Im Bcotncb In l b;;h Degen. B $eyfnN Uf',-j P W(t-,cdmM' .. 'l,Hf: Q'-:" ~:,. 
verbesserungen in der betnebhchen -\.u,blldung.;;götaltung lT.lpmgen und E\~r1cnfe-5rr..:;:h-e Im ~r'Jnlche;-; B:~';-=-if ~ .... 

Beflin 1991. 5 1·17 f 
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(2) Die Chance zur vollen Teilnahme an Kommunikationsprozessen, in denen 
sich alle Beteiligten über alle Hierarchiestufen hinweg frei äußern und 
Gehör finden können, wirkt positiv auf die moralische Urteilsfähigkeit, 
weil dadurch die Wahrnehmung und Beurteilung gegensätzlicher Orien­
tierungen erleichtert wird. 

(3) Durch die Möglichkeiten der Partizipation an kooperativen Entscheidun­
gen wird die Identifikation mit den Werten und Ergebnissen der gemein­
sam getroffenen Entscheidung begünstigt. Solche Entscheidungen sind 
oftmals verbindlicher Maßstab für individuelles Verhalten innerhalb der 
Gruppe. 

(4) Eine stabile Wertschätzung seitens formeller, aber auch informeller Auto­
ritäten stärkt nicht nur das Vertrauen zu anderen und gleichzeitig das 
Selbstvertrauen, sie fördert zudem das Gefühl der sozialen Zugehörigkeit. 
Darüber hinaus entscheidet eine stabile Wertschätzung auch darüber, wie 
die moralischen Orientierungen im Betrieb erfahren und verarbeitet 
werden: Sie können als Machtausübung verstanden (fehlende Wert­
schätzung) oder aber als moralische Verpflichtungen (bestehende Wert­
schätzung) wahrgenommen werden. 

(5) Informationen über die sozialen Folgen eines konkreten, individuellen 
Fehlverhaltens wirken deutlich urteilsprägender als allgemeine Ge- und 
Verbote, da die Konsequenzen mitdurchdacht werden können. 

(6) Die Verwicklung der Mitarbeiter in ethische Widersprüche k;1nn zunächst 
zu Orientierungskrisen führen, bewirkt dann aber ein intensiveres 
Verstehen und die Anerkennung allgemeiner ethischer Prinzipien im kon­
kreten Einzelfall. 

(7) Die Delegation von Verantwortung bedeutet einerseits, dass Vertrauen 
gewährt wird, bedeutet andererseits aber auch die Verpflichtung zur 
Rechenschaft für Sachen und insbesondere für das Wohl und Wehe von 
Personen. Die Übertragung von Verantwortung darf sich freilich nicht in 
der falschen Zurechnung (nur der) unangenehmer Handlungsfolgen 
erschöpfen, sondern beinhaltet, dass Verantwortung voll und realistisch 
übertragen wird. Denn erst dann wird der Verantwortungsträger zu 
verbindlichen Einzelentscheidungen genötigt, wobei es ihm verwehrt ist, 
in relativistische Beliebigkeiten auszuweichen. 
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Lind 110 hat bei Auszubildenden und Facharbeitern nachgewiesen. dass auch die 
Lehrzeit förderlichen Eintluss auf die rnoralisch-kognitiw Entwicklung \on 
Lehrlingen hat, wobei der Effekt im Vergleich zur schulischen Allgemein­
bildung recht gering erscheint. Dies hing offenbar mit der konkreten Cnter­
suchung, dem Erlernen praktisch-handwerklicher Fähigkeiten während der 
Lehrzeit, zusammen. Deshalb fordert Lind für jede Lehrlingsausbildung. dass 
neben der praktischen Ausbildung die sogenanl/te Allgemeinbildung nicht zu 
kurz kommen darf, da später von den jetzt Auszubildenden ein hohes .\laß an 
moralischer Urteilsfähigkeit und sozialer Verantwortungsbereitschaft ab­
verlangt werde. 111 Zusammenfassend kann gesagt \\erden. dass die Ent\\ick­
lung moralischer Urteilskraft des einzelnen \'on der gesamten Lebens<;ituation. 
insbesondere von der Familie. der Ausbildung und der Arbeits\\ eil abhängt. 

3.2 Die organisatorische Dimension für ethische Sensibilisierung: 
die sieben Organisationsbarrieren nach Waters ll2 

Die Entwicklung oder der Verlust ethischer Standards i~t nicht nur abhängig \ on 
allgemeinen, systemimmanenten Parametern. sondern es be~tehen auch spe:/­
fische organisatorische Gründe jür ullethisches Handeln. Hierauf hat erstmals 
Waters hingewiesen und damit grundlegend die klassische Vorstellung re\-idiert. 
dass allein die Person selbst für ethisches Fehlwrhalten wrant\\ ortlich sei. 
Diese, auch heute noch vielfach vertretene Auffassung. hat SICh jedoch als eine 
vorschnelle Verkürzung herausgestellt. Anstelle der klassischen Frage nach der 
persönlichen Verantwortung im Sinne \'on .. Wh at was going on \\ ith tho'-e 
people to make them act that wa)"?" warf\Vaters die Frage auf: .. What was going 
on in that organi:ation made people act that way?"II:: 

Die Studie von Waters bezog sich auf Zeugenaussagen \or dem Anti-Trust­
Untersuchungsausschuss des US-Kongresses im Zusammenhang mit unzu­
lässigen Preisabsprachen in der amerikanischen Elektroindustrie. So hatte die 

110 Georg Lmd \torah.:;che Ent\l,lc~Jung In ~tnebhchen Orgam~l!Lli1-t."ii In H0T<. S,e,;-rr .l.-:n .n""j -\:ht:r: L.(>:-~· 1.. ,':-::'e~:-~e-' 

ethik. Stuugart 1991 (2 .. tiberarbellClc und Cr\\elleTle -\utl 1 S 3~" ff 
111 L"nter dem Such\\ort .. Bus1ße~s Ethlc~" \\erden m den l $-\ Irfl Hc..::h~hu!r..:re".;~ ;!r.!:;.r·~>...::h:n":-~ L -:C'f'1..::t~~;"'"C'?-;~.-..,~ .!-':'"-f:> 

boten die [rotz eIniger skeptischer Stimmen ur.er.\ legend JX' .... Hl\ t"l.'U:':;-I;! '.~::r,j-ef! Emr :"'....:1'1.!., .... 1 .. ,,:-~ :,e-.5e:y;.l:.' -...::,.: .... -,,, t . ....:-

:~s ~:~;:n~~::t~~~~g::;::~;~~~~~ede;,I~:;U:~:~e:~ur ~:::~~r~~!;:~::~":;,~~,:~:::~:,:~~~~~: :~':"~~=~~; ~ 
mann und Albert Lohr. Grundlageil der t-ntl'mehmen"eih;" S:UHt::rrl 'w,,: ': ... :-':~3.r:-'-... -:::!t' .:;:-.j t:"-,"~. 't:"~t: -.;~.-

S 175 m \\ :\ 
112 J ,'"'._ Waters Catch 20 5 In Ort:amz. .. ll10nJ.! D~nJ.mh.:' J:; 6 1"'-' S ." H 

113 Ebd S 5 
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Firma General Electric eine klare Anti-Trust-Direktive unter dem Titel 
,,Policy 2005" herausgegeben. Um aber die gesteckten Unternehmensziele er­
reichen zu können, wurde diese Direktive gezielt umgangen. Die Orientierung 
an ethischen Prinzipien war nur solange erwünscht, wie die ökonomischen 
Zielsetzungen dadurch nicht gefährdet waren. Damit wurde die Regel ,,2005" 
zum zentralen unternehmensethischen Problem bei General Electric. Waters 
identifizierte anhand dieser Zeugenaussagen sieben "organizational blocks" 
(organisatorische Barrieren), die für organisationsbedingtes, unethisches Han­
deln der jeweiligen Rollenträger maßgeblich sind: 

(1) Barriere der Befehlshierarchie 

Die praktisch bedeutsamste und bekannteste organisatorische Barriere für die 
Entwicklung ethischer Reflektionsprozesse ist der klassische Mechanismus von 
Befehl und Gehorsam. Nach allen einschlägigen Untersuchungen - hier sei nur 
auf die berühmten Milgram-Experimente verwiesen114 - ist die Befehls­
gläubigkeit von Mitarbeitern keineswegs nur ein pathologischer Zug einiger 
weniger Menschen, sondern der gehorsame, gut funktionierende Mitarbeiter in 
einem Betrieb / Organisation verkörpert geradezu den Prototyp von Organisa­
tionsmitgliedern, und zwar auf allen Hierarchiestufen. 

Der Untergebene weiß, dass der Vorgesetzte seine Weisungen nötigenfalls mit 
Zwangsmitteln durchsetzen kann. Er verzichtet deshalb darauf, Widerspruch ge­
gen unethische Anordnungen zu erheben. Hierarchische Abhängigkeitsverhält -
nisse unterminieren deshalb regelmäßig die Motivation von Untergebenen, 
unethische Praktiken überhaupt zur Sprache zu bringen. Subjektiv wird dieses 
Verhalten häufig mit der Loyalitätsverpflichtung gegenüber dem Vorgesetzten 
gerechtfertigt. Von Untergebenen werden deshalb auf Befehl oder Weisung von 
Vorgesetzten durchaus auch solche Handlungen vollzogen, die im diametralen 
Gegensatz zu ihren im Privatleben gültigen Wertmaßstäben stehen. Dabei wer­
den unethische Anordnungen, die den privaten Wertmaßstäben widersprechen, 
oft nicht einmal als Zumutungen empfunden. Moralische Hemmschwellen, die 
im Privatleben eine vergleichbare, unethische Handlung durchaus verhindert 
hätten, werden durch die Befehlshierarchie abgebaut. 

In großen Organisationen verliert sich zudem die Verantwortung des einzelnen 
oft in unüberschaubaren Befehlsketten, so dass man von organisierter Unver-

114 Stanley MIlgram' Das MIlgram-Expenment zur Gehorsamsbereitschaft gegenüber Autontäten Rembek bel Hamburg 1974 
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antv.'ortlichkeit ausgehen kann. I 15 Ethische Reflektionen werden auch deshalb 
ausgeblendet, weil man sich insgesamt nicht für verantwortlich fühlt. 116 

Die bürokratische Organisation. im Sinne \'on ~ax Weber der Inbegriff. insti­
tutionalisierter Rationalität. erweist sich deshalb als eine der wichtigsten 
Barrieren in Organisationen zur Entwicklung ethischer Sensibilität. 11-

(2) Barriere der quantitativen Leistungsvorgaben 

In aller Regel sind die Leistungsvorgaben in Orgamsationen quantitativ ausge­
richtet (monetäre Bezugsgrößen. Zahl der Verfahren. Sicherstellungsmengen. 
Pensenschlüssel usw.). Die qualitativ und ethisch orientierten Aufgaben wirken 
häufig kontraproduktiv. weil sie oft im \Viderspruch zu den leistungsstimulie­
renden Zielvorgaben stehen. In solchen Konfliktsituationen zählen regelmäßig 
nicht die Werte, sondern die Fakten. Deshalb \\ ird zum Beispiel. der Einsatz \'on 
Schmiergeldern zur Akquirierung wichtiger Aufträge nicht als ethisch proble­
matisch angesehen, weil damit die . .legalen" quantitativen Zieh-orgaben erfüllt 
werden. Der gute Zweck. in diesem Fall die quantitativen Ziele. heiligt die 

Mittel, die unlauteren Methoden. 

In diesem Zusammenhang soll auf zwei typische Aspekte der komple:-.en 
Kornmunikationsprozesse in Hierarchien aufmerksam gemacht werden: die 
In!ormationsebene und die sprachliche Ehene. 

Kritische, ethisch motivierte Informationen. die den quantitatiwn Leistungs­
vorgaben widersprechen. \\ erden von Vorgesetzten häufig überhört. schön­
geredet oder wegdiskutiert und damit unterschlagen. Es kommt also bei 
ethischen Fragestellungen immer wieder zu Informationsverzerrungen 
und / oder -blockaden. Ethische Problemfalle werden damit oft gar mcht 

thematisiert oder ausgefiltert. 

Auf der sprachlichen Ebene werden ethisch motivierte Argumente häufig nicht 
richtig verstanden. Dies liegt auch daran. dass Führungskräfte über eine 
spezifisch eingeschliffene und standardisierte Terminologie verfügen. die sich 
vom ethischen Vokabular erheblich unterscheidet. Weil ethische und organisa­
torische Begrifflichkeiten voneinander stark ab\\ eichen. kann es zu Verständi-

!l) Llnch Beek Gegengifte. Frankfurt am \lJm I()~S, 5 :. fL 

116 Zur moralis.chen \erant\\ortung-.dl~tnrUtl0n ... ,ehe KapIlei 2 :. upd':-, 

S 38 
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gungsdefiziten kommen, so dass es - auch bei gutem Willen der Vorgesetzten 
- oft schwierig ist, ihnen die ethischen Anliegen überhaupt nahezubringen. 

(3) Barriere der Arbeitsteilung 

In jeder Organisation handelt der Mensch nicht als ganze Person, sondern als 
Rollenträger. Er hat eine bestimmte Funktion zu erfüllen, die durch die je­
weilige Stellenbeschreibung festgelegt ist. Vom Organisationsmitglied wird nur 
zweckgerichtetes, der Stellenbeschreibung entsprechendes Handeln erwartet. 
Durch den Prozess der Arbeitsteilung wird der Mitarbeiter lediglich mit einer 
spezifischen Teilaufgabe betraut. Der Gesamtzusammenhang des Arbeitspro­
zesses ist für ihn so undurchsichtig wie sein Beitrag in der Gesamtorganisation. 
Damit entfällt aber auch die entscheidende Voraussetzung für verantwortungs­
bewusstes, ethisches Verhalten, weil die Konsequenzen des eigenen Tuns nicht 
umfassend bekannt sind oder nicht abgeschätzt werden können. 

Die hochgradige Arbeitsteilung hat zudem dazu geführt, dass zunehmend 
Experten für immer kleinere Aufgabenbereiche zuständig sind. Hinlänglich 
bekannt ist das Problem, dass sich Experten ethisch nur sehr schwer diszipli­
nieren lassen. 118 

So ist festgestellt worden, dass Experten 

eigene, für andere nur schwer nachvollziehbare, Begrifflichkeiten ent­
wickeln; 

Gefahren verniedlichen, mit denen sie alltäglich umgehen; 119 

die oft extreme Selektivität ihres Blickwinkels übersehen und 

dazu neigen, ihre sehr spezifische Kompetenz zu generalisieren. 120 

Dadurch wird in doppelter Weise eine ethisch problematische Situation ge­
schaffen: Auf der einen Seite fühlen sich die Experten wegen ihrer begrenzten 
Kompetenzen nicht verantwortlich für das Gesamtgeschehen, andererseits 
übernehmen die formalen Entscheidungsträger oft unreflektiert die bisweilen 
ethisch risikobehafteten Vorschläge der Experten. 

118 Ivan Ilhch Entmundlgung durch Experten Rembek bel Harnburg 1979 

119 Imre Kerner und Teya Malssen DIe kalkulIerte VerantwortungslosIgkeIt. Rembek bel Hamburg 1980 

120 Horst Stemmann und Albert Lohr Grundlagen der Unternehmensethik Stuttgart 1994 (2" uberarbettete und erweiterte Aufl ), 
S. 34m. w N. 
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(4) Barriere der unklaren Prioritäten 

Eine besondere Quelle unethischer Handlungs\\ eisen ist das Problem vieler 
Führungskräfte (gerade der mittleren Ebenen). bei ihren Entscheidungen auf die 
unterschiedlichsten und zum Teil in sich 11 iderspriichlichen Priontäten 
Rücksicht nehmen zu müssen. Denn regelmäßig fehlt es in Organisationen an 
konkret niedergelegten Prioritätenreglungen. Cnter der Hand \\ ird jedoch 
erwartet, dass die ökonomischen oder die quantitativen Ziele Vorrang haben. 
Quantitative Leistungsvorgaben. wie die Aufforderung zur C msatzerweiterung. 
Fallaufkommen, registrierte Straftaten / Verurteilungen und so \\ eiter. lassen 
dabei die weniger präzise gehaltenen ethischen Handlungsanforderungen. wie 
sie zum BeispieL in Führungsgrundsätzen fixiert sind. in den Hintergrund treten. 

(5) Barriere der Gruppenkohäsion 

Ein strenger Zusammenhalt innerhalb einer Gruppe führt regelmäßig dazu. dass 
die Beziehungen zu anderen Gruppen innerhalb der Organisation deutlich 
geschwächt werden. Im Mittelpunkt stehen dabei Kooperations- und Kommu­
nikationsdefizite, die sich aus den oft tradierten Gruppennvalitäten. Feind­
schaften oder Kontaktschwierigkeiten ergeben. Dadurch \\erden eingeschlif­
fene Praktiken in bestimmten Gruppen \'erfestigt und gegen moralische 
Einwände jeder Art immunisiert. Darüber hinaus werden angesichts der anti­
zipierbaren Dialogschwierigkeiten mit anderen Gruppen die erkannten Proble­
me vielfach gar nicht erst zur Sprache gebracht. Eine ausgeprägte Gruppen­
kohäsion führt zu ,.Wagenburgmentalitäten" und stellt deshalb eine nur schwer 
aufzubrechende Barriere für die Beseitigung unethischer Handlungsorienlie­

rungen dar. 

(6) Barriere des Sozialisationsprozesses 

Die in einer Organisation herrschenden :\ormen und Werte haben besondere 
Relevanz bei der Eingliederung I Einarbeitung neuer .'v!itarbeiter. Der :\euling 
ist im besonderen Maße \'on dem Vorgesetzten abhängig. der ihn in die Ge­
pflogenheiten der Organisation einführt. Die tbernahme der organisationsin­
ternen herrschenden Normen / Werte / L sancen ist für den :\euling meist un­
ausweichlich, weil er sich bei Widerspruch oder deutlich zur Schau gestellter 
Distanz sofort ins soziale Abseits begeben würde. Auf diese Weise werden auch 
Wertvorstellungen aufgebaut und eingefiJhrt. die als unethisch angesehen wer­
den müssen. Diese von Waters 121 beschriebenen Wirkungen des Sozialisa-
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tionsprozesses werden auch durch andere empirische Untersuchungen bestätigt, 
bei denen Mitarbeiter gefragt wurden, welche innerbetrieblichen Faktoren 
unethische Handlungen besonders begünstigten. 122 So kamen Brenner / Mo­
lander123 zu dem Ergebnis, dass insbesondere die Erwartungshaltung des 
jeweiligen Vorgesetzten für den Sozialisationsprozess von ausschlaggebender 
Bedeutung für die Übernahme innerbetrieblicher Normen sei. 

(7) Barriere der eingeschränkten Informationspolitik 

Kritische Berichte aus der Öffentlichkeit, die ethisch relevante Informationen 
enthalten, werden häufig nicht nach innen weitergegeben und von der Or­
ganisationsleitung regelmäßig nicht kommentiert. Damit kommt bei den Orga­
nisationsmitgliedern eine Diskussion zur Beurteilung dieser kritischen 
Tatbestände nicht in Gang. Die äußere Abschirmung gegen ethische Interven­
tionen aus der Öffentlichkeit und die innere Abschirmung gegen ethische 
Interventionen von Mitarbeitern sind kennzeichnend für die geringe ethische 
Sensibilität der (Unternehmens-)Führung. So werden nicht nur ethisch not­
wendige Lernprozesse verhindert, sondern es wird auch ein typisches 
Informationsklima geschaffen, bei dem die "Gerüchteküche hochkochen" kann 
und bei dem argumentative Begründungen regelmäßig ausgeblendet werden. 

3.3 Die Bedeutung des Betriebs- / Arbeitsklimas für ethische 
Entwicklungen nach Victor / Cullen124 

Der innere Zusammenhang zwischen ethischer Sensibilisierung und dem herr­
schenden Betriebs- / Arbeitsklima ist in der Organisationsklimaforschung seit 
langem bekannt. 125 Insofern decken sich die Untersuchungen von Waters zu den 
organisationsbezogenen ethischen Barrieren mit den entsprechenden psycho­
logischen Untersuchungen darüber, wie Mitarbeiter die formellen und in­
formellen Normen ihrer Organisation wahrnehmen.I26 Victor / Cullen hatten 
1.183 Mitarbeiter von Unternehmen aus vier unterschiedlichen Branchen 
(Druck, Telefon, Produktion, Banken) befragt und dabei fünf verschiedene 
Typen von Betriebs- / Arbeitsklimaten herausgearbeitet: 

122 Zu unethlschem Pohzelverhalten siehe Kapitell 2.2 und 5.2,3.2. 

123 S N Brenner und E. A. Molander Is the Et1ucs of Busmess Changmg? In Harvard Busmess ReView, Jg 55, Heft 1, 1977 
S 37 ff ,S auch Lutz von RosenstIel KapItel 344 

l24 Bart Victorund John B. Cullen, The OrgaruzatlOnal BaSIS ofEtlucal Work Chmates In AdminIstratIve SClence Quarterly, Jg. 33, 

Heft 1, 1988, S 101 ff 

125 Zur Infas-Untersuchung' Betnebskhma, 1995, SIehe KapItelS 3.16 

126 Vgl zu diesem Komplex Peter Conrad und Jörg Sydow OrgamsatlOllskluna. New York 1984 
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(1) fürsorglich (caring type: "The most important concern here is the good of 
all the people in the company"): 

(2) geset:esorientiert (lawand code: . .In this company. the first consideration 
is whether adecision violates any la\\ "): 

(3) vorschriftenorientiert (rule type: . .It is yeI) important to follO\\ strictl~ the 
company procedures here"): 

(4) instrumentell (instrumental: .. People are expected to do anything to further 
the company's interests. regardless of the consequences"): 

(5) unabhängig (independence type: .. In this compan~. people are e:\pected 
to follow their own personal moral and ethical behefs" L 

Bezeichnenderweise konnte ein ethisch-orientiertes Arbeitsklima nicht nach­
gewiesen werden. Diese fünf Klimatypen sind jedoch unterschiedlich weit \on 
einem wie auch immer definierten .. ethisch-orientierten Arbeibklima" ent­
fe rn t. 127 Auch wenn noch genauere empirische Cntersuchungen zum Eintlus~ 
des Arbeitsklimas auf ethisches Verhalten fehlen. kann mit der Organisation~­
klirnaforschung nachgewiesen werden. dass nicht nur die aufgabenspezifische 
Stellenzuschreibung mit Ihren besonderen Handlungsanforderungen (\'gl. 
insbesondere Waters Barrieren der Befehlshierarchie. der quantitativen 
Leistungsvorgaben und der Arbeitsteilung). sondern auch die aufgabenunspe­
zifischen kulturellen Wertorientierungen in Organi~ationen (Organisationskli­
ma) eine gewichtige Barriere für ethisches Hande In darste llen können. 1:\ Dabei 
spielt es keine entscheidende Rolle. ob diöe Wertorientierungen fornlell. zum 
Beispiel. in Unternehmens- / Branchenkodizes oder in Führungsgrundsätzen. in 
Orientierungsrahmen 129 institutionalisiert sind oder informell .. gelebC \\ erden. 

3.4 Ethische Standards "on Führungskräften der Wirtschaft l
3{l 

3.4.1 Einführung 

Die persönlichen Werthaltungen yon Führungskräften sind wegen des \ iJ,.­
bildcharakters für die übrigen Organisationsmitglieder richtungs\\ eisend. 

12; Vgl msbesondere den Cmerschied l\'l'-Lhcn dem m'lrum~n!ellt:;1 -\~!!,~hmJ '.nd J:."!T -;jr .:.i"'~.t.llf-!f.::n -\~t:'.:~,.: ~-.:. 
12& Horst Stemmann und Albert Löhr Grundi.1gen dt'f l mcrn:."hmen~thlk Swug:.:m l~": 'JXr.;:...~::;;1:." ..;;--j ;:-"~:;- .c:~t: .\~.~ 

S 45/46. zur mfas-Cnh:r:.uchung zum Be!nd~\ ... ~hmJ. ~Iehe hJ.pil.d ~ :. 16 

1?9 \ gL z. B Bundesknmmalaml Onenlll:rung,r..ihmc-n \\ lÖ-Nden 1 '-Nt1 

I~O Vgl Horst Stemmann undAllxn Lohr a J. (). S 46 tf 
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Empirische Untersuchungen zur moralischen Einstellung von Führungskräften 
der Wirtschaft zeichnen ein ziemlich genaues Bild der gegenwärtig herrschen­
den ethischen Standards.131 

3.4.2 Differenzierung nach Kulturkreisen 

Mit Sicherheit muss bei den persönlichen Werthaltungen von Führungskräften 
nach unterschiedlichen Kulturkreisen differenziert werden, da insoweit er­
hebliche moralische Differenzen bestehen. So werden Schmiergeldzahlungen 
oder andere Vergünstigungen in bestimmten Staaten, zum Beispiel. der Dritten 
Welt, einfach mehr oder weniger offen erwartet. Es gibt deshalb nicht weltweit 
verbindliche ethische Standards für Führungskräfte, sondern diese Werthaltun­
gen sind durchweg eingelagert in die sehr unterschiedlichen kulturellen Haupt­
strömungen der jeweiligen Grundorientierung. 132 

3.4.3 Opportunismusthese 

Um es vorwegzunehmen: Die zahlreichen empirischen Untersuchungen stim­
men darin überein, dass die ethischen Standards der Führungskräfte der Wirt­
schaft sich in einem bedenklichen Prozess der Erosion befinden. Insoweit kann 
auf grundlegende amerikanische (1) aber auch auf deutsche Erhebungen (2) 
verwiesen werden. 

(1) Wegbereitend waren die US-amerikanischen Arbeiten des Jesuiten-Paters 
Baumhart aus dem Jahre 1961. Diese Untersuchungen wurden 1977 von 
Brenner und Molander repliziert und nochmals von Becker und Fritzsche 
1987 wiederholt. 133 Diese Erhebungen weisen auf zwei Besonderheiten 
hin: Die Untersuchungen lassen im Zeitablaufkeine dramatischen Verän­
derungen der moralischen Grundorientierung erkennen, sondern belegen 
hartnäckig eine Vielzahl ethisch bedenklicher Haltungen der Führungs­
kräfte. So werden zum Beispiel. unlautere Geschäftspraktiken von etwa 
der Hälfte der Führungskräfte angewandt. Die Erosion ethischer Standards 

131 Zur Kntik an den empmschen Untersuchungen, Insbesondere der vorschnellen moralIschen Vorverurteilung, vgl Horst Stem­
mann und Albert Löhr. a. a. 0., S. 52 f. m w. N 

132 H. Becker und D J. Fntzsche. Business Ethlcs In' Journal of Busmess EthICS, Jg 6, 1987, S 289 ff 

133 V gl. H Becker und D. J Fntzsche a. a. 0 , zum Ganzen Horst Stemmann und Albert Löhr Grundlagen der Untemehmens­
ethik. Stuttgart 1994 (2., überarbeItete und erweiterte Anti), S 46 f m w. N. 
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nimmt im Laufe der Zeit offenbar eher zu als ab. Des weiteren hat sich 
gezeigt, dass mit der Einführung handlungsleitender Etlllk-Kodi:es un­
lautere Geschäftspraktiken abgenommen haben. ohne dass sich dIe 
subjektive, moralische Orientierung der einzelnen Führungskraft signifi­
kant geändert hätte. Aber auch dIe Einführung yon C ntemehmens- .. Bran­
chenkodizes hat keinen entscheidenden Durchbruch zur Einhaltung 
ethischer Standards bewirkt. 

(2) Recht spät fand im deutschsprachigen Raum eine vergleichbare Erhebung 
statt. 1986 untersuchten Kali/man. Kerberund Zulehneru ; in Anschluss 
an eine qualitative Intensivbefragung yon -+2 Führungskräften in einer 
Repräsentativerhebung 530 Führungskräfte zu ihren religiösen und mora­
lischen Einstellungen. Die Befunde decken sich weitgehend mit den oben 
dargestellten amerikanischen Ergebnissen. weisen jedoch darüber hinau~ 
auf alarmierende Tendenzen hin: Gerade bei jüngeren Führungskraften 
wird die bestehende Geschäftsmoral deutlich durch eine rein opportuni­
stische GrundeinsteIlung geprägt. Positive ethische Orientierungen sind 
kaum noch anzutreffen. 135 Diese zunehmend opportunistische Grundhal­
tung deutet vielmehr darauf hin. dass die Führungskräfte zunehmend auf 
eine Auseinandersetzung mit ethischen Fragen yerzichten. Dies lässt sich 
an folgenden vier typischen Leitsprüchen zeigen U6: 

Kennzeichnend für die !ch-Zentrierllng sind Leitsprüche \\ ie .. E~ 
schenkt einem keiner etwas. jeder ist sich selbst der nächste" oder 
"Mein Nutzen - dein Nutzen: Eine Hand \\ äscht die andere." 

Der Elfo/g wird um jeden Preis gesucht. Leitsprüche sind .. \1an muss 
fünf gerade sein lassen. wenn man \'orankommen \\ ill" oder .. Lm ein 
höheres Ziel zu erreichen. lässt sich manchmal L nrecht nicht \ er­

meiden". 

Ein materiell-hedonistischer Grund:ug ist gerade bei Jüngeren 
Führungskräften kennzeichnend. Freizeit und materieller Wohlstand 
stehen im Mittelpunkt. Das entsprechende Motto lautet .. \1an muss sich 
das Leben so angenehm wie möglich machen". 

\\eltkultur Bd 3) ~liJnchen 1986 

135 Ebd. S. 257 f 

1'6 Ebd S ~81 ff. 
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Ethik wird von vielen Führungskräften als ein rein privates Problem 
angesehen. Verantwortung für andere im Sinne von "Verantworten, 
Rechenschaft ablegen" wird kaum mehr übernommen, sie wird viel­
mehr nur noch "vor sich hergetragen". Der entsprechende Leitspruch 
könnte lauten "Verantwortung anderen gegenüber ist ein rein persön­
liches Gewissensproblem". 

Aus ihren Beobachtungen ziehen die Verfasser folgenden Schluss: "Was im 
Kommen ist, ist die stärkere Ich-Zentrierung und innerhalb dieser Ich-Zentrie­
rung noch einmal eine eingeengte Aufmerksamkeit auf Erfolg, Güter und 
Genuss. Zumindest bei der gesellschaftlichen Elite entpuppt sich somit der 
vielgepriesene Wertewandel eher als ein geschickt verschleierter Egotrip."l3? 

Peter Ulrich und Ulrich Thielemann (Ethik und Erfolg. Unternehmensethische 
Denkrnuster von Führungskräften, eine empirische Studie, Bern, Stuttgart 1992, 
haben vier unternehmensethische Denkrnuster von Führungskräften herausge­
arbeitet (a. a. 0., S. 93 0: 

ökonomische Denkrnuster (33 % der befragten Führungskräfte), 

konventionelle Denkrnuster (55 % der befragten Führungskräfte, wobei 
durchweg starke Bezüge zum ökonomischen Denken bestehen), 

idealistische Denkrnuster (2 % der befragten Führungskräfte ) und 

reformorientierte Denkrnuster (10 % der befragten Führungskräfte). 

Ulrich / Thielemann erwarten, dass mit dem natürlichen Nachrücken jüngerer 
Führungskräfte die gegenwärtige Dominanz des ökonomistischen Denkens in 
den Chefetagen sich nach und nach abschwächen werde (a. a. 0., S. 110). 

l37 Franz-Xaver Kaufmann, Walter Kerber und Paul M, Zulehnec Ethos und RelIgIOn bel Führungskräften (Fragen emer neuen 

Weltkultur Bd. 3) München 1986, S 283, dies ähnelt dem ethischen EgOIsmus von Snrner, SIehe vertIefende Untersuchung, 

KapItel 82.2.2.4 1 der vorlIegenden Arbeit; zur Wertonentlerung von Polizetbeamten vgl. Weiß, Siehe Kapitel 5 3.15 der 

vorlIegenden ArbeIt und die neuesten australIschen Erhebungen aus dem Jahre 1995, Siehe Kapitel 523 1 der vorlIegenden 
Arbeit 
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3.4.4 Junge Führungskräfte und Studenten der 
Betriebswirtschaftslehre 

Die Untersuchungsergebnisse von Kaufmann. Kerber und Zulehner gerade zu 
jungen Führungskräften wurde bei amerikanischen Stlldenten der Betriebs­
wirtschaftslehre voll bestätigt. 13S Bei diesen Studenten war ein noch größerer 

~ -
Hang zum Individualismus und Egoismus zu beobachten. Dabei \\urde \\eiter 
festgestellt, dass im Gegensatz zu den idealistischen Studenten der 60er Jahre 
heute der egoistische Student. der reine Karrierist. den Campus beherr'icht. So 
waren in 7 von 16 Konfliktsituationen Studenten signifikant eher bereit. sich auf 
ethisch fragwürdige Handlungen einzulassen als die Jungmanager der Praxi~. 
die nur in einem dieser 16 Konfliktfälle unmoralisches Handeln in Kauf 
nahmen. Diese wenig ermutigenden Ergebnisse werden allerdings et\\ as rela­
tiviert durch die Untersuchung von Jones und Gautschi l39. Danach l,>t insbe­
sondere beim weiblichen Nachwuchs eine deutlich höhere ethische Sensihilität 
an:utreffen als bei den jungen Männem. 

Gleichwohl ergeben die empirischen Befunde ein pessimistisches Gesamtbild 
über die ethische Qualifikation der befragten jüngeren Führungskräfte: 

Die ethische Konfliktträchtigkeit des eigenen Handeins wird kaum wahr­
genommen; 

ethische Orientierungen vermögen sich im harten Führungsalltag kaum 
durchzusetzen. 

Abschließend soll die Längsschnittstudie von Hochschulabsolventen. die \'on 
Rosenstiel140 in den Jahren 1984 bis 1986 an Münchener Hochschulen in den 
Studiengängen Technik. Wirtschaft und Sozialwissenschaften bei drei Stichpro­
ben durchgeführt hatte, vorgestellt \\ erden. :\1it dieser Arbeit sollte die KOI/STall: 
oder den Wandel der Berujsoriemierung in der \\ Iclltlgel/ Phase des Cher?l7ll?S 
vom Bildungs- in das Beschäjtigllngssystem überprüft \\erden. Von Rosenstiel 
hatte dabei die schon "klassisch" zu nennende Typologie der Berufsorientierun­
gen verwandt, die zwischen karriere- und freizeitorientierten Personen und 
solchen Personen mit einem alternativen Engagement unterscheidet. 

138 J Wood und andere Ethlcal AttItude, of Student-. and Bu<...me,,, Pr(>k"~10,".11 .. In J0-t::1U. (,- Bu~·ne-," E:~K" Jf -. :-- ..... ' 

S 2...\.9 ff Dies Ist auch em Beleg rur die Gulngkcil der Kohl1xrg <.ehen Stufenn1er.rr..:nle ... ~ehe K3Flie; ~ ! 

\39 TM JonesundEH Gautsch, WilllheEthlCs:ofBm.mö:,ChJ1lge~ln.J('uma:ofBusln:!,~F;:h,,:>_J~ - l!"j~t-. s::~ :~ .. 
!-W Lutz \ on Rosenstlel- Wertkonflikte beim Berui~lnstleg In Helmut K1Jge .... lind andere \\e~e ü=:J \\ mde! Frr;j;f:;:-.:.-- \1..:..-

1991.S 333 f. 
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Karriereorientierte Personen bejahen berufliche Arbeit, wirtschaftliches 
Wachstum, technischen Fortschritt und steigende Löhne bei gleicher 
Arbeitszeit. Sie legen großen Wert auf eine die Kreativität fördernde Arbeit, 
auf gute Beziehungen zu den Vorgesetzten, auf Wohlstand, Führung und 
Belastung bei der Arbeit. Relativ unwichtig sind ihnen Umweltschutz, 
Gesundheit und gute Beziehungen zu den Kollegen. Im übrigen bejahen sie 
die von ihnen wahrgenommenen Ziele der Organisation in einem hohen 
Maße. 

- Personen mit jreizeitorientierter Schonhaltung haben eine eher negative 
Einstellung zur Arbeit und akzeptieren Arbeitszeitverkürzungen bei stagnie­
rendem Lohn. Sie legen Wert auf gute Beziehungen zu den Kollegen, auf 
einen sicheren Arbeitsplatz und auf eine autonome Freizeitgestaltung. Eine 
die Kreativität fördernde Tätigkeit oder gar eine Belastung im beruflichen 
Alltag suchen sie dagegen nicht. 

Personen mit alternativem Engagement bejahen die Arbeit, stehen aber dem 
wirtschaftlichen Wachstum und dem technischen Fortschritt besonders 
skeptisch gegenüber. Sie legen großen Wert auf Umweltschutz, auf Altruis­
mus, wenig Wert dagegen auf Wohlstand und Arbeitsplatzsicherheit. 

Vergleicht man diese drei Typen von Führungskräften mit der erwachsenen bun­
desdeutschen Bevölkerung, so ergibt sich folgendes Bild: 

Abbildung 3: 

Typenverteilung beim Berufseinstieg 

-~ Nachwuchs Führungskräfte Bevölkerungs-
Typ querschnitt 

Karriereorientierung 21 75 24 

Freizeitorientierte SChonhaltung 31 7 50 

Alternatives Engagement 46 17 24 

Aus: Lutz von Rosenstiel: Wertkonflikte beim Berufseinstieg. 

In: Helmut Klages u. a.: Werte und Wandel. Frankfurt am Main 1992, S. 338. 
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Ferner hat von Rosenstiel die Berufsorientierung der Probanden beim Ein­
stieg / Anstellung (primäre Selektion). beim Aufstieg (sekundare Selektion) und 
im Verlauf der Anpassung an die Organisation (Sozialisation) untersucht. 

Wegen vergleichbarer Bedingungen ist diese Cntersuchung auch rele\'ant fur 
die Selektions- und Sozialisationsprozesse bei der Polizei. 

Ergebnisse: 

CI) Einstieg / Anstellung (primäre Selektion) 

Erwartungsgemäß haben die karriereorientierten Berufsanfanger die besten 
Chancen auf eine Anstellung. gefolgt von den Freizeitorientierten und den 
alternativ Engagierten. Dieser Trend gilt auch. wenn nach Studienrichtungen 
differenziert wird. Interessant ist nicht nur. wer überhaupt einen Arbeitsplatz 
findet, sondern auch. wer \1'0 unterkommt. Hier wird erkennbar. dass die 
Karriereorientierten überwiegend in der Privatwirtschaft. die alternativ Enga­
gierten relativ häufig im öffentlichen Dienst eine Anstellung finden. 

Weiter wurde festgestellt: 

Karriereorientierte Personen finden Positionen. die leitende Anteile haben. 
Aufstiegsmöglichkeiten bieten. der Ausbildung weitgehend entsprechen 
und relativ hoch bezahlt werden. 

Die Tätigkeit der Freizeitonentierten hat besonders wenig leitende Anteile. 
wird aber hinsichtlich der Aufstiegsmöglichkeiten nicht ungünstig beurteilt. 
Die Freizeitorientierung ist insbesondere bei den Technikern stark ausge­

prägt. 

Die Tätigkeit der alternativ Engagierten hat ebenfalls in nur geringem Au~­
maß leitende Anteile und verspricht zudem die relativ geringsten Auf­
stiegsmöglichkeiten. Die Berufstätigkeit hat mit der bisherigen Ausbildung 

zu tun und wird eher schlecht honoriert. 

(2) Aufstieg (sekundäre Selektion) 

Erwartungsgemäß machen die Karriereorientierten tatsächlich Karriere. sie 
haben auch die besten Aufstiegschancen. Die Freizeitorientierten finden zwar 
relativ leicht den Weg in die Organisation. jedoch kaum den hinauf. Damit 
realisieren sie ansatzweise das. was im Sinne der sogenannten Gleichgewicht­
sethik ihrem Lebensziel entspricht: Ein sicheres Auskommen in einer Position. 
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die keine Spitzenposition zu sein braucht und Lebenserfüllung in anderen 
Bereichen. Besonders schwer haben es die alternativ engagierten Personen, die 
offensichtlich im Berufsalltag den intensivsten Wertkonflikt erleben. Sie finden 
besonders schwer den Weg in die Organisation und auch der berufliche Aufstieg 
gestaltet sich eher schwierig. 

(3) Sozialisation (nach einem Berufsjahr) 

Bei den Karriereorientierten zeigt sich die höchste Stabilität in der Überein­
stimmung der Berufsorientierung mit den jeweiligen Organisationswerten des 
Unternehmens oder der Behörde. Bei den Freizeitorientierten ist die Stabilität 
der Berufsorientierung nicht so hoch. Aber bei nicht wenigen der Freizeitori­
entierten setzt im ersten Berufsjahr ein Wandel hin zur Karriereorientierung ein. 
Sie erkennen, dass ihr beruflicher Ehrgeiz durchaus eine Realisierungschance 
besitzt und werden auf dem Weg zur Karriereorientierung von der Organisation 
darin auch bestärkt und belohnt. Besonders schwer haben es die alternativ 
Engagierten, sich ihre bisherige Berufsorientierung zu bewahren. Der Wandel 
ist bei dieser Gruppe stark ausgeprägt. Allerdings müssen sie oft resignierend 
feststellen, dass sie wenig im Sinne ihrer ursprünglichen Vorstellungen im 
Unternehmen / in der Behörde bewirken können und dass sie außerdem in der 
Organisation für ihre alternative Haltung oft negativ sanktioniert werden. Da sie 
aufgrund ihrer Überzeugungen die Werte der Organisation nicht automatisch 
übernehmen wollen, machen sie sich selbständig oder verlagern ihre Interessen 
in ihre Freizeit. In diesem Fall geht den Organisationen sicherlich ein kritisches, 
aber auch kreatives Potential verloren. Sich von unangepassten Mitarbeitern zu 
trennen, ist für die Unternehmen oder Behörden ein bequemer Weg, doch lau­
fen sie dadurch Gefahr, lern- und entwicklungsunfahig zu werden und sich von 
gesellschaftlichen Entwicklungen zu entfernen. Durch derartiges Verhalten 
kann der Anschluss an wichtige Veränderungen verpasst werden. Es kann sehr 
wohl für die Organisation von Nutzen sein, nicht nur durch Selektion und So­
zialisation den Menschen ausschließlich an das eigene Wertesystem anzupas­
sen, sondern ihm auch die Chance zu eröffnen, sich selbst zu verändern, zum 
Beispiel. durch eine "wertorientierte Personalpolitik" den Werteorientierungen 
der Mitarbeiter und denen der Kunden / Bürger entgegenzukommen. Auch des­
halb scheint es sinnvoll, ein polizeiliches Leitbild, zum Beispiel. des gehobenen 
und höheren Dienstes, zu entwickeln, das auch alternativ Engagierten eine 
Chance bietet. 141 

141 Siehe Kapllel5 5 I 
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3.4.5 Typen von Führungskräften nach ~ielsenl-'2 

Nielsen hat die ethischen Handlungsmuster von Ftihrungskraften der \Virtschaft 
untersucht und dabei vier Idealtypen mit unterschiedlicher moralischer Aus­
richtung herausgearbeitet. Dem positiven Leitbild eines . .Institution Citizen" 
(Organisationsbürgers) stellt er drei defizitäre Typen (Eichmann. Richard III 
und Faust) gegenüber. 

(1) Eichmann 

Unter Bezugnahme auf Hannah Arendt 1-'3 gibt es einen ~1anagertyp. der die ihm 
auferlegten Pflichten elfiillt. ohne nach moralischen Konsequen:en :ufra!?ell. 
Sein einziges Streben besteht darin. die ihm auferlegte Aufgabe technisch­
organisatorisch zu lösen. Dem Eichmann-Typ stellt sich die Frage der ethischen 
Qualität seiner Handlungen nicht. Ihm geht es allein um unreflektierte Sach­
lichkeit und Effizienz. 

(2) Richard III 

Dieser Manager-Typ versteht sehr \\ ohl den moralischen C nterschied zwischen 
gut und böse. Er nimmt jedoch bell'IlSSf llnethische Handlungen in KGl~(. /Im 
dadurch persönliche Vorteile :11 er:ielen. Cnethische Zumutungen anderen 
gegenüber entspringen seinem egoistischen Vorteilskalkül. Cm des persön­
lichen Erfolgs willen oder aus Gründen der Karriere werden zum Beispiel. 
Sicherheitsvorkehrungen am Arbeitsplatz gezielt \·emachlässigt. korrupti\'e 
Praktiken geduldet oder Produktionsstätten geschlossen. ohne auf die \litar­
beiter Rücksicht zu nehmen. Kalkulierte Boshaftigkeit. um egoistische Ziele zu 
erreichen, ist seine Devise. 

(3) Faust 

Auch der Faust-Typ weiß sehr wohl zwischen gut und böse zu unterscheiden. 
Aber er wählt die unethischen Mittel nicht aus kalkulierter Boshaftigkeit. son­
dern erst nach eingehender Güterab\\ ägung. Deshalb lautet seine De\'ise: Der 
gute Zweck heiligt die manchmal schlechten Mittel. Die ethisch negativen 
Wirkungen erscheinen den Faust-Managern in Anbetracht der konkreten 

AufgabensteIlung nachrangig. 

142 Rtchard P. :\lelsen Arendt"s ActIon Phllo"'-Orh~ and the \bn.:l.ger .1-' E:chm.ID1l Rl;;harJ ll1 F'::U ... 1 J .... 1d Ir.,,-i,"";;l:-c-,:- C".g­

In: Cahfoffila ~tanagement ReYlc" Jg 26. Heft .~, 19>W. S 191 ff 

I·B Hannah Arendt Elchmann In Jeru~lem \iunehen 196J 
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(4) Organisationsbürger 

Der Organisationsbürger befolgt weder gedankenlos alle Anordnungen noch 
sind seine Entscheidungen von eigennützigen Motiven geprägt, noch werden 
ethische Nebenwirkungen der getroffenen Entscheidungen unterschlagen oder 
für nachrangig gehalten. Er besitzt moralische Urteilsfähigkeit, bringt ethische 
Gesichtspunkte bei konkreten Handlungssituationen zur Sprache und verfügt 
auch über den Mut, sich gegen unethische Zumutungen zur Wehr zu setzen. Zu 
Recht weist Nielsen darauf hin, dass solch ein "Männermut vor Königsthronen" 
den einzelnen schnell überfordern kann. Er plädiert deshalb für "organisa­
torische (ethische) Außengeländer" wie zum Beispiel Unternehmenskodizes, 
Führungsleitlinien, Orientierungsrahmen und dergleichen mehr. 
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4 Berufsethik 

4.1 Begrifflichkeit 

Ethik lässt sich nicht nur als autonome, sondern auch als angewandte Wissen­
schaft betreiben. Dabei werden allgemeine ethische Prinzipien auf bestimmte 
Berufs- und Handlungsbereiche übertragen. Jeder Spezialberuf erzeugt in den 
Menschen, die in ihm aufgehen, bestimmte Denkweisen und charakterliche 
Besonderheiten, durch die Kollegen einander ähnlich werden und sich zugleich 
von anderen Berufsgruppen unterscheiden. Sie bilden kleine Gesellschaften im 
Schoße der großen. Zudem haben die Angehörigen bestimmter Berufsgruppen 
für ihre jeweiligen Arbeitsbereiche spezifische Wertvorstellungen entwickelt, 
die ihnen als Orientierungshilfe dienen. Diese berufsbedingten, zeitlich be­
grenzten Überzeugungen wirken sich nicht nur auf die Arbeitsmotivation aus, 
sondern sie dienen auch der gegenseitigen Kontrolle der Angehörigen eines 
bestimmten Berufsstands. 

Zu Recht wendet sich Möllers144 gegen eine Differenzierung, nach der "Beruf­
sethik" lediglich eine Orientierung an berufsrelevanten Normen beinhalte, 
während "Berufsethos" die persönlichen und sittlichen Einstellungen, die be­
rufliche Persönlichkeitsbildung betrifft. Denn eine konkrete Normen- / Rechts­
anwendung wird auch von der persönlichen Haltung des Rechtsanwenders 
beeinflusst. Das Berufsethos ist mithin notwendiger Bestandteil der umfassen­
den Berufsethik. Berufsethische Werthaltungen korrespondieren in vielerlei 
Hinsicht mit den jeweiligen allgemein geltenden moralischen Prinzipien der 
Gesellschaft. Denn die Mitglieder eines anerkannten Berufsstands streben nicht 
nur nach einer "Verberuflichung", das heißt der einseitigen Ausrichtung ihrer 
Tätigkeit an einem spezifischen Können und Wissen, sondern nach "Pro­
fessionalisierung", die zusätzlich zu den Kriterien der Verberuflichung auch 
bewusst die Orientierung am Gemeinwohl beinhaltet. 145 Berufsethische Frage­
stellungen gehen deshalb über die bloße Interessenvertretung im Sinne von 
Pressuregroups hinaus146 und spiegeln das wider, was Lenk147 mit "korpora­
tiver, moralischer Verantwortung der repräsentativen Entscheidungsträger" 

144 Hennann Möllers EthIk Im Pohzelberuf Stuttgart und andere 1991, S 112 

145 Ernst-HemTIch Ablf OnentIerungsrahmen für eme FachhochschulausbIldung des gehobenen knmmalpohzelhchen Vollzugs­

dIenstes des Bundes In den 90er Jahren In. Ruper! Eilsberger und Hans-Ludwlg Schmahl (Hg) Auf dem Werg zur Verwal­
tungswIssenschaft. Koln, Berho, Bonn und Munchen 1989, S, 234 f. m w N 

146 Slegfned Franke Berufsethik für dIe PolIzei Regensburg 1991, S. 45 

147 Hans Lenk ZWIschen Wissenschaft und EthIk. Frankfurt am Mam 1992, S. 127 - 130 
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umschreibt. Zusammenfassend fragt Berufsethik nach den sittlich unatxiing­
baren Vorausset:::ungen einer anerkannten und elfolgreichen Ben{fstätil?keit.~ 

4.2 Amts- / Berufsethos im öffentlichen Dienst 

4.2.1 Gemeinsame Grundlagen 

Angesichts der gewandelten Aufgaben des öffentlichen Dienstes und der sich 
verändernden Arbeitsbedingungen in Behörden und Amtem ist ein Wandel be­
rufsethischer Einstellungen im öffentlichen Dienst ebenso selbstwrständlich 

wie auch deutlich erkennbar. 

Die Veränderung berufsethischer Werthaltungen ist keineswegs neu. Bereits zu 

Beginn der 60er Jahre hatte Theodor Eschenburg l48 den Verlust des traditio­
nellen Beamtenethos beklagt und darin eine Gefahr für die Integrität des 
Beamtentums insgesamt gesehen. Das \'ielzitierte .. klassische Beamtenethos" 
ist weder verbindlich für die Bundesrepublik Deutschland definiert worden 
noch hat es - gerade heute - allgemeine Anerkennung erfahren. Wegen der 
zunehmenden Tendenz zur Pluralisierung der Werte und der Lebensstile lässt 
sich ein Beamtenethos mit dauerhaft fixierten. berufst~ pischen Inhalten und 
Haltungen auch kaum festschreiben. 149 Zur Zeit werden zwei grundlegende 

Auffassungen vertreten: 

Nach einer engen Auffassung beschränkt sich das Beamtenethos auf die korrekte 
Anwendung der Beamtengesetze im Lichte der Grundrechte Verfassung.:\ ach 
einer weiten Auffassung. der hier gefolgt werden SOll150. \\ird unter Beamten­
ethos die Summe aller verinnerlichten. normatiwn berufshandlungsrele\ anten 

Einstellungen von Beamten yerstanden. 

Ethische Prinzipien lassen sich jedenfalls aus Artikel 33 Abs. -+ / Abs. 5 GG und 
insbesondere aus § 52 des Bundesbeamtengesetzes (BBG) ableiten. Danach 
"dient der Beamte dem ganzen Volk. nicht einer Partei. Er hat seine Aufgaben 
unparteiisch und gerecht zu erfüllen und bei seiner Amtsführung auf das Wohl 
der Allgemeinheit Bedacht zu nehmen. Der Beamte muss sich durch sem ge-

I~.s Theodor Eschenburg Zur polltl->chen Pra1;\' m d~r Bunde ... reruhliL In: Knt!xht.' B~tr.KhlUr.f":;1 19~- l(;.~:; \l:,:x:'"K>-f.::~ 

I·N Alfred CeclOf Grund\\eIle im ötTenthchen Dlen ... t In Die P0hul.J-g -..: Hd!:: 1"h3. S -to 
1"0 Vgl Dleprand \on Rlchthofen Beruf-.clh0' Im ötle-nthchen DI~rbj In \eNJ.hlln~'run'li-.;:h.1;';. LV'...!. S ::r 

84 



samtes Verhalten zu der freiheitlich demokratischen Grundordnung im Sinne 
des Grundgesetzes bekennen und für deren Einhaltung eintreten." 

Im Mittelpunkt stehen die "sogenannten hergebrachten Grundsätze des Be­
ru/sbeamtentums"151, aus denen sich eine Reihe weiterer Verpflichtungen 
ableitet, wie die Pflicht zur vollen Hingabe an den Dienst, zur Unparteilichkeit, 
zur Uneigennützigkeit, zum Gehorsam, zum achtungs- und vertrauenswürdigen 
Verhalten inner- und außerhalb des Dienstes, zur Amtsverschwiegenheit, zur Re­
monstration und so weiter. Als Dienstherr hat der Staat ein elementares Interesse 
daran, dass diese Verpflichtungen auch eingehalten werden, weil nur so die 
Rechtsstaatlichkeit, das Ministerialsystem152 sowie die Achtung und das Ver­
trauen der Allgemeinheit in den Staat und seine Organe zu gewährleisten sind. 

Gesetzestreues Handeln des Beamten und seine politische Unabhängigkeit 
gegenüber den widerstreitenden Interessen der Gesellschaft sind zudem not­
wendige Voraussetzungen für einen demokratischen Wechsel in der politischen 
Führung. Deshalb sind das Beamtenrecht und der von ihm geprägte öffentliche 
Dienst wesentliche Bedingungen einer funktionierenden, stabilen Demokratie. 

Das überkommene Beamtenethos ist geprägt von dem Grundsatz, dass die 
gesetzlichen Pflichten vor den Rechten des Bediensteten rangieren. Deshalb 
wird von dem Beamten eine besondere Werthaltung erwartet, die über die 
formal-korrekte Verrichtung dienstlicher Tätigkeiten hinausgeht und berufli­
ches Engagement verlangt. Darum wirkt zum Beispiel. die "innere Kündigung" 
eines Beamten ruinös. 153 

Historisch gesehen ist dieses überkommene Beamtenethos allerdings ein 
Produkt des Obrigkeitsstaates, also weder demokratisch legitimiert noch 
bürgerorientiert ausgerichtet. 154 

Die Gegenauffassung zum überkommenen Beamtenethos kann mit "pragma­
tischer Dienstleistungsorientierung " umschrieben werden. 155 Diese Auffas­
sung besagt, dass der öffentliche Dienst keiner elitären Sondermoral bedürfe, 

151 Hubert Mmz Recht des offentlIchen DIenstes 1979, RdNr 19 und 187 m. w N 

152 Ernst-Hemnch Ahlf' Das Bundesknmmalamt als Zentralstelle, (Sonderband der BKA-Forschungsreihe) Wiesbaden 1985, 
S 113f m w N 

153 Remhard Höhn DIe mnere Kimdlgung In der öffentlIchen Verwaltung 1989, S 5 

154 Gerhard Plpplg Verwaltungsskandale In aus Pohllk und Zeltgeschehen, Jg 40, Heft 7, 1990, S 11 (18) 

155 Berufsethos fur Beamte, Schnftenrelhe der Fachhochschule fOr öffentlIche Verwaltung NRW, 1984, S 69, zur DIenstleI­
stungsorientierung für den Pohzelberuf SIehe Kapitel 5 5 1 
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sondern lediglich Träger öffentlicher Dienstleistungen sei. Der Dienst des 
Beamten sei "ein Job wie jeder andere" 156. Gegell\\ ärtig ist ein Prozess 
erkennbar, der vom Verblassen des überkommenen Beamtenethos bei gleich­
zeitiger Aufwertung der pragmatischen Dienstleistungsorientierung geprägt ist. 

Diese pragmatische Dienstleistungsorientierung. die bei der Reform dö öffent­
lichen Dienstes nachdrücklich gefordert wird. übersieht zum Teil die !Unan­
genehmen) hoheitlichen Funktionen der öffentlichen Ven\ altung und die 
Struktur des bestehenden Rechtsgefüges (Gesetzmäßigkeit der Ven\altung. 
Bindung an das Gleichheits- und Gerechtigkeitsprinzip SO\\ ie an die Finanz­
verfassung). Darüber hinaus besteht die Gefahr. dass mit einer öffentlichen 
Praxis von "Verkaufsmentalitäten" korrumpierendes Verhalten zu Lasten des 
Bürgers und zugunsten fiskalischer Erfolge zunehmen dürfte. 1S- Bei der Cber­
nahme derartiger modischer berufsethischer Konzepte scheint VorSICht geooten 
zu sein. 

In der Vergangenheit haben sich für die Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes 
folgende traditionelle Werthaltungen / Tugenden herausgebildet: Pflichtbe­
wusstsein, Loyalität, Dienst am Gemeill\\ ohl. Zuverlässigkeit. Fachkompetenz. 
Unbestechlichkeit, Einsatzbereitschaft. Disziplin. Gerechtigkeit. Toleranz. 
Einstehen für Minderheiten und sozial Schwache so\\ ie .\tut. Diese berufs­
ethischen Einstellungen sind allerdings nicht widerspruchsfrei: So können sich 
Loyalitätskonflikte zwischen gesetzlichen Verpflichtungen und den persön­
lichen Überzeugungen. zwischen Kan1eraderie und Gesetz. zwischen Poliu­
kerwillen und Fachwissen und so weiter ergeben. Gerade in diesen Situationen 
wird deutlich, ob sich berufsethische Einstellungen im Alltag bewähren. 

4.2.2 Inhalte des Beamtenethos / ethischer Orjentjerungsrahmenl~8 

Zum Kembereich des Beamtenethos dürften folgende \ ier Felder gehören: 

Gemeinwohlorientierung und Dienstleistungsbewusstsein: 

Leistungsmotivation: 

156 Franz Ronneberger und Cdo Rodel B;:amte Im ge~llxha.fllKhen \\;~ . .ndhmg,:,rnnö:- Bo;m-B:ni G.-..je-.. t'lt:"g ;-.-: S ':''':" 

15~ Eberhard Laux' Brtid.enschlage.ln- Oll' 6ffenthche Yef\\allun~ Heil;..! \9-1:'. S 10''''' 

iSS Vgl Slegfned Franke BerufserhtK für die Polizei Regen .. ~urg lwl S ~.6 11 
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- Staatsloyalität und Verantwortungsbewusstsein sowie 

- Bürgerorientierung. 

Daraus lässt sich ein ethischer Orientierungsrahmen mit folgenden fünf berufs­
ethischen Anforderungen ableiten: 

- Rechtsstaatliches Handeln (1); 

- Bewältigung von Konflikten (2); 

- Verhältnis zum Bürger (3); 

- Umgang mit Sprache (4); 

- Organisatorische / innerbehördliche Gegebenheiten und das Führungsver-
halten der Vorgesetzten (5) 

(1) Rechtsstaatliches Handeln 

Die Bediensteten des öffentlichen Dienstes sind klassische Norm- und Geset­
zesanwender. Zum Teil verfügen sie über Rechtsbefugnisse, die erheblich in die 
Rechtssphäre des einzelnen eingreifen. Die Grundrechte und die objektive 
Wertordnung des Grundgesetzes bilden deshalb die Grundlagen, aber auch 
Schranken ihres Handeins. 

Die Flut von Vorschriften (Gesetze, Erlasse, Verwaltungsvorschriften usw.) 
engen den Handlungsspielraum des Bediensteten / Beamten oft ein, obwohl er 
dem Bürger gegenüber autonom und flexibel auftreten soll. Der zuweilen 
schwierige Weg zwischen dem Verbindlichkeitsanspruch der Einzelregelung 
und deren Einbindung in das Wertgefüge des Grundgesetzes setzt einerseits 
Distanz des Normanwenders im Einzelfall voraus und verlangt andererseits 
mehr als die bloße bequeme, mechanische Anwendung der jeweiligen 
Vorschrift. Das starre Beharren auf einer Formalposition darf deshalb weder 
vom Vorgesetzten verlangt noch vom (Beurteilungs-) System belohnt werden. 
Derart distanzierte Normtreue ist auch dann gefragt, wenn rivalisierende poli­
tische / gesellschaftliche oder innerdienstliche Interessen geltendes Recht in 
Frage stellen. Distanzierte Normtreue lässt eine Praxis der unbemerkten Norm­
verstöße nicht zu. Rechtsstaatliches Handeln bedeutet auch, sich der Relativie­
rung des Rechtsgehorsams im Sinne selektiver Wahrnehmung von bestimmten 
Sachverhalten, selektiver Normanwendung oder Sanktionierung entgegenzu­
stellen. Der Bedienstete des öffentlichen Dienstes sollte also über ein sensibles 
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Rechtsbewusstsein verfügen und sich der Problematik seiner sogenannten 
"Definitionsmacht'-159 bewusst sein. Denn die Charakterisierung ~ eines be­

stimmten, rechtlich zu regelnden Sach\"erhalts ist häufig das Re~ultat eines zum 
Teil sehr komplexen Prozesses. in dem auch die soziale ~1acht der am Konflikt 
Beteiligten zum Ausdruck kommt. Derartige. auf der Definitionsmacht des '--' ...... . 

Beamten beruhende Einschätzungen eines Vorfalls werden nach außen kaum 
sichtbar, sind schwer zu kontrollieren und in späteren Stadien des Verfahrens 
häufig nicht mehr korrigierbar. 

(2) Bewältigung von Konflikten 

Professionelle Konfliktbewältigung setzt spezifische Fähigkeiten des Bedien­
steten voraus: 

Die Fähigkeit, widerstreitende Interessen zu erkennen und gerecht gegen­
einander abzuwägen. 

Die Fähigkeit, unter Berücksichtigung der Rechtslage möglichst einen 
friedenstiftenden Konsens zu erreichen. 

Die Fähigkeit zu argumentativem Verhalten. 

Die Fähigkeit, auch ungerechtfertigte VOI"\\ ürfe der Kontliktparteien aus­
zuhalten. 

Die Fähigkeit, das eigene gebotene Dienstverhalten nicht von den Kontra­
henten bestimmen zu lassen. 

(3) Verhältnis zum Bürger 

Die Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes stellen keinen . .Instrumentalisie­
rungsapparat in der Hand der Herrschenden" dar. Dies \"erbietet Art. I Abs. I 
des Grundgesetzes. Die Bediensteten sind zu vorurteilslosem dienstlichem Ver­
halten dem Bürger gegenüber verpflichtet. Die unparteiische. gerechte Beur­
teilung des Anliegens des Bürgers unabhängig von <;einer politischen f sozialen 
Beschwerdemacht gehört zum Amtsethos ebenso \\ ie der Verzicht. den Bürger 
zu täuschen, um ei;e Lösung des konkreten Falles zu erreichen j zu erleichtern. 

159 Jo Relchenz Zur Defißlllonsmachl der Polizei In KnmtnJ.h~;l)., Jf ...:, HCI! H' jW.! S t, i .. ~l .:1.1..h J("~~:..!!;" F~~,,~ .;;-.;: 

Erhard Blankenburg DIe ~fimt1on~nlJ.::h[ der Pollh'J \ Stud!en~t;.:heT l'..Ir Sf'll.i:'" '-e:-,,,h.l:;: BJ ; IA.. ... ,,;;-'j~--:. ,,-: 
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(4) Umgang mit Sprache 

Sprache ist das klassische Einsatzmittel der Bediensteten des öffentlichen 
Dienstes. Die Rechts- und Verwaltungssprache hat eine spezifische Begriff­
lichkeit entwickelt, die meist zweckrational, schlüssig und präzise, für den 
betroffenen Bürger aber oft kaum verständlich ist. Verbale Kommunikation mit 
dem Bürger bedeutet deshalb mehr, als bestimmte Rechtsvorschriften zu 
zitieren, sondern verlangt, diese spezifische Normensprache verständlich zu 
machen. Ein Übersetzen des Normzweckes und eine argumentative Subsump­
tion der Vorschriften auf den konkreten Fall sind deshalb notwendig. Vom 
Beamten wird eine faire sprachliche Beratungs- und Informationsleistung 
verlangt. Sprachbarrieren gegenüber dem Bürger entstehen häufig dort, wo es 
den Beamten an der erforderlichen Kommunikationsfähigkeit und an der 
Sensibilität mangelt. 

Häufig ist den Beamten auch die Wirkung ihrer nonverbalen Sprache un­
bekannt. Gereiztheit, Hektik, überzogene Lautstärke oder unhöfliche Um­
gangsformen sind Zeichen für Überforderung, Angst und gegebenenfalls 
Inkompetenz. In solch einer Situation wird beim Bürger kaum Einsicht für die 
getroffene Maßnahme geschaffen, ganz zu schweigen vom anzustrebenden 
Rechtsfrieden, der ja schon aus arbeitsökonomischen Gründen (keine weitere 
Instanz / Beschwerde) notwendig wäre. 

Den Betroffenen mit "Du" anzusprechen, sich zu Verbalinjurien hinreißen zu 
lassen, den Bürger mit staatlichen Sanktionen zu bedrohen (im Gegensatz: 
Konsequenzen andeuten), sich durch aggressive oder alkoholisierte Bürger pro­
vozieren lassen, all dies hat mit dem Amts- / Beamtenethos nichts zu tun, son­
dern spiegelt eher eine vorkonventionelle ethische Ebene wider160, auf der sich 
der Beamte zur Zeit befindet. 

(5) Organisationsethische Gegebenheiten und das Führungsverhalten der 
Vorgesetzten 

Beim Amts- / Berufsethos werden meines Erachtens viel zuwenig die 

- organisatorischen Rahmenbedingungen; 

innerbehördlichen / bürokratischen Gepflogenheiten; 

160 V gl Kapitel 3 I 
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- das konkrete Führungsyerhalten der Vorgesetzten berücksichtigt. 161 

Organisationen, gerade auch Polizeiorganisationen. sind .. moral agents" eigener 
Art mit spezifischer Einflusskraft. Sie werden quasi zu ethischen Subjekten. 
denn staatliche Organisationen können juristisch zur Verantwortung gezogen 
werden. Sie schaffen - soziologisch gesehen - eigenständige Institutionen­
Plausibilitäten / Usancen und ent\\ ickeln - ethisch gesehen - eine spezifische. 
integrierende Gruppenmoralität. 162 Die oben dargestellten empirischen l' nter­
suchungen 163 haben gezeigt. weich enormen Einfluss diese Kriterien auf die 
ethische Sensibilisierung der Mitarbeiter einer Organisation nehmen. 

Es gibt auch kaum stichhaltige Argumente dafür. diese in der Priyatwirtschaft 
herausgearbeiteten organisatorischen Gesichtspunkte nicht auch auf den 
öffentlichen Dienst zu übertragen. IM Denn die t) pisehen beamtenrechtlichen 
Besonderheiten betreffen im wesentlichen den Aspekt der politischen Loyalität 
und weniger die in dieser Arbeit im Vordergrund stehenden organisatorischen. 
bürokratischen und führungsbedingten Aspekte. Daher \\ ird auf die in Kapitel 
3.2 bis 3.4 dargestellten Ergebnisse Bezug genommen. 

4.2.3 Wertewandel; ,"om Zerfransen der traditionellen 
Amtsmoral165 

Der allgemeine Prozess des Wertewandels ist oben ausführlich beschrieben 
worden. Beim Wandel des Berufsethos empfiehlt es sich. die klassische l'nter­
scheidung von Rokeach zwischen terminalen H erten (Lebenszielwerte ) und 
instrumentalen Werten (berufsbezogene Werte) genauer zu beschreiben. H e~ß 
hat für die Polizei entsprechende C'ntersuchungen zur Bedeutungszu- und 
-abnahme der terminalen und der instrumentalen Werte zusammengestellt. IM 

161 Ebenso Gerhard PIPPlg Vef\\altung:;.~k.andJ.le In- au~ PoliHk und Zelt~exh-::hen. Jf ~~, Hef: - lW< :.:. ~' .. ~ .:..C 
Korrupuonsbekampfung. ,gi auch Hemlann ~tollcf',. Ethl'" Im PObzel~ruL StU!tf.L'1. :\Nl S )i1) j -t; 1 q ; 

16~ Hennann ~1öllers- Ethll..lm Pohzelberut SlUug.m 1991 S 1-6 

163- Vgl Kapnel3 1.3 :!. 3 3 und 3...j. 
16-t Ebenso Göttnk \\e\\ er- Prolegomena zu einer L ntersucnung: der h.0rrurB0>.'1 In der \::T"',J, !ur:f- In -\nnur SC"!"'-z _:-,,: W"".: ;~-·f 

Selhel (Hg j Z\'.l~chen Kooperatton und Korruption I Q9~ S ;c\~ 

165 Gerhard ;tPPlg Vef\\aItungsskandak In au;. Pohtlk und ZCIIge,h("flen J~ ~{\ Heil - j~' S 1- ,.;.,-. BI:7:'~ \\.!._:::-~ 
\Verte\\andel oder \\a<; Ist der \\andel \\ert' In Pohzel heule Jf 2~ Hdt:;. Iw5. S .;.:. lY. 

166 PFA-Schlussbencht uber das Semmar Konrlü,tfalugJ .. eH der Fuhrung:.k ... :üL Stetf~r,J.."'Jf Oe: rer"-..·n1Khen KC';-:";--.:;t>-...l ..:. ,;. 0 

S 11/12: \gl KapitelS 3 1~ und:; 3 15 
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Im Bereich der terminalen Werte ist eine Bedeutungszunahme in den Werte­
feldern "Selbstbestimmung", "Lebensgenuss" , "Toleranz", "Kommunikation" 
und eine Bedeutungsabnahme in den Wertefeldern "Anpassung", "Leistungs­
orientierung", "Gehorsam / Unterordnung" festzustellen. 

Im Bereich der instrumentalen Werte ist eine Bedeutungszunahme in den 
Wertefeldern "interessante Arbeit", "Kommunikation", "Kreativität", "kürzere 
Arbeitszeit" und eine Bedeutungsabnahme in den Wertefeldern "hohes 
Einkommen", "gute Aufstiegsmöglichkeiten", "längere Arbeitszeit bei Ein­
kommensanpassung" festzustellen. Die Werte, unabhängig und selbständig zu 
arbeiten, sind mithin zentral. Ein Vergleich mit europäischen N achbam bestätigt 
diese Entwicklung. 167 

Die oben angeführten Prinzipien des Beamtenethos sind aber auch Änderungen 
unterworfen, die aus dem politischen Raum und aus dem Raum des öffentlichen 
Dienstes selbst stammen. Im politischen Raum haben die Erfahrungen von 
Wachstum und Wohlstand und deren Grenzen, die individuellen und kulturel­
len Experimente mit ihren neuen Lebensstilen und deren Kosten und Grenzen, 
die Bildungsexpansion und ihre Grenzen, die Urbanisierung der Gesellschaft 
und ihre Risiken, die neuen Dienstleistungs- und Kommunikationssysteme und 
ihre Unüberschaubarkeit die gesellschaftlichen Bezüge und die Menschen 
grundlegend verändert. Im Bereich des öffentlichen Dienstes ist ein ganzes 
Bündel von objektiven und subjektiven Änderungen zu benennen, um die gänz­
lich neue Situation auch nur annähernd zu beschreiben. Beispielsweise sind zu 
erwähnen: 

Die Verwaltungsexpansion mit der Zunahme der Kontakt- und Konflikt­
breite der handelnden Behörden. 

In soweit ist auf den Wandel von der Eingriffs- über die Leistungs- hin zur 
sogenannten Infrastrukturverwaltung hinzuweisen. Infrastrukturverwaltung 
setzt vernetzte Verfahren und eine fortlaufende Zweck-, Ziel- und Priori­
tätenfestlegung voraus. Der Prototyp der Infrastrukturverwaltung ist das 
Konzept oder das Projekt. 

Der gesetzliche Normapparat hat sich erheblich aufgebläht und ist in manchen 
Bereichen höchst komplex und unüberschaubar geworden. Die personelle Er­
weiterung des öffentlichen Dienstes ist zum Teil Folge dieser Normenflut. 

167 Cathenne Monttel BeruflIche Ethik In' Europäisches Pohzelforschungssymposmffi vom 4 -7 9 95 In Templemore, Irland, 
1995, S 12 
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Der Staat hat völlig neue Betätigungsfelder übernommen und damit seinen 
Einfluss auf immer neue Lebensbereiche (wie z. B. den Bereich des sog. 
"modemen öffentlichen Sektors". der Entwicklung neuer Technologien und 
Großanlagen aufgrund staatlicher Förderung) emeitert. Der modeme Staat 
wird zunehmend zum so::ialen Verteilllngsstaat und schafft damit eine \'öllig 
neue Art des Wettbewerbs. bei dem die schöpferischen und leistung<;­
steigernden Effekte des Marktwettbewerbs nicht länger ausschlaggebend 
sind. 168 ~ --

Die angestrebte, zum Teil auch realisierte Cl/nmndlllng ron \ (>nmlrllligen 
in öffentliche Dienstieistllngs/lllfemehmen hat sich beschleunigt. Dabei wird 
häufig übersehen, dass die nach wie vor bestehenden .. unangenehmen" 
hoheitlichen Funktionen der Verwaltung privatrechtlieh realisiert werden 
müssen. Es wird auch übersehen. dass damit bei den öffentlichen Bedien­
steten nicht mehr die ideellen Werte des Gemeinwohls. sondern betriebs­
wirtschaftliche Werte der Gewinnmaximierung vorrangig werden. 164 In 
soweit wird auf die deutlichen betriebswirtschaftlichen Tendenzen auch bei 
der Polizei hingewiesen. Schlüsselbegriffe sind: Kosten-Leistungsrechnung. 
Budgetierung, Qualitätsmanagement. 

Die Forderung nach /Inbürokratischen . oft als .. biirgemah" be:eichneten 
Verwaltllngsentscheidllngen kann nicht nur zu ungerechten Ergebnissen 
führen, sondern auch den Prozess des Verlustes an ~ormtreue \\eiter be­
schleunigen. Das klassische Beamtenethos \\ ird durch eine pragmatische 
Dienstleistungsorientierung ersetzt: ein in mancher Hinsicht unzureichen­
der Ersatz für die oben beschriebenen und auch heute noch gültigen tradi­
tionellen Werthaltungen. 170 

Die politische Übersteuerung der Bürokratie durch direkte Einflussnahme 
auf Einzelentscheidungen der Verwaltung führt zu unklaren Prioritäten. 1-; 

Wo Flexibilität und Bürgernähe gefragt sind. können die strikten beamten­
rechtlichen Berufsverpflichtungen störend wirken. 

Die modernen Führungs- /lnd Leiumgspnn::ipien .. Partizipation" und .. De­
zentralisierung" können einer konsequenten Kontrolle im Weg stehen. l

-: 

168 Alexander Hollerbach und andere (Hg I \\Jr1~hafi'-l!'thl'" und \\jl1.....:h.lfh:-!r:!fn ...... ·tl!. Rc.chl .. · ur·': StlJ:"-~ s,-,e.:- .... -"' . ..;.:':. :":,c-

Veroffenlhchungen der Görres-Ges.ells.:haft- In :\eue FC\lge. He-ft6L 19Q! S.9."; 

169 \"01 Eberhard Laux Bruckenschla2e In DIe OTTentllche \"Cf\\3ltunt:. Heil .::.:. iW~ 5 '~f 
\-0 F~Z Ronneberger und t:do Rödel- BeMTlIe- Im ge-.cll.....:haf1h.;hen \\,.brdluflf.,-prNö<; B(",-'1-B.ij G0de~~rf- :..;-: S t--v :-

171 Gerhard Plpplg \erwalrungssk.andale In au:, Pollllk. und Zeltge--..:h ... hen_ Jg -!.(l Hd, - .~j 5 1f, 

'" Ebd S 13 
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Konsumorientiertes Anspruchsdenken hat nicht vor den Stuben des öffent­
lichen Dienstes halt gemacht. Wie im privaten Bereich ist eine egoistische 
J ob- und / oder Karrierementalität erkennbar. 173 

Die lautlose Praxis der Normverstöße - und zwar nicht nur aus "bösem 
Willen", sondern oft aus mangelnder Qualifikation oder selektiver Wahr­
nehmung infolge zu hoher Arbeitsteilung oder aus Arbeitsüberlastung - ist 
ebenso verbreitet wie die zahlreichen Formen der Relativierung der Ge­
horsamspflicht. 

Das Aufkommen einer Doppelmoral und ein vielfach taktisches Verhältnis 
zu Fragen der Ethik und Moral sind unverkennbar. 174 

Der Prozess des Zerfransens der Amtsmoral hat also verschiedene Ursachen. 

173 Ebd, S 18 u 20 m w N 

174 Vgl. Z. B Siegfned Franke. Berufsethik für die PolIzei Regensburg, 1991, S 60, oder Wolfgang SIelaff Bruchstellen 1m 
pohzelhchen Berufsethos In Knmmahstlk, Jg 46. Heft 6,1992, S 351. 
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5 Polizeiethische Grundlagen 

5.1 Einführung 

Das Polizeiethos 175 ist Bestandteil des im vierten Kapitel dargestellten 
Amts- / Beamtenethos. Deshalb gelten die Ausführungen zum Amts- / Berufs­
ethos für die Bediensteten des öffentlichen Dienstes auch für Polizeibeamten. 
Dies gilt insbesondere für die oben angeführten fünf inhaltlichen Aspekte des 
"ethischen Orientierungsrahmens" . 

Neue empirische Untersuchungen haben ergeben, dass die Schutzpolizei im 
Gegensatz zur Kriminalpolizei über kein einheitliches Berufsbild verfügt. 176 Da 
das Berufsethos eng mit dem Berufsbild verknüpft ist und die Aufgaben von 
Schutz- und Kriminalpolizei insgesamt nicht nur außerordentlich breit und 
vielschichtig, sondern auch in Einzelbereichen höchst unterschiedlich sind, 
stellt sich die Frage, ob es überhaupt ein einheitliches, für Schutz- und Krimi­
nalpolizei gleichermaßen gültiges Polizei ethos geben kann. Wegen des einheit­
lichen Vollzugsstatus der Beamten, wegen der vielfältigen Überschneidungen 
der Arbeitsfelder, wegen des derzeit vorangetriebenen Integrationsprozesses 
von Schutz- und Kriminalpolizei, wegen der Durchlässigkeit der Ausbildungs­
gänge und aus überkommenen historischen Gründen soll am hergebrachten 
Einheitsprinzip von Schutz- und Kriminalpolizei festgehalten werden, auch 
wenn die vorgetragenen Argumente oft nur formalen Charakter besitzen. Die 
Frage ist jedoch letztlich unerheblich, weil es ähnlich wie im öffentlichen Dienst 
auch bei der Polizei so etwas wie ein "Basis-Polizeiethos" geben dürfte, das für 
Schutz- und Kriminalpolizei gleichermaßen gilt und zum Beispiel. folgende 
übereinstimmende Problemkreise umfasst: 

Anwendung von Zwang und / oder Gewalt; 

Gleichrangigkeit von ReIfen und Kontrolle oder Vorrang des ReIfens vor 
Kontrolle; 

175 Zur geschichtlIchen EntWicklung vgl. Slegfned Franke Berufsethrk für die PohzeI. Regensburg 1991, S 25 ff, vgI auch 

Hermann Möllers EthIk 1m Pohzeiberuf Stuttgart und andere 1991. 

176 Dieprand von Rlchthofen NotwendIgkeIt und MöglIchkeiten der Vernllttlung emes Berufsverständmsses der PoltzeI. In, DIe 

Pohzel, Jg. 85, Heft 3, 1994, S 90; Klenbaurn (Hg)' Orgamsationsuntersuchung der medersächsischen Landespohzel. 

Düsseldorf 1993, S 62, Thomas Feltes Emstellungen von PolIzeibeamten zu gesellschafts- und krimmalpobtischen Proble­

men In Deutschland, In Ench Rebscher und Thomas Feltes: PolIzeI und Bevölkerung. (EmpIrische Pohzelforschung Bd. 1) 

Holzkifehen / Obb 1990, S 198 f ,vgl auch Chnstian Helfer und Wigand SIebe} Das BerufsbIld des Pohzelvollzugsbeamten 

1975, SOWIe Kurt Bernd Gmtzel und Hermann Möllers Das BerufsbIld der PolIzeI zWIschen Sem und Sollen - was nIcht 1m 

Saarbrückener Gutachten steht In. DIe PohzeI, Jg 78, Heft 1, 1987, S 1 ff 
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Offenheitsprinzip; 

Zusammenarbeit mit anderen Behörden: 

Übersteuerung durch Politik: 

organisatorische Untersteuerung. 

Mit einem einheitlichen Polizeiethos lässt sich auch der Gefahr einer Enf1l"ick­
lung fragmentierter. elitärer Sonder- Gmppenl1/oralen entgegenwirken. die 
sich leicht zu spezifischen Berufsideologien auswachsen können. 

5.2 Abgrenzung: Polizeikultur - Polizeiphilosophie - Polizeiethik 

Die Unternehmenskultur der Polizei 177 oder die Polizeikultur l - x ist yon der 
Polizeiphilosophie und der Polizeiethik abzugrenzen. Dabei sind die Begriffe 
"Polizeikultur", "Polizeiphilosophie" sowie .. Polizeiethik" für sich gesehen 
höchst unscharf. Sie werden deshalb auch unterschiedlich interpretiert und 
akzentuiert, wobei alle drei Begriffe ineinander übergehen und sich in mancher 

Hinsicht überschneiden. 

5.2.1 Polizeikultur 

Der Begriff "Polizeikultur" umschreibt die Kultur der Organisation der Polizei. 
"Kultur" geht dabei auf das lateinische Wort .. colere". hegen. pflegen. tätig 
verehren, zurück. Kultur im umfassenden Sinne ist die Gesamtheit aller gei:-ti­
gen Leistungen und Lebensbekundungen einer Gemeinschaft während einer 
bestimmten historischen Epoche. ist Ausdruck und Außerung des je\\ eiligen 

Gestaltungswillens einer Gesellschaft. 

Ende der 70er Jahre setzte im Zuge japanischer Exporterfolge. die auf eine 
höhere Motivation und stärkere Identifikation der japanischen Arbeiter mit 
ihrer Firma sowie auf die stark ausgeprägten Gntemehmenskulturen zuruckge­
führt wurden. in den USA eine heftige organisationswissenschaftliche Debatte 

\""7 Thomas Kubera. Johannes Schulte und \hdud $lem Polizei und l memehm;:-n .. ;'ultur Tel I u:1-d Tc!! II In D'P. l::.N~ S :.:. ... : 

und 120 f 
178 Conrad ~leler-Welser Brauchen \\ireme Pohzeltheone ~ In PCOhZ::I.Fuh.r">J:nfclademle SeWH'c.1t Y0hul !m Jt>l'!:,,-.c::.:r"':-"!t"­

Verfassungsstaat _ Bürgerrechte und StJ.atsge\\ah xhlu:,-slx"n.:hl l~S- S .!~ ir . .!6, &\\l.n hlJ~ E!ofur,r.J.fJg: 1:-,. P~'::.:; 
Filhrungsalademle (Hg) Pohzellultur Schlus ... knchl Turn Semm.:iT" 001 23 -:- ! 0_ l~X9 ~b:l~t:.·T 1 \J~<J-. &r,- Pe ;l~ . .t.: ..... ":..;; 
_ mehr als em :-'Iodebegnff im letzten Jahrzehnt JII:..e,;,. hh.rhunJerH ~ In Dlt" P0!Jze, Jf '.\ L Hdt ~ 1 '-"4(. S_ ... - : 
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zur Unternehmens- oder Organisationskultur ein. 179 Als "Unternehmenskultur" 
werden unternehmens spezifische Werthaltungen und Orientierungsmuster, aber 
auch die nach innen und außen sichtbar gewordenen unverwechselbaren 
Identitätsmerkmale eines Unternehmens bezeichnet, die von den meisten 
Beschäftigten des Unternehmens geteilt, getragen und gelebt werden. 180 Nach 
Schnyder lassen sich bei den bestehenden Unternehmenskulturen drei Ebenen 
beziehungsweise drei Faktoren unterscheiden: 

(1) Unternehmenskulturebene, die weichen Faktoren 

Diese weichen Faktoren betreffen spezifische Werthaltungen, Orientie­
rungsmuster und bestimmte Leitbilder eines Unternehmens; 

(2) Ebene der Führungsinstrumente, die harten Faktoren 

Die harten Faktoren betreffen die Organisationsstruktur des Unterneh­
mens, die Unternehmensziele (Unternehmenspolitik, Unternehmens­
grundsätze) sowie das Managementsystem (Informations-, Planungs- und 
Kontrollsysteme ). 

(3) Die Ebene der Ausdruckswelt, die Identifikationsfaktoren 

Diese Faktoren beschreiben typische Handlungen, gemeinsame Symbole, 
Zeremonien, Rituale, verinnerlichte Stile / Haltungen und so weiter. 

Starke Unternehmenskulturen zeichnen sich durch einfache Verständlichkeit, 
hohen Verbreitungs grad im Unternehmen und große Verankerungstiefe aus. 
Solche Unternehmenskulturen haben eine hohe normative Orientierungskraft 
und können außerordentlich selektiv wirken. Charakteristisch für starke 
Unternehmenskulturen ist, dass bestimmte Normen und Werte fraglos hinge­
nommen und damit einer argumentativen Auseinandersetzung häufig entzogen 
werden. 181 Weil die Regeln bestimmter Unternehmenskulturen bewusst oder 
unbewusst von allen Mitarbeitern befolgt werden, werden alternative Orientie­
rungsmuster häufig von vornherein ausgeblendet oder diskreditiert. Es besteht 
die Tendenz zur Abschottung und Blockierung bei der Einführung neuer 
Orientierungen. 

179 Eberhard Dülfer (Hg) OrganisatlOfiskultur Stuttgart 1988, vgl auch Thomas Kubera, Johannes Schulte und MIchael Stem. 
Pohzel und Unternehmenskultur. Tell I In. DNP, 1995, S 149 

180 Alfons Schnyder Untemehmenskultur und Corperate-IdentIty-Modell. In: ZeItschrift Führung und OrgamsatlOll, Heft 4, 1991, 
S 260f 

181 Horst Stemmann und Albert Löhr Grundlagen der Untemehmensethik Stuttgart 1994 (2., überarbeItete und erweIterte Aufl ), 
S 158 
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Umstritten ist die Frage der sogenannten }lachbarkeit rDn Cnte17lehmell5-
kulturen durch das Management. Während populäre Ansätze von Peters und 
Waterman 182 oder Deal und Kenned) 18_' durchaus von einer gezielten. ma­
nipulativen Kulturgestaltung seitens der Cnternehmen ausgehen. kommt 
Breisig184 zu dem Ergebnis. dass eine rationale Steuerung von Cnternehmens­
und Organisationskulturen nicht möglich sei ... Cnternehmenskultur" sei nicht 
konstruierbar. sondern das Ergebnis eines integrati\'en Prozesses. Wie dem 
auch sei: Der Versuch manipulativer Kulturgestaltung durch das l\lanagement 
in Unternehmen erkennt jedenfalls die Mitarbeiter nicht als Subjekte an und 
konterkariert damit diejenigen ethischen Bemtihungen in enternehmen. die eine 
ethisch-rationale Konsensbildung innerhalb des l-nternehmens anstreben. 

Die eben skizzierten Prinzipien zur Cnternehmenskultur sind Ende der 80er 
Jahre meines Erachtens übereilt und viel zu undifferenziert auf die Organisa­
tion der Polizei übertragen worden. 185 Viele polizeiliche Spezifika wurden 

dabei kaum berücksichtigt: 

Die Organisation der Polizei ist mit privaten \Virtschaftsunternehmen nur 
eingeschränkt vergleichbar. weil die Polizei wegen ihrer besonders starken. 
normativen Bindung (Bindung insbesondere an die Grundrechte. die Poli­
zeigesetze. die Polizeiverordnungen. die PDVs. Erlasse und die Weisungen 
der vorgesetzten Behörden) in extremer \Veise at~ßengestellert ist. 

Die Polizei ist zudem kein homogenes Gan:es. sondern äußerst vielgestal­
tig, worauf Helfer und Siebei bereits 1975 zutreffend hinge\\ iesen hallen. I ~6 
Die Polizei als Einrichtung sui generis besteht deshalb kulturell gesehen aus 
einer Vielzahl von Subsystemen. Es kommt sogar vor. dass verschiedene 
kulturelle Subsysteme innerhalb einer einzigen Polizei behörde existIeren 

können. 

Da sich die Polizeibeamten in einem gesetzlich gen au geregelten Sonder­
statllsrerhältnis befinden. sind die Einflussmöglichkeiten von Vorgesetzten 

anders gelagert als in Privatunternehmen. 

18:: Thomas J. Pelers und Robell H Walerrn3.nn ~uf der Suche n.:!.:h SpltUnlelstungen L.J:f,j~c.-:rg Le-..:-h '..;"'~ 
183 Terence E. Deal und Allan A. Kenned\' Lmemehmens.erfolf durch Cnle1"Oenmen;;lül:11:"- B0flf, i9'-

184 VgL Thomas Brcisig. Lntemehmens~ultur - \om KClmeienh3flcn Auf~lef eme~ s.:hbf'\"0''''!.l''- ~r w;;. ... h-:x:t ~:e.;·. Öl.' 

belannthch tlef'In Zellschnft Forschung und Orgam~tiOn 1990 S 93 f ,9-!-' 
!85 Vgl z B PF-\-Schlussbenchl. SemmlT \om:.3 - ~- 10 19~9. Pohutl..uJ·ur. B~'!J.f'-j~.Juf;..J..:':rr:.e u:rd F..J'l·,~::t. ''';:-P~~'~;x'k 

llven 1989 
186 Vgl sog .SaarbruckerGulachten·.19-5.S_6t)1-6(!::::-(\\~le j.!::O 
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Nach allem scheint es fraglich, ob es überhaupt die Polizeikultur oder zumin­
dest so etwas wie einen kleinsten gemeinsamen Nenner einer Polizeikultur 
geben kann. Die Beantwortung dieser Frage muss offen bleiben, weil zur Zeit 
keine empirischen Untersuchungen zur Ist-Kultur der Polizei vorliegen. 187 

Kube188 hat den Begriff der "Polizeikultur" außerordentlich weit umschrieben: 

Die Art und Weise, wie die Polizei die Dinge in die Hand nimmt und 
Probleme löst; 

the way we do things around here; 

Wertekonkretisierungen; 

die Gesamtheit der historisch gewachsenen, aber auch durch die aktuelle 
Situation beeinflussten Denkmuster, Überzeugungen, Verhaltensnormen, 
Strukturen und Gegebenheiten in der Organisation. 

Nach Kube umfasst Polizeikultur mithin vier Dimensionen: 

Die Dimension der Praxis: das konventionelle Handeln der Polizei; 

die Dimension der Werte: die Konkretisierung der normativen Werte (der 
Verfassung, der Gesetze und so weiter, aber auch der gelebten Werte im 
Sinne eines second code); 

die Dimension der Denkmuster der Polizei: die Gesamtheit der historisch 
gewachsenen, aber auch die zur Zeit geltenden Denkmuster, Überzeugun­
gen, Strukturen und Usancen in der Polizei und 

die Dimension der Methode: die Art und Weise, wie die Polizei die Dinge 
in die Hand nimmt und löst. 

Dieser extrem weite Begriff der Polizeikultur erscheint kaum mehr operationa­
lisierbar und lässt sich als catch-all-Kategorie allenfalls annäherungsweise von 
den Begriffen der Polizeiphilosophie oder der Polizeiethik abgrenzen. 

187 Ebenso Thomas Kubera, Johannes Schulte und Michael Stein, PolIzei und Untemehmenskultur Tell II In DNP, 1995, 
S 220 (222) 

188 Edwm Kube Emführung In, Pohzel-Fuhrungsakademle (Hg)' Pohzelkultur Schlussbencht zum Semmar vom 23 _ 
27 10 1989, Münster 1989, S 11 (15) 
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Meines Erachtens sollte deshalb der Begriff .. Polizeikultur" enger gefasst 
~ ~ -

werden, um auch der kulturellen Vielgestaltigkeit innerhalb der Polizei Rech-
nung zu tragen. Er sollte deskriptiver interpretiert werden und die nach außen 
und innen sichtbar gewordenen. unverwechselbaren Äußerungen der Instituti­
on Polizei oder ihrer Teilsysteme. an denen Polizeiidentität erkennbar wird. um­
fassen. Polizeikultur umschreibt also lediglich typische polizeiliche Handlun­
gen, Symbole. Zeremonien. Rituale. Stile und so weiter. die natürlich von der 
jeweiligen Organisationsstruktur (den harten Faktoren). aber auch \'on den 
praktizierten Werthaltungen. Normen. Orientierungsmustern Leitbildern und ..... "- . . 
so weiter (den sog. weichen Faktoren) abhängig sind. 

5.2.2 Polizeiphilosophie 

Der Begriff "Polizeiphilosophie" hat meines Erachtens z\\ ei Dimensionen. eine 
eher politische und eine eher ethische Dimension. Polizei philosophie be~chäf­
tigt sich zum einen mit den Sinn- und Legitimationsfragen des Gesamts~ sterns 
Polizei im Gemeinwesen und im zusammel1\\ achsenden Europa. also mit den 
tatsächlich existierenden Zuständen. aber auch den intendierten Entwicklungen 
der Polizei (politische DimensIOll ). Zum anderen gibt Polizeiphilosophie den 
Rahmen für die Kategorie polizeibezogener Werte und Orientierungen. die 
möglichst von allen Mitarbeitern der Polizei getragen \\ erden. Insoweit befas~t 
sich Polizeiphilosophie auch mit der ethischen Ordnung der Polizei (e(ll/sehe 

Dimellsioll).189 

Das Verhältnis von Polizeikultur zur Polizei philosophie wird \'on Kube und 
Büchler dahingehend interpretiert. dass Polizeiphilosophie ein der Polizeikultur 
übergeordnetes Phänomen sei. \\ eil Polizeiphilosophie den Rahmen für den 
Kulturwandel angebe. 190 Die Frage des Verhältnisses \"on Polizeikultur zur 
Polizeiphilosophie mag hier dahinstehen. weil es hier (Polizeiethikl auf diese 

Abgrenzung im Ergebnis nicht ankommt. 

5.2.3 Polizeiethik 

Der Begriff "Polizeiethik" ist eng mit dem der .. Polizeiphilosophie·· verzahnt, 
Wie in der klassischen Philosophie wird die (Polizei- lEthik hier als em l'nter-

189 Ed\\1n Kube und Hemz Buchll!f POill.:'lkuhur In KnmmJh ... uL J~ .:.~ Hdl ~ l~\<J. 5 _~,_~ - ~H":' 

190 Ebd. 5, 303 - 30-1 
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fall der (Polizei-)Philosophie angesehen und behandelt. Polizeiethik befasst sich 
mit den polizeibezogenen formellen, aber auch informellen Normen und 
Werten, und zwar auf der polizeilichen Mikro-, Meso- und Makroebene sowie 
deren Konsequenzen insbesondere für die Polizeiführung und die Polizei­
organisation. 

5.2.3.1 Berufliche Wertvorstellungen von Polizeibeamten 

Die beruflichen Wertvorstellungen von Polizeibeamten aus dem angelsächsi­
schen Raum sind insbesondere durch Skolnick191 und Reinerl92 beschrieben 
worden. 193 Skolnick geht von drei sogenannten Faktoren aus, die das Berufs­
bild des Polizeibeamten gestalten: die Gefahr, die Autorität und die Tüchtigkeit. 
Aus der Verbindung dieser drei Faktoren leitet er folgende neun Werte / 
Haltungen ab: 194 

(1) Dauerargwohn (um die vielfältigen Gefahren der Umwelt zu reduzieren); 

(2) soziale Isolierung (als Folge der vermeintlichen Ablehnung in der Bevöl­
kerung); 

(3) berufsinteme Solidarität (als Kompensation / Gegengewicht zur sozialen 
Isolierung); 

(4) Missverständnis zwischen Polizei und Öffentlichkeit (Die Polizeibeamten 
beklagen sich über mangelhafte Unterstützung durch die Bevölkerung, die 
Bevölkerung beklagt das mangelhafte Engagement der Polizeibeamten, 
die zudem für ihre Tätigkeit zu gut bezahlt würden.); 

(5) Ausübung formaler Autorität (die das Missverständnis (4) noch verstärkt); 

(6) ein zwiespältiges Verhältnis zur Moral (Um den vielfältigen Gefahren ent­
gegenzutreten, müssten Gewalt und List angewandt sowie Männlichkeit 
demonstriert werden.); 

(7) Neigung zur Abschottung (gegenüber der "gefährlichen" Bevölkerung); 

(8) Konservatismus (als politische Grundhaltung) und 

191 Jerome H Skolmck Justlce wlthout Tnal New York 1966 

192 R Remer The Pohttcs ofthe PolIce 1985 

193 DIe deutschen Erhebungen smd unten unter 5 3 aufgeführt 

194 Zum Berufsbild gerade deutscher Pohzetheamter vgl Chnstmll Helfer und Wigand Siebe! Das BerufsbIld des Pohzelvoll­
zugsbeamten 1975 
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(9) eine ständige Belastung und beruflicher Druck Stress (effizient und 
tüchtig sein zu müssen). 

Reiner hat verschiedene Arbeiten zum Berufsbild des Pohzeibeamten im anael­
sächsischen Raum analysiert und kommt zu vergleichbaren Ergebnissen. Das 
Berufsbild des Polizei beamten sei das Ergebnis einer Spiegelung der sozialen 
Welt und der eigenen Berufsrolle. wie sie von dem einzelnen Polizeibeamten 
empfunden werde. Reiner nennt sechs Wertekategorien: 

(1) Sendungsbewusstsein (für die gute. die gerechte Sache zu arbeiten kamp­
fen); 

(2) Verdacht (Eine ständig misstrauische Einstellung. um ab\\ eichendes 
Verhalten sofort zu entdecken und möglichen Gefahren entgegenzu­
treten.); 

(3) politischer und moralischer Konseryatismus: 

(4) übertriebene männliche Attitüde (Aufwertung Tendenz zur gewaltsamen 
Konfliktlösung und FrauenfeindlichkeIt ): 

(5) rassistische Vorurteile (die allerdings nicht in rassistische oder diskrimi­
nierende Amtshandlungen umgesetzt werden J: 

(6) Pragmatismus (Betonung des Empirismus. Aufwertung der Zweckmäßig­
keit und Wirksamkeit). 

Meines Erachtens vermögen diese beruflichen Wertvorstellungen von Polizei­
beamten zumindest heute nicht mehr voll zu überzeugen. da sie zu stark auf der 
psychologischen Argumentationsbasis des Autoritarismus beruhen. Zum einen 
ergibt sich aus den empirischen Untersuchungen von Weiß195 zu den Berte­
mustern deutscher Poli:eibeamter ein viel differenzierteres Bild. das nicht auf 
autoritative Tendenzen hindeutet. Zum anderen widerspricht auch die öster­
reichische Untersuchung von Fischer-Kowalski und andere 196 in wesentlichen 
Teilen den von Skolnick und Reiner herausgearbeiteten Berufswerten von 
Polizeibeamten. Nach Fischer-Kowalski und andere lasst sich eine ausgepräg­
te autoritäre Wertorientierung bei den Wiener Sicherheitswachbeamten 
ebensowenig nachweisen wie ~deren vaterfixierte Erziehung.l'!~ Schließlich 

195 Siehe Kapuel5 3 14 und 5 3 15 

1% ~larina Flscher~Kowalskl Pohzel und Offenthchl..cli \\ Jen J 'N2 

197 Ebd., S 205 
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berücksichtigen die Arbeiten von Skolnick und Reiner meines Erachtens 
zuwenig die kulturellen Besonderheiten der nationalen Polizeien und die 
unterschiedlichen berufsethischen Prädispositionen von Polizeibeamten. Dass 
diese durchaus das Verhalten der Polizeibeamten beeinflussen, belegt die 
französische Studie der IHESI.198 Bei französischen Polizeirekruten wurden 
deren Wertvorstellungen / Haltungen zu gesetzlichen Regeln bei der Anwen­
dung staatlicher Zwangsgewalt beim Eintritt in den Polizeiberuf und nach 
Abschluss der Ausbildung überprüft. Bei der ersten Erhebung konnten drei 
Gruppen herausgearbeitet werden: Jene, die das Gesetz für einen Vertrag 
hielten, jene, die das Gesetz als einen Rahmen betrachteten und jene, die das 
Gesetz als ein Hemmnis zur Durchsetzung polizeilicher Zwecke ansahen. Nach 
Abschluss der Ausbildung, also nach teilweiser Beendigung der beruflichen 
Sozialisation, hatten die Studenten diese gesetzlichen Regeln aufgenommen 
und auch wert- / einstellungsmäßig verarbeitet bis auf die Gruppe derjenigen, 
die schon zu Beginn der Ausbildung das Gesetz für ein Hemmnis zur Durch­
setzung polizeilicher Ziele angesehen hatten. Nur bei dieser Gruppe hatte die 
Ausbildung keine Wirkung. 

Die Befunde von Skolnick und Reiner hätten für eine modeme, bürgerorien­
tierte Polizeiarbeit erhebliche negative Konsequenzen: So kann zum Beispiel. 
eine grundsätzlich argwöhnische Einstellung dazu führen, dass Polizeibeamte 
Bürger wie potentielle Täter behandeln. Darüber hinaus dient eine Tendenz zur 
gewalttätigen Konfliktlösung sicher nicht der friedlichen Beilegung von 
Auseinandersetzungen. Die Neigung, sich nach außen hin abzuschotten, wird 
häufig dazu führen, (inneren) Widerstand gegen Aufsicht und Kontrolle von 
außen zu leisten. Insgesamt sind deshalb die Arbeiten von Skolnick und Reiner 
mit Vorsicht und Zurückhaltung zu beurteilen. 

5.2.3.2 Unethisches Verhalten von Polizeibeamten (Ausland) 

Im angelsächsischen Raum wurden verschiedene Versuche unternommen, das 
unethische Verhalten von Polizeibeamten zu erklären. Soweit ersichtlich, lassen 
sich drei unterschiedliche Erklärungsansätze herausarbeiten: 

(1) Unethisches polizeiliches Verhalten ist, so eine häufig gehörte Argumen­
tation, ein rein individueller Defekt einzelner Polizeibeamter. 

198 Cathenne MontIel' BeruflIche Ethik In EuropäIsches Pohzelforschungssymposmm vom 4. -7 9 1995, Templemore, Irland, 
S. 11 f (12) 
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Diese Auffassung wird heute kaum mehr vertreten. Bereits der ~ew Yorker 
Knapp-Report (1973). aber auch der australische Fitzgerald-Report ( 1989 J 

haben wichtige Hinweise darauf gegeben. dass sich unethisches Verhalten 
von Polizei beamten nur in den \\ enigsten Fällen monokausal und indi\ i­
dualistisch erklären lässt. 199 

(2) Ein eher sozialpsychologisch orientierter Erklärungsansatz hat bestimmte 
polizeitypische. personelle Dimensionen wie Dogmatismus. Autorita­
rismus und so weiter herausgearbeitet und polizeiliche Haltungen gegen­
über Minderheiten. Jugendlichen und Richtern untersucht. Cnethisches 
Handeln von Polizei beamten wird nach dieser Auffassung::oo zentral von 
den typischen poli:eilichen So:ialisanonspro:essen beeinflusst. Diö 
führe zu einem Lernprozess. der die Werte. Haltungen und Einstellungen 
der Beamten in bestimmter Weise zu einem ungeschriebenen Polizeicode 
konditioniere. Dieser Polizeicode sei geprägt durch Loyalität gegenüber 
den Vorgesetzten und der Klugheit. tiber bestimmte Dinge zu sch\\ eigen 
(ability to be quietJ.201 

(3) Ein eher soziologisch geprägter gesamtheitlicher Ansatz ist der Auf­
fassung. dass lInethisches poli::eiliches Handeln uhiquitär sei. weil die 
Typik des Berufs unvermeidbar zu unethischen Verhaltensweisen führe 
(del'iance as coping ).202 Denn bestimmte Dinge müssten in einer 
bestimmten Weise polizeilich gerade so getan \\erden. \Venn dann das 
Ende - aus polizeilicher Sicht - positiv zu be\\ erten sei. dann seien 
unethische Verfahren. die zu diesem guten Ergebnis geführt haben. auch 
akzeptabel.203 Nach diesem (soziologischen) Ansatz bildet also das System 
Polizei mit seinen Möglichkeitsstrukturen. unethisch zu handeln. mit 
seiner spezifischen Berufssozialisation und die Verstärkung unethischen 
Verhaltens durch polizeiliche Peer-Groups. die Basis für unethisches 
Verhalten. Unethisches Polizeihandeln sei zudem häufig mit einem schwa­
chen Management und bestimmten situatiwn .\töglichkeitsfaktoren 

verknüpft.204 

199 Vgl Kapitel 1.2.2 m \\ ~ 

200 lohn \'an !\laanen. Pohce SoclahullOn In -\dmln!"traUH S~!CTK"e Qume'ri~ Jg ::(1 H~:l':' 1'"'-5 S :::(1- f:-

201 Grul Huon und andere Percepuon~ of ErhiCal Dilemma::. EthH> . ..1nd P(lhcm~ Stud:. ! 1~5 S. ! 

::02 R O'Bnen-The Indl\ldual. sOClallZ3llün and pcllcccorruplion In ~u5-!rahanP,)J;.;eJ(lUm.:!j Jf.!5 Hell) lW; S ~::-

::03 ~Iarc G Frank. Kn In ~t ~kConke~ und G.ul F HU(ln Indn IdUJ! Per,pt. .... .;ll\e'" Nl Poh~"" E{h~.:-~ E~h .. -.. ;i.!)j P('~ . .::r.; - 5'..,6: 

1 1995. S. 10 

:!04 Siehe sogleich unlen 
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Die Einschätzung von ethischen Dilemmas durch Polizeibeamte selbst gibt 
einen guten Überblick über die berufliche Haltung zu deviantem Verhal­
ten. Bei der australischen Untersuchung von Huon, Hesketh, Frank, 
McConkey, McGrath205 wurden im Jahre 1994683 Polizeibeamte (vom 
ChiefInspector bis zum Rekruten) gebeten, 20 Scenarios mit unethischem 
polizeilichen Verhalten einzuschätzen und zu bewerten (ob ein typischer 
Polizeibeamter / ein Ausbilder / die Aufsichtsbehörde dieses Szenario als 
einen Bruch polizeiethischer Prinzipien ansehen würde). Weiter wurde 
gefragt, wie die Probanden selbst diese Szenarios behandelt hätten (keine 
Reaktion / schriftlicher Bericht an vorgesetzte Stelle / mündliche Unter­
richtung des Vorgesetzten / schriftliche Unterrichtung des Vorgesetzten / 
sonstige Maßnahmen). 

Ergebnisse: 

(1) Weibliche Polizeibeamte halten in der Regel einen ethisch höheren 
Polizeistandard als typische Polizeibeamte ein. 

(2) Die befragten Polizeibeamten sehen sich anders als den sogenannten 
typischen Polizeibeamten. 206 

(3) Es besteht ein deutlicher Bedarf an klaren, schriftlich festgelegten 
ethischen Regeln für den jeweiligen Dienstbereich (Integritäts-Programm). 

(4) Rekruten sehen in den angegebenen Szenarien ethisch schwerwiegendere 
Verstöße als Polizeibeamte im mittleren, ausführenden Dienst, während 
der höhere Dienst zwischen diesen beiden Extremen liegt. 

In einer weiteren neueren Studie der australischen Polizei wurden 32 struk­
turierte Tiefeninterviews mit Polizeibeamten aller Ränge zu ihren ethischen 
Kenntnissen, zu ihrer Ethiksozialisation, zu spezifischen Verführungssitua­
lionen, unethisch zu handeln, zu den Gründenfür unethisches Verhalten und so 
weiter geführt.207 

205 Garl Huon und andere' a. a, 0 

206 Ebenso HorstrtIdlger Weiß Zur mOtlvatlOnalen SItuatIOn In der Pohzel Empmsche Befunde über Erwartungshaltungen und 

Zlelperspektlven von Pohzetbeamten In' PFA-Schlussbenchtuber dIe Semmar vom 1. - 5.3.93 und vom 7 -10 3 94. S 21 

207 Mare G Frank:, Kevm M. McConkey und Gml F. Huon. IndiVIdual Perspect1ves on Police Ethics EthlCS and Pohcmg _ Study 
2 1995 

105 



Ergebnisse: 

(1) Die ethischen Kenntnisse von Polizei beamten beruhen auf recht unter­
schiedlichen Quellen. Etwa drei Viertel der befragten Beamten haben ihre 
ethischen Kenntnisse formal. das heißt in Ethikkursen der Polizeiakadernie 
oder durch Verteilung ethischer Verhaltensregeln auf den einzelnen Dienst­
stellen erworben. Dabei ist der Anteil der jüngeren Beamten. die über 
formale ethische Kenntnisse verfügen. besonders groß (88 c:c). Insbeson­
dere die älteren Beamten verfügen nur über informelle Ethikkenntnisse. die 
vom Hörensagen. aus eigene Lektüre und so weiter stammen. 20~ 

(2) Welche Gründe verleiten Polizeibeamte dazu. unethisch zu handeln ~ Hier 
wurden fünf Fallgruppen in der angeführten Reihenfolge unterschieden: 

emotionale Reaktionen: 

finanzielle Gründe des einzelnen Polizeibeamten: 

Möglichkeiten. aus unethischen Verhaltensweisen berufliche Vorteile zu 
ziehen: 

Einfluss von Peer-Groups: 

Frustration im Polizeidienst. 

Bemerkenswert sind dabei deutliche C nterschiede zwischen jüngeren und 
älteren Beamten. Bei den jüngeren Beamten üben\ iegt als ~10ti\' für 
unethische Verhaltensweisen eine emotional besonders schwierige Situ­
ation und der Einfluss von Peer-Groups. bei den älteren Beamten die 
fmanziellen Versuchungen und die Möglichkeiten. aus unethischen \'er­
haltensweisen berufliche Vorteile zu eriangen.209 Auffallig \\ ar weiter. 
dass unethisches polizeiliches Handeln. das allein auf persönliche VorteIle 
abzielt, von den befragten Probanden viel gravierender bewertet wird als 
ein unethisches polizeiliches Verhalten. das einen echten Berufsbezug 
besitzt (Beispiel: Zurechtrücken der Wahrheit. um einen als schuldig 
empfundenen Beschuldigten zu überführen). 

208 Der fonnale etlusche BIldungsstandard 3u~lrah~her Pohzelbe.ID1t~r dun-te damit demilc1 hct~; Hcg.e-n ah t.eJ 'C='f. ::-:.::: =-..:..~ 

deutschen Kollegen 
209 Mare G Frank. Ke'l. In M ~tcCon.ke~ und GaIl G Huon IndlndwJ Pef'['<'.:-ti\e'" 00 Po!l~:e Eili:.:-~ Eüu.::-s. a,"}C P(>Jo':-·'::f - S' '-~: 

1. 1995. S 8 - IO 
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(3) Gründe, unethischen Versuchungen zu widerstehen 

Deutlich im Vordergrund (41 %) steht die persönliche Integrität, gefolgt 
von beruflicher Zufriedenheit, dem Einfluss anderer Menschen und der 
Präventivwirkung der Bestrafung. Erstaunlich war erneut der Unterschied 
zwischen älteren und jüngeren Beamten. Während jüngere Beamte gerade 
die persönliche Integrität und die berufliche Zufriedenheit hervorheben, 
setzen die lebensälteren Beamten mehr auf Bestrafung, die kein einziger 
jüngerer Beamter als wirksam erachtete. 

(4) Empfehlungen der Beamten, wie ethisches Verhalten verstärkt in den 
Polizeidienst eingeführt werden kann. 

Im Vordergrund stehen entsprechend folgende Maßnahmen: 

- ethisches Training; 

organisatorische Veränderungen; 

Supervision; 

"kultureller Wandel" in der Polizei; 

Gelassenheit. 

Abschließend sollen hier noch einige typische Aussagen wiedergegeben 
werden: "Wenn man richtig handelt, kümmert sich niemand um dich, und 
du erhältst auch keine Anerkennung / Belohnung. Wenn du aber falsch 
handelst, dann brechen alle Höllen über dich herein, und es ist ausschließ­
lich und allein dein Fehler gewesen."210 

"Was einige im Stab tun, ist viel schlimmer als jedes unethische Verhalten 
eines Beamten auf der Straße. Der Polizeidienst ist heuchlerisch, niemand 
kann dem anderen trauen. "211 

"Richtiges Vertrauen existiert nicht. Da gibt es fürsorgliche Beratung und 
auch den Beistand von Pfarrern. Aber dies zählt letztlich nicht. Es gibt 

210 Mare G Frank, Kevlll M. McConkey und Gatl G Huon' IndIVIdual Perspectlves on PolIce EthlCS EthlCS and Pohcmg _ 
Study 2 1995, S 15 

211 Ebd, S 15 
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wirklich niemanden. zu dem ein junger Beamter gehen kann und dem er 
sich auch richtig anvertrauen kann,'·."!12 

Diese "Tyrannei des Misstrauens" und die "Kultur der Aburteilung" - so 
die Zusammenfassung - scheint zunehmend die Oberhand beim ~ustra­
lischen Polizeidienst zu gewinnen. Deshalb wird in der Cntersuchung 
vorgeschlagen. Verfahren einzurichten. die gewährleisten. dass ethisches 
Handeln belohnt und nachhaltig gefördert \\ ird. 21.~ 

5.3 Empirische Befunde bei der deutschen Polizei 

Es mag erstaunen, dass in dieser normativ ausgerichteten Arbeit zur Polizeiethik 
ausführlich auf relevante empirische Erhebungen eingegangen \\ ird. die sich 
mit Polizeiinterna befassen. Der Grund liegt darin. dass zwar \·ieles. \\ as sich 
normativ sagen lässt, bereits vorliegt21 -l. was dabei allerdings empirisch zu 
berücksichtigen wäre, blieb jedoch fast durchgängig im unklaren.21 :'i 

Kaiser216 hat zu Recht auf eine bemerkens\\erte Tatsache hingewiesen: Im 
Gegensatz zum westlichen Ausland217 gibt es in Deutschland kaum empirische 
Untersuchungen zu den unterschiedlichen Aspekten der Einstellung \ on 
Polizeibeamten zu ihrem Beruf. zu Fragen der Arbeitszufriedenheit. der 
Motivation, zur Einschätzung der Führung durch die ~v1itarbeiter und so \\eiter. 
Durch mehr Offenheit und Transparenz bezüglich dieser polizeiinternen 
Fragestellungen würde das in Teilen der Gesellschaft vorhandene \1isstrauen 
gegenüber der Polizei wahrscheinlich stark reduziert. \1it Sicherheit würden die 
oft gezielt entfachten polizeikritischen Diskussionen21S empirisch abgesichert 
und in rationale Bahnen gelenkt werden. Die erstaunliche ZuIilckhaltung auf 
dem Gebiet der sogenannten Polizeiinterna sei insgesamt \\ enig förderlich und 

wirke im Ergebnis dysfunktional. 

212 Mare G Frank. Ke\Jn \1 :\kConke: und Gall G Huon Indl\!Ju..lJ Per;.pe'..:-u\e .... 0:1 P(>L:-~ Elh'.:, EÜll,.", 3.n:: P-L'-"e •. ; _. 

Stud) 2 1995 S 17 

213 \'gl erganzend Kapitel I ~:! 
214 Hennann Möllers EthIk 1m Pohzelberuf StungJ.rt und andere 1'-'91 Slt'fint'd Fr";l.,,)..e Ekr.:.;xlIHk im .:he P0;:71.'1 Ref~-"~'''''':-f-

1991: Gunther Endru\\-en: Strul..tur und \\anJd der PoIlu!. SOllol0p~he S.~+.nf!en 8..12(; Ber~:r. 1 '[\j \ gl .:mo ... --- Ht';-' -=! H :~. 

ebrandt: ProfeSSionelle Pohzel SlUng:m !9')l) 

~15 Helmut HIidebrandt· a a. 0 . S 12 mit --\nm 30 
:::!16 Günther Kaiser Bekampfung der KnmmahlJ.L In KnmmJ.h,tlk. Jg ~.'. H;!'it i2 !'Q\.1.!. S -6:' ->6\.1 --H. ä~~r_ .... > !,:"",=,....!-, 

Kubera. Johannes Schulte und .\hchael SIeIn' Polizei und L-n!em;!'hn';!'n,~ulm Tell 11 In D'-P lV<.l:'. S ::c ::: H~~~'';: 

Hildebrandt a a O. S 14 

2i7 Siehe Kapitel 5.2 3 
218 Z B Die Pohzel sei auf dem ..rechten --\uge" bhnd "Je -<! :m .. l.md-erfemdhch JJ., F:.:t ..... .l;'if'\ e"r:.l-.!;!''f, jeT \1;:.;;..~.:-'::-: ... ;.>-
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Dem kann grundsätzlich beigepflichtet werden. Es wird jedoch angemerkt, 
dass Erhebungen zu Polizeiinterna, insbesondere Mitarbeiterbefragungen, 
schon deshalb problematisch sind, weil sie bei den Mitarbeitern zu Recht die 
Erwartung begründen, dass zutage tretende Mängel ausgeräumt werden, selbst 
wenn sich deren Beseitigung als kaum möglich erweist. Hier sollen beispielhaft 
neuere deutsche empirische Erhebungen, die für die Betrachtung polizei­
ethischer Fragestellungen relevant sind, vorgestellt werden. 

5.3.1 Arbeitszufriedenheit und Einstellungen von Polizeibeamten 
der Polizeidirektion Hannover 

Im Jahre 1981 befragte Feltes 431 Polizeibeamte der Polizeidirektion Hannover 
zu ihrer Arbeitszufriedenheit und Einstellung zum Polizeiberuf.219 

Ergebnisse: 

(1) Die Polizeibeamten fühlten sich von der Bevölkerung eher verkannt und 
nicht ausreichend respektiert, denn sie meinten zu 50 %, dass die Bürger 
ein negatives Bild von der Polizei haben. Tatsächlich beurteilen die Bürger 
die Polizeiarbeit deutlich positiver.22o Der Grund für diese Diskrepanz 
zwischen Selbst- und Fremdeinschätzung dürfte darin liegen, dass beide 
Tätigkeitsfelder der Polizei, Hilfe und Kontrolle, aus der Perspektive der 
Polizei beziehungsweise der Bevölkerung unterschiedlich gewichtet und 
bewertet werden. Die Bürger schätzen den Beistand der Polizei in 
Notsituationen. Im Unterschied dazu versteht sich die Polizei aufgrund 
ihrer weitgehenden Fixierung auf die Kriminalitätsbekämpfung eher als 
staatliches Kontrollorgan. Das geringe Selbstwertgefühl schlägt sich auch 
in einer vergleichsweise hohen Arbeitsunzufriedenheit nieder, die offen­
bar mit Dauer der beruflichen Tätigkeit zunimmt. Nach Feltes waren nur 
37,1 % der hannoveranischen Polizeibeamten mit ihrer Arbeit zu­
frieden. 221 

219 Thomas Feltes' Emstellungen von Poltzelbeamten zu gesellschafts- und knmmalpohtlschen Problemen m Deutschland ur 
Eneh Rebscher und Thomas Feites: Pohzel und Bevölkerung (Empmsche Pohzelforschung Bd. 1) HolzkIrehen / Obb. 1990, 
S 198 ff. 

220 Thomas FeItes: a, a. 0 ,S 198, vgl. auch Helmut Kury und andere' Opfererfahrungen und Meinungen zur Inneren Sicherheit 
(BKA-ForschungsreIhe Bd. 25) Wiesbaden 1992, S 327 ff 

221 Im Gegensatz zu den deutschen BeschäftIgten In Pnvatuntemehmen, die -1m Jahre 1994 _ zu 59 % mit den Arbeltsbedmgun­

gen zufneden smd Repräsentatrverhebung des Instituts der deutschen Wirtschaft, Köln 1995, vgl WK vom 16.2, 1995, S 11 
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(2) 50 % der Beamten der Schutzpolizei würden den Polizeiberuf nicht erneut 
ergreifen (im Gegensatz zu den deutschen Beschäftigten in Pri\'atunter­
nehmen. Dort sind es lediglich 3 - 5 ce, 222 

Nach Einschätzung von Feltes hat sich bei fast der Hälfte der Polizei­
beamten das ehemals positive Berufsbild im Verlauf der Ausbildung und 
der beruflichen Tätigkeit eher negativ verändert. 223 Während bei all­
gemeinen Befragungen der deutschen Beschäftigten nur etwa 3 - -+ ce 
Ärger mit dem Beruf haben. \\aren es bei den befragten Polizeibeamten 
immerhin 37 %.22~ 

(3) Besorgniserregend ist die sinkende \1otivation. insbesondere bei der 
Schutzpolizei. Dafür \\ erden folgende Gründe angeführt:225 

Hierarchischer Behördenautbau und verkrustete Strukturen: 

Bürokratischer Arbeitsstil: 

Schlechte Stellen- und Beförderungssituation: 

Ungünstige Arbeitsbedingungen. insbesondere mangelnde Ausstattung, 
zuwenig Hilfspersonal: 

Einengung des Handlungsspielraums durch Zunahme von Vorschriften: 

Mangelnde Zielorientierung: 

Schlechtes Betriebsklima: 

Ungünstige Unterstützung durch Vorgesetzte: 

Zuviel formalisierte Kommunikation (DienstYOfschriften Statistik): 

Nachgeordnete Behörden ' Dienststellen erhalten überwiegend un­
strukturierte Informationen (sog. Femschreibflutl: 

Mangelnde und demotivierende Cmsetzung der polizeilichen Arbells­

ergebnisse durch die Justiz. 

___ Thomas Fehes Emstellungen \on Pollulbt'amlen zu ges.ells.ch.a!b- und lmmmaipohii......:her; Pr ... ~krr,~n 1:- ~-',~ .z~~ 1:­

Ench Rebscher und Thomas Fehes- Po!tzel und Be\ oU .. erung \ Empms.::he P(1l!ze!!0r~l-tmg BJ_ 1 "H01zilr.:~c;-; O.,·~ : "-"'t 

S,200 
223 Ebd. S 20CL 

22-1 Ebd. S. 207 _ 208. \gI auch Helmut Hildebrandl Prok"l('nel!e POltUI S;:tHlf:rri J\N( S :~, 
225 Ebd .. S. 200 und 213: vgl auch Dieprand \on RlChlhofen 'ol·.\end~;}..e!i und ~10f:;lChj.1!1!C"n de:- \emll:~;\.i-; f:_-J~" p.e-.. ~, 

verständmsses der Polizei In Die POilUl Jg 3~ Heft"' i~. 5 0(1 
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5.3.2 Mitarbeiterbefragung BKA 226 

Im Jahre 1989 wurde im Rahmen der Erstellung des Orientierungsrahmens des 
BKA eine freiwillige, schriftliche Mitarbeiterbefragung zu den Feldern 
Arbeitszufriedenheit, Führung, Information / Kommunikation, Selbstver­
ständnis / Stellung des BKA in der Gesellschaft, durchgeführt. Es wurden alle 
BKA-Mitarbeiter angeschrieben; 63,7 % der Mitarbeiter beantworteten die 
insgesamt 54 Fragen. 

Ergebnisse: 

(1) Einstellung der BKA-Mitarbeiter, erstmals einen Orientierungsrahmen zu 
erstellen: 

63,9 % der Mitarbeiter des BKA hielten die Erstellung eines Orientie­
rungsrahmens für nützlich, 2,3 % für schlecht oder sehr schlecht. Der Rest 
der Mitarbeiter wollte oder konnte diese Frage nicht beantworten. 

(2) Fragen zur Arbeitszujriedenheit227 

Hinsichtlich der Arbeitszufriedenheit gab es zwischen den einzelnen 
Abteilungen des Hauses enorme Unterschiede. Auf die Frage, "Gefällt 
Ihnen Ihre Arbeit?", gab es zwischen 72,8 und 48,5 % positive 
Antworten. 

Auf die Frage, "Stört Sie etwas bei Ihrer Arbeit?", ließen sich folgende 
Störfaktoren festmachen: 

Eintönigkeit der Arbeit, bis zu 49,3 %; 

Bessere Abstimmung der Aufgaben innerhalb der Organisationsein­
heiten, bis zu 46,1 %; 

Arbeitstempo zu schnell, bis zu 37,2 %; 

Unzureichende Arbeitsabläufe, bis zu 33,5 %; 

226 Auf die Nonnahtät des damahgen Ergebnisses der BKA-MItarbeiter-Befragung Im VergleIch zu anderen Befragungen im 
Pohzeiberelch Wird hmgewiesen. 

227 Zum schwlengen und komplexen BegrIff der "Arbeitszufriedenhett" vgl, auch Max Hennanutz und Knnd Elke Buchmann' Die 

motIvatlOnale SItuatIOn In der Polizei. In, PFA-Schnftenrelhe, 2/ 1991, S 73 (75), die zutreffend daraufhmwelsen, dass dIeser 

Begnff sehr unscharf seI, weIl zur Zelt der Befragung Viele, kaum greIfbare Stlmmungsbefunde bel den gegebenen Antworten 
mltschwmgen 
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Zu häufige Arbeitsunterbrechungen. bis zu 32 <je: 

Zuviel Arbeit / zu viele Überstunden. bis zu 30.1 C~: 

Unzureichende Informationen über die Arbeit. bis zu 21..+ Ce. 

(3) Auf die Frage. "Wie beurteilen Sie das Betriehsklima in Ihrer Organi<;a­
tionseinheit?", gab es bei erheblicher Spannbreite zwischen den Abteilun­
gen zwischen 61.1 und 24.9 ~ positil"e Antworten. 

(4) Auch die äußeren Bedingungen am Arheitsplat: wurden höchst unter­
schiedlich beurteilt. Der Zufriedenheitsgrad schwankte in den einzelnen 
Abteilungen zwischen 76.7 und 9.8 Si:. 

(5) Fragen :u,. Führung 
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Aufgaben- und Zielabsprache 

Auf die Frage, ,.Sind Sie damit zufrieden. wie Ihr unmittelbarer Vor­
gesetzter mit Ihnen Aufgaben und Ziele der gemeinsamen Arbeit 
bespricht?", äußerten 38.8 ~ Zufriedenheit. 32.3 Ce. dass eine bessere 
Zielabsprache stattfinden sollte und 28.9 C:?r waren unzufrieden. 

Delegation spielt im Rahmen des kooperativen Führungsstib eine 

Schlüsselrolle. 

Auf die Frage, ,.Sind Ihnen soweit wie möglich selbständige Aufgaben. 
Entscheidungsbefugnisse und Verantwortung übertragen?". kam es zu 
einem Mittelwert von 56 ~ positiver Antworten. 

Die Beteiligung der Mitarbeiter am Entscheidungsprozess ist em 
weiteres wichtiges Element des kooperativen Führungsstils. 

Auf die Frage. ,.Beachtet Ihr unmittelbarer Vorgesetzter Ihre \leinung 
bei wichtigen Entscheidungen?". gab es im Durchschnitt .+0.1 C( zu­
stimmende Antworten (immer / meistens). wobei die Streuung zwischen 
den einzelnen Abteilungen außerordentlich groß war (z\\ ischen 56 Ce 
und 23,9 % positiver Antworten). 

Offenheit und Transparenz der Informationen 



Auf die Frage, "In welcher Hierarchiestufe werden Ihrer Meinung nach 
notwendige Infonnationen zurückgehalten?", waren im Durchschnitt 
20,9 % der Mitarbeiter der Auffassung, dass sie voll und umfassend 
infonniert werden. Als entscheidende Infonnationshürden wurden ins­
besondere die Referatsleiter, aber auch die Gruppenleiter angesehen. 

Repräsentative Fähigkeiten der Vorgesetzten 

Auf die Frage, "Glauben Sie, dass Ihr Vorgesetzter Ihre Initiativen und 
Arbeitsergebnisse gegenüber dem nächsten Vorgesetzten ausreichend 
vertritt?", antworteten im Durchschnitt 40,6 % positiv. 

Die direkte Unterstützung der Mitarbeiter durch Vorgesetzte beinhaltet 
die Frage nach dem Führungsverständnis und der Fachkompetenz des 
Vorgesetzten. 

Auf die Frage, "Hilft Ihnen Ihr Vorgesetzter, wenn Sie Schwierigkeiten 
bei der Arbeit haben?", gab es im Durchschnitt 53,5 % positive 
Antworten (immer / meistens), wobei wiederum erhebliche Schwan­
kungen zwischen den Abteilungen festzustellen waren (zwischen 65,4 
und 35,2 % positive Antworten). 

- Das Interesse der Vorgesetzten an guten Leistungen des Mitarbeiters 
wirkt besonders motivierend. 

Die Frage, "Interessiert sich Ihr Vorgesetzter für die Ergebnisse Ihrer 
Arbeit?", bejahten im Durchschnitt 55,6 % (immer / meistens) und 
22,7 % verneinten (selten / nie). Dabei gab es enonne Schwankungen 
zwischen den Abteilungen (zwischen 79,6 % und 36,8 % der positiven 
Antworten). 

Auf die Frage, "Erkennt Ihr Vorgesetzter gute Leistungen lobend an?", 
antworteten im Durchschnitt 35 % positiv (immer / meistens). Der bun­
desdeutsche Standardwert liegt bei 56 % positiver Antworten.228 

Auf die Frage, "Fördert das Verhalten Ihres Vorgesetzten Ihre Einsatz­
bereitschaft?", antworteten im Durchschnitt 33,3 % positiv (im-

228 Die sog deutsche Norm 1st der Mittelwert Identlscher Fragen bel anderen Unternehmen und Behorden m Deutschland 
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mer / meistens). die Angaben der Abteilungen schwanken Z\\ Ischen 
48,2 und 23.8 9'c. 

- Kritikfähigkeit des Vorgesetzten ist eine \\ esentliche Voraussetzung für 
dessen Änderungsbereitschaft. -

Die Frage, "Ist Ihr Vorgesetzter bereit. sich mit Anregungen und Kritik 
seiner Mitarbeiter zu seinem Führungsverhalten auseinanderzu­
setzen?" , beant\\ orteten im Durchschnitt 32.2 ce positiv (immer / 
meistens) bei einer Schwankung innerhalb der einzelnen Abteilungen 
zwischen 45.4 und 23.3 1j(. 

Die Beurteilung gilt als das \\ ichtigste. aber auch problematischste 
Führungsmittel. 

Auf die Frage ... Fühlen Sie sich richtig beurteilt?··. waren durchschnitt­
lich 44 9'c mit ihrer Beurteilung sehr zufrieden / zufrieden. Der ent­
sprechende bundesdeutsche Standard bei Beschäftigten beträgt 61 Ci:. 

Innerhalb der Polizei sind diese BK...\.-\Verte \ ergleichs\\eise po~iti\·. 
Interessant ist weiter. dass immerhin 12.8 ci: der ;"1itarbeiter angaben. 
nicht zu wissen. \\ ie sie beurteilt werden. Es handelt sich hier offenbar 
um Arbeiter / Angestellte. die keine regelmäßige Beurteilung erhalten 
hatten. Dieses Defizit ist zwischenzeitlich durch die jährlich durchzu­
führenden Personalführungsgespräche beseitigt worden. 

(6) Fragen :ur Organisation 
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Eine der zentralen Aussagen der vorliegenden Arbeit besteht darin. dass bei 
ethischen Fragestellungen die spezifischen Gegebenheiten der Organisa­

tion viel zu wenig beachtet werden. 

Kollegiale Zusammenarbeit innerhalb der Organisationseinheit 

Auf die Frage ... Wie arbeiten die Kollegen Ihrer Organisationseinheit 
mit Ihnen zusammen?". antworteten im Durchschnitt 66.5 Ci: aller 
Mitarbeiter. dass die Zusammenarbeit hervorragend funktioniere. :; ce 
der Mitarbeiter stuften die Zusammenarbeit negativ ein. 

Aufgabenabstimmung innerhalb der Organisationseinheit 



Auf die Frage, "Wie sind Ihre Aufgaben mit Ihren Kollegen in Ihrer 
Organisationseinheit abgestimmt?", äußerten sich im Durchschnitt 

49,7 % positiv (sehr gute / gute Aufgabenabstimmung) bei einer erheb­
lichen Schwankungsbreite zwischen den Abteilungen (62,7 bis 38,5 % 
positive Antworten). Die sogenannte deutsche Norm zur Aufgabenab­
stimmung innerhalb der Organisationseinheit beträgt 64 %. 

Aufgabenabgrenzung zwischen den Organisationseinheiten 

Die Frage, "Wie sind die Aufgaben Ihrer Organisationseinheit mit den 
anderen Organisationseinheiten abgestimmt?", antworteten im Durch­
schnitt 18,5 % positiv. Die sogenannte deutsche Norm liegt bei 82 % 
positiver Antworten. 

- Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Abteilungen, Stabs­
stellen sowie der Pressestelle des BKA 

39,7 % der Mitarbeiter sahen sich nicht in der Lage, diese Frage zu 
beantworten. 4,7 % schätzten diese Zusammenarbeit positiv ein. Die 
sogenannte deutsche Norm liegt bei 82 % positiver Antworten. 229 

Auf die Frage, "Wie könnte man Ihrer Meinung nach die Zusammen­
arbeit im BKA verbessern?", gab es l3 vorgegebene Antwortmöglich­
keiten. Dabei kristallisierten sich folgende Schwerpunkte heraus: 

- Aufgabenfelder der verschiedenen Fachdienststellen besser aufeinander 
abstimmen (41,8 %); 

- Verpflichtung der Führungskräfte zur vorbildlichen Zusammenarbeit 
(31,8 %); 

- Mehr Information über andere Abteilungen, Gruppen / Organisations­
einheiten des Hauses (31,1 %). 

(7) Abschließend sollten zwei ergänzende Fragen erörtert werden: 

- Identifikation mit dem BKA 

229 DIe orgamsatonschen Rahmenbedmgungen haben Sich Im BKA durch dIe Neuorganisation des Amtes 1m Jahre 1994/95 
grundlegend geändert 
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Auf die Frage, ,.Fühlen Sie sich über Ihre Aufgabe hinaus mit dem BKA 
persönlich verbunden?". bekundeten im Durchschnitt 27.7 ci: star­
ke / sehr starke Verbundenheit. Die Mehrzahl (.+0.3 ce) antwortete mit 
teils / teils. 

Berufswiederwahl 

Auf die Frage ... Wenn Sie heute noch einmal zu entscheiden hätten. 
würden Sie dann wieder zum BKA gehen?". äußerten sich im Durch­
schnitt 55,8 % positiv (auf jeden Fall. \\ ahrscheinlich) bei einer er­
heblichen Schwankungsrate zwischen den Abteilungen des Hauses ~ ~. 

(zwischen 71,3 und 46.4 % ). 

5.3.3 Motivation und Arbeitszufriedenheit der Yollzugsbeamten in 
Baden-Württemberg 

Im Jahre 1990 haben Hermanutz und Buchmann .+00 vorwiegend Schutz­
polizeibeamte nach dienstlich indizierten gesundheitlichen Beschwerden. nach 
ihrer Zufriedenheit mit dem Arbeitsplatz. mit dem Gehalt. nach dem Vor­
gesetzten-Mitarbeiter-Verhältnis. dem kooperatiYen Führungsstil und dem 
Betriebsklima befragt. 230 

Ergebnisse: 

Bemerkenswert ist, dass auch diese Gntersuchung den eher negativen Stim­
mungsbefund bestätigt. den bisher alle Cntersuchungen und Bestandsauf­
nahmen zum Themenbereich Arbeitszufriedenheit in Yerschiedenen Polizei­
populationen ergeben haben. 231 Der Begriff der Arbeits:ufriedenheit ist sicher­
lich unscharf, weil hier auch kaum greifbare Stimmungen mitschwingen. Aber 
diese Befunde zum psychologischen Klima stellen sicherlich eine Art Früh­
warnsystem dar, das ernst genommen werden sollte. Denn ohne entsprechende 
Änderungen ist zu befürchten. dass diese vorübergehende Arbeitsunzufrieden­
heit in echte Verhaltensänderungen umschlägt. Bei der genannten C nter~uchung 
gab es folgende Einschätzungen: 

~30 :\la'X Hennanu[z und Knud EIl,e Buchmann DIe nWI!\J.B0n.ilc Slil..lJ.l! ...... n m d-e:-- P\.~'lU! liP!tJ.ge-.i.";f:."t-r: ,<.t J:-. PfA 

Schnftenrethe 2 I 1991. S 7:' ff 

2'1 Vgl PFA·Schnftenrelhe. 1991. S -, und-' 

116 



(1) Die Gestaltung des Arbeitsplatzes, mit der nur ein Drittel der Beschäftig­
ten zufrieden war. 

(2) Nur 20 % waren mit dem Gehalt zufrieden. 

(3) Sehr negativ beurteilten die Beamten, dass sie präventive Aufgaben kaum 
wahrnehmen können. Anscheinend haben sie andere Vorstellungen von der 
Wahrnehmung der Aufgabe der Prävention als es von ihnen im Polizei­
alltag abverlangt wird. 

(4) 26 % der Befragten im Wechseldienst klagten über dauerhaft anhaltende 
gesundheitliche Beschwerden, die beruflich bedingt sind. 

(5) Nur etwa die Hälfte der Beamten würden ihren Beruf wiederergreifen. 

(6) Als nach wie vor problematisch erwies sich das Vorgesetzten-Mitarbeiter­
Verhältnis. Trotz umfassender Fortbildung und offizieller Bekenntnisse 
zum kooperativen Führungsstil (KFS) stagniert dessen Umsetzung in der 
Praxis. Der konkrete Führungsstil macht das Arbeiten der Beamten 
schwieriger und trägt signifikant zur Arbeitsunzufriedenheit bei.232 Vor­
gesetzte sehen ihr eigenes Führungsverhalten offenbar in einem ganz 
anderen Licht als die Mitarbeiter. 

Zu Recht weisen Hermanutz und Buchmann darauf hin, dass regelmäßige 
Vorgesetztenbeurteilung oder entsprechende Einschätzungen hilfreich 
wären.233 Die Beamten bemängelten im täglichen Umgang die mit­
menschliche Komponente und den fehlenden persönlichen Zugang zum 
Vorgesetzten. Sie erwarteten vom Vorgesetzten eine angemessene Be­
teiligung am Entscheidungsprozess, die Unterstützung bei der täglichen 
Arbeit, die Anerkennung guter Leistungen, die Übernahme von mehr 
Eigenverantwortung und ein selbständigeres Arbeiten. 

Die Faktoren Gehalt, Beförderungsmöglichkeiten und das Verhältnis zum 
Vorgesetzten erwiesen sich als zentrale Probleme, die zu Unzufriedenheit 
führen können. 

232 Max Hennanutz und Knud Bike Buchmann. DIe motrvattonale SItuatIOn In der PolIzeI In' PFA-Schnftenrelhe, 2 / 1991, 
S 82/83 

233 Ebd, S 82 
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(7) Positir wurde bei der Untersuchung eingeschätzt. 

dass sich die Beamten sehr gut selbst motivieren konnten (86 Ce I: 

dass das Betriebsklima in Ordnung war sowie 

dass beim gehobenen Dienst ein hohes ~laß an Selbständigkeit bei der 
Arbeitserledigung gegeben war. 

5.3.4 Polizeireform in ~iedersachsen 

Eine umfassende Mitarbeiterbefragung wurde 1993 im Rahmen der Polizeire­
form in Niedersachsen durchgeführt.234 Aus einem Adressatenkreis \"on 20.500 
Polizeibeschäftigten wurde nach dem Zufallsprinzip eine repräsentative Stich­
probe von 1.700 Adressaten ausgewählt. denen ein umfangreicher Fragebogen 
mit 176 Fragen zugestellt wurde. Die Rücklaufquote betrug 78.53 Ci:. 

Ergebnisse: 

(1) Zufriedenheit der Mitarbeiter 

Aus der Sicht der Reformkommission sei die deutlich erkennbar ge­
wordene Unzufriedenheit der Mitarbeiter über alle Sparten und Laufbah­
nen hinweg weitgehend gleich. und es bestünden auch keine durchgängig 
signifikanten Unterschiede nach den Funktionsbereichen. dem Alter. dem 
Geschlecht oder dem Einsatzort.235 Für den gesamten mittleren Dienst 
ergab sich ein Un:u!riedenheitspotential von 51.01 ci:. bei den Beamten 
unter 35 Jahren sogar von 55.06 Cf( .236 

Für die Landeshauptstadt Hannover existiert zwar eine Sondersituation. 
die jedoch aus Vergleichsgründen mit der Cntersuchung \"on Feltes au~ 
dem Jahre 1981 interessant erscheint. Der ~1itarbeiterbefragung aus dem 
Jahre 1993 zufolge würden 67.21 Si: der jungen Schutzpolizei beamten des 
mittleren Dienstes ihren Beruf nicht oder wahrscheinlich nicht Il"ieder­
wählen (Kriminalbeamte: 42.85 SC). 1981 kam Feltes zu dem Ergebnis. 

2~ Pohzetreform Iß :\leder..ach~n. Rcforrnkomml""lOn AnJ.l~'-e d~" ht"Zu:-t.m&~ und \(',: •. dl,Jge lur ~e;;;""'.l.:.t;;l'X' :v-.~ 
S 103 ff. \gl auch Helmut [)ohr OrganbJ.lion ... refonn der PolizeI qm Bur~l:md 'rN-er...;;-.:-nxn, Ir- Pe>;:z.e,·F....:-c.::f" 

akademie (Hg)' Pohzelmanagcmenl m Europa ~lunSler 1993 S So:-. jr(i f· 

'" Ebd.5 !().l 

"6 Ebd 5 ! 13. 
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dass 50 % der Schutzpolizeibeamten in Hannover ihren Beruf nicht wieder 
ergreifen würden. 

Die Reformkommission hebt bei den Unzufriedenheitsfaktoren besonders 
auf den 

hierarchischen Aufbau; 

das Führungsverhalten der unmittelbaren Vorgesetzten und 

das Beurteilungssystem ab. 

(2) Etwa 68 % der Beamten erklärten sich mit dem hierarchischen Aufbau 
der Polizei unzufrieden. Für die Reformkommission liegen die wesent­
lichen Ursachen in der ausgeprägten hierarchischen Ordnung237 , die als 
Indiz für grundsätzliches Misstrauen gegen die Mitarbeiterinnen / Mitar­
beiter gewertet wurde. Die Reformkommission kommt zu dem Ergebnis, 
dass zwar die Bürgerpolizei eines demokratischen Rechtsstaats keine sich 
selbst steuernde und kontrollierende autonome Einheit sein könne, dass 
aber anstelle der Aufsicht und Kontrolle verstärkt Elemente der Eigen­
steuerung treten müssten.238 

(3) Etwa 77 % der Befragten äußerten mehr oder weniger massive Kritik am 
Führungsverhalten ihrer unmittelbaren Vorgesetzten. 239 Im Interesse 
größtmöglicher Motivation und Arbeitszufriedenheit der Mitarbeiter 
besteht hier erheblicher Reformbedarf. Die Reformkommission ist der 
Auffassung, dass besondere Foren und Formen der Kommunikation 
geschaffen werden müssten, um Vorgesetzte über ihr Leitungsverhalten zu 
informieren. Neue Kommunikationswege müssten die Vermittlung positi­
ver und negativer Kritik am Vorgesetzten sichern. 

(4) 76,2 % der Befragten über alle Sparten, Laufbahnen und Ebenen hinweg 

sind mit dem gegenwärtig praktizierten Beurteilungssystem unzufrieden. 
Die Kritik gilt der Akzeptanz, Genauigkeit, Gerechtigkeit und Transparenz 
der Beurteilung. Die Reformkommission hat zahlreiche Vorschläge unter-

237 PollZetreform m Niedersachsen, RefonnkommlsslOll. Analyse des Ist-Zustandes und Vorschläge zur Neukonzepuon. 1993, 

S 103 ff, vgl. auch Helmut Dohr OrgamsatlOllsreform der Pohzel (Im Bundesland NIedersachsen) In PolIzeI-Führungs­
akademie (Hg) Pol!zelmanagement in Europa. Münster 1993, S, 106 

238 Ebd., S, 105 

239 Ebd. S 108 
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breitet240, um ein Beurteilungssystem zu entwickeln. das geeigneter 
scheint, rational nachvollziehbare Personalentscheidungen zu treffen. den 
Beurteilten über seine Leistungsfähigkeit und Perspekti\ en zu informieren 
und sein dienstliches Engagement auszuweisen. Bei den Beurteilungen 
scheint eine Unterscheidung zwischen Leistungs- und Eignung<;beur­
teilung sinnvoll zu sein. 

(5) 67,8 % der Befragten erleben die Darstellung der Poli::.ei in der Ö.tfem­
lichkeit als schlecht. \\ as sich bei der Mehrheit der Beamten eher demoti­
vierend auswirkt,241 Dies gilt insbesondere für die Beamten im mittleren 
Dienst und der Schutzpolizei. die die meisten negativen Bürgerkontakte 
haben. Die Reformkommission plädiert für einen konstruktiv-kriti'>chen 
Dialog zwischen der Bevölkerung und der Polizei. merkt aber an. dass die 
Polizei mehr als bisher auch Kritik am eigenen Handeln zulassen müsse. 

5.3.5 Mitarbeiterbefragung von Schutzpolizeibeamten im 
Regierungsbezirk Weser-Ems 

Im Jahre 1989 wurden an 7-+9 Schutzpolizeibeamte / Innen des mittleren. ge-
I hobenen und höheren Dienstes des Regierungsbezirks Weser-Ems Fragebögen 

versandt. in denen die Beamten nach der Kontrolle. der Kommunikation. dem 
Beurteilungswesen. der Beförderung und dem Vorgesetzten-Mitarbeiter­
Verhältnis befragt wurden. Die Rücklaufquote betrug 51 ce. 2·12 

Ergebnisse: 

(1) 44 % der Befragten des mittleren Dienstes \\ aren der Auffassung. dass ih­
re unmittelbaren Vorgeset::.ten nicht in der Lage seien. Jfel/schen :uji"ihrcl/. 
Zum Vorgesetzten-Mitarbeiter-Verhältnis wurde mehr Kooperation und 
Zusammenarbeit, mehr Anerkennung der Leistung. größere Beteiligung an 
der Entscheidungsfindung. mehr Vertrauen und eine erweiterte Delegation 
gefordert.243 Auch im kommunikativen Bereich des Vorgesetzten-\tit­

arbeiter-Verhältnisses gab es erhebliche Defizite. So fand bei 80 ce der 
Beamten des mittleren Dienstes kein Beurteilungsgespräch statt. 

S 103 ff. \gl auch Helmut Dohr Org:.ml-.allon,reionn d:!-r POilUl 'Im BUlr,J~~b-,-:,j S,~:.'~' ... ...!..:t ... ::-:1 In Pt .. ;,,::-·f"';·-_-i> 

akademIe (Hg) Pohzelmanagcment In EuroF.l \fun'h~r IQ4:'. S J 10 I 

2" Ebd.S 117 
2-12 PeterWernpe und Gimtcr Bemdt Em:-..1I7 und Fuhrunf,lchrc Ir: Be"':lt~h.l!1Sf'01in, ~ t-.;.':;.,:e Jf :y H::f: i..I, :"""";,1 S :,.0 
2-1.'- PelerWempe und Gunter Bemdt Em~t7 und FUhrunplehre In· Berell . .....;ha:-'!~f'C'l!lc:l - ~.::,J;:!". Jf :-'. Hd~ "" 1<.N1(" S : .... 
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(2) Der Beurteilungsmodus wurde von fast 60 % der Mitarbeiter des mittleren 
Dienstes und 50 % der Mitarbeiter des gehobenen Dienstes für schlecht 

beziehungsweise sehr schlecht gehalten. Fast 40 % der Beamten des 
mittleren Dienstes waren der Auffassung, dass die letzte Beurteilung zu 
negativ ausgefallen sei. 

(3) Der praktizierte BeJörderungsmodus wurde von 74 % der Befragten des 
mittleren Dienstes als ungerecht empfunden, wobei nur knapp 40 % der 
Befragten diesen Beförderungsmodus überhaupt kannten. 244 Die fehlende 
Transparenz von Beurteilung und Beförderung wurde deshalb zu Recht 
beklagt. 

5.3.6 Der Prozess polizeilicher Entscheidungsfindung im 
Wechsel- / Schichtdienst 

Savelsberg245 hat 1991 durch teilnehmende Beobachtung und Auswertung von 
50 Fragebögen Polizeibeamte, die im Wechsel- / Schichtdienst in zwei Schutz­
bereichen von Aachen tätig sind, befragt (Rücklaufquote 82 %). Dabei diffe­
renzierte er zwischen Bagatelleinsätzen (insgesamt 55 Einsätze), Einsätzen im 
Rahmen der Strafverfolgung (25 Einsätze) und Einsätzen zur Unterstützung 
anderer Behörden (7 Einsätze). Bei diesen unterschiedlichen Fallgruppen von 
Einsätzen wurde der Prozess der Entscheidungsfindung analysiert. 

Ergebnisse: 

(1) Bei den befragten Beamten war die Arbeits- / Berufszufriedenheit nur 
mäßig ausgeprägt. Auf die Frage, ob ihre jetzige Tätigkeit ihren Berufs­
vorstellungen entspreche, antworteten jeweils 48,8 % mit "ja" und eben­
falls 48,8 % mit "nein". Als Gründe für diese recht geringe BeruJszuJrie­
denheit wurden angegeben: 

zu starke Einschränkung durch Formalismen (39 %); 

zu geringe Entfaltungsmöglichkeiten, zu geringer Freiraum (31,7 %); 

- zu hohe Arbeits belastung (19,5 %); 

zu geringer Kontakt mit den Bürgern (12,2 %); 

244 Ebd., S 26 

245 Hans-Wilh Savelsberg. Der Prozess polIzeIlIcher Entscheldungsfindung WIesbaden 1994 
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- Sonstiges (24,4 9c).246 

(2) Die als zu gering empfundenen Entfaltungsmöglichkeiten wurden wie 
folgt beschrieben: 

Hierarchische Struktur der Polizei (78 ~ I: 

Richtlinien / Vorschriftenwesen ('+6.3 Ce): 

ständig wiederkehrende kleinere Einsätze (39 c:0): 

zu wenig Freiraum für eigene Kreativität (~9.3 ce): 

Sonstiges (14,6 9c).247 

Savelsberg kommt zu dem deprimierenden Ergebnis24S . dass die Zahl der 
Beamten, die bereits die innere Kiindlgung2.J9 \'ollzogen haben. ständig 
zunimmt und auch nicht durch extrinsische Leistungsanreize reduziert 
werden könnte, weil die geforderte Selbstverwirklichung in dem vorge­
gebenen Organisationsrahmen und der Art der Einsatzbearbeitung nicht 
möglich sei. 

(3) Das Bedürfnis nach gezielter Weiterbildung konnte nur eingeschninkt 
befriedigt werden, da lediglich .+6.3 ~;(. aller befragten Beamten an weiter­
bildenden Veranstaltungen teilgenommen hatten: .+1.5 ~( an rein dienst­

lichen Seminaren.25o 

(4) Bei Bagatelleinsät::.en wie Verkehrsunfalle oder Hilfeersuchen ist die 
Einsatzbearbeitung unterschiedlich strukturiert: Für das Vorgehen bei 
Verkehrsunfallen existiert ein festes Konzept. während bei Hilfeersuchen 
individuell verfahren werden kann. Insbesondere die älteren Beamten be­
vorzugen eher die vorstrukturierten Einsätze. 251 

(5) Bei Einsätzen im Rahmen der \ erbrechembekämp.timg kann \'on einer 
stärkeren Motivation der Beamten ausgegangen werden. da bei derartigen 

:!46 HanS-\\llh Sa\e1sberg Der Prozes-j polizeilICher Ent~heldung~findung \\ iC",~*n i9'4! 5 .':. .... 

247 Ebd., S 37 - 39 
2-lS Hans-Willl Sawlsocrg: Der Prozess J>Ohulhchcr Ent~heldung ... ftndung: W!esluden i~':'_ 5 <J-

::-19 Vgl Knud Elke Buchmann . .Innere Kundlfung' - ein Pwze",~ zum .-Bumom In Du: PcohzeL Jg ~::: Hen:. 1 ..... ·< S .:::: 

2-."{) Hans-\\' 1111 Sa\elsberg Der Prozös polizeilicher EntKheldungstindung Wlesb.aden J~ S M 

251 Ebd S 65 

122 



Einsätzen ihre Kreativität gefordert wird, um das Ziel (z. B. Festnahme) 
zu erreichen.252 

(6) Bei der Unterstützung anderer Behörden (Amtshilfe) wird die polizeiliche 
Arbeit aus der Sicht der Beamten als wenig effektiv angesehen. Insbeson­
dere die schriftliche Vorgangsbearbeitung löst Frust aus.253 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass Einsätze im Rahmen der 
Verbrechensbekämpfung bei den Beamten am beliebtesten sind. Dies liegt 
daran, dass derartige Einsätze relativ selten sind und einen Handlungsrahmen 
aufweisen, der so weit gesteckt ist, dass er Freiräume bietet und Kreativität in 
einem höheren Maße als bei den anderen Fallgruppen der untersuchten Einsätze 
zulässt. 

5.3.7 Tätigkeitsanalyse von Streifenbeamten in Rheinland-Pfalz 

Bei dieser Untersuchung254 wurden 70 Streifenbeamte durch teilnehmende 
Beobachtung von Studenten der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
Rheinland-Pfalz untersucht und mittels Fragebogen zu sechs Aufgabenfeldem 
befragt (Verkehr, Verbrechens bekämpfung, Gefahrenabwehr, Konfliktma­
nagement, Innerer Dienst / Aus- und Fortbildung, Interaktion mit anderen 
Behörden / Sonstiges). Ziel der Erhebung war es, eine Tätigkeitsanalyse des 
Streifenbeamten zu erstellen sowie die erforderlichen Fähig- und Fertigkeiten 
dieser Beamten zu ermitteln. Der Fragebogen war in drei Teile gegliedert: erster 
Teil: Angaben zur Person; zweiter Teil: Arbeitshäufigkeit / Bedeutung / Be­
lastung / Freude; dritter Teil: Wissensbereich. Von den 70 Beamten waren 64 
im mittleren und 6 im gehobenen Dienst tätig. Dabei wurden rund 7 000 Ein­
zeltätigkeiten ermittelt und untersucht. 

Ergebnisse: 

Nur 3 der 70 Beamten (4,3 %) waren mit ihrer jetzigen beruflichen Tätigkeit 
völlig zufrieden; 42 % äußerten, mit ihrem Beruf weniger zufrieden zu sein.255 

252 Ebd., S 83. 

253 Hans-Wilh Savelsberg Der Prozess pohzeIlIcher Eotscheldungsfmdung Wiesbaden 1994, S 93 _ 94 
254 In: DIe Polizei 1994, S 265 ff 

255 In DIe PolizeI 1994, S 266 
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(1) Die höchste Stress- I Arbeitsbelastllng trat bei Streifenbeamten beim 
Konfliktmanagement auf. gefolgt von der Stressbelastung beim .. ersten 
Angriff' im Bereich der Verbrechensbekämpfung.~56 

(2) 49 % der Beamten bezeichneten die Ausbildung zu ihrer jetzigen Tätigkeit 
als lückenhaft. Obwohl die Beamten im Durchschnitt bereits zehn Jahre im 
Dienst waren, hatten 27 9( keinen und 26 ce nur einen einzigen Weiter-
bildungslehrgang besucht. 257 -

(3) In quantitativer Hinsicht entfielen et\\ a zwei Drittel aller Tätigkeiten der 
Streifenbeamten auf den Arbeitsbereich .Terkehr". IO Ce auf die \'er­
brechensbekämpfung und 10 9( auf den Innendienst. Die restlichen acht 
Aufgabenfelder hatten quantitativ nur eine untergeordnete Bedeutung.:~1' 
Demnach scheint der Streifenbeamte immer mehr zu einem Verkehrs­
polizisten zu werden. 

(4) Die Gefahrenabwehr wird \'on den Streifenbeamten als wichtigste Auf­
gabe eingestuft259. selbst wenn diesem Aufgabenfeld diese Bedeutung m 
der Realität nicht zukommt. 

(5) Im Wissensbereich sind folgende Fähigkeiten besonder~ \\ichtig: c6o 

innerhalb der Dienstgruppe im Team zusammenarbeiten zu können: 

mit dem Bürger kommunikativ umgehen zu können: 

sich schriftlich angemessen artikulieren zu können.261 

(6) Die meisten Konflikte entstehen erwartungsgemäß im Arbeitsfeld .. Ver­
kehr". Das hier erforderliche Konfliktmanagement \\ ird im wesentlichen 
in der polizeilichen Praxis vermittelt. Den Aufgaben Konfliktlösung und 
Stressbewältigung messen die befragten Beamten deshalb uberdurch­

schnittliche Bedeutung bei.262 

256 In: Die Pohzel 199-1.. S. J75 

:;57 In Die Pohzel 1994. S 275 

258 In' DIe Pohzel 1 'W-t S '276 

159 In: Die Polizei 1994. S ~75 

260 In: Die Pohzel 1994. S ~76 

261 In Die Pohzel 1994. S 276 

262 In. Die Pohzel 199 .. t S 275. 
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5.3.8 Mitarbeiterbefragung der bayerischen Polizei, 1994 

Im April 1994 hat das Bayerische Staatsministerium des Innern bei 99 reprä­
sentativ ausgewählten Dienststellen beziehungsweise Gruppen der bayerischen 
Polizei263 eine schriftliche Meinungsumfrage zu aktuellen persönlichen und 
generellen Polizeifragen durchgeführt. Bei dieser bisher wohl umfänglichsten 
Mitarbeiterbefragung innerhalb einer Landespolizei der Bundesrepublik 
Deutschland wurden die Meinungen von 2.174 Vollzugsbeamten, Angestellten 
und Arbeitern der bayerischen Polizei von der FOWIG GmbH erfragt. Die 
Rücklaufquote war selbst für eine Polizeibefragung außergewöhnlich hoch; sie 
betrug 99,6 %. Weiter wurden circa 25.000 freie Kommentare der Probanden 
mit Wünschen, Verbesserungsvorschlägen und Anregungen ausgewertet. Das 
wesentliche Ergebnis dieser Befragung besteht nach Auffassung des Baye­
rischen Innenministers darin, dass der Beruf den bayerischen Polizeibeamten 
gut gefalle, die Arbeitszufriedenheit überdurchschnittlich hoch sei und eine eher 
positive Stimmungslage vorherrsche.264 

Ergebnisse: 

(1) Einstellung zur Mitarbeiterbejragung 

66,4 % der Mitarbeiter hielten diese Befragung für gut. Bei der Kriminal­
polizei lag der Wert der Zustimmung höher (71,4 %). 

(2) Arbeitszujriedenheit 

Die Arbeitszufriedenheit wurde von FOWIG in die beiden Haupt­
bereiche, Motivation und Grundgestimmtheit beziehungsweise Ge­
borgenheit aufgegliedert. Die Motivation lag im Durchschnitt bei 67 
von 100 Punkten, die Grundgestimmtheit / Geborgenheit bei 76 von 100 
Punkten. Die Werte der Kriminalpolizei lagen deutlich höher (94 bzw. 
89 Punkte). 

Auf die Frage, "Wie gut gefällt Ihnen der Polizeiberuf?", gab es einen 
positiven Mittelwert von 71 Punkten. Allerdings würden nur 49,9 % 

263 Auftellung der befragten Beamten' SchutzpolizeI mIt 56 Gruppen und 1 123 Befragten, Kmrunalpohzel mH 18 Gruppen und 

417 Befragten, Verkehrspolizei mIt 15 Gruppen und 273 Befragten, Grenzpohzel mit 7 Gruppen und 122 Befragten sowie der 
BereItschaftspolIzei mIt 3 Gruppen und 239 Befragten 

264 Bayensches Staatsmimsterium des Irmern Infonnatlon für die bayensche PolIZei (Sonderdruck Bayern PolIzei) München 1994. 
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einem guten Bekannten. der eine Stellung sucht. den Polizei beruf 
empfehlen. 

72 % der Mitarbeiter meinten. zu der für sie richtigen Tatigkeit ein­
gesetzt zu sein. wobei eine abwechslungsreiche Arbeit einen sehr hohen 
Stellenwert besitze (82 Punkte J. 

Die sogenannte Frustfrage ... Weil ich bei meiner Arbeit daran gehindert 
werde, meine Fähigkeiten \'011 zu entfalten. bin Ich häufig ärgerlich')". 
bejahten immerhin 64 %. wobei die Frustration mit zunehmendem Alter 
offenbar abnimmt. 

Obwohl die Sozialleistungen bei der Polizei für sehr wichtig gehalten 
werden (81,8 von 100 Punkten). wurden diese recht negativ beurteilt 

(38,2 von 100 Punkten). 

(3) Fragen ::'Unl VOIReset::.temerhalten lind ::'lIr Führung 
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Auf die Frage. ob der Polizeibeamte genügend Rückendeckung durch 
seine Vorgesetzten erfahre. gab es schlechte Ergebnisse insbesondere 
bei der Verkehrspolizei und der Kriminalpolizei. Der \1ittelwert lag bei 
32 von 100 Punkten. 

_ Auf die Frage ... Finden Sie. dass Ihr Vorgesetzter Ihre Arbeit so an­
erkennt, wie Sie es erwarten?" gab es im Durchschnitt 5.+ \ on 100 Punk­
ten, wobei von immerhin 77 c(( der Befragten die Anerkennung \'om 

Vorgesetzten für wichtig erachteten. 

Das Verhalten des unmittelbaren Vorgesetzten zu den Kollegen wurde 
fachlich im Durchschnitt mit 64.9. menschlich im Durchschnitt mit 63.8 
Punkten bewertet. Für ihr Verhalten als Führungskräfte erhielten die 

Vorgesetzten 56.8 Punkte. 

Zwar sind 67.7 9C der Befragten der Meinung. dass Kritik vorgebracht 
werden kann. aber nur '+5.9 7[ sind der Auffassung. dass solche Kritik 

auch erwünscht sei. 

Auf die Frage. in welchem Cmfang gemeinsam mit dem Vorgesetzten 
Ziele vereinbart \\erden. gab es einen Mittelwert \'on '+7.7 Punkten. 



- Auf die Frage, "Wie wichtig wäre es für Sie, mit der ganzen Dienst / 
Arbeitsgruppe regelmäßige Aussprachen mit Ihrem Vorgesetzten zu 
haben?", gab es einen sehr hohen Durchschnittswert von 72 Punkten. 
Offenbar ist die Informationsversorgung durch die Vorgesetzten zu 
verbessern. 

Insbesondere die Auswertung der offenen Fragen ergab, dass bei der Aus­
wahl und Beurteilung von Führungskräften deren Befähigung, Führungs­
aufgaben auch wirklich wahrnehmen zu können, offenbar zu wenig 
berücksichtigt worden ist. 

(4) Fragen zur Organisation 

- 46, I (von 100) beurteilten die polizeiliche Organisation und Planung in 
ihrem Tätigkeitsfeld als positiv. Damit hielt die Mehrzahl der Befragten 
die Polizei für einen schwerfälligen, bürokratisch arbeitenden Apparat. 

- Die Informationsversorgung für den konkreten Arbeitsplatz (Informa­
tionen über einzelne Aufgaben, Termine und Veränderungen) erhielt 57 
von 100 Punkten. Offenbar kommen beim Mitarbeiter nicht immer die 
"richtigen" Informationen an. 

- Die Informationspolitik der Polizeiführung den Mitarbeitern gegenüber 
erhielt einen Mittelwert von 35,9 der 100 Punkte. 

- Das Verhältnis zu den Kollegen beurteilten die bayerischen Polizei­
beamten ausgesprochen gut (Mittelwert 77 von 100 Punkten). Offenbar 
ist die "Gefahrengemeinschaft" eine starke Quelle für Arbeitszu­
friedenheit und Geborgenheit im sozialen System. 

- Die Frage, "Meinen Sie, dass Sie durch private Sicherheitsdienste ent­
lastet werden sollten?", wurde deutlich negativ beantwortet (38 von 
100 Punkten). Bei der Auswertung der offenen Fragen ergab sich, dass 
private Sicherheitsdienste auf dem Gebiet der hoheitlichen Tätigkeits­
bereiche abgelehnt werden. Allenfalls im Bereich des Objektschutzes, 
des ruhenden Verkehrs (Parküberwachung) und im Personenschutz sei 
eine Entlastung durch private Sicherheitsunternehmen akzeptiert. 

- Die Prävention durch uniformierte Fuß streifen wurde dagegen positiv 
beurteilt (68 von 100 Punkten). 
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(5) Aujstiegschancen, angemessene Entlohnung 

Der Aussage, "Im Polizeidienst hat man gute Aufstiegschancen" . wurde 
lediglich mit 36 von 100 Punkten zugestimmt. 

Ausgesprochen schlecht wurde die Entlohnung der Leistung gemäß der 
Besoldungs- I Tarifgruppe. in der die Beamten eingruppiert ~ind. 
eingeschätzt. Nur 28 CJc glaubten. richtig eingestuft zu sein: eine 
Einschätzung. die auch bei anderen Mitarbeiterbefragungen der Polizei 
weitgehend geteilt wurde. 

(6) Beurteilung 

Das schlechteste Ergebnis der Mitarbeiterbefragung ergab sich aus der 
Frage, "Sind Sie mit dem derzeitigen Beurteilungssystem zufrieden:" Die~ 
waren nur 26 %. Dieser Wert deckt sich mit anderen. hier angeführten 
Mitarbeiterbefragungen. Die bayerische Polizei hat allerdings ein neues 
Beurteilungsverfahren für den gehobenen Dienst zum 31. 5. 199.+ ein­
geführt. 

(7) Aus- und F ortbildullg 
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Die Frage, ob die Aus- und Fortbildungsmaßnahmen mit den Anforde­
rungen im Polizeidienst Schritt gehalten haben. erzielte einen \linel­
wert von 44 von 100 Punkten. 

Die Frage, ,,Ist die psychologische Aus- und Fortbildung ausreichend. 
um in besonderen Situationen mäßigend auf die Beteiligten einwirken 
zu können?". erzielte ein extrem schlechtes Ergebnis. Der Mineh\ert 
lag bei nur 29 von 100 Punkten. Wenn die eigene soziale Kompetenz so 
schlecht eingestuft wird. dann sind hier offenbar erhebliche Aus- und 
Fortbildungsdefizite vorhanden. Das Bayerische Innenministerium hat 
allerdings für das Jahr 1995 ein polizeiliches Antistress-. KommUnI­
kations- und Einsatzbewältigungstrainmg in Form eines Seminar~ 
(PAKET) organisiert. um diesem offenkundigen Defizit abzuhelfen. 

Auch die Ausbildung an der Waffe. um in sch\\ ierigen Situationen 
schnell und sicher reagieren zu können. \\ urde recht negati\' bewertet 
(Mittelwert 32 von 100 Punkten!. 



(8) Wünsche, Veränderungs- und Verbesserungsvorschläge 

- Die Frage, "Interessieren Sie sich persönlich für das Verbesserungs- und 
Vorschlagswesen?", wurde sehr positiv beantwortet (Mittelwert 65 von 
100 Punkten). Zwei Drittel der befragten Mitarbeiter hatten bereits 
einen Verbesserungsvorschlag unterbreitet. Etwa 30 % dieser Personen 
wussten allerdings nicht, was aus ihrem Vorschlag geworden ist. 

- Bei der Auswertung der offenen Fragen, der Wünsche und Verbes­
serungsvorschläge kristallisierten sich, wie bei allen polizeilichen 
Mitarbeiterbefragungen, die folgenden vier bedeutsamen Felder heraus: 

(1) Führungsproblematik (Anteil 20,9 %); 

(2) Personal/Personalpolitik (Anteil 22,7 %); 

(3) Organisation (Anteil 18,6 %) und 

(4) Ausrüstung (Anteil 37,8 %). 

Im Bereich der Führung standen die Vorgesetzten/unktion und der 
Führungsstil im Zentrum der kritischen Kommentare. Im Bereich 
Personal/Personalpolitik herrschte große Unzufriedenheit insbeson­
dere mit dem gegenwärtig praktizierten Beurteilungssystem. Im Bereich 
der Organisation wurde weniger Bürokratie, Deregulierung und Ent­
lastung von sogenannten polizeiJremden Tätigkeiten gefordert. Im 
Bereich der Ausrüstungsdefizite, die im Gegensatz zu den anderen drei 
Feldern relativ schnell korrigiert werden können, gab es folgende 
Anregungen: bessere Kleidung / Witterungsschutz, leichtere Schutz­
westen, bessere Taschenlampen und ein besseres Handsprechgerät. 

Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass die durchweg positive Einschätzung des 
Bayerischen Innenministers doch etwas relativiert werden sollte. 

5.3.9 Schnell umfrage Hamburg, 1995 

Im Jahre 1995 hat die deutsche Polizeigewerkschaft im Beamtenbund in 
Hamburg eine Schnellumfrage durchgeführt, die in engem zeitlichem Zusam­
menhang mit dem sogenannten Hamburger Polizeiskandal und dem Rücktritt 
des damaligen Innensenators Hackmann erhoben wurde. Dabei wurden 2.500 
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Fragebögen verschickt, die von ca. 1.200 Beamten beantwortet wurden (Rück­
laufquote 48 %).265 

Ergebnisse: 

(1) Weniger als 1 % der Beamten waren mit ihrem Beruf rundum zufrieden. 
Nur 21 % konnten dem Polizeiberuf überhaupt etwas Positi"es abge­
winnen. 

(2) 95 % hatten kein Vertrauen in die Polizei führung. Ihrer Meinung nach 
verwechselten Vorgesetzte Führung mit Autoritätsgehabe und buckelten 
nach oben, anstatt hinter ihrem Team zu stehen. 

(3) Hauptgründe für die Berufsunzufriedenheit waren: 

schlechte Aufstiegsmöglichkeiten (98 c~ l. 

Ungerechtigkeiten bei der Beurteilung (98 S~): 

geringes Ansehen des Berufs (67 t;:~): 

schlechte Bezahlung (63 %) und 

mangelnde Mitbestimmung (56 % ). 

Es gäbe keinen Freiraum für Eigeninitiative. Leistung lohne sich nicht. 

(4) Angesichts dieser katastrophalen Zahlen ist es erstaunlich. dass immerhin 
61 % ihren Beruf Vviederwählen wollten. Daher drängt sich der Eindruck 
auf, dass diese Befragung in einer sehr schwierigen Situation stattfand. in 
der sehr viel Emotion mitgespielt haben dürfte. 

5.3.10 Einstellungen von Polizei beamten zur Asozialität 

Funke266 hat 113 ausschließlich männliche Schutzpolizei beamte einer 
kompletten Dienstschicht in einer Großstadt :\ordrhein-\Vestfalens in Inter­
views zum Thema Aso:ialität befragt. Diese Befragungen waren Teil einer 
Untersuchung zum Thema .. Soziale Kontrolleure". die unter Gefängnisange-

265 Pohzelgewerkschaft Hamburg 1m Deut~hen Beanllenound Ka. .. trc>rh3.1ö Erg-e{-;"'115 F.l5l: 3.1:e P011ZI<.iC'''1 ~mj :!"'~~:::;-e;,; 1-: 

IOla lpol. 1995 
266 Edmund H Funke SOZiale Lettbilder iX'lIzclhchen Hand-eIns fEmpm"Coe P0Ill.e!!0-:,hurg BJ : Holl};[;"cr:tt."'~ \~:- - ~--
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stellten, Jugendamtpersonal, Heimerziehern, Lehrern, Kindergärtnerinnen, 
Pfarrern sowie Schutzpolizeibeamten in den Jahren 1978 bis 1984 durchgeführt 
wurde. Mit Ausnahme der Population der Gefängnisangestellten, des Jugend­
amtpersonals und der Schutzpolizei wurde eine repräsentative Stichprobe 
erhoben. 

Ergebnisse: 

(1) Es ist allgemein anerkannt, dass vier Einflussgrößenfür berufliche Hand­
lungsleitbilder von Polizeibeamten - auch was die Problematik der 
Asozialität angelangt - maßgeblich sind: 

(1) die eigene soziale Situation; 

(2) die dienstlichen Vorgaben für das polizeiliche Handeln; 

(3) die beruflichen Kontakte zur Klientel sowie 

(4) die intellektuellen und psychischen Fähigkeiten zur Verarbeitung der 
sozialen Realität. 

(2) Auch wenn Polizeibeamte fremdbestimmte Handlungsvorgaben erhalten, 
ist ihre Orientierung im konkreten Einzelfall durch persönliche Be­
wertungen regelmäßig "subjektiv gebrochen". Gerade der Zwang zum 
Erfolg und zur schnellen Entscheidung veranlasst den Polizeibeamten 
häufig, nicht aufgrund einer ausführlichen und abgewogenen Analyse, 
sondern auf der Basis vorwissenschaftlicher Orientierungen und be­
stimmter Voreinstellungen zu handeln. So neigen Polizeibeamte aufgrund 
derartiger Vororientierungen dazu, allgemeine Theorien auch mit Vor­
urteilscharakter zu entwickeln. So wird zum Beispiel über das Aussehen 
von Jugendlichen, die zu negativen Gruppenbildungen neigen, ein be­
stimmter Verdacht entwickelt, oder es bestehen spezifische Einschätzun­
gen und Annahmen über die soziale Qualität bestimmter Orte und Plätze, 
es werden Alltagstheorien zum Alkoholkonsum entwickelt, wonach das 
Trinken von Alkohol Schmutz verursache und umgekehrt ungepflegte Orte 
Anziehungskraft auf Personen ausüben, die übermäßig Alkohol trinken 
und so weiter.267 Den Polizeibeamten ist dabei durchaus die Tatsache 
bewusst, dass der Umgang mit schwierigen Personen auch die eigene 
soziale Sichtweise verändert. 

267 Edmund H Funke Soziale Leitbilder polIzeIlichen HandeIns, (Empmsche Pohzelforschung Bd 2) Holzlarehen / Obb 1990, 
S4lf 
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(3) Die befragten Schutzpolizeibeamten hatten zur Asozialitätsproblematik 
keine einheitliche Vorstellung entwickelt. nur 40 Cjc der Varianz ihrer 
Vorstellung konnten .. als gemeinsam" analysiert werden. Dies spricht 
grundSätzlich für einen relativ geringen Professionalisierungsgrad zur 
Frage der Asozialität.~68 Den höchsten Professionalisierungsgrad hatten 
bei den befragten sozialen Kontrolleuren die Bediensteten des Strafyoll­
zugs mit circa 65 lk gemeinsamer Vorstellungsyarianz. 

(4) Gleichwohl konnten fünf Dimensionen einer gemeinsamen polizeilichen 
Sichtweise zum Problemfeld Asozialität herausgearbeitet werden: 

(1) Aktives, bewusstes Schädigen Gefahrden Verletzen anderer (37 Ci: I: 

(2) Entwicklung "asozialen Verhaltens" infolge spezifischer Sozialisa­
tionsbedingungen (zu 20 lk ): 

(3) Soziale Außenseitergruppe, die durch ihre Lebensform zu den so­
genannten Normalen in sozialer Distanz stehen (zu 18 q- ): 

(4) Nichtanpassung an Normen und Ordnungsgesichtspunkte (zu 15 ci:): 

(5) Asozialität als Zuschreibungs- oder Veranlagungskategorie (zu 
10 %).269 

Die Zusammenschau macht deutlich. dass das Asozialitätsbild der befrag­
ten Schutzpolizeibeamten geprägt ist \ on der Vorstellung, dass Asoziale 
gesellschaftliche Parasiten seien, die nicht arbeiten wollen und keiner 
geregelten Arbeit nachgehen, die der Gesellschaft finanziell zur Last fallen 
und die häufig herumvagabundieren.27o Ausgesprochen polizeitypisch ist 
außerdem, dass die Schutzpolizeibeamten der Auffassung sind. dass Aso­
ziale die gesellschaftliche Ordnung stören und die Polizei beschäftigen. 
Gerade unter dem Gesichtspunkt der polizeitypischen Aufgabe der Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung \\ ird Asozialität insbesondere 
den Land- und Stadtstreichern. den Obdachlosen. den Prostituierten. den 
Zigeunern und den Gelegenheitsarbeitern zugeschrieben.2

-
1 

S. 72 und 87 

'69 Ebd. S. 61. 

070 Ebd. S 80. 
2~1 Edmund H Funk~ SOZiale Leitbilder pollullichen Handeln, ,Empmxhe PohUlfew5o(hung Sd :1 HollllKhe-:-" O~·!- '-.N;-

S 84 
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Den Ergebnissen zufolge korrespondieren die Auffassungen der Schutz­
polizeibeamten sehr stark mit entsprechenden Auffassungen der "Normal­
bürger". Die anderen Sozialkontrolleure beurteilten das Asozialitäts­
problem deutlich differenzierter. 272 

5.3.11 Opfer aus der Sicht von Polizei beamtinnen / Polizeibeamten 

Janssen273 hat die Frage untersucht, welche Bedeutung Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamten der Hilfe für Opfer von Straftaten beimessen und was diese 
Beamten unter dem Begriff "Opferhilfe" verstehen. Dazu wurde 1989 in 
Hamburg eine schriftliche Befragung durchgeführt, an der 475 Schutzpolizei­
und 70 Kriminalbeamte teilnahmen. Als Delikte wurden Einbruch, Raub, 
Körperverletzung, Vergewaltigung, versuchte Tötung, Betrug sowie Verkehrs­
unfälle mit verletzten Personen ausgewählt. Forschungsleitende Fragen waren: 

Wahrnehmung von Angstsymptomen durch die Polizeibeamten; 

Motive und Opferinteressen für die Einschaltung der Polizei aus Sicht der 
Beamten; 

Definition der Opferhilfe und Bewertung der bestehenden organisatorischen 
Formen durch die Polizeibeamten; 

- Mitverschulden der Opfer an der Straftat, sogenannte Opferpräzipitation, 
aus Sicht der Polizeibeamten. 

Ergebnisse: 

(1) Wahrnehmung von Angstsymptomen 

Die unterschiedlichsten Opfererfahrungen bis hin zu Traumata lassen sich 
unter dem Begriff "Angstsymptome" zusammenfassen. Derartige Angst­
symptome müssen von den Polizeibeamten zunächst wahrgenommen 
werden, um Viktimisierungen richtig einschätzen zu können. Dabei spielen 
die Erfahrungen des jeweiligen Beamten eine entscheidende Rolle. Er­
staunlicherweise nehmen Polizeibeamte mit Erfahrungen im jeweiligen 

272 Ebd. S. 90 

273 Helmut Janssen. Das Opfer aus der SIcht des polIzeIlIchen Alltags In' Uwe Ewald und Kersten Woweries (Hg). Entwick­

lungsperspekuven von Knmmahtät und Strafrecht. (Schnftenrethe der Knmmologlschen Forschungsstelle Berlm Bd 1) Bonn 
1992, S 267 ff 
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Deliktsfeld in der Mehrzahl der Fälle derartige Angsts) mptome bei den 
genannten Delikten immer / oft zutreffend wahr (Ausnahme: Betrugs­
opfer). Beim Einbruch sind es 67.9 CJc. bei Raub 84 ce. bei Körpef\'~r­
letzungsdelikten 44.8 lJc, bei Vergewaltigung 65.9 0C. beim versuchten 
Totschlag 45 o/c, bei den Straßenverkehrsdelikten mit Verletzten 49.3 ce: 
bei Betrug lediglich 27.5 lJc. 274 Damit wird die Annahme widerlegt. 
Polizeibeamte seien wenig sensitive Agenten sozialer Kontrolle. Die 
Ergebnisse zeigen auch. dass spe:ifisches Wissen :ur Kriseninterrentiol/ 
im Rahmen der Opferhilfe not~ endig ist. Ferner unterstreichen diese 
Ergebnisse erneut die soziale Funktion der Poli:ei als \richtigste staatliche 
Instan:Jür Erste Hilfe. Schließlich wird mit dieser Cntersuchung belegt. 
dass gerade Polizeibeamte im Bereich sensibler Polizeiarbeit einfühlsam 
und durchaus positiv im Sinne der Opferhilfe handeln. 

(2) Motive und Opferinteressen zur Einschaltung der Polizei aus Sicht der 
Polizeibeamten275 

Die Polizeibeamten sind - trotz erheblicher Cnterschiede zwischen den 
Schutz- und Kriminalbeamten - davon überzeugt. dass die Opfer in den 
meisten Fällen nicht wussten. an wen sie sich außer der Polizei hänen 
wenden sollen. Damit wird die Ratlosigkeit der Opfer nach der \"ikti­
misierung unterstrichen. Als weiteres Motiv zur Einschaltung der Polizei 
wird von den Polizeibeamten benannt. dass die Opfer eine amtliche 
Bestätigung über die Viktimisierung erhalten möchten. Es folgt das ~loti\' 
des Schutzes in akuter ~otlage. und erst als letztes ~'10ti\' wird die Ermitt­
lung des Täters gesehen. 

Der Hauptzweck der Erstattung einer Strafanzeige ist stark von der je­
weiligen Straftat abhängig. Nach Einschätzung der Beamten steht der 
Bestrafungswunsch nur bei bestimmten Delikten wie Körpef\'erletzung. 
versuchte Tötung, Vergewaltigung im Vordergrund. In den anderen Fällen. 
insbesondere bei Einbruch. Raub und Straßenverkehrsunfallen. besteht das 
Hauptinteresse einer Strafanzeige darin. Schadensersatz zu erhalten oder. 
insbesondere bei Vergewaltigung. darin. dass Hilfe geleistet wird. Die 
Ergebnisse der Studie zeigen. dass die befragten Polizei beamten im 

2,-4 Helmut Janssen Das Opfer aus der SI;;hl des polizeilichen Allt.lg~ In L1,I,~ E\\.lld und Ker~!en \\0\1C'l"'ö Hg E..~:' ... :-.:i­
lungsperspekuven \ on Knmmahtat und Strafrecht I SchnflenrelOe der Knnu!K'IOf-Is:-hen Fors..:-hung.:-s,!elJe Berhn Sd j s......,.,..:, 

1992. S 267 (276 i 277) 
275 Ebd. S 277 f 
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Gegensatz zu vielen Politikern nicht für härtere Strafen eintreten, sondern 
durchaus in der Lage sind, die Interessen der Opfer differenziert zu er­
kennen. 276 

(3) Definition der Opferhilfe 

Aus der Sicht der Polizeibeamten wird Opferhilfe in erster Linie als 
psychologische und materielle Hilfe verstanden und erst in zweiter Linie 
als Unterstützung in Sachen Rechtsberatung und Wiedergutmachung. 
Dementsprechend wurde auch die Frage beantwortet, was Polizeibeamte 
tun, wenn sie erstmals mit Opfern Kontakt aufnehmen. Die Beamten haben 
sich in folgender Reihenfolge für drei Strategien entschieden: 

Dem Opfer das Gefühl geben, dass es in Sicherheit ist. 

Dem Opfer das Gefühl geben, dass seine Probleme und Ängste ernst 
genommen werden. 

Das Opfer über die weiteren Schritte des Vorgehens informieren. 

Als Gründe für fehlende, über den Erstkontakt hinausgehende Opferhilfe 
wurden seitens der Polizeibeamten benannt: 

dienstliche Überlastung (23,5 %); 

keine polizeiliche Aufgabe (18,5 %); 

fehlende fachliche Kompetenz (13,6 %); 

Hilfe durch andere Stellen angeboten (13,3 %).277 

Die meisten Polizeibeamten befürworteten eine Organisationsform der 
Opferhilfe, die in anderen staatlichen Stellen oder in freier Trägerschaft 
gestaltet ist. 30,2 % waren allerdings der Auffassung, dass Opferhilfs­
programme von der Polizei selbst organisiert und durchgeführt werden 
sollten. 

276 Helmut Janssen: Das Opfer aus der SIcht des polizeilichen Alltags. In. Uwe Ewald und Kersten Wowenes (Hg) EntwIck­

lungsperspektIven von Kruninahtät und Strafrecht. (Schnftenreihe der Knmmologlschen Forschungsstelle Berhn Bd. 1) Bonn 
1992, S280 

277 Helmut Janssen, Das Opfer aus der SIcht des polIzeIlIchen Alltags. In, Uwe Ewald und Kersten Wowenes (Hg) Entwick­

lungsperspektiven von Knnunahtät und Strafrecht. (SchnftenreIhe der Krmullologischen Forschungsstelle Berlm Bd 1) Bonn 
1992, S 282 
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(4) Mitverschulden der Opfer (Opferpräzipitation) 

Die Frage, inwieweit das Opfer selbst zu seiner Viktimisierung beigetragen 
hat, ist umstritten. Nach Einschätzung der befragten Polizeibeamten wird 
ein solcher Tatbeitrag gerade bei den Körperwrletzungsdelikten. bei 
Betrug sowie beim Verkehrsunfall recht hoch (über 50 ci: ) eingeschatzt. 2-~ 
Dies mag die Vorurteile. die der Polizei gegenüber Opfern vorgeworfen 
werden, bestätigen. kann aber auch Ausdruck dessen sein. dass die 
Beamten Zweifel am Konzept des völlig unschuldigen Opfers hegen. 

Zusammenfassend kann gesagt \\ erden. dass Polizeibeamte Opfern von Straf­
taten und den sich daraus ergebenden Problemen durchaus sensibel gegenüber­
treten und sich bemühen. den Opfern erste Hilfestellung im Rahmen einer 
Krisenintervention zu geben.279 

5.3.12 Belastungsanalyse für die Schutzpolizei 
Nordrhein-Westfalen 

Belastungen sind polizeiliche Beanspruchungen. die die physische und insbe­
sondere die psychische Leistungsfähigkeit des einzelnen Beamten strapazieren 
und bei Dauerhaftigkeit ent\\eder negati\'e Emotionen wie Angst. Arger. 
Aggression oder Dys-Stress zur Folge haben oder zu körperlichen Schädigun­
gen beitragen. Da Belastungen höchst subjektiv wirken. sollen hier nur 
polizeitypische Belastungsdimensionen behandelt werden. die einen überin­
dividuellen Aspekt besitzen. Dabei kann zwischen Bela<;tungen. die ihre Cr­
sachen im Bürger-Polizei-Verhältnis haben und solchen Belastungen. die das 
polizeiliche Innenverhältnis betreffen. differenziert werden, Erstmals hat die 
Untemehmensberatungsfirma Kienbaum280 eine Belastungsanalyse für die 
Schutzpolizei in Nordrhein-Westfalen erstellt. 

078 Ebd, S, 28~ 

279 Ebd .. S. 282 

280 Klenbaum (Hg): Funklionsbev.ertung der Schutzpollzl?1 Du .. ~.::ldori 19'<11 5 :: i~ 
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Ergebnisse: 

(1) Bürger-Polizei-Verhältnis 

Polizeibeamte, insbesondere der Schutzpolizei, wenden nicht nur legale 
Gewalt an, sondern sie sind häufig Angriffen von Bürgern ausgesetzt.281 

Schließlich werden sie als Schiedsrichter bei privaten Auseinandersetzun­
gen in Gewaltsituationen (z. B. Familien- und Wirtshaus streitigkeiten) 
verwickelt. Diese drei Fallgruppen von Gewaltsituationen sind regelmäßig 
nicht nur durch starke emotionale Aufladung (Ärger, Angst, Aggression), 
sondern für die Polizeibeamten auch durch eine starke Ambivalenz 
gekennzeichnet. Zum einen beinhaltet das Gewaltmonopol verführerische 
Macht- und Disziplinierungspotentiale, zum anderen sind mit ihm -
besonders durch die öffentliche Diskussion um Gewalt beziehungsweise 
den Einsatz von polizeilicher Gewalt - auch Momente der Ohnmacht, der 
Frustration, der Ineffizienz und der sozialen Isolation verbunden. 

Aus der subsidiären Eilzuständigkeit der Schutzpolizei bei der Gefahren­
abwehr und aus dem Weisungsrecht der Ordnungsbehörden gegenüber der 
Vollzugspolizei als Hilfs- und Vollzugsorgan ergibt sich bei Schutz­
polizeibeamten oft der Eindruck, dass die Polizei "Büttel anderer Be­
hörden" sei.282 Schon diese Auffassung kann demotivierend wirken. Bei 
Amtshandlungen im Rahmen der subsidiären Zuständigkeit der Polizei 
wird den Polizeibeamten zudem abverlangt, alle potentiell relevanten 
Beurteilungs- und Entscheidungsnormen der Ordnungsbehörden zu 
kennen, um eine sach- wie rechtmäßige Eilentscheidung zu treffen. Das 
muss schon wegen der Vielzahl der höchst unterschiedlichen gesetzlichen 
Regelungen die Beamten überfordern, und hieraus ergeben sich weitere 
emotionale Belastungen. 

Schließlich ist der polizeiliche Alltag durch häufig wechselnde und / oder 
verschiedenartige Situationen gekennzeichnet. Dabei werden die Beamten 
mit sehr unterschiedlichen Interaktionspartnern (Sozialstatus, Sozialisa­
tions- und Bildungshintergrund, insbesondere ethnische Minderheiten) 
konfrontiert. Die Erwartungen der Bürger an das polizeiliche Handeln sind 
deshalb höchst unterschiedlich. Bei derart schwierigen Konfliktlagen 
besteht die Gefahr, dass bereits vorhandene Konflikte eskalieren. Pro-

281 JoachlID Jäger SChwerwIegende Angnffe aufPohzeibeamte In· Polizel-Fuhrungsakademie. 1987, 

282 KIenbaum (Hg.) FunktlOnsbewertungderSchutzpolizel Düsseldorf 1991, S 14; vgl. auch Hans-Wilh Savelsberg' s 0 KapItel 
5.36 
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fessionelles Einschreiten in derartigen Situationen setzt bei den Beamten 
eine angemessene Situationeinschätzung. Einfühlungsvermögen. Erfah­
rung und emotionale Stabilität voraus. die oft fehlen. Solche Situationen 
können deshalb den einzelnen Beamten in vielerlei Hinsicht überfordern. 

(2) Innenverhältnis 

Das bei vielen Polizeibehörden praktizierte Kommunikationsverhalten 
entspricht nicht dem kooperativen Führungssystem (KFS). Vielmehr sind 
die Beamten in immer noch zu vielen Bereichen mit einem eher autoritären 
Kommunikationsstil konfrontiert. der sich repressiv. anordnend. appella­
tiv, ruppig und belehrend darstellt. 

Auch die Mitwirkungsdefizite der Polizeibeamten bei Führungsent­
scheidungen sind unübersehbar. Die Beamten fühlen sich über wichtige 
Aspekte der polizeilichen Arbeit (z. B. bevorstehende Einsätze. geplante 
innerorganisatorische Änderungen) häufig nicht rechtzeitig und) oder 
nicht umfassend informiert. Außerdem \\erden die Verfahren zu ~1itwir­
kungsroutinen vielfach ohne ihre Beteiligung von .. oben" festgelegt. Auch 
auf Entscheidungen über Präventionsprogramme und Sondereinsätze 
haben die Beamten oft nur wenig Einfluss. Ihre eigenen Ideen von eftlzi­
enter Polizeiarbeit finden nur selten Resonanz. so dass sie sich in starkem 
Maß, fremdbestimmt fühlen. 283 l\ach allgemeiner Auffassung führen 
derartige Mitwirkungsdefizite regelmäßig zu Demotivation.28

-i 

In vielen polizeilichen Arbeitsbereichen ist festzustellen. dass die Arbeits­
belastung der einzelnen Mitarbeiter nicht auf gleichem :\iwau stattfindet. 
Der entscheidende Grund dafür dürfte darin liegen. dass die Handlungs­
impulse nicht von den Organisationseinheiten selbst bestimmt werden. 
sondern regelmäßig auf Fremdstimuli beruhen (z. B. staatsanwaltschaft­
liehe Anordnung, extrem knappe Terminvorgaben für die Bearbeitung von 
Erlassen, Abklärung einer Gefahrensituation. die \'on anderen Behörden 
festgestellt / initiiert worden ist us\\'.). Da in solchen Fällen das ohnehin 
knappe Personal besonders mobilisiert werden muss. sind die ~'1itarbeiter 
viel zu häufig und bisweilen auch unnütz Stress ausgesetzt. Wegen der 
knappen personellen Ausstattung fallen zudem Cberstunden an. d!~ oft 
schlichtweg verfallen und einen Anhaltspunkt für die bestehende Cber-

~3 Vgl. Ktenbaum (Hg.) Funkuons\)e\l,enung der SChUIZpohu! Dm.-.eid(>rf 1991. 5 1-

28-J Siehe Kapltel3 2. 5.3 3. 5 3 6. 53 - und 5 .3 1':' 

138 



lastung darstellen. Auf die besondere Problematik des Schichtdienstes mit 
seinen Belastungen haben bereits Rutenfranz und Nachreiner aufmerksam 
gemacht. 285 

(3) Rückwirkungen, Konsequenzen 

Belastungen wirken besonders schwer bei jungen Beamten, die in der 
beruflichen Sekundärsozialisation ihre entscheidende Prägung erfahren. 
Da diese Belastungen kaum durch innerorganisatorische Maßnahmen 
(z. B. Supervision, Traumatabehandlung, psychologische Betreuung / Un­
terstützung) konstruktiv aufgearbeitet werden, wirken diese Belastungen 
nicht nur demotivierend und leistungshemmend, sondern es besteht auch 
die Gefahr, dass sich diese (internen) Belastungen auf das Außenverhältnis 
auswirken. So ist der Rückzug auf ein teilweise überkommenes Freund­
Feind-Denken oder eine Kompensation der Frustrationserlebnisse am 
Bürger denkbar. 

5.3.13 Beruflicher Stress beim höheren Dienst der Berliner Polizei 

Santos de Oliveira und Kirkcaldy286 führten 1990 bei Polizeibeamten des 
höheren Dienstes und vergleichbaren Angestellten der Berliner Polizei eine 
Untersuchung über beruflichen Stress mit seinen Auswirkungen auf die 
Arbeitszufriedenheit, die Gesundheit und das Freizeitverhalten durch. Dabei 
wurde weitgehend die deutsche Version des Fragebogens "Occupational Stress 
Indicator" (OSI) verwandt, der von Cooper am Institute of Science and Tech­
nology der Universität Manchester entwickelt wurde. Der OSI-Fragebogen 
geht - wie bei der Stressforschung üblich - von einem Belastungs-Bean­
spruchungs-Modell aus, wonach sich die unterschiedlichen beruflichen Stress­
faktoren auf die individuellen Verhaltensweisen und Einstellungen sowie auf 
Gesundheit und Freizeitverhalten auswirken (Angst, Schlaflosigkeit, Kopf- und 
Rückenschmerzen usw.). Es wurden 300 Fragebögen versandt, die freiwillig be­
antwortet werden sollten. Die Rücklaufquote war im Verhältnis zur Wirtschaft 
erfreulich hoch, nämlich ca. 33 %. Auch bezüglich der Spartenzugehörigkeit 
(Schutzpolizei, Kriminalpolizei und Verwaltung) handelte es sich um eine 
repräsentative Stichprobe. 

285 Rutenfranz und Nachremer, GdP (Hg.): Gutachten zum Wach- und Wechseldienst. 1987 

286 Gesme Santos de Ohverra und Bruce D Krrkcaldy. Ursprung und Auswrrkungen beruflIchen Stresses beIm höheren DIenst der 
Berlmer Pohze! fu. DIe Pohzei. Jg 84, Heft 10, 1993, S 254 ff 
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Ergebnisse: 

(1) Die Führungskräfte der Berliner Polizei sind \"ergleichbaren berutlichen 
Belastungen ausgesetzt wie die Führungskräfte der Wirtschaft. Psycho­
logische Wirkfaktoren für Belastung und Beanspruchung bestehen also 
unabhängig vom Arbeitsgegenstand des jeweiligen Berufs. Im Cnter­
schied zu den Führungskräften der Wirtschaft werden allerdings von den 
Führungskräften der Polizei die sogenannten institutionellen oder organi­
satorischen Wirkkräfte negativer eingeschätzt. Die Führungskräfte der 
Polizei sind offenbar zahlreichen Wirkfaktoren ausgesetzt. die sie nicht 
beeintlussen und die Stress erzeugen können (politische Entscheidungen. 
Gesetze, Unklarheit über Abläufe und Entscheidungsfindung innerhalb der 
Behörde).287 

(2) Die polizeilichen Führungskräfte sind außerdem mit der Anerkennung 
ihrer Leistungen, ihrer Wertschätzung durch Vorgesetzte und ihrer beruf­
lichen Entwicklungsmöglichkeiten \\ eniger zufrieden als vergleichbare 
Führungskräfte der Wirtschaft. Dies hängt nach Auffassung der Verfasser 
damit zusammen, dass bei den Polizeibeamten eine zusätzliche materielle 
Anerkennung ihrer Leistung (Gehaltsaufbesserung ) nicht in Frage kommt. 
sie vielmehr ausschließlich auf eine immaterielle Bestätigung angewiesen 
sind (in erster Linie: Lob oder Beteiligung an wichtigen Entscheidungen l. 
Hinsichtlich dieser immateriellen Leistungsanreize bestehen offensicht­
liche Defizite.288 

(3) Mit steigendem Alter steigt auch der Stress. Dafür sprechen folgende 
Gründe: Die Be:iehllngen :lIm \ orgeset:tell können wegen vermeintlich 
ungerechter Behandlung belastender werden. insbesondere dann. wenn ein 
gleichrangiger Kollege bei einer Beförderung vorgezogen wird. Die 
Beziehungen :1I den Kollegen können stressbeladener als zuvor \\ erden. 
weil die Konkurrenz mit steigendem Alter stärker wird. Die Be:iehullgen 
:1I den Mitarbeitern können sich als belastend erweisen. weil meist jüngere 
Mitarbeiter neue Vorstellungen und Ideen einbringen. die von der eigenen 
Erfahrung zum Teil erheblich abweichen. Dies \\ ird oft nicht als Chance. 
sondern vielmehr als Bedrohung und zusätzliche Belastung empfunden. 

::!8i Gesine Santos de Ohveira und Bruce 0 KlrKcald~ Crsprung und Au~··~ irl.ungen beruill~r-rer Si~i<."<" N:-H11 !:'"'-~!'.t."';l. D:-~..: j::: 

Berhner Polizei In Die PolizeI. Jg 8..! Heft JO. 1993. S :5:-

288 Ebd. S 255. 
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Mit zunehmendem Alter wird auch die Wechselbeziehung zwischen 
Berufs- und Privatleben als negativ beschrieben. Der ältere Mitarbeiter 
kann nicht mehr abschalten, nimmt Arbeit mit nach Hause, wobei sich 
dieses Verhalten gegenüber früher gar nicht geändert haben muss, wohl 
aber die Einstellung dazu. Denn was dereinst aus Gründen der Karriere­
förderung gerne getan wurde, stellt heute eine Belastung dar, weil diese 
Zusatzleistungen z. Z. kaum Anerkennung findet. 

(4) Je höher der Dienstgrad ist, desto eher können sich weitere unerfreuliche 
Stressnebenwirkungen ergeben. Denn Personen in polizeilichen Spitzen­
positionen weisen überproportional ein Stressverhalten nach Typ-A auf, 
das sich durch schnelles, abruptes sowie ungeduldiges Verhalten aus­
zeichnet. Ein Typ-A-Verhalten führt in vielen Fällen - trotz Relativie­
rungen - nicht nur zu einem erhöhten Herzinfarkt-Risiko, sondern beim 
Typ-A ergeben sich häufig höhere Arbeitsunzufriedenheitswerte. Dies 
mag damit zusammenhängen, dass die vermeintlichen Möglichkeiten, 
positiven Einfluss auf berufliche Abläufe nehmen zu können, auch in der 
höheren Position deutlichen Beschränkungen unterliegen. Gleichzeitig ist 
inzwischen die Verantwortung gestiegen, die Beförderungsmöglichkeiten 
dagegen gesunken.289 

(5) Die soziale Unterstützung beim Umgang mit Stress zeigt in der Unter­
suchung ein eher zweideutiges Bild. Gute soziale Beziehungen können 
einerseits mögliche Belastungen abfedern, können andererseits aber selbst 
wieder Stressquellen sein (siehe oben (3)).290 

(6) Beim Freizeitverhalten, das für den Stressabbau von erheblicher Be­
deutung ist, konnte bei den untersuchten Berliner Beamten ein hohes 
sportliches Freizeitinteresse festgestellt werden. Kampfsport oder andere 
aggressive Sportarten waren entgegen landläufigen Vorstellungen kaum 
von Bedeutung.291 

Insgesamt belegt diese empirische Untersuchung, dass die Führungskräfte der 
Berliner Polizei aufgrund der dienstlichen Belastungen erheblichen Stress 
empfinden, der sich insbesondere aus dem Einfluss institutioneller und organi-

289 Gesme Santos de Ohverra und Brnce D KrrkcaldY' Ursprung und Auswirkungen beruflIchen Stresses beIm höheren DIenst der 
Berhner Pohze, In: Die Polizei, Jg. 84, Heft 10, 1993, S 256 

290 Ebd., S 258 

291 Ebd., S 258 
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satorischer Wirkkräfte (siehe oben (I» ergibt. Santos de Oliveira und Kirkcald:-­
schlagen deshalb eine größere Transparenz der Entscheidungen. eine verstärkte 
Informationsvermittlung. ein klares Personalentwicklungskonzept292 sowie 
Maßnahmen für ältere Führungskräfte (geringere Arbeitsbelastung. Vorbe­
reitung auf den Ruhestand) vor. Als weitere Cnterstützungsmaßnahme für die 
Führungskräfte wird die Supervision oder ein entsprechendes coaching emp­
fohlen. 293 

5.3.14 Wertebild von Polizeibeamten 

Weiß294 hat im Jahre 1990 114 Polizeibeamte der niedersachsischen Landes­
polizei und 129 Führungskräfte der damaligen Volkspolizei des Landes 
Sachsen-Anhalt zu deren Lebenszielen befragt. \\'ährend die Stichprobe bei der 
niedersächsischen Landespolizei in etwa der Gesamt\ erteilung in ~iedersach­
sen entsprach, müssen die Ergebnisse der Volkspolizei in Sachsen-.-\nhalt 
deutlich vorsichtiger interpretiert werden. weil die Gruppe des höheren Dienstes 
dort extrem überrepräsentiert war (78.3 c~ der Befragten). Ziel der Cnter­
suchung war es, das Werte bild von Polizeibeamten. ihre Lebenskonzepte und 
langfristigen Wertorientierungen zu erfragen. Hierfür wurde der Fragebogen zu 
Lebenszielen sowie zur Lebenszufriedenheit von Kraak und ~ord-Rüdiger \'er­
wandt, der eine ganzheitliche und gruppenbezogene Interpretation ermöglicht. 
Vorgegeben waren 112 standardisierte Aussagen zu den persönlichen Lebens­
zielen, die sowohl die private. die berufliche und die politisch-gesellschaftliche 
Dimension betrafen (z. 8.: Gesundheit. Sicherheit. Arbeitsbedingungen. 
Freizeit, Beziehungen zu anderen Menschen. soziale Ordnung. Selbstachtung. 
Politik und Wirtschaft usw.). Die Wichtigkeit dieser Aussagen konnte anhand 
einer fünfstufigen Skala quantifiziert werden. Die Bewertung reichte \'on . .in 

sehr hohem Maße wichtig" bis "gar nicht wichtig". 

~92 Die Senatsvcr\'.altung für Inneres Beflin hai J.uf dlC's.e l ntersuchung: dm~i..l mIt dem Erh~.~ ure:- dIe ~u,.·,~ .l..l;j \ 0:"' Se-.l.. ..... :::--:i':J' 

und Beamten für den hoheren POhUl\ollzugsdlensl ~\\Ie iJber d..;b \-erfahren zur '\u,.\I,ar,1 und Ford::,p..lng "lX:! ~i·te:-tC'-;;~ 

des höheren Pohzel\ ollzugsdlemtes. Az III E-D_~ 10 1111 III B3·~05 ~3 \om ~~ (C i9"9.! xhr dClldler" ;"e'J.p"'1 D:::-s-:::- Er­

lass stellt m E einen recht gelungenen Beitrag tUf em Pcr-onalemVolcklung:-konzep; fUr den h ... ~::r:."n Pol;ul\ 011r~fs.;:,~;;: .:i:: 

293 Ebd. S 259 
29.4 HorstnidlgerWelß Das Wertebild \on Polizelix.1mtcn -cme '07!31}..nu.;...:hc L"nit'T~ud1Ur:f Irr D1e P0ill.c, Jf ': H~:- ~ : w~ 
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Ergebnisse: 

Weiß untersuchte fünf Wertorientierungen / Ziele: 

(1) das Ziel, soziale Beziehungen aufzunehmen; 

(2) materialistisch-hedonistische Ziele; 

(3) Ziele alternativer Lebensweisen; 

(4) das Ziel des sozialen Aufstiegs und 

(5) die traditionellen beruflichen Lebensziele wie Pflichtbewusstsein, 
Tradition, Orientierung an moralischen Werten. 

Dabei ist bemerkenswert, dass die Profile der Wertorientierungen / Ziele bei 
beiden Probandengruppen eine erstaunliche Ähnlichkeit aufweisen. Weiterhin 
erscheint bedeutsam, dass das Ziel, soziale Beziehungen aufzunehmen und das 
Ziel des sozialen Aufstiegs deutlich vor einer traditionellen Grundorientierung 
und vor den materialistisch-hedonistischen Lebenszielen rangiert.295 

Ein polizeispezijisches Wertebild kann an folgenden Parametern festgemacht 
werden: Im Mittelpunkt des Lebensinteresses der Polizeibeamten steht nicht 
mehr der Polizeiberuf, sondern die Familie. Der Polizeiberuf hat als Kristalli­
sationspunkt von Lebensinteressen seine klassische, identitätsstiftende und 
sinnvermittelnde Funktion in vielerlei Hinsicht eingebüßt. Die Berufsrolle ist 
also nicht mehr etwas, was für Polizeibeamte ein für allemal vorgegeben ist und 
mit der eine Wertorientierung durch bloße formale Verpflichtung, zum Beispiel. 
auf die freiheitlich demokratische Grundordnung, nicht mehr abgesichert 
werden kann. Die Lebenserfüllung wird nicht im Beruf, sondern in der Gebor­
genheit der Familie gesucht. Mit dem Wunsch nach harmonischen familialen 
Beziehungen dürfte auch ein Sicherheitsdenken in Verbindung stehen, das 
weniger auf den Schutz vor Kriminalität, sondern mehr auf den Schutz vor 
Krieg, Arbeitslosigkeit und sozialem Abstieg ausgerichtet ist. Die materiellen 
Erwartungen der Polizeibeamten sind eher bescheiden und, entgegen der 
Auffassung mancher Berufsverbände, in erster Linie auf die Stabilisierung des 
Status quo ausgerichtet. 296 

295 Horstrüdlger WeIß- Das Wertebild von Polizeibeamten ~eine SOztalkntlsche Untersuchung, In OIe Pohzel, Jg. 83, Heft 2, 1992, 
S 29 (34) 

296 Ebd, S 29 (35) 
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Unterschiede zwischen den Polizeibeamten in Niedersachsen und in Sachsen­
Anhalt bestehen insbesondere bei den berufsbezogenen Wertorientierungen. 
Die Polizeibeamten in Niedersachsen legen bei den sogenannten top five \\'ert 
auf: 

eine sinnvolle Tätigkeit: 

Mitgestaltungsmöglichkeiten im Beruf: 

ein gutes Betriebsklima: 

gute Arbeitsbedingungen und 

eine qualitative Aus- und Fortbildung. 

Die Poli::eibeamten aus Sachsen-Anhalt legen besonderen \Vert auf: 

Pflichtbewusstsein; 

berufliche Weiterbildung: 

Leistungsstreben; 

beruflichen Erfolg und 

berufliche Verantwortung. 

Hier zeigt sich, dass die Beamten aus Sachsen-Anhalt weitgehend dem Primat 
klassischer polizeilicher Arbeitsethik verpflichtet sind. während die Beamten 
aus Niedersachsen deutlich weniger beruflichen Ehrgeiz entwickeln.29

- Dies 
wird auch dadurch bestätigt. dass die sogenannten Pflichtwerte298 im Gegen­
satz zu den sogenannten Selbstentfaltungswerten als emanzipative Werte299 und 
als hedonistische Werte300 für die niedersächsischen Polizeibeamten weniger 
wichtig sind als für die Polizeibeamten aus Sachsen-Anhalt. 

297 Ebd. S 29 (36) 
:!98 Z. BAnerkennung fUf die Arbeit erhalten beruflICh erfolg.p.!lch ;.eIn. angexnen ~m. e:\I.,l., um Let-en lelstf'n. wf.:.:ro~~.tr; .:.;, 

derer ver lichten. PfhchtbewussI.sem haben 
199 Z 8. gleichberechtIgt zusammenleben. Emflus<; dö Burgers auf s.taatlKht EnL"CheHh.mgerr <.rch gegen <.ta..:::!hc!-~.: C~0;~~ 

zur \Vehr setzen. gleIche Chancen IUr ~tanner und Frauen. ~kns.chllchken In der G,:~ll~rufL 
300 Z B .A.:rbett mitgestalten zu konnen. persbnhche \\.:lterent",icklung Im Beruf Se!b-:>.!\er..-d.lJdwnf d.35' u:-".;";; f.''..'''~ e.t:.::.-

sexuelle Befnedlgung 
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Gleichwohl möchten beide Gruppen 

ihre berufliche Arbeit sinnvoll finden; 

ihre Arbeit mitgestalten können; 

in einem guten Betriebsklima arbeiten; 

gute Arbeitsbedingungen vorfinden und 

Umgang mit Menschen haben. 

Damit besitzen gerade die Selbstentfaltungswerte für beide Gruppen eine 
höhere subjektive Bedeutsamkeit als die Pflichtwerte. Diese Tendenz zu den 
Selbstentfaltungswerten darf aber nicht dahingehend missverstanden werden, 
dass die Beamten ihre individualistischen Ansprüche verabsolutierten und nur 
einer egoistischen Bedürfnisbefriedigung nachhingen, sondern diese Selbstent­
faltungswerte sind assoziiert mit Vorstellungen von Humanität, Harmonie und 
sozialer Verantwortung.301 

Jedenfalls lässt sich beim Berufsbild der Polizeibeamten die hartnäckig 
behauptete Büttelmentalität nicht nachweisen, sondern die befragten Beamten 
erwiesen sich als selbständig denkende, selbstbewusste und kritische Per­
sönlichkeiten, die dem Submissionsgeist vergangener Epochen gründlich 
abgeschworen haben. 

Der Polizeiberuf für beide Beamtengruppen ist zwar kein vorrangiges, wohl 
aber ein immer noch wichtiges Handlungsfeld. Weiß sieht diese Position nicht 
gefährdet, wenn es in Zukunft gelingt, die Polizeibeamten verstärkt an Ent­
scheidungsprozessen zu beteiligen und genügend Freiraum für selbstverant­
wortliche Aktivitäten zu schaffen. Aus berufsethischer Sicht ist es seiner Mei­
nung nach unverzichtbar, ideelle Orientierungen zu entwickeln, die eine Iden­
tifikation mit dem Polizeiberuf wieder attraktiv machen.302 

301 Horstrüdlger WeIß' Das Werteblld von Pohzeibeamten - eme sozmlkntIsche Untersuchung In DIe PohzeI, Jg 83, Heft 2, 1992, 
S 29 (38) 

302 Ebd 
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5.3.15 Wertemuster von Polizeibeamten 

Weiß3D3 hat 1991 eine weitere Untersuchung unter Beamten der Schutz- und 
Kriminalpolizei über alle Hierarchien hinweg durchgeführt. In einer re­
präsentativen Erhebung befragte er 61 niedersächsische Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamte, die an einem Stress- und Kontliktbewältigungstraining teilge­
nommen hatten sowie weitere drei Kontrollgruppen aus der niedersilChsischen 
Polizei (insgesamt 114 Beamte) nach der von Rokeach in den 60er Jahren 
entwickelten Rokeach-Value-Survey (RVS-Verfahren). welche Lebensziele'cLl 

(terminale Werte) sie verfolgen. 3D5 

Außerdem hat Weiß nach den jeweiligen polizei- / berufsbezogenen instru­
mentalen Werten, nach den berutlichen Verhaltungs präferenzen der Beamten 
gefragt. Rokeach hat für die Untersuchung der terminalen wie der instrumenta­
len Werte einen Katalog von je\\ eils 18 Werten herausgearbeitet. die \'on den 
Probanden in eine bestimmte Reihenfolge gebracht werden sollen. Die 
Konzentration auf die ranghöchsten fünf und die fünf rangniedrigsten Zielwerte 
erlaubt es, eine ziemlich eindeutige Wertepraferenz anzugeben. 3C16 Ziel der 
Befragung war es, ein bestimmtes berutliches \Vertemuster der Polizei oder 
einen berufsspezifischen Wertekem herauszuarbeiten. Dabei differenzierte 
Weiß nach dem Selbstbild der Polizeibeamten. dem Bild des typischen Polizei­
beamten aus Sicht der Probanden und deren berutlichem Idealbild. 

Ergebnisse: 

(1) Zum Selbstbild 

Terminale Werte 

Als oberstes Lebensziel dominiert die .. echte Freundschaft / Kamerad­
schaft" 1.'01" "Glücklichsein / Zufriedenheit"' mr .. Selbstachtung / eigene 
Wertschätzung" rar . .friedliche Welt / frei von Krieg und Krisen" \"Or 

303 HorstrtidlgerWelß Zurmotl\ atlonal~n SuuJ.llon mder Polizei In P0hlJeI.FuhnmgmWtm,t: h0nfJJi"rf.!!-'f.1-:: n ':·e; F· .. ~_-':·f"'­

kraft. Semmar vom I biS 5 3 1993 und \om - bb JO .\ 19Q:~ 5 9 fL 
}CU Der Bernff Wen" \\Ird nach Rokeach \\le folgt definiert \\en 1:;.1 dl1.~ .m±mem.:k Che!7..:ugung d..l~," !.'"H<e ";O::7.-r,~:-;.:!" L:; 

bens\',e:se oder em spezIfisches Lebenszld iX'f"Sonhch oder :;.07131 em·er ::mJere-n Leber',~·.l..e .... e L,er.:;n5z.d·, 0:-'T~7,es:·~ '.:," -

z.ltIert nach Horstrudlger Weiß a a 0 _ S 1.3 m \\ '\ _ Siehe JU';:P otx>r K.1rnt', : 1 : 
305 Rokeach geht bei semem \ erfahren dJ.\on au, da ...... die G-e"-<lIT1i.lah! J~r lerrmn.1;-cn \\e';;e e,r:"~,,- In.:!l\ ;ju,,-'-" ,:," .!~-; g-::-':- f ..: 

dass alle :\lenschen gleiche tenn male \\ene bt!slLzen die <.ICh !cdlfll.:h in lh:-er AU'Fr.::fLri:g lx:rr: emleine-: s~e-:",h:!':~.:- .:."":,'; 

dass alle menschlIchen \\erte bei jedem Indl\ Iduum m emer nlenn:hl.....:nen Belltt.us:g Z1l'C';r;.1.r,Q,:.--r 'h.'"he-, 

306 HOf'S.trudlger\\eIß Zurmoti\ allonah~n Sltu:ltIOn In derPohuJ In P0hilel-FuhrJnfcl.!-,:kr:-he t.:M!~tiÜihl~l.eli ,)i!':; L ....... _-=_;~" 

kraft Semlflanom I bl:>5 3 1993und\om- bl~ 10 3_1'N.!_S 1.:' 
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"Freiheit / Unabhängigkeit / freie Wahlmöglichkeit" . Überraschend ist die 
gesellschaftliche Anerkennung und die nationale Sicherheit ohne Bedeu­
tung. Ohne Bedeutung sind weiterhin "reife Liebe", "Heil der Seele" und 
eine "Welt voll Schönheit". 

Instrumentale Werte 

Hier dominieren Werte wie "verantwortungsbewusst / zuverlässig" vor 
"ehrlich / aufrichtig" vor "tolerant / aufgeschlossen" vor "hilfsbe-reit / sich 
für andere einsetzen" vor "logisch / konsequent / vernünftig sein". Ohne 
Bedeutung sind Werte wie "ordentlich", "phantasievoll", "fleißig", 
"gehorsam", "pflichtbewusst".307 Nicht zu erwarten war, dass gerade 
Polizeibeamte den Werten "Fleiß", "Gehorsam", "Pflicht-bewusstsein" 
sowie "Ordentlichkeit" als die rangniedrigsten Zielwerte einschätzten. 
Denn dies widerspricht dem üblichen Werteverständnis von Polizeibeam­
ten. Ebenso überraschend ist die Tatsache, dass gerade die vieldiskutierte 
Leistungsfähigkeit oder das Gefühl, etwas geleistet zu haben, lediglich 
einen dürftigen Mittelplatz einnimmt (Rang 10 von 18). 

Weiß weist auf die hohe Stabilität dieser Verhaltensmuster hin, indem er 
eine vergleichbare Untersuchung aus dem Jahre 1981 anführt.308 Diese 
Konstanz der Wertemuster erlaubt sogar, von einem "typischen polizei­
lichen Wertemuster" , von einer Art Tugendkatalog, auszugehen. Dazu 
zählen durchaus positive Werte wie Verantwortungsbewusstsein, Ehrlich­
keit, Toleranz, Hilfsbereitschaft und Vernunft, nicht dagegen Ehrgeiz, 
Fleiß, Gehorsam und Ordentlichkeit. 

(2) Zum Bild des typischen Polizeibeamten 

Wenn Polizeibeamte danach befragt werden, welche Wertvorstellungen sie 
mit dem Bild eines typischen Polizeibeamten verbinden, wird die Distanz 
zu dieser (vermuteten) Kategorie eines typischen Polizeibeamten deutlich. 

Terminale Werte 

Bei den Lebenszielen gelten "Selbstachtung", "Leistungsfähigkeit", "Si-

307 Nur vordergründIg besteht ZWischen dem hohen Wert "verantwortungsbewusst" und dem medrigen Wert "pflichtbewusst" em 

Widerspruch, Denn "Verantwortung" memt Selbstverantwortung Im Sinne von UnabhängigkeIt, "PflIcht" dagegen memt 
Fremdpfhcht 1m Smne von Abhängigkeit 

308 Horstrüdlger Weiß Zur motIvauonalen SItuatIOn In der PolIzeI. In: Pohlzel-Führungsakademle Konfhktfählgkelt der Führungs­
kraftSemmarvoml blS5 3 1993 und vom 7. bIS 10 3. 1994,S 19 
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cherheit der Familie". ein .,gemütliches Leben" und .. Freiheit" als die 
höchsten Werte. 

Instrumentale Werte 

Hier werden am höchsten .. Gehorsam" ... Ehrgeiz" .. .zU\'erlässigkeit". 
"Kompetenz" und .. Mut" eingeschätzt. \\ obei die ersten drei Werte In 

absolutem Gegensatz zum Selbst bild stehen. 

Der heutige Polizei beamte distanziert sich also eindeutig vom Typus des 
(überkommenen) klassischen Polizeibeamten309 mit allen Konsequenzen 
für das vielzitierte Gemeinschaftsgefühl und für zahlreiche Führungs­

fragen. 

(3) Zum Idealbild des Poli:eibeamten 

Schließlich wurde bei der Frage nach dem Idealbild des Polizei beamten 
weitgehend Übereinstimmung mit dem oben dargestellten Selbstbild 
erzielt. 31 0 

(4) GesamMürdigullg 

Die Abkehr von traditionellen polizeilichen Anpassungs- und Leistungs­
normen wirft eine Fülle von Führungs- und Moti\"ationsproblemen auf. 
Die geringe Bedeutung der leistungstragenden \Verte wie .. Ehrlichkeit". 
"Fleiß", "Gehorsam". ..Pflichtbe\\ usstsein" und der höchst geringe 
Stellen'Nert der "Leistungsfähigkeit" muss Irritationen auslösen, Dabei 
sollte freilich nicht übersehen werden. dass der Leistungsbegriff \"on 
Polizeiführern und Politikern gerade in jüngerer Vergangenheit in vieler­
lei Hinsicht überstrapaziert wurde. Die zahlreichen Cberstunden sprechen 
eine deutliche Sprache im Hinblick auf den bestehenden Leistungsdruck 
und Erfolgszwang. Demotivierend wirkt. \\enn trotz härtestem Arbeits­
einsatz die Erfolgsaussicht fehlt (Beispiel: sanktionslose Einstellungen 
durch die Justiz, Drogenproblematikl. Wenn zudem noch die Anerkennung 
durch den Vorgesetzten ausbleibt (Beispiel: Beurteilungen / das uberkom­
mene Beurteilungssystem ). dann hat die Leistung im dienstlichen Bereich 

,09 Ebenso die austrahsche Studie \on G::lIl E Huon und :.mdere PeK:crtl0i1" 01 Eth:..:-;:J DEief'1"'-~'" E~h.~.,. ~ .. .; P"C"·':::'f S:-,': .. 

1995 5 0 Kapitel 5.2 3 2 
., 10 Horstrüdlger \\-eIß. Zur mOI1\ auonah:n SlluJuon m der Pohul In P0hl.l::!l-FuJ·J"...L'1f-cl..::,J.::n.: _l-..,-... :-,f'li,!!~.lh: gJ.::--: J::! F..:.;"'..;~~> 

kraft Sernma[\om 1 bIS5 3 199'?-und\(:"m- ~I'" 10.31"/9.": S:':: 
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ihren handlungsstiftenden Sinn verloren.311 Bemerkenswert ist auch der 
niedrige Wert, den die Polizeibeamten der gesellschaftlichen Anerkennung 
zumessen. Dies hängt nach Weiß312 damit zusammen, dass sich die ge­
sellschaftlichen und politischen Spannungsfelder, in denen sich die Po­
lizeiarbeit vollzieht, bisweilen derart widersprüchlich und konfliktträchtig 
darstellen, dass ein distanziertes, sachlich und innerlich abgeklärtes 
polizeiliches Einschreiten oftmals kaum mehr möglich erscheint. Der 
Polizeibeamte muss dabei den Eindruck gewinnen, dass er es eigentlich 
niemandem wirklich recht machen kann. Auch daraus resultieren seine 
Zweifel an der gesellschaftlichen Anerkennung seines Berufs sowie sein 
besonders stark ausgeprägtes Bedürfnis nach Ausgleich und Harmonie. 
Beides ist nach Weiß direkter Ausdruck einer als ungesichert und beun­
ruhigend empfundenen Berufswirklichkeit. 313 

5.3.16 Exkurs Betriebsklima 

Infas314 hat im Auftrag des Bundesverbandes der Betriebskrankenkassen Ende 
1994 in einer repräsentativen Umfrage 983 Berufstätige in den alten Bundes­
ländern und 1.300 Berufstätige in den neuen Bundesländern zu deren 
Einschätzung des Betriebsklimas315 in den jeweiligen Unternehmen und Be­
hörden befragt. Dabei wurde nach den Branchen (Industrie / Bauwirtschaft; 
Handel/Verkehr; Dienstleistungen; Öffentlicher Dienst), in denen die Be­
schäftigten tätig waren, differenziert. 

Ergebnisse: 

(1) Im Durchschnitt empfinden 76 % aller Beschäftigten das Betriebsklima als 
gut, wobei der öffentliche Dienst das Schlusslicht im Branchenvergleich 
bildet (71 %). Mehr als ein Viertel (27 %) aller Bediensteten des öffent­
lichen Dienstes empfinden das Betriebsklima als schlecht und stehen damit 
im Branchenvergleich an der Spitze (Durchschnitt: 20 %).316 Zum 
Vergleich: Ein gutes Betriebsklima liegt entsprechend allen hier vor-

311 Ebd, S 23 

312 Ebd.,S.23 

313 Horstrüdlger WeIß Zur motIvatlOnalen SItuatIOn 10 der PolIzei In Pohlzel-Fuhrungsakademle KonfliktfähIgkeIt der Führungs-
kraft. Semmar vom 1 bIS 5 3. 1993 und vom 7 bIS 10 3 1994, S 24 

314 InstItut für angewandte SOZialWissenschaften Betnebskhma. Januar 1995 
315 SIehe auch KapItel 3 3 

316 Dies sollte meht übermäßIg beunruhIgen, da GroßorgamsatlOnen aus verschIedenen Grunden em Betnebskbma haben, mit dem 

es mcht Immer zum besten bestellt 1st Vgl. Helmut Hildebrandt ProfessIOnelle PolIzeI. Stuttgart 1990, S 120, Anm. 488 
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gestellten Untersuchungen bei der Polizei deutlich seltener yor als bei der 
Infas-Untersuchung zum öffentlichen Dienst.317 

Ein schlechtes Betriebsklima hat unmittelbare Aus\\ irkungen auf den Ge­
sundheitszustand der Beschäftigten. So fühlen sich bei einem schlechten 
Betriebsklima in allen Branchen durchschnittlich 62 ~( gesundheitlich be­
einträchtigt, wobei die Bediensteten des öffentlichen Dienstes einen Spit­
zenplatz einnehmen (93 9c). Die Bediensteten leiden insbesondere unter 
Stress, Nervosität und Schlaflosigkeit. \\ enn die Arbeitsatmosphäre gestört 
ist. 

(2) Die wichtigsten Faktoren für ein gutes Betriebsklima im öffentlichen 
Dienst sind: Selbständiges Arbeiten. Teamgeist. Kooperation mit Kolle­
gen, Beteiligung an Entscheidungen. Anerkennung durch Mitarbeiter. Die 
häufigsten Ursachen für ein schlechtes Betriebsklima (im öffentlichen 
Dienst) sind die Intrigen. Weitere Klimayergifter sind Auseinandersetzun­
gen mit Kollegen, fehlende Anerkennung der Arbeitsleistung. Karriereneid 
und Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes. 

(3) Zur Bereinigung eines schlechten Betriebsklimas gilt der Grundsatz: 
,,Reden ist Gold, Schweigen ist Silber". Deshalb \\ irken sich regelmäßige 
Treffen, bei denen Arbeitsabläufe und Probleme offen angesprochen wer­
den, positiv auf das Arbeitsklima aus. Nach der Infas-Cntersuchung 
scheint ein direkter Zusammenhang z\\ ischen der internen Kommunikati­
on und dem Betriebsklima zu bestehen.318 

Überträgt man diesen Grundsatz auf die Polizei. scheint es mit der inter­
nen Kommunikation der Polizei nicht immer gut bestellt zu sein. 

Soweit dieser Exkurs, der zur Einschätzung der Betriebsklimata innerhalb der 

Polizei notwendig erscheint. 

317 Vgl z B BKA-Erhebung 1989 z\\is.chen 61 I und 2~ 9 CO{- [fule~ Bemer-"'lhm3' , (> K3t"ie; ~ ~ 2_ 

}18 40 c.c der BerufstarH!en. die an2.eben. em gute~ Bemebslhma zu ruben :-el.un sb:-h rc-geirn.ai>!g: mit ihren !\.0nCp:r l'-~'T;;...-nC'-_ 

um Probleme usv. ;u besprechen Bel el~em ~hlech{en Belne~~hm..l '\-md <..(liehe Trd'fen erlxt-h~h -..eltene1' " n..::::: ~~ 
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5.4 Zwischenbilanz 

5.4.1 Organisationsethische Rahmenbedingungen und Fragen 

Nach den vorliegenden Untersuchungen ist es mit dem Selbstwertgefühl der 
Polizeibeamten nicht immer gut bestellt. Die Arbeitszufriedenheit lässt häufig 
zu wünschen übrig, und die Motivation der Beamten ist insbesondere den 
neueren Untersuchungen zufolge eher besorgniserregend. Das Führungs­
verhalten der Vorgesetzten wird durchgehend heftig kritisiert und soll deshalb 
an dieser Stelle besonders herausgestellt werden.319 Aus der Zusammenschau 
der empirischen Erhebungen lässt sich feststellen, dass das Vorgesetzten-Mit­
arbeiter-Verhältnis im Mittelpunkt der Kritik steht. 

Bisweilen weisen Vorgesetzte Defizite in der zu Recht geforderten Vorbild­
funktion auf.32o Doch oft wird am Führungsverhalten der unmittelbaren Vor­
gesetzten etwas kritisiert, was nicht in ihren direkten Verantwortungsbereich 
fällt. Denn manche Mitarbeiter neigen dazu, ihre Arbeitsunzufriedenheit, die ja 
auch in der eigenen Unzulänglichkeit begründet sein kann, zu personalisieren 
und damit undifferenziert auf den Vorgesetzten zu übertragen. Die Arbeits­
unzufriedenheit resultiert häufig nicht aus Fehlern des Vorgesetzten, sondern aus 
Mängeln in der Organisation und Ausstattung des Arbeitsplatzes. So ist der 
unmittelbare Vorgesetzte nicht für die Übernormierung und das bestehende 
Beurteilungssystem verantwortlich. Er kann wenig für die Kommunika­
tionsdefizite, die regelmäßig durch tief gestaffelte Hierarchien ausgelöst 
werden. Der unmittelbare Vorgesetzte hat kaum die Möglichkeit, die erforder­
liche Ausstattung für die Mitarbeiter zu optimieren oder die Arbeitsbedingungen 
zu verbessern. Er ist allenfalls mittelbar für die Defizite in der Aus- und insbe­
sondere der Weiterbildung verantwortlich. Die Möglichkeiten des Vorgesetzten, 
Freiräume für seine Mitarbeiter zu schaffen, sind regelmäßig eng begrenzt. 
Faktisch bestehende aufbauorganisatorische Fehler sind nicht von ihm zu ver­
antworten. Nach meiner Auffassung sollte mit der gleichen Aufmerksamkeit, 
mit der das Vorgesetztenverhalten kritisch beobachtet wird, auch auf die 
organisatorischen, finanziellen, ausstattungsmäßigen und politischen Rahmen­
bedingungen für erfolgreiche Polizeiarbeit geachtet werden. 

319 S u. KapItel 5.7 

320 Maufred Kanther: Wertewandel und mnere SIcherheit. In Bulletm vorn 24.02 1995. Nr 14. S III (113) 
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Aus ethischer Sicht müssen folgende Fragen gestellt werden: 

Warum existieren kaum behördenspezifische Ethikkodizes, warum kaum 
Beschreibungen des Selbstbilds von spezifischen Organisationseinheiten, 
warum keine Selbstverpflichtungen von Polizeibeamten? 

Warum wird die wichtige berufsethische Aus- und Fortbildung so stief­
mütterlich behandelt und bis heute fast ausschließlich Pfarrern überlassen? 

Warum werden Vorgesetztenbeurteilungen bei der Polizei im Unterschied zu 
anderen Behörden oder zu Privatunternehmen so selten praktiziert? 

Warum werden in der Polizeipraxis so gerne Führungstätigkeiten von 
konkreter (qualifizierter) Sachbearbeitung abgekoppelt? 
Gleichwertigkeit von Fach- und Führungskraft. 

- Wodurch wird der zum Teil bestehende enorme Leistungs- und Erfolgsdruck 
ausgelöst? 

Warum werden Polizeibeamte bei der Aufarbeitung der negativen Alltags­
erfahrungen sowie gravierender Einzelerlebnisse regelmäßig alleine ge­
lassen? 

Warum gibt es in der deutschen Polizei keine Traumata-Einrichtungen und 
kaum Supervisions-, Beratungs- und Unterstützungs einrichtungen? 

Wird das für zukünftige Polizeibeamte so wichtige Sozial- und Kommuni­
kationsverhalten in den entsprechenden Auswahlverfahren hinreichend 
berücksichtigt? 

Warum werden bei der deutschen Polizei so wenig polizeiinterne Erhebun­
gen durchgeführt und deren Ergebnisse bisweilen nicht vollständig offen­
gelegt? 

Die Ergebnisse der empirischen Polizeibefragungen überraschen trotz ihrer 
zum Teil niederschmetternden Aussagen nicht, wenn man sie zu den oben dar­
gestellten ethisch-empirischen Untersuchungen (insbesondere von Waters, 
Lempert und Kaufmann / Kerber / Zulehner) in Beziehung setzt. Danach haben 
gerade organisatorische Rahmenbedingungen entscheidenden Einfluss auf die 
ethische Sensibilität und die allgemeine Befindlichkeit der einzelnen Mitar­
beiter. Zudem tragen die innerbetrieblichen Bedingungen entscheidend zur 
Entwicklung einer ausgereiften, in sich ruhenden Persönlichkeit bei, die die 
Normen, Regeln und innerbetrieblichen Usancen aus eigener Überzeugung mit 
der erforderlichen Distanz anerkennt und praktiziert. 
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5.4.2 Zielkonflikt Prävention - Repression 

Hinter der Klage vieler Polizeibeamter über mangelnde Zielorientierull~ 
verbirgt sich ein altes polizeiliches Dilemma. der Zielkonflikt zwischen Präven­
tion und Repression. Wenn das Motiv zur Wahl des Berufs bei 82.6 ci: der 
Polizeibeamten darin besteht. anderen Menschen zu helfen321 • der polizeiliche 
Alltag jedoch von der bürokratisch-administrativen Arbeit geprägt ist. und der 
Schwerpunkt polizeilicher Aktivitäten von zahlreichen Polizeiführern. ins­
besondere aber von Sicherheitspolitikern nicht auf die Prävention. sondern auf 
die quantitativ messbare aber häufig ergebnislose und damit unbefriedigende 
Kriminalitätsbekämpfung gelegt wird. dann \\ ird das subjektive \10tiv der 
Beamten, zu helfen, enttäuscht. Zusätzlich werden klassische Organisations­
barrieren für ethisches Handeln aufgerichtet.322 

Damit stellt sich die grundSätzliche Frage. ob es nicht angeraten ist. \ on einer 
möglichen Überbewertung und (teilweisen) Fixierung auf die Kriminalitäts­
bekämpfung den erforderlichen Abstand zu nehmen.323 Bei dieser :\eube­
wertung sollte folgendes stärker berücksichtigt werden: Institutionell muss zum 
einen mehr bedacht werden. dass das Strafrecht in modemen. hoch differen­
zierten Gesellschaften als staatliches Steuerungsmittel nur noch bedingt geeig­
net ist und dementsprechend die strafrechtliche Problemlösungskapazität der 
Polizei an ihre Grenzen stößt. 324 Zum anderen ist die Polizei nur eingeschränkt 
und mit aufwendiger Zusatzausbildung in der Lage. gerade in Bereichen. die die 
modeme Kriminalitätsentwicklung kennzeichnen. \\ ie zum Beispiel. Wirt­
schafts-, Steuer-, Umwelt-. Computerkriminalität oder organisierte Krimma­
lität, effektiv zu ermitteln.325 Dabei ist die polizeiliche Eigenaufklärung von 
Straftaten stark deliktsabhängig. Sie wird quantitativ auf maximal 10 Ci: ge-

321 Thomas Fehes EInstellungen \on Pohzelbeamten zu göell<..eha.Ü ... · und ~nmln . .lipohu~hen Pr... ... t>lem.::r. ,1: De .. :;";;-:-.. r:':: I:­

Ench Rebscherund Thomas Fehes Pohzel und Be\olkerung I Empms.che POhUlfor'S.Chunf & ;, HClhllr.:-hen en-,t- :# 
S.198f (205 und 213) 
BereIts Omsttan Helfer und Wigand SIebeL Das Berui~blld de:;. PQhze1\ oi!zupre.J.ffi;,e-p: ! o-~ 5 ,~ l..moen h-: •. ;;:e: S;::r:.:.· 

gung zu dem Ergebms. dass 6~.5 ce der Beamten heber dem Burger emen Dienst ~rv.e,'<:l 3..:~ !h .... n ;:], .\<::0:::;:'!5~~ ;~. 

genuberzustehen 
322 Vgl J A Waters Bamere der unklaren Pnontalen Bamen:- <kr Au~nch!J.mg der ~r~ll !";:':~l ~c.:.,.:h quJ1Jt.l:l't~'"; :-c'c),:):::"'" f"::'::: 

quantttatIven Maßstaben. Siehe Kapue! 3.2 

323 VgL BdK (Hg) Prävention Iß Deutschland rDolumemauQn! j995 

32-t YgL z B Hans Jurgen Kerner (Hg j Knnunologle-Lcl;.ü,on Slr.tlkdurfm:- Hel.:lelbe'1= . ~="~ .' C'ÜIg: neur.t,:ll:-e.:J::e A...::-: 
S 321. Peter RieS' RefleXionen zur Lage der Strafjus.t1Z In ~eue Z.e!l~hnft flli StrdTC'.rhL Jg: l~ Hdl, J~ S !t ..... 

(410 I ~11 L Günther KaIser Belampfung der Knrnmahtat In Knmm;ül"ukT Jg ~S. Hd1 1: l~, S -6: fl 

325 Z B. Alfred Stumper' internatiOnale i\.nmmahtat Im 1mbruch In Die PotUI. Jf S~ Hef~ -. lVO: S J6: :!)~. Rt..:-:..i."": 

Rupprecht Knmmalltatsent\\ lcllung In den na .. -h:-ten 10 Jahren 10 Euror-J_ In n.e neue P01.lel Jf !5. He::" l~: 5 ~,,­

(390) 
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schätzt326 bei ganz erheblichen Dunkelfeldrelationen327. Schließlich gehen die 
Erwartungen und Wünsche der Bürger an die Polizeiarbeit eindeutig in 
Richtung Prävention, wie zum Beispiel. die Regionalanalyse Hamburg-Altona 
ergeben hat. 328 

Im Rahmen der kriminologischen Regionalanalyse Hamburg-Altona wurden 
1990 1.300 Fragebögen an Bürger aus Altona versandt, die danach gefragt 
wurden, welche polizeilichen Aufgaben sie für die wichtigsten hielten. Aus den 
17 Antwortmöglichkeiten ergaben sich folgende Schwerpunkte: 

(1) Menschen vor Gewaltangriffen schützen 46,4 %; 

(2) durch Streifenfahrten und Fußstreifen dem Bürger 
das Gefühl von Sicherheit geben 10,4%; 

(3) Straftaten schon vor der Entstehung verhindern 10,4 %; 

(4) nach Straftätern suchen und diese festnehmen 10,2%; 

(5) Rücksichtslosigkeit im Straßenverkehr bestrafen 8,9 %; 

(6) als "Freund und Helfer" jederzeit bereitstehen 5,2 %; 

(7) verdächtige Personen überprüfen 5,2 %.329 

Im präventiven Bereich arbeitet die Polizei entschieden erfolgreicher als im 
Bereich der Strafverfolgung. Sie ist die einzige unspezifische Hilfsorganisation, 
die rund um die Uhr in allen Problemlagen erreichbar ist und zumindest regel­
mäßig auch angemessene Hilfe bietet beziehungsweise vermittelt. Dies sind 
qualitative Leistungen, die der Bürger sehr wohl schätzt, ohne dass dieser 
Aspekt der Polizeiarbeit im Mittelpunkt der veröffentlichten Meinung über die 
Polizei steht. 

Der vorgeschlagenen Schwerpunktverlagerung hin zur Prävention würde auch 
nicht das bekannte Verhältnis zur Staatsanwaltschaft entgegenstehen. Zwar hat 
nach der Gesetzeslage gemäß §§ 161, 163 StPO die Staatsanwaltschaft die 
Befugnis, Schwerpunkte im Bereich der Strafverfolgung zu setzen. Sie hat 

326 Thomas FeItes' Knmmahtät. In Die Pohzel, Jg 85, Heft 6,1994, S 167 

327 Bel der Bekampfung der Rauschgtftknmmahtät knapp 1 %, vgl. Arthur Kreuzer, Ruth Römer-Klees und Hans SchneIder: Be­

schaffungsknmmahtat Drogenabhängiger (BKA - Forschungsrethe Bd. 24) Wiesbaden 1991, S. 405 

328 Ingeborg Legge und andere Knmmologlsche RegIOnalanalyse Hamburg-Altona 1994, S 66 f (71) 

329 Ingeborg Legge und andere: Knmmologlsche ReglOnalanalyse Hamburg-Altona, Anhang 4, Frage 23 1994 
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jedoch diese Befugnis seit langem der Polizei überlassen33o. Die Verstärkung 
protektiver und präventiver polizeilicher Aufgaben ist im übrigen auch im 
Programm Innere Sicherheit (Fortschreibung 1994) besonders hef\'orgehoben 
worden33!, weil von ihr mittelbare Auswirkungen auf die Strafve;folgung 
ausgehen. 

Am Beispiel des kriminal präventiven Rates der Hansestadt Lübeck lässt :.ich 
sehr deutlich zeigen, wie erfolgreich Präventionsarbeit wirken kann. Bekannt­
lich nahm Lübeck über Jahre hinweg im bundesweiten Vergleich der Großstadte 
einen unrühmlichen Spitzenplatz bei der Kriminalitätsbelastung ein. So halte 
die Hansestadt Lübeck 1991 nach Frankfurt und Bremen die dritthöchste 
Belastungsziffer mit 16.896 Straftaten pro 100.000 Einwohnern. ~ach 

Aufnahme der Arbeit des kriminalpr,h entiven Rates lag Lübeck im Jahre 1992 
auf Platz 8 und im Jahre 1993 auf Platz 13. Bemerkenswert ist der Rtickgang 
polizeilich registrierter Kriminalität in einzelnen Deliktsbereichen. So nahm 
zum Beispiel. der Diebstahl von Kraftfahrzeugen um 22 ce. der Diebstahl aus 
Wohnungen um 25 9c und die Gewaltkriminalität um 9 Ce ab. 

Wichtige Planungshilfsmittel bei den von den Arbeitsgruppen des kriminal­
präventiven Rates vorgenommenen Präventionsmaßnahmen waren zum einen 
eine kriminologische Regionalanalyse aus dem Jahre 1989·~32 und zum anderen 
eine repräsentative Bevölkerungsumfrage zum Anzeigeverhalten der Be\ ölke­
rung, zur Kriminalitätseinschätzung. zum Sicherheitsgefühl. zur Opfef\\ erdung 
und zur Polizeieinschätzung. 333 

Berufsspezifisch hat zwar Savelsberg herausgearbeitet. dass bei den Beamten 
des Wechsel- / Schichtdienstes die Verbrechensbekampfung am beliebtesten ist. 
weil diese Tätigkeit den Beamten im besonderen \1aß FreIräume zur Entfaltung 
eigener Kreativität bietet. Gleichwohl wirkt die repressive Tätigkeit bei vielen 
Polizeibeamten auf Dauer eher ernüchternd und nicht immer motivierend. \\ enn 
Erfolg an der Anzahl strafrechtlicher Verurteilung gemessen wird. ,'3.\ Denn im 
Durchschnitt werden 50 bis 70 9c aller von der Polizei bearbeiteten Straf­
verfahren, in denen Strafverdächtige festgestellt wurden. von der Staatsan­
waltschaft eingestellt, und nicht einmal drei von zehn polizeilich ermittelten 

,30 Hans Chnstoph Schaefer: Anspruch und Wirlllchl.l.'ll- eine .. IJ.Jt...an\\J.Jt....:hJltl!.:-!;.e Rer1::\'fl-:' 1-1 "\e:...t' h:;. ... ·l'"')C' \l.0.:i-:~-

zeuschnft. Jg .t7 Heft.t4 1994. S 28-S. 

331 Programm Innere Sicherheit. Fort!tChrelbung Im. Ztff 11 
3-2 Vgl Karl-Fnednch Koch {Hg ). Knmlnalll.aEslat:ebllder ISr'nderNnJ der BK.-\. - For~h~nf~rc2h;? I \\u· .. ~d;:;'j :v.;: 
:n3 M~chaelSömsen DerKnmin~lpr.i\entl\eRJ.[de;Han;;e:"13dILubo..'('"k In P0hle,'refe1 F.l>c!"nell Jg :.(1 Hef11fl :w<':; '::'-:-

3:--1 S 0 5.3 I 
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Tatverdächtigen müssen mit einer förmlichen Aburteilung durch ein Straf­
gericht rechnen.335 Mit diesem rechtsstaatlich durchaus sinnvollen und auch 
gewollten Ergebnis muss sich der ermittelnde Polizeibeamte abfinden. Er hat 
allerdings aus seiner Sicht in der überwiegenden Zahl der Ermittlungsfälle 
unnütze Arbeit geleistet. Mit diesem Fakt wird er besser umgehen können, wenn 
er seine Tätigkeit nicht ausschließlich strafrechtlich-repressiv, sondern zugleich 
auch präventiv in dem Sinne versteht, die jeweiligen Hintergründe im konkre­
ten Ermittlungsverfahren genauer zu erkennen und diese Erkenntnisse bei den 
präventiven Aktivitäten der Polizei entsprechend einzusetzen. Vieles deutet 
daraufhin, dass mit einer solchen Schwerpunktverlagerung (zu protektiven und 
präventiven Aufgaben) der bei Polizeibeamten erschreckend hohe berufliche 
Angstpegel (zwischen 21,4 und 17,3 % - Normalbevölkerung zwischen 4 und 
8 %) abgebaut werden kann.336 

Um nicht missverstanden zu werden, diese Ausführungen bedeuten keine Emp­
fehlung zu einer radikalen Kehrtwende337, sondern sollen lediglich dazu bei­
tragen, der präventiven Aufgabe der Polizei auch in der Praxis einen erhöhten 
Stellenwert beizumessen.338 

5.4.3 Qualität der Polizeiarbeit 

Bei dieser Zwischenbilanz fällt auf, dass die Frage der Qualität der Polizeiarbeit 
bisher kaum diskutiert wurde339, ganz zu schweigen von Versuchen, kontinu­
ierliche, polizeiliche Qualitätsmessungen durchzuführen. Dabei ist die Qualität 
der Polizeiarbeit durchaus ein berufsethischer Wert, nämlich eine "Vorstellung 
des Wünschbaren". 

335 Thomas Feltes Knmmahtät. In Die Polizei, Jg 85, Heft 6,1994, S 168 m w N 

336 Thomas Feltes. Emstellungen von Pohzelbeamten zu gesellschafts- und knmmalpohtlschen Problemen m Deutschland, In' 

Ench Rebscher und Thomas FeItes' Pohzer und Bevo1kerung. (Empmsehe PohzeJforschung Bd. 1) Ho1z1mchen / übb. 1990. 
S.208 

337 Erne solche Kehrtwende strebt offenbar ausgerechnet der BdK an V gl BdK (Hg ). PräventlOn m Deutschland. (Dokumenta­
tron) 1995. S 11 

338 In der Bundesrepubhk Deutschland werden für polizeilIche PraventlOllsmaßnalunen Im Rahmen des KPVP Jahrhch etwa 3 MlO 

DM ausgegeben DIe Lander geben für dIesen Zweck noch emmal ca 4 Mio DM aus, insgesamt stehen also 7 Mio. DM zur 

Vertilgung In Großbntanmen geben das Innen- und das Justlzministenum für PraventIOnsmaßnahmen etwa 42 MIO Pfund (ca. 

63 MIO DM) aus In den NIederlanden sind 1994 375 Mio. Gulden für Zwecke der KnmmalpräventlOn veranschlagt worden 

Allem diese Zahlen belegen, welchen Stellenwert dIe PräventIOn m den dreI Ländern emmmmt 

339 Ausnahme z. B Edwm Kube:Knmma1istik auf dem Sprung m das Jahr 2000 In Krimmalrstik, Jg 49, Heft 1, 1995, S 13 

(18/19); msbesondere Manfred Murck. Pohzer und Srcherhert rn Europa - Dre Srcht der Bürger In' Knmmahstik, J g 48, Heft 7, 

1994, S. 386 (391), der VÖllIg zutreffend daraufhmgewIesen hat, dass mcht nur die Bedurfmsse und Erwartungen der Bürger, 

sondern auch Ihre Quahtätsbeurtellungen systematIsch in dIe polIzeIlIche Entscheidungsfindung und ErfolgsbIlanz emzube­
ZIehen smd. 
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Im Unterschied zur bundesrepublikanischen Situation \\ ird die Qualität der 
Polizeiarbeit international schon seit Jahren eingehend erörtert. So hatte bereits 
1991 der vorn englischen Innenminister Kenneth Baker eingerichtete Cnter­
suchungsausschuss, der sogenannte Morgan-Ausschuss. seinen viel beachteten 
"Morgan-Bericht" vorgelegt. Dieser Bericht sprach nicht nur Empfehlungen 
aus, wie sich Partnerschaften zwischen der Polizei und verschiedenen anderen 
Organisationen entwickeln könnten. Gedanke der sogenannten !v1AP (multi 
agency partnership), sondern legte auch eine ganze Reihe von Qualitätsdefiziten 
bei der Polizei beziehungsweise Polizeiführung offen . .'.J{I Als Beispiel führt er 
an: 

unklare und veränderliche Zielsetzungen: 

Probleme beim Austausch von Informationen zwischen der Polizei und 
anderen Behörden: 

Unfähigkeit, Dinge aus der anderen Perspektive zu sehen: 

ungenügendes Management der Polizeibehörde: 

Defizite in der polizeilichen Organisationsstruktur für Zusammenarbeit­
sprojekte mit anderen Institutionen: 

persönliche Defizite bei den Projektleitern der Polizei: 

Mangel an Unterstützung und Verbindlichkeit für derartige Zusammen­
arbeitsprogramme durch die polizeiliche Führungsspitze und 

Mangel an effektiven Prüf- und Bewertungsverfahren.3.H 

In Irland sind von Raine und Wilson Modelle mit dem Ziel entwickelt worden. 
die "Qualität des Polizeiservices" zu verbessern.3-l2 

Die niederländische Polizei veranstaltet bereits seit zwei Jahren sogenannte 
Qualitätskonferenzen für Polizeiarbeit. bei denen im Interesse einer \ erbesser­
ten Polizeiarbeit einzelne Polizeiprojekte in Workshops diskutiert werden. \Ian 
steht offenbar kurz davor. die Qualität der Polizeiarbeit in den \1ittelpunkt des 
niederländischen Polizeimanagements zu stellen. :,\ .. 3 

3-W Geoff Berry' Zu~ammenarbell z\l.I::;.ch~n \er-;.chle-denen OrgJ.fll5-J.u(>nen (\--.!! Jer \{'ft:.-~':-"oen~\e-:rr-l.lH.nf h E"'~'("r;:.~"',:-""·:;" 

Pohzelforschungssymposmm \om.4 - - 91995. Templemore.lrlmd. 5 ~. 

}41 Ebd. S. 2 
3-J::! E\'e!yn Blennerhassett Die Quallta! dö Kundendlcn<;.!e~ r.c! der PohZ::l In E ... ror~l....:h::.,. PC'lile.f0rx!1Jnf~~·\rr;o.> -;;.:-: ",,::-':'"'" 

4 - 7 9 1995 Templemore Irland S 3 
343 Vgl die Andeutung von Cas Schreuder Cas \\elpren, Die Kontrolle der Let<"11.Inf J..:r P0 lU, m di..-n ',C'.de:il~'.;e-.:- I:,. E_ 

ropäIsches Pohzelforschungss!TIlp0SlUOl 'om -i - - 9 19Q:, Temrk-m0re IrLl'-id. S ::.-
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Auch die belgisehe Gendarmerie arbeitet seit zwei Jahren sehr erfolgreich an 
einem "Konzept zur Veränderung der Organisationskultur und der Qualitäts­
verbesserung durch Projektmanagement" . 344 

Es erstaunt deshalb, dass in den Polizeien der Bundesrepublik Deutschland die 
Qualität der Polizeiarbeit - vorsichtig formuliert - offenbar kein Thema ist. 345 

Dabei ist die Polizei, wie rechtsverbindliche Normvorgaben eindeutig belegen, 
in vielfältiger Weise qualitätsorientiert. Aus dem Polizeirecht werden nur bei­
spielhaft folgende Qualitätsbegriffe benannt: Abwägung, Begründungspflicht, 
fehlerfreies Ermessen, Geltung der Grundrechte, allgemeiner Gesetzesvorbe­
halt, Pflicht zum polizeilichen Einschreiten, Rechtsbehelfsbelehrung, Schutz 
privater Rechte, Verantwortlichkeit, Verhältnismäßigkeit, Vertrauensschutz und 
gleichsam als Krönung all dieser Qualitätsbegriffe die vielzitierte "Bürger­
nähe" , die zwar kein gesetzestechnischer, wohl aber ein zentraler, qualitativer 
Prinzipienbegriff ist. Aus dem Strafverfahrensrecht lassen sich folgende 
Qualitätsstandards ableiten: Aufklärungspflicht, Begründung (der Ent­
scheidung), Belehrung, Benachrichtigung, Beweiswürdigung, Glaubwürdig­
keit, Haftgründe, hinreichender, dringender und einfacher Tatverdacht, in dubeo 
pro reo, Legalitätsprinzip, öffentliches Interesse, rechtliches Gehör, Verhältnis­
mäßigkeit und so weiter. 

Zwar wird bei der Suche nach verbindlichen Leitbildern für die Polizei eine 
qualitätsvolle Polizeiarbeit angemahnt. 346 So wird zum Beispiel. unter dem 
Schlagwort: "Wir sind kompetent" die Forderung erhoben, "alle (!) polizeili­
chen Aufgaben professionell und fachlich kompetent zu bewältigen" und darauf 
abgestellt, dass "wir bei allen (!) Aufgabenbewältigungen einen hohen 
Qualitätsanspruch erheben". Darüber hinaus wird gefordert: "Wir erheben den 
Anspruch, Spezialisten für Gefahrenabwehr, Kriminalitätsbekämpfung und 
Konfliktlösung zu sein; an diesem Anspruch lassen wir uns messen".347 Die 
zwischenzeitlich von der Polizei Baden-Württembergs erarbeiteten, endgülti-

344 Rüger van de Sompel: Gememde-PolIzeldienst In der beigtsehen Gendarmene In EuropäIsches Pohzelforschungssymposmffi 
vom 4 - 791995, Templemore, Irland 

345 In der deutschen offentlichen Verwaltung ist der Wert der QualItät schon seIt Jahren erkannt, emgehend dIskutiert und teIlweI­

se bereIts erprobt worden, vgl. Hermann Hill und Helmut Klages (Hg,) Qualltäts- und erfolgsonentIertes Verwaltungsmana­

gement. (,Schnftemelhe der Hochschule Speyer Bd 112) Speyer 1993 

346 Entwurf für dIe BaSlsdlskusSlOll, Baden-Wlirttemberg, Stand 28 11 1994, vgl dIe LeItbIlder fur dIe PolIzeI Baden-Württem­
berg, 1995 

347 LeitbIlder für dIe PolIzeI In Baden-WiIrttemberg, EntwurffiIr dIe BasIsdIskussion, Entwurf-Stand. 28 11. 1994, vgl auch die 

entsprechenden Ausführungen In der Präambel, wo von emem "hohen Quahtätsanspruch" ausgegangen WIrd, den "WIr an un­

sere LeIstungen stellen" Zum endgultIgen "LeitbIld PolIzeI Baden-Württemberg" s.u Kapltel55 1. 
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gen Leitbilder, die voll zu überzeugen vermögen und ausdrücklich begrüßt 
werden, rücken deutlich von diesen hohen Qualitätsforderungen aus der Zeit des 
Diskussions- und Meinungsbildungsprozesses ab. Dort wird unter dem Ober­
begriff "Die Zukunft mitgestalten - lJnser Weg" die Qualität der Polizeiarbeit 
lediglich in der Passage .. Berufszufriedenheit. Wirtschaftlichkeit und Qualität 
sichern wir durch qualifizierte Aus- und Fortbildung. lebenslanges Lernen. be­
rufliche Perspektiven und zeitgemäße Arbeitsbedingungen" angeführt. 

Die Umsetzung dieser Postulate in die Realität. die konkrete Festlegung yon 
Qualitätsstandards und -kriterien für bestimmte polizeiliche Arbeitsweisen 
sowie deren kontinuierliche und systematische ~1essung (Festlegung \'on 'iog. 
Benchmarks), die Bewertung und Kontrolle ist bisher - soweit ersichtlich -
nicht durchgeführt worden und wohl auch nicht geplant. 

Nur vereinzelt hat es konkrete Quahtätsüberprüfungen der Polizeiarbeit ge­
geben. So wurde zum Beispiel. überprüft. ob die sogenannte :\egatiyprognose 
bei Mehrfachtätern gem. § 38 PolGBW richtig erstellt worden ist. Hierzu 
wurden 161 fur Prognosezwecke geeignete Polizeiakten ausgewertet.-'.l" Dabei 
kam das Landeskriminalamt (LKA) Baden-Württemberg zu dem Ergebms. 
dass wir "in annähernd jedem zweiten Fall mit unserer Be\\ ertung gründlich 
danebenlagen" (41 9C Falschprognosen ).3 .. 9 Es ist bekannt. dass derartige 
Prognoseentscheidungen durchaus schwierig sind. so dass dieses Ergebnis nicht 
überrascht. Dieser Fall belegt auch sehr schön den hier entscheidenden 
Qualitätsfokus: Was ist konkret geschehen. um die hohe Rate von Fehl­
prognosen zu korrigieren und in Zukunft zu wrmeiden? Dabei 1st meines 
Erachtens zum einen entscheidend auf die Bedürfnisse der jeweiligen Polizei-

:48 Landesknmmalamt Baden-Wiirttembe-rg Empm....:he Studie zur fu'g.~~~rr~+t;:ldL1r:f J,."h .. l:h; h""-:1 Kn"TI-',ll,li.'t:: ;:_' B.!0:.>­

Württemberg 1993 § 38 PoIGB\\ bemhJ.lIet die "rcllfi~he Regdung lurdlC' SiX'"Khe"Un::, \e,r,def'J!'lg un": '~,Z.'L":f .{'e D..: 

ten durch den Pollzen ollzugsdleost Sie bildei damit die C"lfe-ntb.:he Rl"".:-ht"f-TUndl.1f-;:- iL: dH' Fuhru!"if \ 0!"i ?~'':'; t,:." ;"2' .. .7.:: 

ehen) Krimmalakten Danach t-.ann der PolizeI' ollzug...dJ~mi IX'hz~lbezogene DJ!;:n dIe :hm rn R .. :.,'l!l'C-;'J. .. 0-f' E.~ !:.'--·f' ,~+ 

fahren bekanntge\\orden smd. speIChern. \er.indem und nutzen ~\I,el! un-J 5-01.:mgt' Clöl Jr -\b,1, enr eme!" Ge''!'''"''; 0dt,. r:.: ... -". 

beugenden Bekampfung \on Straftalen erforderlICh I~I Die Spel.:herung zur .. C'rh::ugen-J::fi B::i.':""'!lrfJ..,.r'~ \0.-. S!;·':':~..!':r -': ~.:.: 

zuiassig. \\enn die betroffene Person .. erdJchllg H, eille StrafUI Cef,lngen zu ~J.~n unJ '.lh": .. r:.li.:-he -\nr . .l11"f'L:-J".'" ~: -= " ,'C 

~:;:;~::;,:~e~U~::::Tu:;:::::,,~;::~n;~r,~a~':: :;~I~:~'~~~d::'::;::~';:~~~;:~;:~~=:c,;~ "~:~,~":;;,~ 
dIe Voraussetzungen emer \"egatl\ progno...e ,der B~tH'ffene \\ ird zukur-!llf (;,!!k" Str.1j~3i xfel:.::-n n: .. r-1 "0,.. dl.:-:l~~ . ..!.e D.!'t~:-: 

mehl mehr gespeichert \\ erden 
Die 10 § 38 Abs I Salz ~ PoIGB\\ g.eforderten !.lb.a.:hhchen .wh.lIL~punile" nc-!J-e:1 ..!JKI" je.;, S'1!V,1.:l'1 ,j,,~ \C, .. ::.l:..::g' 

\orsehnft zum Pol!zelgesetz (Stand 25 I 9~llonlrcll"lert. D;;ma.:-h l'-l die ProfT'0"'-l? .i.l.~~ -.i-~t B~!'i..lfkne ro.ilLlmf::f en:: -;-.:.:. .. .:.. 

begehen \\erde. aufgrund tatsachhcher AnhJ.lhpunkle die unter Embenehunf p)j.l.e"'~-~;; E:-i:Jlr"ng ... ·,l,;,....e .. <. :-:-'- !'o:: ..... (':"~:: 

smd. zu treffen Tatsächliche Anhall'runkte "onnen :-lCh iOsr.;:.--ondere- J;U~ Jer ~ der \u",~;;;' ... nmf t.nd s.~!-"" ~~:: .)e~ T.:.' ::: 

geben. Der Ent\\ urf der \cr.\alrungs\or:-chnft \crJanf:t \om P01IlelN'':lHHe'l r.el xmer Pr0'f~~~n!.:1Iunf: ':'t E:: .... ~;:-_:::- -·-·f 

der Persönlichkeit de ... BetrotTenen und de,,->.e." bl~hen~e pohzeil!che -\uf'f.iH1f1.Clt 1m R.1.. ... .;r;:;r; e.;;-t= cr,:~""t·,l, ,n::;z f 

~9 Ebd,S 95 
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beamten einzugehen, die diese sicher nicht leichte Prognose zu § 38 PolGBW 
treffen müssen. Zum anderen setzt eine umfassende Qualitätsorientierung 
voraus, dass die Problematik der Prognoseentscheidung als integrierte Einheit 
von sogenannten Prozess- und Produktqualität begriffen und wahrgenommen 
wird. Es müssten also entsprechende ablauforganisatorische polizeiinterne 
Maßnahmen und Kontrollen eingerichtet werden, um den notleidenden 
Qualitätsstandard entsprechend zu erhöhen.35o 

Qualität ist sicher schwer messbar, weshalb sie leicht gegenüber der messbaren 
Quantität vernachlässigt wird. Quantitativ listet die Polizei seit jeher Einsätze, 
Fälle, Tatverdächtige, Berichte an vorgesetzte Stellen, Lagebilder und so weiter 
auf und führt darüber zum Teil umfangreiche Statistiken (z. B. PKS). Eine 
qualitative Bewertung dieser Einsätze, Fälle, Berichte und so weiter findet -
soweit ersichtlich - selten statt351 und wird regelmäßig nur im konkreten Ein­
zelfalle, jedoch nicht kontinuierlich durchgeführt. 

Die oft angeführte Erwiderung, polizeiliche Tätigkeiten seien so zahlreich und 
komplex, dass sie einer seriösen Qualitätsmessung nicht zugänglich seien, ver­
mag nicht zu überzeugen. Denn es gibt durchaus polizeiliche Tätigkeits­
bereiche, in denen zum Beispiel. durchschnittliche Bearbeitungszeiten oder 
sonstige Durchschnitts- beziehungsweise Standardwerte für bestimmte polizei­
liche Leistungen angegeben werden können (durchschnittliche Dauer der 
Aufnahme eines Verkehrsunfalls, durchschnittliche Bearbeitungszeit bei der 
Erfassung erkennungsdienstlicher Unterlagen in AFIS, durchschnittliche Be­
arbeitungsdauer von Erlassbeantwortungen, Wartezeiten von Bürgern, die 
Anzeige erstatten wollen usw.). Für solche Fälle ließe sich leicht nach einer 
gewissen Dauer ein bestimmtes Leistungs- und / oder Qualitätsniveau feststel­
len, aus dem Qualitätsstandards abzuleiten sind, die auch einer entsprechenden 
Mess- und Erfolgskontrollstrategie zugänglich wären. 

Darüber hinaus wird nur beispielhaft auf folgende qualitative Verfahren hinge­
wiesen. 

(1) Es wird angeregt, auch in der Polizei sogenannte Wertanalysen erstellen 
zu lassen, die in der Landes- und Kommunalverwaltung bereits sehr 

350 V gl z B Helke Bruch und BIrgtt Kuhnert. Total Quallty Management als Kernelement von LeanAdmmlstratlOo In' ZeItschnft 
Forschung und OrganisatIon, Heft 2, 1994, S 99 (100) 

351 Vgl Z, B Thomas Gundlach und Thomas Menzel' Fehlerquellen der PolIzeilIchen Knmmalstatlstlk und Ihre Auswrrkungen 
am Beispiel Hamburgs Münster - Hlltrup 1991. 
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erfolgreich praktiziert werden.35~ Wertanalysen sind unaut\\endige qua­
litative Werkzeuge, mit denen die Basiseinheiten bestimmte Probleme 
lösen können. Die Hauptidee der Wertanalyse ist. Funktionen. Ziele so\\ ie 
Zwischenziele des Untersuchungsgegenstands zu ermitteln und danach zu 
fragen, wie diese Aufgaben / Funktionen einfacher. schneller. qualitatiY 
besser erfüllt werden können. Innerhalb einer festen Frist yon wenigen 
Wochen sind die Verbesserungsyorschlage und die Optimierungsyerfahren 
vorzulegen. Eine Wertanalyse \\ ird yon einem Team erstellt. das eine \\'ert­
diagnose für einen bestimmten Problem bereich erarbeitet. Deshalb \\ erden 
vom Wertanalyse-Team zunächst diejenigen \1itarbeiter zusammen­
geführt, die von der untersuchten Problematik betroffen sind. Diö gIlt in~­
besondere für die Leistungsadressaten (Kundenorientierungl. Wichtig i~t 
weiter, dass das Wertanalyse-Team all diejenigen Personen an einem Tisch 
versammelt, die im untersuchungsbereich fachkundig und möglichst für 
die spätere Umsetzung der Wertanalyse-Ergebnisse zuständig sind. \·om 
Auftraggeber erhält das Wertanalyse-Team quantifizierbare Ziele (z. B. 
Reduzierung der Durchlaufzeiten um 15 c;- ). 

(2) Ferner wird auf die Einrichtung yon Qualitäts::irke{1I hinge\\ iesen. die 
vereinzelt auch in der Polizei eingerichtet wurden.':': Qualitätszirkel sind 
auf Dauer angelegt und setzen sich aus \1itarbeitem zusammen. die 
freiwillig und regelmäßig innerhalb der Dienstzeit zusanlmenkommen. um 
bestimmte Qualitätsprobleme In ihrem Arbeitsalltag zu lösen. DIe Grund­
idee besteht darin. dass Probleme am ehesten dort erkannt und be~eitigt 
werden können. wo sie auftreten.·~:'-+ 

(3) Im Ergebnis reicht es jedoch nicht. die Qualität der Polizeiarbeit nur mit­
tels polizeiinterner Maßnahmen zu optimieren. Vielmehr ergibt sich schon 
aus dem Prinzip der Bürgernähe und der hier yorgeschlagenen kommuni­
kativen Erfolgsstrategie der Polizei. dass es zwar auch auf die Qualität des 
(bloßen) polizeilichen outputs (die objekti\'e Produktqualität l. insbe­
sondere aber auf die Qualität des polizeilichen outcomes. also die Wirkung 
der polizeilichen LeIstung gerade aus der Sicht der Bürger hubjekti\"e 

:'5:': Slhana Parodl-;"'eef Betneb<;\\irls.:hJ.Itl!.:h:: .. D::nl..cn tn Je-f LJ.n.dC'''\C'!''"'\.llrung 1;:- Hc:'"':'..!;', H,~ .l,j He ...,.' ...... h ~;::-.. Hf 

Quahtats- und erfolgsonenuenes \"cn;'J.l!ung-.m3.fl3fC'mC'n! ,S.;hnftenrelhed-:::- Hc-.:i"h~ C' S;"C' .e r BJ ::: Sr>;:" , co . v ... -:. ~ •. ", 

::'53 So \\urde 1991 bei der Knnllnah~ll...:h-!...nmmojofl:->..-hC'n For....:-hung: ... ~rur-~ je .. B ..... Ae.'1IT-D.:.:t>:-:, :;-.l.'7>:,. J"" f·-Q-.:.---;;'·'--·)·~> 

emgenchtet 
354 Joachim Deppe Quahtat~zlrl..el In Th:.'0n~ und Pr.l.\I' In ZeH~hn!1 h";-",;,,on.mf tii"'·J Orp:-h:I:" "-,- j""" S . -: .-: H:_'"·(:'~~'"'-:; 

Llson Quallthts7Irl..el In der Pohzel In PF-\-S .. hnftenreillr.'. jq.Jl S ;~: !~-
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Bedürfnisbefriedigung) ankommt.355 Deshalb sollten kontinuierliche 
Bevölkerungs- / Bürgerbejragungen356 zu polizeilichen Qualitätsbedürf­
nissen und -wünschen der Bürger, auf Bundes- und Landesebene durch­
geführt werden357 . Diese Bürgerbefragungen sollten sozialwissenschaft­
lichen Standards gerecht werden358 und besonders auf die jeweiligen 
regionalen Bedürfnisse der Bevölkerung eingehen. 

Vereinzelt gibt es in der Bundesrepublik Deutschland solche Bevöl­
kerungsumfragen. Hier wird auf die Bevölkerungsbefragung bei der 
kriminologischen Regionalanalyse in Hamburg-Altona359, auf die Be­
völkerungsbefragung im Zusammenhang mit der kriminologischen 
Regionalanalyse in Lübeck360 und insbesondere auf die Bevölkerungs­
befragungen in Baden-Württemberg, genauer in Freiburg, Lahr und 
Ravensburg / Weingarten361 , verwiesen. Leider fehlen für Deutschland 
überregionale Bevölkerungsbefragungen und - soweit ersichtlich -
entsprechende Replikationsstudien. Trotz der hier angeführten Unter­
suchungen gilt wohl nach wie vor Kerners362 Einschätzung, dass man in 
Deutschland gegenwärtig nicht auf wirklich solide und vielfältig aus­
differenzierte Befragungen der Normalbevölkerung zurückgreifen könne. 

(4) Schließlich scheint es erforderlich, von der in der Polizei breit geführten, 
aber letztlich verengenden Professionalisierungsdebatte363 zu einem um­
fassenden Qualitätskonzept durchzustoßen, das nicht nur bei der "Pro­
duktqualität" , also dem output oder dem outcome, steckenbleibt, sondern 
von einem "erweiterten Qualitätsbegriff' ausgeht, der auch die Arbeitsbe­
dingungen in der Polizei, die Mitwirkungsmöglichkeiten der Mitarbeiter, 
die Ausstattung mit technischen Arbeitsmitteln und so weiter einbezieht. 
Ein solch umfassendes Qualitätskonzept, Total Quality Management 

355 Diese subjektIve SIchtwelse gIlt naturlIch auch für dIe vorgesetzten Behörden 

356 Emzelbefragungen zur Quahtät der Pollzel aus Sicht der Bilrger werden z B Im laufenden Forschungspro]ekt der Fachhoch­
schule PolIzeI, Sachsen, etfragt 

357 Die Jährhchen vom BMI 10 Auftrag gegebenen SIcherheitsbefragungen, tpos-Umfragen, reIchen SIcher meht aus 

358 Helmut Klages MöglIchkeiten der Quahtätsmessung und -bewertung m der öffentlIchen Verwaltung. In Herrnann HIli und 

Helmut Klages (Hg) Quahtats- und erfolgsonenttertes Verwaltungsmanagement. (Schnftenrelhe der Hochschule Speyer 
Bd 112 Speyer 1993, S 37 f (46 - 50). 

359 Ingeborg Legge und andere Knmmologlsche RegIOnalanalyse Hamburg-Altona, 1994 

360 V gl. Remhard Aben Knmmologlsche Regionalanalyse Luheck In: Karl-Fnednch Koch (Hg ). Knmmahtätslagebllder. (Son~ 
derband der BKA - ForschungsreIhe) Wiesbaden 1992, S 305 f~ vgl. auch MIchael Sörnsen. Der Knmmalpräventlve Rat der 
Hansestadt Lübeck In Pohzelsplegel, Jg 30. Heft 10, 1995, S 257. 

361 Thomas Fehes (Hg) Kommunale Krimmalpräventton In Baden-Wurttemberg. (Emplflsche Pohzelforschung Bd 9) Holzklf~ 
ehen / Obb 1995 

362 Hans Jürgen Kerner. KnmmalpräventlOn, In KnmmahstIk, Jg 48, Heft 3, 1994, S 171 (175) 

363 Helmut Hlldebrandt· ProfeSSionelle Pohzel Stuttgart 1990 
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(TQM), wird sehr wohl in der Privatwirtschaft und yereinzelt auch in der 
öffentlichen Verwaltung praktiziert. 36-+ Nach dem Deutschen Institut fur 
Normung bedeutet Total Quality Management: .. Auf der ~1itwirkung aller 
ihrer Mitglieder beruhende Führungsmethode einer Organisation. die 
Qualität in den Mittelpunkt stellt und durch Zufriedenstellung der Kunden 
auf langfristigen Geschäftserfolg SO\\ ie auf \" utzen für die ~c1itglieder der 
Organisation und der Gesellschaft zielt:·365 

In Kapitel 6 der vorliegenden Arbeit \\ ird der Versuch unternommen. die 
wichtigsten Gedanken \'on TQM für die Polizeiarbeit fruchtbar zu machen. 

5.5 Die Rolle der Polizei und der Polizeiyollzugsbeamten 

Die vorgestellten empirischen Untersuchungen bestätigen auch die schwienge 
Rolle der Polizei in der Gesellschaft und die daraus resultierenden Rollenfin­
dungsschwierigkeiten der Polizeivollzugsbeamten. worauf bereits Hildebrandt 
hingewiesen hat.366 Ob diese Rollensch\\ ierigkeiten fur SIch gesehen bereih 
deutliche Anzeichen für eine tiefe Identitätsknse der Poli::el .,ind,'(i~. mag dahin­
stehen. Denn die Beziehungen zwischen Polizei und Beyölkerung waren im 
Verlaufe der Geschichte nie vollständig hamlOnisch und ent~pannt. ,'6:'- Etwas 
anderes wäre ja auch kaum zu ef'\ arten, Denn die Polizei verkörpert da~ staat­
liche Gewaltmonopol und steht damit im Zentrum öffentlicher Aufmerksam­
keit. Ihr öffentliches Handeln ist - oft im Gegensatz zu anderen Behörden und 
Institutionen der Staatsvem'altung - in besonderer Weise auf den öffentlichen 
Raum ausgerichtet. So tritt zum Beispiel. in den zahlreichen Fällen der :'\I11b­

und Vollstreckungshilfe nicht die eigentlich materiell verantwortliche Behörde 
in Erscheinung. sondern die Polizei. die damit allein für den Bürger emotional 

erlebbar wird.369 

3M Soren Kierkegaard Total Qual)(~ :\lanJ.femem .md \hxiernll..:ltl\.~n .... i me p .. t:-bc s.:..~ .. -:("r ::~ l).'::O::l.:i:k b H~r:",:..::.:-: H :. :..::-:';: 

Helmut Klages (Hg) Quahtat~- und ~rf .. )I~>0n('nller'le .. \e .... \.1!mng ... mJ..l13Fffi'..."nL s...:'i.~"':·e~.rejh.c J;.>r H0Ch-.c:-:;.C' ';-0::':;­

Bd 112)Spe~er 1993.S 259f 
'6" DeUlschö InsllIUI fur :\"onnung (Hg I 01' ISO :-.~(l2 $ Enl\' urf' B-:rim 1002 \;1 2~.d' \\.J:~; Ge;;:r- Q'J.!., ,l'::':" ,:k __ ,: B-.:._:' 

sch\\elg 199.+ 12. \ölhg neubearbeHeh? und ef\\ellerte -\u'I1 ' S ::(~ - 2(':' .............. !e H.:r. .. l i:;. ... -" F··..'~:-:: T~;.:~ 0' ... ::. -'-, \h:.2.;:: 

meßt ~ltinchen 199-t (2 -\ull J. S 2 

366 Helmut Hlldebrandt: ProfeSSIOnelle Poilul Stuug..l.rt 1 \)4(1 

16i Ebd. a a 0 S 7, nach des~n !l.tell1ung ..,h..h ).em~ q.-wlh.::h~ ln~~J!ullon m e!Orf '-l"i.:ht:1 iJ::O:Uj· .. ;..r:-.;; :X-!-lr,J-:: ',~ :: C . .: P-'_~i;: 
~61< Hans Jiirgen Kerner Knmmahtal..,emx!utlun~ und Innen: SKhernel! ,BK.-\. - F ... r· ...... :- -'''':;~~~.~,e B": 1; \\ t~-.., . .!:.-5::~_ -"',-' 

S 215. 
369 \ gl auch ~lanfred ~lurck Z,\ l'>ehen SchutLkdurfm .. und \fl,- .. !rau~n. EIi1 .. :~jhl!'lf.en. nr Po :i'::_ j-.:, je"", B';;"fe:::~;- j;."~ -.~--,::-

Bundesländern In Die Polizei Jg s.~ Heft! ltN2 S 16 f 
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Trotz dieses schwierigen Spannungsverhältnisses wird die Rolle der Polizei von 
der Bevölkerung insgesamt erfreulich positiv beurteilt. So nimmt in den Augen 
der Bevölkerung nach den vom Bundesministerium des Innem in Auftrag ge­
gebenen Studien des Mannheimer Instituts für praxis orientierte Sozialforschung 
(ipos) die Bedeutung der Polizei im Staatsgefüge seit 1992 kontinuierlich zu. 
Seit Beginn der ipos-Umfragen im Jahre 1984 war der Wunsch nach einer 
"starken Polizei" in einer "idealen" Gesellschaft noch nie so groß wie derzeit. 370 
Bei der sogenannten Vertrauens skala, also der Frage nach dem Vertrauen der 
Bürger in staatliche Institutionen, nimmt die Polizei im Westen einen Spitzen­
platz (nach dem Bundesverfassungsgericht und vor den Gerichten) ein.371 Das 
Bundeskriminalamt wird in Ost und West als die wichtigste Einrichtung des 
Bundes angesehen.372 Auch der einzelne Polizeibeamte verfügt bei der großen 
Mehrheit der Bevölkerung durchaus über ein positives Image, auch wenn dies 
in der sogenannten veröffentlichten Meinung nicht immer so dargestellt wird. 
Diese positive Beurteilung gilt sowohl für die Zufriedenheit mit der Arbeit der 
Polizei als auch für die sogenannte Bürgerfreundlichkeit (vertrauensvoll / 
freundlich) der Beamten.373 

5.5.1 Die Rolle der Polizei als Institution 

Die Rolle der Polizei als Institution lässt sich formelhaft recht leicht beschrei­
ben: Sie ist "wesentlicher Garant der Inneren Sicherheit"374 und hat die Auf­
gabe, Gefahren für die öffentliche Sicherheit abzuwehren (Gefahrenabwehr), 
die Aufgabe der vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten mit den beiden 
Unterfällen, der Verhütung von Straftaten (zur Gefahrenabwehr) und der 
Vorsorge für die Verfolgung zukünftiger Straftaten. Diese drei Aufgabenfelder 
werden zusammenfassend als die präventive Aufgabe der Polizei bezeichnet, 
weil diese drei Bereiche keine schuld- und rechtsfolgerelevante Bedeutung für 
ein bestimmtes Strafverfahren besitzen. Der zweite große Aufgabenbereich der 
Polizei ist die Strafverfolgung gemäß §§ 152 Abs. 2, 163 StPO (Repression). 

370 Institut für praxlsonentlerte SozIalforschung' EmsteIlungen zu aktuellen Fragen der Innenpolittk 1995 in Deutschland. 
MannheIm 1995, S 23 und 25. 

371 Ebd, a, a 0, S 42; Im Osten 4 Platz nach dem Bundesverlassungsgencht, der LandesregIerung und dem Bundesrat, a. a 0, 
S 43 

372 Ebd, a. a 0, S 50 und 51 

373 Uwe Donnann Bewertung der PolIzei. In Helmut Kury und andere Opfererfahrungen und Memungen zur Inneren SicherheIt 
In Deutschland (BKA- ForschungsreIhe Bd 25) Wiesbaden 1992, S 327 f bzw 343 f 

374 Programm Innere SIcherheit, Fortschreibung 94, I Vorbemerkung 
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Diese juristischen Formeln beschreiben jedoch das konkrete SOZiale Handeln 
der Polizei nur unpräzise. So v,'erden nach der oben dargestellten Aufgaben­
beschreibung zum Beispiel. die Amts- und Vollzugshilfe der Polizei für andere 
Behörden überhaupt nicht. das wichtige Arbeitsfeld .. Verkehrsübef\\achung" 
nur ungenau und der quantitativ sehr aufwendige und komplexe Tätigkeits­
bereich "Hilfe der Polizei in sämtlichen \"otsltuationen der Bürger" nur 
marginal erfasst. 

Feltes375 kam aufgrund einer empIrischen Cntersuchung von polIzeilichen 
Notrufen und Funkstreifeneinsätzen zu dem Ergebnis. dass für \1aßnahmen zur 
Hilfeleistung und Konfliktschlichtung durch die Polizei et\\ a doppelt so viele 
Funkstreifeneinsätze erforderlich sind als bei der herkömmlichen Bekampfung 
der Alltagskriminalität. Dabei zeigt sich auch. dass der Zeltaufwand für die 
Erledigung dieser Hilfeleistungen und Konfliktschlichtungen im b\ eifel eher 
größer ist als in einem entsprechenden Fall der Kriminalitätsbekampfung. 
Jedenfalls besitzen schlichtende. hilfeleistende und die Ordnung aufrechter­
haltende Tätigkeiten der Polizei einen hohen Stellenwert für die Bürger und sind 
für sie oft von größerer Bedeutung als die Kriminalitätsbekämpfung, 

Empirisch nachgewiesen ist Jedenfalls. dass öffentliche Angst und (staatliche) 
Unzufriedenheit im Gemeinwesen eher aus verschiedenen Aspekten der Cn­
ordnung CZ. B. öffentliches Trinken. Vandalismus. Aktivitäten von Jugend­
gangs. Unordentlichkeiten des Alltags US\\.) resultieren als aus Straftaten.·'-6 
Denn niemand kann ef\varten. dass der Bürger angesichts der täglich erlebten 
Zustände in unseren Innenstädten oder Parkanlagen. begmnend ~chon beim 
Stadtstreicherunwesen über die aggressive Bettelei bis hin zu einer mehr oder 
weniger offenen Drogenszene. die feine Cnterscheidung z\\ ischen bloßem. 
abweichendem Verhalten und schon Kriminalität. z\\ ischen Kontakt- und 
Konsumszene. trifft. Er verbucht dies alles unter .. mangelnde Ordnung und 
Sicherheit" und reklamiert die Gewährleistung seines legitimen Sicherheits­

empfindens. 

Die klassische Aufgabenumschreibung der Polizei. Prä\ ention und Reprösion. 
wird also der Aufgabenv, ahrnehmung in der sozialen Realität nicht immer ge-

recht. 

Heft 6.1995. S 157 (168) 

376 Ebd. S 169 
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Stangl, Hanak und Prowaznik377 haben in einer österreichischen Untersuchung 
und 8.500 Eintragungen von Tagesberichten aus den Polizeidirektionen Eisen­
stadt, Innsbruck und Wien ausgewertet und polizeiliches Handeln recht 
überzeugend in drei Bereiche "präventives Handeln", "situatives Handeln" und 
"rekonstruktives Handeln" aufgegliedert.378 

Wenn das soziale Handeln der Polizei überhaupt zusammenfassend um­
schrieben werden kann, dann geht es wohl eher um die (vorübergehende)379 
Lösung bestimmter Konflikte. 

Seit jeher ist die Rolle der Polizei ambivalent, weil ihre Funktion in der 
Gesellschaft sowohl macht- als auch konsensorientiert ausgerichtet ist. Eine 
ideale konsensorientierte Lösung eines polizeilichen Falles, also die gewalt­
freie, argumentative, vernunft geleitete Konfliktlösung durch Hilfevermittlung 
der Polizei anhand der verfassungsmäßigen Ordnung, wird sich in der Realität 
nicht immer verwirklichen lassen. Die Hoffnung, bei allen Bürgern durch 
Einwirkung auf die menschliche Einsichtsfähigkeit einen freiwilligen Geset­
zesgehorsam zu erzielen, muss mit Merten380 "auch in einer Zeit der Neo­
Aufklärung blutleere Utopie bleiben". Gerade in Zeiten, in denen sich die 
Wertorientierung nicht nur im Wandel befindet, sondern - wie gezeigt - eine 
uferlose Wertepluralisierung zu besorgen ist, wird sich die Sehnsucht auch 
mancher Polizeibeamter, Gesetzesgehorsam durch Konsens zu erzielen, nicht 
immer realisieren lassen. Daher wird sich der Einsatz von Macht und die An­
wendung unmittelbaren Zwanges durch die Polizei nicht vermeiden lassen. 

Macht, so formuliert Max Weber381 , bedeutet die Chance, innerhalb einer 
sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen Widerstreben durchzu­
setzen, egal worauf diese Chance beruht. Häufig wird sich die Polizei darauf 
verlassen können, dass sie ihre Macht nicht zu aktualisieren braucht, sondern 
bereits Disziplin vorfindet, also Herrschaft ausübt. Aber es wird selbst in einer 

377 Wolfgang Stangl, Gerhard Hanak und Barbara Prowazmk. Refonn der RechtsausbIldung 1m Pol!zeldlenst. Wien 1992, S 31 f 

378 Im Gegensatz zu der empmschen Erhebung von FeItes (8 0) wurden bel dieser österreichischen Untersuchung mehr als 50 % 

der polIzeIlIchen TätIgkeIten dem Bereich des "rekonstruktIven Handeins" (also 1m wesentlIchen der RepressIOn / Strafver­

folgung) zugeordnet, vgl Wolfgang Stangl, Gerhard Hanak und Barbara Prowazmk a. a O. S 47 

379 "Vorübergehend" deshalb, weil dIe PohzellID BereIch der Gefahrenabwehr nur SubSidIär zuständIg 1st, also nur dann Maßnah­

men treffen kann, wenn em Handeln der eIgentlIch zuständigen Ordnungsbehörde meht oder meht rechtzeitIg möglIch erschemt 

Auch Im BereIch der Strafverlolgung tnfft dIe Pohzel nur vorläufige Maßnahmen, weIl dIe Staatsanwaltschaft Im Errmtt­

lungsverlahren formal dIe SachleItungsbefugms besitzt (§ 161 StPO) Ferner smd dIe Vorgänge der PolizeI nach Abschluss Ih­

rer Ernuttlungen zur weIteren EntscheIdung /Veranlassung der Staatsanwaltschaft zuzuleIten (§ 163 Abs 2 StPO) 
380 Detlef Merten Rechtsstaat und Gewaltmonopol Tübmgen 1975, S 29 

381 Max Weber Wirtschaft und Gesellschaft. 1972 (5 Auf!), S 28 
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geordneten Gesellschaft durchaus auch dazu kommen. das.s die Polizei zur 
Durchsetzung der Gesetzesordnung oder auf Weisung Ge\\ alt an\\ enden muss 
und damit "Machtpolitik" durchsetzt. 

Zur klassischen Rolle der Polizei gehbrt es seit Jeher. auch gegen eigene Cber­
zeugung die Interessen einer Gruppe gegen die einer anderen notfalls auch mit 
Gewalt durchzusetzen. Das Gewaltll/ol/opol ist für die Aufgabem\ ahrnehmung 
der Polizei unabdingbar. Ethisch ist deshalb eine häufig yertretene Haltung nicht 
nachvollziehbar. die einerseits das Gewaltmonopol der Polizei z\\ ar generell 
anerkennt, andererseits aber die konkreten :\usfonnungen polizeilicher 
Zwangsgewalt prinzipiell mit einer Flut \ on Kritik. Hohn oder Spott über­
zieht.382 Hildebrandt383 hat meines Erachten~ die zutreffende Begrundung 
herausgearbeitet. weshalb die Polizei bis\\ eilen ellle so seltsame und oft über­
sensible Einstellung zur Macht und zum Gewaltmonopol einlllmmt: E~ ist die 
Angst. erneut von den politisch Mächtigen missbraucht zu werden und die 
Angst, in der Bevölkerung ausschließlich mit \1acht und \Iachtausübung Iden­
tifiziert zu werden. Denn die historischen Erfahrungen der Polizei mJ! der 
Politik sind nicht immer positiv gewesen.~R-l Die Polizei könne sich deshalb 
auch nicht - so Hildebrandt's These - zu ihrer Geschichte bekennen und ~Ich 
nicht immer in ihr wiedererkennen. Es ist deshalb durchaus \ erstandiich. 
weshalb eine konsensorientierte RollentIndung schon aus historischen Grunden 
von vielen Polizeibeamten begrüßt wird. Zudem - und dies ist der hier \orran­
gig vertretene Ansatz - gibt es nicht wenige polizeiliche Lagen. die nur deshalb 
mittels polizeilichen Zwangs gelöst werden mussten. weil die eigentlichen 
Ursachen des Problems nicht richtig erkannt. deeskalierende Kommunikation 
nicht stattgefunden oder polizeiliches Verhalten im konkreten Fall stressge­

steuert war. 

Neuerdings wird die Auffassung vertreten. dass die Polizei moderner DiensT' 
leister sei. So beginnt der Entwurf für die Basisdiskussion der Leitbilder für die 
Polizei in Baden-Württemberg. Präambel. mit dem Satz: . .Die Polizei des Lan­
des Baden-Württemberg versteht sich als moderner DIenstleister", ~~~ C nter 
dem Stichwort "moderner Dienstleister" \\'erden dann folgende Erläuterungen 

gegeben: 

382 Ebenso Helmut Hlldebrandt Profö'Iondle Poilul StuUpl1 l'-N! S l(~ uo!e-r B-u1Jgn..n;r;: ;;:.;i ;'~>f" O·.:ru~-;: 

'8~ Ebd. 5 89 f. m \\.:'\. 
-8-+ Gerhard Werle lu'>uz-Strafrecht und p0111e!llche \crDP ... Lchen:-bek..m1pl\,ng: ,;:1 Drnc"" Re:.:h B~':" ": !<J .... "". 'j. .!I,,; ~ ........ ~ ........ 

33:'i Ent\\urf. Praambel. Stand 28. 11 199~ 
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schlanke, effiziente und bürgernahe Verwaltung; 

Dienstzeitgestaltung und damit die Ansprechbarkeit orientieren sich an den 
Bedürfnissen des Bürgers; 

- Innovationsbereitschaft als wesentlicher Bestandteil einer lernenden 
Organisation; 

ständige Suche nach Akzeptanz und positivem Image in der Bevölkerung 
durch Transparenz der polizeilichen Entscheidungen und auch Dialog­
bereitschaft; 

personelle und wirtschaftliche Ressourcen effektiv und wirtschaftlich ein­
setzen. 

Von diesen Erläuterungen kann ganz sicher manches mitgetragen werden. Die 
Passage, wonach sich die Polizei des Landes Baden- Württemberg als moderner 
Dienstleister versteht, impliziert jedoch, als sei die Polizei insgesamt Dienst­
leister. Dem muss widersprochen werden. Denn die Polizei ist ihrem Wesen 
nach sicher nicht ausschließlich ein modemes Dienstleistungsunternehmen, 
wie zum Beispiel die Citibank oder ein Reisebüro. Die Polizei ist vielmehr der 
Prototyp der Eingriffsverwaltung; sie hat schwerpunktmäßig Gesetze zu voll­
ziehen. Die für die Privatwirtschaft geltenden Grundsätze der Zweckmäßigkeit 
(Effektivität) sowie der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit (Effizienz) sind 
gerade nicht Leitlinien des polizeilichen Handelns386, sondern diese sind 
Gerechtigkeit, Rechtsstaatlichkeit und das Gemeinwohl. 387 

Mit einer Formulierung an so zentraler Stelle, "Polizei als moderner Dienst­
leister" , scheinen mir mehrere fundamentale Missverständnisse vorzuliegen: 

Es wird die uralte Trennung von öffentlicher und bürgerlicher Ordnung, die 
Trennung von Staat und Gesellschaft, die gerade für die Polizei zentral ist, 
verkannt. 

Es wird die ambivalente Rolle der Polizei, die auch Machtfaktor ist (s.o.), 
ausgeklammert. 

Es werden schlicht elementare und für die Polizei zentrale Verfassungs­
prinzipien übersehen (vgl. Artikel lAbs. 3 und 20 Abs. 3 GG). 

386 EntwurfWPF Öffenthchkeltsarbelt und AG Berufsbild, 13 Studienjahrgang, Stand September 1994, S 8 

387 Vgl PohzeI-DeklaratIOn des Europarates, TellA, EthIsche Grundsätze, Nr. 1,4,12, (s Anlage 2) 
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-- -------------------------------, 

Die Polizei ist in toto damit kein .. moderner Dienstleiste(·. sondern eine .. Ein­
richtung sui generis". 

Das endgültige "Leitbild Polizei Baden-\Vtirttemberg"3S~ hebt sich wohltuend 
von dem oben angegebenen vorläufigen Diskussionsbeitrag mit seiner ein­
seitigen Dienstleistungsorientierung ab. Die folgenden sechs Leitbilder künnen 
voll unterstützt werden: 

(1) Für uns steht der Mensch im Mittelpunkt. 

(2) Recht und Gesetz bestimmen unser Handeln. 

(3) Nur gemeinsam erreichen wir unsere Ziele. 

(4) Bürgernähe führt uns zum Erfolg. 

(5) Unser Dienst fordert den ganzen \'lenschen. 

(6) Die Zukunft mitgestalten - unser Weg. 

Auch die Expertengruppe des österreichischen Bundesministeriums für Inneres 
arbeitete im Rahmen der polizeilichen Ausbildungsreforrn sechs Aspekte eines 
Leitbilds für die Sicherheitswachebeamten heraus. Sie legen den Schwerpunkt 
auf: 

(1) Menschenrechte und MenscheJ1\\ ürde achtendes Handeln: 

(2) Kompetenten Umgang mit Menschen in sch\\ ierigen. kontlikthaften 
Situationen auf der Basis sozialer und verbaler Kompetenz: 

(3) Rechtmäßiges. zielorientiertes und effizientes Handeln: situationsange­
messenes Entscheiden im Spannungsfeld von Legalität und Effizienz: 

(4) Eigenständiges. die gegebenen Freiräume verant\\ orthch ausfüllende~ 

Handeln: 

(5) Persönliche und fachliche Sicherheit des Handeins in wichtigen Bereichen 

der Intervention: 

(6) Zur Realisierung dieses Leitbilds \\ urden folgende Leitbildgrundsätze der 
Aus- und Fortbildung erarbeitet: Stärkung des Praxisbezugs der Aus- und 
Fortbildung, Neuausrichtung der Inhalte der Aus- und Fortbildung. 

~88 lnnenmmtstenum Baden-\\ urttemberg ,Hg I I1 j 95 
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Stärkung der berufsbegleitenden Fortbildung, Verbesserung der didak­
tisch-methodischen Komponente, Einrichtung einer Sicherheits akademie 
und die stärkere Einbeziehung von Frauen in die Aus- und Fortbildung.389 

5.5.2 Die Rolle der Polizeivollzugsbeamten 

Die schwierige Rolle der Institution Polizei in der Gesellschaft hat natürlich 
Auswirkungen auf die subjektive Rollenfindung des einzelnen Polizeibeamten. 

Die empirischen Erhebungen390 lassen jedenfalls mit aller Klarheit erkennen, 
dass 

die Arbeitsunzufriedenheit bei den Polizeibeamten hoch ist und ansteigt. 391 

der Anteil der Polizeibeamten, die ihren Beruf wiederwählen würden, recht 
gering ist und 

sich die Vorstellungen der meisten Polizeibeamten bezüglich der präventi­
ven Aufgaben der Polizei in der Praxis kaum erfüllen lassen. 

Üblicherweise wird der Begriff der Rolle in der Soziologie - freilich stark 
verkürzt392 - mit dem Beruf erklärt. 393 Eine erfolgreiche Berufserfüllung 
entspricht dem spezifischen und auch von der Gesellschaft erwarteten Rollen­
verhalten. Diese Erwartungen beziehen sich auf das Erscheinungsbild des 
Rollenträgers, auf bestimmte Rollenattribute (Kleidung, Auftreten usw.) und ein 
spezifisches Rollenverhalten. 

389 Generaldrrektton für die offenthche SicherheIt (Hg) Umsetzung der AusbIldungsrefonn Im Bereich der Generaldrrektton fur 

dIe öffentlIche SicherheIt Wien 1995; vgl auch Oskar Meggeneder Reform der PohzelausbIldung In ÖsterreIch. In. Die Pü­
hzel, Jg 87, Heft 3,1996, S 61 (66) 

390 Vg1 KapItelS 31 bIS S 3 7 

391 ChnstIan Helfer und Wigand SIebel' Das Berufsbild des Pohzelvollzugsheamten. 1975, S 782, kamen bel Ihrer empmschen 

Erhebung vor tiber 20 Jahren zu dem Ergebms, dass Immerhm 81 % der Vollzugsbeamten über alle Sparten hmweg mIt Ihrem 

Beruf "lllsgesamt zufneden" oder "eher zufneden" waren, posillve Zahlen, die heute eher utopisch erschemen Nur knapp em 

Fünftel der Pohzelbeamten waren mIt Ihrem Beruf mcht zufneden I eher mcht zufneden Bel den berufstatIgen Bundesbürgem 

waren 1m Vergleich nur 7 % mit Ihrem Beruf unzufrieden (Chnstlan Helfer und Wigand Siebel a, a. 0., S 783). Die wichtig­

sten Faktoren der UnzufnedenheIt waren, mcht angemessene Besoldung, Mängel 1m DIenstbetrieb und schlechte Aufstleg­

sehaneen Daneben spielte das Vorgesetzten-Mitarbelter-Verhältms SOWIe das Verhältrus zu den Bürgern eme geWIsse, eher Je­

doch eme untergeordnete Rolle (Chnsuan Helfer und Wigand SIebe!. a. a. 0., S 797). 

392 Zur herkömmlIchen Rollentheone und deren Knuk msbesondere durch Dahrendorf vgl Hans-Paul Bahrdt, Schlusselbegnffe 

der SozlOlogle Mllnchen 1994 (6 Auf!), S 67 fund 73 f; zum StIchwort· SozIale Rolle 

393 Helmut Hlldebrandt ProfesslOnelle Pohze!. Stuttgart 1990, S 44 
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Die Rolle des typischen Polizeibeamten lässt sich trennscharf und abstrakt 
kaum beschreiben.394 Vielleicht lassen sich vier Rollentypisierungen herausar­
beiten: 

(1) Die Rolle des So:ialillgenieurs hat bis heute keine :\nerkennung er­
fahren. 395 

Döring396 kommt zu dem Ergebnis. dass Polizei beamte keine Sozial­
arbeiter sind und dies auch nicht sein sollten. weil sie dazu weder au<,­
gebildet noch personell in der Lage sind. );ach seiner Ansicht \"erfüge die 
Polizei jedoch aufgrund ihrer Errelchbarkeit und ihrer überregionalen 
Präsenz über alle Voraussetzungen zu einer sofortigen Intervention. auch 
in sozialen Notlagen. Es erscheint deshalb sinnvoll. die Fälle ebenso zügig 
wieder an die eigentlich zuständigen sozialen Einnchtungen \\eiterLUge­
ben. Deshalb ist zum einen eine enge Kooperation zwischen der Polizei 
und den sozialen Diensten. zum Beispiel nach dem Yorbild .. PrawntlOns­
programm - Polizei - Sozialarbeiter"' in Hannover. wichtig und zum 
anderen komme es darauf an. das Wissen \ ieler Polizeibeamter über 
Zuständigkeiten und Möglichkeiten der sozialen Diemte deutlich zu 
verbessern.397 

(2) Die Rolle des Poli:eibeamten als Freulld und Helfer \\ ird \"on der über­
wiegenden Mehrzahl der Bürger geteilt. );ach Kury" Dörmann und ande­
re398 stimmen fast drei Viertel der befragten Bürger dieser Aussage zu. 
Gleichzeitig besteht aber auch eine distanzierte Haltung der Bürger 
gegenüber der Polizei. ~ach der Cntersuchung von Kury. D6rmann und 
andere399 stimmen immerhin 68.2 Sc der Aussage zu. dass die mei~ten 
Leute froh seien. wenn sie von der Polizei nichts sehen und nichts hören. 
Die Zustimmung zu dieser Aussage fiel im Osten deutlich höher au~ al~ im 

Westen. 

_94 Zur Be\\ ertung der Pohzel durch die Bc\ l"l!t..erunf \ fl Helmut Ku:;: und J.:.r.-dI."T'::" ()picer"f-Jhm"f::n und \t:;. ,..:-f~- f _. 

Inneren Sicherheit In Deutschland lBKA - f0f'-..::hunf .. relhe Bd ::5, "-lc ... hJden IW::. S _~:- i 

'<95 Helmut Hildebrandt ProfeSSionelle Pohzel SWltprt 1090 S .!q und ..\nm 1'6. BDK.· Hf ?r"..:,er-:h";' 1r- [}.: .. :<:-_:2..~J':: D-

kumentatlOn} 1995. S R. 

396 Thorsten Donng PohzeJ und Sozlalarbcn H;:m>bur~ I'N.! S ::.!i.. 

~97 Ebd 5 200 

~9S Helmut Kur: und andere Opfererfahrungen und \klOungen TU, Inneren Slc1-er,.:~ ,BKA - h'>-;'"...::h .... ni="-t",hc B-..: :' \\ ~ ..... '"'-,,:::. 

den 199" 5 35.1. 
'99 Ebd. 5 359/36!l 

172 



Wegen des ambivalenten Verhältnisses von Bürger und Polizei hatte 
Stephan zu Recht die Frage gestellt, ob der Spruch "Die Polizei - Dein 
Freund und Helfer" überhaupt berechtigt sei.400 Denn je nach Anlass ist 
im Bürger-Polizei-Verhältnis mit Unterstützungsbereitschaft, Vertrauen 
und Respekt, aber auch mit Ablehnung, Misstrauen und Renitenz zu 
rechnen. 

Die Rolle "Freund und Helfer" erscheint schon aus verfassungsrechtlichen 
Gründen problematisch zu sein, weil der Polizeibeamte an Gesetz und 
Recht (Artikel 20 Abs. 3 GG) gebunden und aufgrund des Ministerial­
systems zum Gehorsam gegenüber Anordnungen und Weisungen der 
Vorgesetzten verpflichtet ist. Die emotionale Komponente, die für eine 
Freundschaft zwischen Polizei und Bürger erforderlich wäre, lässt sich 
gerade wegen der Gesetzesbindung nicht immer realisieren. Gleiches gilt 
auch für eine als notwendig erachtete Hilfe, denn die vom Bürger 
gewünschte Hilfe seitens des Polizeibeamten kann durchaus dem ge­
botenen Gesetzesvollzug widersprechen, der freilich vorgeht. 

(3) Die Rolle des Polizeibeamten als Vollzugsbeamter, der Anordnungen von 
Vorgesetzten beziehungsweise vorgesetzten Dienststellen zu vollziehen / 
vollstrecken / exekutieren hat, wird der Realität ebenfalls nicht gerecht. 
Selbstgesteuerte Aktivitäten der Polizeibeamten im Bereich der Konflikt­
schlichtung, Hilfeleistung und Beratung im Sinne alltäglicher Dienst­
leistungen werden bei diesem Rollenverständnis zu stark vernachlässigt. 
Dies gilt auch für die Rolle des Polizeibeamten als "Handwerker staatlicher 
Gewaltanwendung", da diese Tätigkeit unstreitig die Ausnahme ist.401 

Helfer und Siebel402 hatten als Ergebnis ihrer Untersuchung sehr zu­
treffend herausgearbeitet, dass die Rolle des Polizeibeamten weit über eine 
bloße staatliche Gewaltanwendung hinausgeht und deshalb vom jeweils zu 
bearbeitenden Aufgabengebiet abhänge. 

(4) Die Rolle des Polizeibeamten als Verbrechensbekämpjer entspricht zwar 
der in den 70er und 80er Jahren angestrebten und hervorgehobenen Kon­
zentration der Polizeiarbeit auf die Verfolgung von Straftaten403 . Doch die 

400 Egon Stephan D,e Stuttgarter Opferbefragung (BKA- Forschungsreihe Bd. 3) Wiesbaden 1976, S 242 u 245 

401 Ebenso Thomas Fehes Notrufe und Funkstrelfenemsätze als MeSSInstrument pollzeIllchen Alltagshandelns In' DIe Pohzer, 
Jg 86, Heft 6, 1995, S 157 (169). 

402 ClmstIan Helfer und Wigand SIebel Das BerufsbIld des PolIzeivollzugsbeamten 1975, S 1420 

403 Auch 1m Programm Innere SIcherheIt, FortschreIbung 1994, WIrd dIese Zlelnchtung schon zu Umfang der JeweIlIgen Aus­

führungen erkennbar Eme SeIte fur PräventIOn, zehn Selten für Strafverfolgung! 
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Fakten sprechen gegen eine derartig einseitige Festlegung. Denn in der 
überwiegenden Mehrzahl der Fälle wird die Polizei im Bereich der 
Strafverfolgung nur reaktiv tätig. I\ach \\ ie yor wird der Tan·erdacht gegen 
eine bestimmte Person bei der Polizei in etwa 80 bis 90 \i: der registrier­
ten Straftaten durch Anzeige von Geschädigten oder Drinen begründet.~(~ 
So kam Steffen405 bei ein;r Auswertung \ ;n 3.000 Ern1ittlung~<;\'erfahren 
in Bayern zu dem Ergebnis. dass nur 6 Ci: der registrierten Fälle durch die 
Polizei selbst angezeigt wurden. 83 Ci: durch Opfer und 5 ci: durch Dritte. 
In nur 3 % der Fälle \\ urde durch eigene polizeiliche Ermittlungsleisrun­
gen die Aufklärungsquote erhöht. also aus sogenannten C nbekannt -Sachen 
wurden durch polizeiliche Aktiyitäten sogenannte Tat\·erdächtigen­
Sachen. Die Kriminalpolizei beschäftigt sich also im wesentlichen mit der 
Fahndung nach beziehungsweise der be\\ eiskräftigen tberftihrung bereit;, 
benannter Strafverdächtiger. Amerikanische Cntersuchungen.1(16 kommen 
zu einem ähnlichen Ergebnis. Danach ist die amerikanische Polizei zu et\\ a 
zwei Drittel ihrer Zeit mit den unterschiedlichsten Dienst-. Hilfe- und 
Beratungsleistungen für den Bürger beschäftigt. Lediglich um die 30 Ci: der 
Arbeitszeit werden für die Bearbeitung von Kriminalfällen wrwendet. 

Nach allem ergeben sich für den einzelnen Pohzeibeamten oft di\ergente 
Rollen und Rollenerwartungen. aus denen sich schwerlich eine einheitliche 
Verhaltens- und Einstellungskonformität ableiten lässt. Aus der darge­
stellten Rollendivergenz gestaltet sich die Rollentindung fur den einzelnen 
Polizeibeamten recht schwierig und erschwert die eigene Identitäts­
findung . .:I07 Zu Recht hat Hildebrandt unter Bezugnahme auf Endruweit 
ausgeführt, dass die Polizei ihrer Rolle nicht weglaufen darf und darauf 
hingewiesen, dass die dargestellte Rollendiyergenz ein Grund für den 
bekannten Stress und die teilweise \ orhandene Frustration bei den Pohzei­

beamten sei.408 

$ Hans Ji..irgen Kemer Knmmalpru\enUClIl In knnUllJll .. ll).. J~ J' H::n3 i4-9~ 5 j-i ;-.:' 

405 Wlebke Steffen Zielsetzung und Erfolf,mö~ung In der Knmlr-:1~ u.l,i..\~m!"<:,lk la- POhl-t'l FJt-~"'~....;s,1..:oe:r·.:: 'Hf P.: ~ - 1-

der Verbrechensbekampfung tBd 11, .\iun5[~r IQ'K) S .~.::: 1 - , ..... :.-

-V)6 Lynene Lee~Sammons und Ji..irgen ShX!.. KnmlO.llpr..l\en:l('n In Knr")l:1J1.:l .... 1';" Jg ~-. HC"-: 1. ,<.N~ S :~-
-'0- ;\ach Bahrdt (a <l. O. S 801 können \kn~h::;l JI:: hcruill.:ll ::me ~lehrLJ. ... .,! ;;; ... ·'~,t..,je;:' ... - R(",;l ... ;"; J'; 'pi.':;--; ~,2~";-_ ~-~.:-~ 

fordert werden Dies kann zu Id~n[ilJb~t0rungen fiIhr'C'n. \1,(:11 dle Z.rhl unJ ale -\r: je:- l . .:tbJ',;",.::r,::r: R",I1..''r..7'';::--1..'':::'"f::-- .:."_:,",::-:." 

wenig Chancen lasst. Sich ,ou\eran urd gd..l! .. ~n im kruilKhen Sr:mnung",fe:J l:J ...... e"-:;;e, 

-Ws Helmut Hildebrandt Profes"'lOndie P"ill:?l Smtt~:m !'!i}CI 5 J.q 
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5.5.3 Muss-, Soll- und Kann-Rolle 

In Anlehnung an die Dahrendorf'sche Differenzierung zwischen Muss-, Soll­
und Kann-Erwartungen409 könnte bei der Polizei zwischen Muss-, Soll- und 
Kann-Rollen unterschieden werden, wobei zusätzlich der jeweils typische 
Polizeibereich zu berücksichtigen wäre. 

Die Muss-Rolle der Polizei wird durch Artikel 20 Abs. 3 GG bestimmt. Danach 
ist die Polizei als Teil der vollziehenden Gewalt an Gesetz und Recht gebunden. 
Dies gilt für den Vollzug von gesetzlich gebundenen Aufgaben sowie für die­
jenigen Aufgaben der Polizei, bei denen ihr Ermessen gegen Null tendiert. 

Die Soll-Rolle der Polizei betrifft diejenigen Aufgaben, bei denen der Polizei 
Ermessen eingeräumt ist. Hier wird der große Bereich der Prävention, der 
Hilfeleistung und Konfliktschlichtung angesprochen, die noch nicht den 
Charakter konkreter Notsituationen erreicht haben. Es geht ferner um Aufgaben 
der Aufrechterhaltung der Ordnung und um die Fälle der Amts- und Vollzugs­
hilfe. 

Die Kann-Rolle der Polizei hat Auffangfunktion. Es handelt sich also um all jene 
Aufgabenfelder, die von der Muss- oder der Soll-Rolle nicht erfasst werden. 

Selbst mit der vorgeschlagenen Differenzierung dürfte sich die notwendige 
subjektive Rollenfindung eines Polizeibeamten nur schwer erzielen lassen, weil 
die Tätigkeitsfelder innerhalb der Polizei einfach zu komplex sind. Deshalb 
sollte sich der einzelne in einem ersten Schritt auf den jeweilig typischen 
Aufgabenbereich konzentrieren, um anschließend zwischen der Muss-, Soll­
und Kann-Rolle zu unterscheiden. Aber auch dann lassen sich Rollen­
findungsschwierigkeiten nicht ausschließen, weil sich die Polizeibeamten in 
einer pluralistischen Gesellschaft auf einen offenen und kritischen Umgang der 
Bürger mit den jeweiligen Werten und den unterschiedlichen Erwartungen 
werden einrichten müssen. Wertespannungen und Normenerosionen bis hin zur 
Orientierungslosigkeit sind oft Ausprägungen eines pluralistischen Gesell­
schaftssystems. Sie sind sozusagen die Kosten der Freiheit beziehungsweise 
Pluralität. 

409 Ralf Dahrendorf' Rolle und Rollentheone In Bemsdorf (Hg) Wörterbuch der SozIOlogIe. 1969, S 902 f 
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5.5.4 Veränderte Rolle der Polizei 

In Anlehnung an HiII410 sind für die Polizei folgende Perspektiven zu berück­
sichtigen: 

Die Polizei der Zukunft sollte auf einem eigensümdigen Polizeiethos und auf 
Verantwortung gegründet sein. 

Der Prozess der europäischen Einigung verändert die nationale Polizei­
dogmatik und -praxis.411 

Das Personal ist das Zukunftskapital für die Polizei. Deshalb sind qualitative 
Investitionen in die Aus- und Weiterbildung des Personals Investitionen fur 
die Zukunft. 

Informationen sind der Motor der polizeilichen Ent\\ icklung. Die Qualitat 
der Informationen und der möglichst vernetzte Informationstluss I -aus­
tausch bilden den Rahmen für die Chancen und Risiken zukünftiger 
polizeilicher Entwicklungen.412 

Mit den veränderten Aufgaben der Polizei ändern sich auch dIe Handlungs­
formen der Polizei. 

Die neue polizeiliche Ethik fordert wrbesserte \'erfahren zur Kontlikt­
beilegung, zur Kontliktvermeidung und zur Deeskalation. 

Bürgerorientierung und eine umfassende Qualitätsorientierung werden 
polizeiliches Handeln zunehmend bestimmen.413 

Was kann nun konkret getan werden. um diese Zukunftsperspekti\'en auch in 
die Praxis umzusetzen? Auf formaler Ebene können .Ä.nderungen nicht schlag­
artig eintreten, da es sich um einen langwierigen Prozess der Verhaltensan­
derung handelt. Meines Erachtens sind bei festem Willen zur Verbesserung -
insbesondere bei der Polizei führung und bei den Politikern - nicht \'0[ Ablauf 
von fünf Jahren echte Veränderungen zu erwarten . . 'vJareriell betrachtet sollen 

410 Straleglsche Erfolgsfaktoren In der 0ilen!ll(hen \er.\.lhu!1f k Henn.:.nn H1l1 .. l1'zJ f-k~:1~J: K.~2fe" 'H~ Q_i: .. ~~:- _:-}j 

erfolgsonentterte" Vef"\\ altungsmanagement \ Schnftcnrelht: da Hoch...:.-huk Src~ ef Bd_ i 1::" Spc~ er jV4: s ~ v ':- .:: 

411 Zur Frage der pohzelhchenAusblldung JU, eurOpJI~hCT PeP.>pc""il\.:'''~! R.:nner S-:huire :..n..! Rc';l \k'n:: D.:: f><---';,;e' ~::':: _·'L~ 
und Fortbildung und Ihr Blick auf eme europJI'Che Dmlcn;;,lOn In Ben:-Jl-..ch.;Il"I"'-:-hlel- he ... :t". J; Y' Hen (. - - :0C;. >;: ;.,~;~ 
Die Autoren ford~rn em Fach . .Euf(lr~l-..che P0Ilud .. unde eme Frt>rrj"rr-.l,:he .\ü .. tJ.'....~hr;"(';r:.:il"1r.1e .;nd Cl':- -\~:~.:~ c~r: 

Europalschen Pohzelakademle 

~12 SIehe Kapilel5 8 

413 SIehe Kapitel 5 -t 3 und 6 
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in diesen Veränderungsprozessen Eigenschaften herausgebildet werden, die 
auch für andere modeme Hochleistungsverwaltungen Gültigkeit besitzen.414 

Bedeutung der einzelnen Mitarbeiter, die viel stärker in den Mittelpunkt 
polizeilicher Überlegungen miteinbezogen werden sollten, Stichwort: 
"konkrete Personalentwicklungsplanung"415; 

tatsächlich praktizierte kooperative Führung als grundlegender Führungs­
stil; 

verstärkte Bürgerorientierung und 

ein neuer qualitativer Arbeitsstil im Sinne von Total Quality Management. 

Dieser Veränderungsprozess könnte in den folgenden neun Schritten realisiert 
werden, ohne dass dafür gesetzliche Änderungen erforderlich wären: 

(1) Es ist eine grundlegende Veränderung in den polizeilichen Denkstrukturen 
erforderlich. Die Polizei ist meines Erachtens zu stark in einem Denken 
von Fehler- und Risikovermeidung verhaftet und orientiert sich - was 
durchaus verständlich und auch notwendig ist - zu einseitig an den 
Vorgaben des Dienstherrn. Es ist deshalb ein eigenständiges polizeiliches 
Berufsethos zu entwickeln, das rechtsstaatlich abgesichert ist und auf eine 
umfassende qualitative Verbesserung polizeilicher Leistungen setzt, wobei 
die Bürgerorientierung einen Schwerpunkt bildet. 

(2) Zur Überprüfung dieses eigenen polizeilichen Weges ist eine ständige 
Rückkopplung erforderlich, die durch regelmäßig wiederholte Bürger­
befragungen, professionelles Beschwerdemanagement, umfassenden 
Wissens- und Erfahrungsaustausch mit anderen Behörden sowie interne 
und externe Qualitätsprüfungen und so weiter erzielt werden kann. Gerade 
die vielfältigen deutschen Polizeiorganisationen legen es nahe, den in der 
Privatwirtschaft verbreiteten Vergleich mit Mitbewerbern beziehungs­
weise Klassenbesten (benchmarking) auch bei den konkurrierenden 
Polizeien einzuführen. 

414 Hennann HilI und Helmut Klages (Hg) Qualltäts- und erfolgsonenuertes Verwaltungsmanagement (Schnftenrelhe der 
Hochschule Speyer Bd. 112) Speyer 1993. S 26 - 28 

415 V gl. z. B das PersonalentwIcklungskonzept fiIr den hoheren Pohzelvollzugsdlenst Berlm, Senatsverwaltung für Inneres, Ber­

Im, Auswahl von Beamtmnen und Beamten fur den höheren Pohzelvollzugsdlenst sowie über das Verfahren zur Auswahl und 

Förderung von Angehöngen des höheren Pohzelvollzugsdlenstes, Az 1II E - 0310 /1111, 1II 3-0405/23 vom 22 2 1994; vgl 
auch Thomas SaUelberger (Hg)' InnovatIve PersonalentwIcklung. Wiesbaden 1995 (3 Aufl) 
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(3) Die Polizei sollte in geeigneten Bereichen kollektire Selbstwrpj7ichl/lngen 
eingehen, diese veröffentlichen und somit einen Standard garantieren. 
Verpflichtungen dieser Art könnte die Streifentätigkeit in Gebieten sozialer 
Brennpunkte; Mindestzeiten für Erreichbarkeit: maximale Wartezeiten für 
Bürger, die Anzeige erstatten \\ ollen: Vermittlung \'on Opfern an pro­
fessionelle Opferberatungsstellen und so weiter sein. 

(4) Im Bereich von Führung und Per'>onal sollte die Interessenkongruenz \on 
Vorgesetzten und ,.Mitarbeitern" angestrebt werden, Es geht dabei um die 
Festlegung einer poli:eiinternen \ ertrallell5kllltur, Schlüsselbegriffe sind 
"coatching". "helfende und beratende Beziehungen", .. Transparenz der 
Personalentscheidungen", .. Freiräume für Selbstorganisation der \1it­

arbeiter". 

(5) Es sollten verstärkt Spie/räume :um E\perimemieren und zum Lernen 
geschaffen sowie neuartige polizeiliche Organisations- und Handlungs­
formen erprobt werden (yerstärkter Einsatz yon Projektgruppen, Einsetzen 

von Qualitätszirkeln, task forces usw. ). 

(6) Kommunikation nach innen und al/ßen schafft Qualität und wirkt yertrau­
ensbildend. Aus einem ständigen Dialog mit den .. Kunden" (ßürgernJ 
werden polizeiliche Strukturen und Abläufe für den Bürger transparenter. 

was Vertrauen schafft. 

(7) Das .. outside-in-Denken'·. also die Beurteilung einer polizeilichen Si­
tuation aus der Sicht der Bürger. ist bis\\eilen deutlich \'erbesserung~­
bedürftig. Man denke nur an die räumliche Ausstattung und die zum Teil 
chaotischen Zustände auf manchen ReYieren für den Anzeigeerstatter. an 
die bisweilen lückenhafte Kenntnis mancher Polizeibeamter bezüglich der 

Opferbedürfnisse und so weiter. 

(8) Polizeiliche Aus- und Fortbildung muss echte fachliche Kompeten:, auch 
in den neuerdings in den Hintergrund tretenden sogenannten harten 
Fächern, vermitteln. Viele der neumodischen schülerzentrierten C nter­
richtsformen mit ihren bodenlos-ubiquitären Ergebnissen haben mit 
Qualität schlicht nichts zu tun. Daher wird eine Fort- und Weiterbildungs-

offensive angeregt. 

(9) Die bisherigen polizeilichen Hilfsangebote für die unterschiedlichen 
polizeitypischen Belastungs- und Stresssituationen (i. G. z. allgemeinen 
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beruflichen Stressprophylaxe) sind unzureichend.416 Ein polizeieigenes 
Krisen- und Traumazentrum für beruflich schwer belastete oder schwer 
traumatisierte Polizeibeamte existiert nicht. Die vereinzelten psycho­
sozialen Betreuungsbemühungen von Bund und Ländern lassen zudem 
eine Vernetzung der einzelnen Aktivitäten vermissen. Für die vorwiegend 
emotional verletzten Polizeibeamten fühlt sich offenbar niemand zu­
ständig. Deshalb kommen geeignete Hilfsangebote regelmäßig zu spät 
oder werden von Personen geleistet, die die Polizeispezifika nicht kennen 
oder über keine professionelle Ausbildung zur Traumatabetreuung ver­
fügen. Analog zum Vorschlag von Baurmann und Schädler417 wird die 
Anregung unterbreitet, ein polizeiliches Krisen- und Traumazentrum zur 
Betreuung beruflich schwer belasteter oder schwer traumatisierter 
Polizeibeamter / -mitarbeiter als gemeinsame Bund-Länder-Organisation 
einzurichten. Daneben sollten verstärkt geeignete polizeiinterne Betreu­
ungsverfahren entwickelt werden, die solchen Beamten angeboten werden, 
die bei der Verarbeitung belastender Erlebnisse psychologische Hilfe 
benötigen. 

5.6 Polizeiliche Tugenden (Gerechtigkeit, Tapferkeit, Wahrheitsliebe) 

In Kapitel 2.6 der vorliegenden Arbeit wurden die Grundzüge der Dialogethik 
erläutert. Diese scheint eine besonders geeignete Methode für die Polizei zu 
sein, ihrer zentralen Aufgabe, Konflikte beizulegen, nachkommen zu 
können.418 Die Dialogethik verzichtet bewusst darauf, bestimmte Moralkodizes 
aufzustellen oder bestimmte materielle Tugenden aufzulisten. 

In diesem engeren polizeiethischen Zusammenhang kann meines Erachtens auf 
die Diskussion berufsspezifischer Polizeitugenden nicht verzichtet werden.419 
Jede Tugend hat drei Eigenschaften: 

(1) Sie ist auf das Erreichen eines spezifischen Zweckes ausgerichtet. 

(2) Sie versetzt den einzelnen in die Lage, seine soziale Rolle auszufüllen. 

416 Vgl KapItel 5 312 und 5 313 

417 Michael C Baunnann und Wolfgang Schadler. Konzept für em Trauma- und Knsenzentrum. 1995 

418 Klenbaum (Hg). Funkhonsbewertung der SchutzpolIzeI. Düsseldorf 1991, S 9 und 10 m w N 

419 Emst-HeIillichAhlf Pohzeaheone? In. DIe POlIzei, Jg 80, Heft 5, 1989, S 109 (117f,) 
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(3) Sie ist eine Eigenschaft. die nützlich für den subjektiven. beruflichen 
Erfolg des einzelnen ist.-l20 

Im Lauf der Geschichte lässt sich deutlich der \Vandel unterschiedlicher. oft 
nicht miteinander zu vereinbarender Tugenden nachweisen42l . so das~ selb~t in 
der europäischen Philosophietradition eine einheitliche Kemvorstellung fest­
stehender Tugenden bestritten wird. Diese ambi\alente Situation hängt damit 
zusammen, dass die Maßstäbe für Tugenden \'on der jeweils herrschenden 
Realität (Praxis) abhängen. die sich permanent verändert, Jede Praxis hat abo 
ihre eigene Geschichte. wobei das Wesen der Praxis z\\ ei Ausprägungen auf­
weist: Praxis besteht zum einen dann. die je\\eils relevanten. techmschen 
Fertigkeiten zu realisieren. zum anderen darin. in welcher Art und \\'else die 
Praxis bestimmte Vorstellungen über rele\·ante \Verte / Güter. aber auch 
(Lebens-) Ziele befördert oder verhindert, Der Eintrin in solch eme Praxi~ 
bedeutet mithin, zu denen in Beziehung zu treten. die sie gegem\ ärtig ausüben. 
dominieren und repräsentieren. Die~ bedeutet heute. Beziehungen zu den 
modernen Institutionen aufzunehmen. die die Praxis m \ ielerlei Hinsicht auf­
rechterhalten / bestimmen, MacIntyre422 hat überzeugend die komplexen 
Beziehungen zwischen der gegenwärtigen Praxis. den bestehenden Institu­
tionen und den jeweiligen Tugenden beziehungsweise Cntugenden und die sich 
daraus ergebende "charakteristische (kausale) Ordnung" herausgearbeitet. 
Danach gefährden die gegenwärtige Praxis und die Institutionen der modemen. 
kommerziell ausgerichteten Leistungsgesellschaft zumindest einige der tradi­

tionellen Tugenden. 

Wenn jetzt für die Bewahrung polizeispezifischer Tugenden plädiert \\ lrd, so 
mag dies antiquiert erscheinen und widersprüchlich wirken. Aber die normatl\'e 
Bindung der Polizei insbesondere an die Grundrechte. die Gemeinwohl­
orientierung der Polizei und deren Fähigkeit zur Konfliktbewältigung yerlangen 

meines Erachtens. dass zumindest die drei Tugenden 

Gerechtigkeit. 

Tapferkeit und 

Wahrheitsliebe 

4~O Alasd31f \laclntjre Der Verlust der Tugend Fran~fun am :\lJ.m und '\C\\ '10n.. jG-,- S :.!<J 

·CI Ebd S 2-U. fund 250 
.. C!~ Alasdatr MacInt~re Der \erlu~t der TUfend Frank.furt am \l.un unJ ~e\\ 'ort.. jY'- S :f<f,1 :61 
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einzufordern sind. Dieser schmale Tugendkatalog entspricht weitgehend den 
herrschenden und von Weiß herausgearbeiteten polizeilichen Wertemustern, 
nämlich dem Verantwortungsbewusstsein, der Ehrlichkeit, der Toleranz und der 
Hilfsbereitschaft. 423 

Gerechtigkeit verlangt, dass das sogenannte polizeiliche Gegenüber nach 
seinem Handeln und nicht nach seiner Beschwerdemacht beurteilt wird, und 
dabei einheitliche, sachliche Maßstäbe fair angewandt werden. 

Tapferkeit verlangt, dass Polizeibeamte aus Sorge, Anteilnahme und zum Schutz 
anderer Personen und Institutionen bewusst Gefahren auf sich nehmen. 

Wahrheitsliebe gewährleistet den Fortbestand des Vertrauens der Bevölkerung 
in die Polizei. Ohne Wahrheitsliebe der Polizeibeamten ließe sich eine Ver­
trauensbeziehung zwischen der Polizei und der Bevölkerung nicht aufbauen. 
Dabei verstehen sich die Bürger in zunehmendem Maße als "Interaktionspart­
ner staatlichen Handeins" und fordern neben der Rechtmäßigkeit der Regelung 
(z. B. eines polizeilichen Eingriffs) verstärkt einen sozial angemessenen 
Vermittlungsprozess. Die konfliktmindernde Wirkung dieser Interaktionsform 
ist in der Literatur hinlänglich beschrieben worden.424 Ein solcher Inter­
aktionsprozess würde ohne die entsprechende Wahrheitsliebe der Beamten nicht 
stattfinden können. 

5.7 Polizeiliches Führungsverhalten 

5.7.1 Ethiksozialisation polizeilicher Führungskräfte 

Polizeiliches Führungsverhalten ist - soweit ersichtlich - aus ethischer Sicht 
noch nicht empirisch untersucht worden.425 Deshalb lässt sich das in der 
Privatwirtschaft weitgehend nachgewiesene opportunistisch geprägte 
Führungsverhalten426 nicht ohne weiteres auf die Polizei übertragen. Wenn sich 
jedoch in der Gesellschaft insgesamt der Trend zum Eigennutz durchsetzt und 
auch von den gesellschaftlichen Eliten praktiziert wird, dann fällt es schwer zu 

423 PFA-Schlussbencht über das Seminar Konfhktfählgkelt der Führungskraft, Steigerung der persönlIchen Kompetenz vom 
I - 5 3 1993 und vom 7 - 10 3 1994. S 20, SIehe KapItel 5.3 16. 

424 Hans-Peter Schmalz}' Emsatz bel demonstrativen AktIOnen, In: Frank Stern (Hg) Brennpunkte der Pohzelpsychologle Stutt­
gart 1990, S 71 f 

425 WeIß hat allenfalls Randbereiche des FührungsverhaItens behande1t; sIehe KapitelS 314 und 5 3 ]5. 
426 SIehe Kapitel 3 4 
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glauben, dass ausgerechnet die Führungskräfte der Polizei hief\ on aUS2e-
nommen sein sollten.427 -

Die heutige Ethiksozialisation von Führungskräften unterscheidet sich \'on der 
früherer Zeiten schon dadurch. dass die in Kindheit und Jugend vennittelten 
Werte im Berufsleben keineswegs mehr selbst\ erständlicher Teil eines eInheit­
lichen Wertesystems sind. Die in Kindheit und Jugend ausgebildeten \\'ert­
vorstellungen werden nicht mehr durchgängig im pri\'aten \\ ie im Berufsleben 
bestätigt oder gefestigt. Oft leben die Führungskräfte deshalb in einer . .zwei­
Welten-Moral"; In ihrer Familie gelten häufig überkommene Werte und im 
beruflichen Alltag diejenigen. die der Beruf oder GruppenplausibIlitäten mit 
sich bringen. 

Manche Polizei vorgesetzte haben auch ein taktisches Verhältnis zu ethischen 
Fragestellungen entwickelt: 

Sie verwenden bisweilen einen appellati\ en Redestil. der nicht der Cber­
zeugung der Mitarbeiter. sondern der geschickten tberredung auch mittels 
manipulativer Techniken dient. Deshalb werden Fragen nach dem Warum 
oft nicht gestellt und Bemühungen unterlassen. gemeInsam nach .. guten 
Gründen" zu suchen oder das bessere Argument zu finden (argumentaü\ er 
Redestil). So kann weder der notwendige Konsens z\\ ischen Vorgesetzten 
und Mitarbeitern erzielt noch eine Vorgesetztenhaltung ent\\ ickelt werden. 
die auf gegenseitigem Vertrauen beruht. 

Zur Verbesserung der ethischen Qualität von Entscheidungsprozessen 
gehört, das Entscheidungsergebnis zu begründen oder die :\1itarbeiter durch 
bestimmte Verfahren daran zu beteiligen. Deshalb genügt es nicht. dass der 
Vorgesetzte die richtigen Entscheidungen trifft. Dieselben müssen auch für 
die Mitarbeiter nachvollziehbar sein. damit sie von ihnen auch akzeptiert 

werden können. 

4::i Für die analooe SltuJIIOn bei den \on:;:"'clltcn iO deT otTenth.:hen \erv.J.hung: G0un).. \\e ... e:- Pr0k'f0;i1-e:-.::: z,;;, e ;-,~; L -.. e:­

suchung der ~orruPtion In der \'en\al~ung In .-\nhur Benz und \\(llf~a.nf Selbei IHg , Z .... l,htn l\.(\(,~~T::'ll0n ur.,';: l\.0'c-'f-{·­

on 199]:. S 295 (3081. eberoo Bemd \\ahec \\ertc\\andd und \\.1." i501 der \\.1.'1de-! \\cr! ~ In- P0hu. heule J~ :! He';:. :~~ 

S . .J.l (35) 
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5.7.2 Kooperativer Führungsstil (KFS) 

Der bei der Polizei anzuwendende kooperative Führungsstil (KFS)428 hat sich 
bisher als wenig durchsetzungsfähig erwiesen.429 Der Hinweis auf Ziffer 6.3 des 
Programms Innere Sicherheit - Fortschreibung 1994, wonach in der Polizei die 
Grundsätze des kooperativen Führungssystems anzuwenden sind, löst das 
Problem jedoch nicht. Wie komplex und wandelbar Führung ist, hat kürzlich 
Amshoff nachgewiesen.430 Amshoff kommt zusammenfassend zu dem Er­
gebnis, dass es generell keinen "one best way" in der Führung gibt.431 Dies muss 
für die Polizei im besonderen Maß gelten. 

Hildebrandt432 hat die Auffassung vertreten, dass die höchsten polizeilichen 
Führungsebenen ihre eigene Unfähigkeit zu führen an die niederen Ebenen 
abgegeben hätten und fordert deshalb, gezielt das Instrument der Personalent­
wicklung bei der Polizei einzuführen sowie die praktizierten Karriereverfahren 
transparent zu machen. 

Helfer und Siebel433 hatten schon 1975 aufgrund ihrer eingehenden Untersu­
chung zum Berufsbild des Polizeivollzugsbeamten als zentrales Ergebnis heraus­
gestellt, dass die Polizei einen einzigartig komplexen Verwaltungsbereich dar­
stelle, der mit den übrigen Zweigen der staatlichen Verwaltung nur äußerst schwer 
zu vergleichen sei. Die Polizei sei eine Einrichtung sui generis, kein homogenes 
Ganzes, sondern ein Zusammenschluss von Subsystemen. Im Hinblick auf die 
höchst unterschiedlichen Funktionen und die entsprechenden Qualifikationen 
stellten Helfer und Siebel fest, dass es wohl kaum einen anderen Bereich der staat­
lichen Verwaltung gebe, der in ähnlich vielschichtiger Weise strukturiert sei. 

Für solch eine komplexe Organisation kann es meines Erachtens auch keinen 
einheitlichen, exklusiven Führungsstil geben. Die allenthalben beklagte 
mangelnde Durchschlagskraft des kooperativen Führungsstils innerhalb der 
Polizei434 könnte auch damit zusammenhängen, dass ein derart allgemeines 

428 V gl. ZIffer 6.3 des Programms Innere SIcherhelt - FortschreIbung 1994 

429 BezeIchnend Ist dIe neuere Kontroverse zWIschen LIll und Burghard zum kooperativen Führungsstil, vgl KR 94, 785 und KR 
94.786 

430 BemhardAmshoff Personalführung m der Demokrane- MenschenbIld und Führungsshle In. Pohzel-FührungsakademIe (Hg) 

Schlussbencht über das mternatIOnale Semmar "Pohzelmanagement m Europa" Mimster 1993, S 181 f 
431 Ebd, S 191 

432 Helmut Htldebrandt' ProfessIOnelle Pohzel Stuttgart 1990, S, 122 f. 

433 ChrIShan Helfer und Wigand Siebei: Das Berufsblid des Pohze!vollzugsbeamten. 1975, S 601,602 SOWIe 1420 

434 DIe BedeutungsloslgkeIt des kooperaUvenFtihrungsstiis In der polIzeIlIchen PraxIs ISt auch empmsch belegt worden (vgl. Kien­
baum (Hg) Funktlonsbewertung der SchutzpolIzeI. Dusseldorf 1991, S 19) 
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Konzept viel zuwenig die spezifischen Einflussbereiche der Führung erreicht. 
Zudem hat sich der Bedarf an Führung auch inhaltlich ge\\andelt. Der Vor­
gesetzte muss heute viel mehr als früher aus der Rolle des Koordinators. 
Kontrolleurs und Anweisers heraus- und zunehmend in die Rolle des kom­
petenten Beraters und des .. Mädchen für alle~·· hineinwachsen. 

Franke435 hat aus ethischer Sicht überzeugend diagnostiziert. \\ arum der 
Transfer des kooperativen Führungsstils4Y6 m die polizeiliche Praxis proble­
matisch und so schwer zu realisieren ist. Seme Therapie. nämlich Problem­
lösungsansätze in personeller und struktureller Hinsicht anzudienen. \\ irkt 
dagegen wenig überzeugend. Franke hat für die zögernde Durchsetzung des 
KFS sieben Gründe herausgearbeitet: 

(l) Er weist auf die historische Ahstammllllg der Polizei vom Jfllitiir hin. 
Demzufolge komme auch heute noch den festen hierarchischen Strukturen 
und dem Befehl-Gehorsam-Schema konstitutive Bedeutung zu. so da~s der 
KFS in den Augen vieler Polizeibeamter lediglich dekorative Bedeutung 
besitze. 

(2) Franke hebt auf die ,"·/ormenj7ur ab. Die zunehmende Verrechtlichung und 
kaum überschau bare Anzahl untergesetzlicher Bestimmungen habe die 
Polizei auf die Rolle eines Ausführungsorgans reduziert mit der Folge. das~ 
bei den Bediensteten eine restriktiv und gesetzespositivistische Dienst­
einstellung im Polizeialltag vorherrsche. Der KFS wirkt insofern dys­
funktional, da er zum Engagement. zum Mitdenken. zum \1itentscheiden 
und Mitverantworten. jedoch nicht zum bloßen Vollzug auffordere. 

(3) Der KFS sei als theoretische Konzeption immer dann überfordert. \\ enn er 
nicht in der Realität prakti::.iert und durch organisatorische \laßnahmen im 
Polizeialltag nachhaltig unterstützt und gefördert werde. Wenn die \lit­
arbeiter die Realität als Umkehrung der theoretischen Konzeption erleben. 
könne der Transfer des KFS in die Praxis kaum gelingen. Ein bloßes 
appellatives Einführen des KFS reiche für dessen Implementation nicht 

aus . 

.. n:; Slegfned Frank.e Fuhrung und Ethik .. In PF.\-S-chntlcnn:Jht":' j'-N' 5 .31 'ft 

-136 RobertAltrnann und GUnter Bemdl Grundbgen kooper.lll\Cr Fuhrun~ ,Grundr;~, urd F...:~:"'".~;~ et;re B": l' LJr.~" .... ;,. -",,: :. 

erweHerte und neubearbeucic Autl I 
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(4) Die politische Einflussnahme im Polizeialltag, auch wenn sie sich nur im 
vorauseilenden Gehorsam manifestiere, schränke die Entscheidungs- und 
Handlungsfreiheit der Mitarbeiter ein, löse parteigebundene Profilierungen 
und Aktivitäten aus und beeinflusse in erheblicher Weise die innerdienst­
lichen Interaktionen, so dass der KFS in der Polizeipraxis seine Bedeutung 
einbüßen müsse. 

(5) Der KFS erfordere ein erhebliches Maß an Zeit. Denn Beratungsgespräche, 
Entscheidungsfindungen, Zielfestlegungen und so weiter seien ausge­
sprochen zeitintensiv. In der oft typischen Hektik des Polizeialltags wirke 
sich der KFS bisweilen kontraproduktiv aus. 

Über die Bedeutung des Faktors Zeit ist meines Erachtens bei der Ein­
führung des KFS viel zuwenig nachgedacht worden. Mit Möllers437 ist die 
Zeit bei allen Entscheidungsprozessen eine handlungsbestimmende Kate­
gorie. So schränkt Zeitmangel die Möglichkeiten zur Konsensbildung ein 
oder bricht sie sogar gänzlich ab. Der Zeitfaktor bestimmt das Ausmaß der 
Transparenz, die ihrerseits notwendige Voraussetzung für erfolgreiche 
kommunikative Beteiligungsprozesse ist. Bei der Polizei muss schon 
wegen der typischerweise mangelnden Zeit die Enttäuschungsquote beim 
KFS größer sein als die Befriedigungsquote. 

(6) Häufen sich die Überstunden, werde der Polizeibeamte auf Dauer über­
fordert, seien die Stressfaktoren zu zahlreich, komme es leicht zu Beruf­
sunzufriedenheit und Demotivation. Es erlahmten dann das für den KFS 
erforderliche Engagement, das Interesse und die Motivation, sich an­
spruchsvoll im Sinne des KFS einzubringen. In solchen Stresssituationen 
werde der KFS nur noch als ein raffinierter Trick des Vorgesetzten ange­
sehen, den Mitarbeiter zu noch größerer Dienstleistung und noch besserer 
Diensterfüllung zu veranlassen. 

(7) Schließlich weist Franke auf das Vorgesetztendilemma beim kooperativen 
Führungsstil hin. Zum einen müsse der Vorgesetzte in der Lage sein, für 
das eingeforderte größere Engagement und für die verstärkte Eigeninitia­
tive der Mitarbeiter auch die entsprechenden Freiräume zu schaffen. Dies 
scheitere jedoch sehr oft an den festen Zuständigkeits- und Zeitregelungen 
in der Polizeibehörde. Zum anderen müsse sich der Vorgesetzte auf eine 

437 Hennann Möllers, Ethik 1m Pohzelberuf Stuttgart und andere 1991, S 172/ 173; unter Bezugnahme auf Nlklas Luhmann: 

OrgamsatlOn und EntscheIdung In Niklas Luhmann (Hg) SOZIologIsche Aufklärung (Bd. 3) Opladen 1981, S 335 ff. 
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dichtere Kommunikation einlassen und dürfe sich kommunikati\ nicht 
hinter amtlichen Fassaden verschanzen. Er müsse ferner erhebliche Zeit für 
die Kommunikationsprozesse aufwenden. um ein wrgleichbar kleines 
Problem zu lösen. das wegen bestehender und bisweilen auch bekannter 
Meinungsunterschiede unter den :v1itarbeitern von \'ornherein kaum 
konsensfähig erscheint. In derartigen Situationen herrsche dann ein nach 
allen Seiten offenes allgemeines Taktieren \"0[. und es bestehe die Gefahr. 
dass Entscheidungen dann nicht nach sachlichen Kriterien. sondern nach 
dem schlichten Mehrheitsprinzip getroffen werden. 

Die Lösung sieht Franke in einer idealen Führungspersönlichkeit. die ~ich 
durch geistige Wendigkeit und Aufgeschlossenheit bei gleichzeitiger 
Standfestig- und Belastbarkeit auszeichne und die sich nicht dem allge­
meinen Trend zum Egalitären und :\iwllierenden anpasse. Polizeiführer 
mit einem ausgeprägten Wertbewusstsein und einer gefestigten Wert­
haltung müssten sich bereitwilliger den Herausforderungen der Zukunft 
stellen. Grundgesetzkonforme WerteinsteIlungen und Werthaltungen 
trügen zum Funktionieren des KFS und zur Optimierung partizipatl\ er 
Führungspraktiken bei:B8 

Abschließend stellt Franke ernüchternd fest. dass wegen der hierarchi­
schen Poli:eistrukturen eine . .Yöllig harmonische Zusammenarbeit von 
Polizeiführern und Mitarbeitern nicht praktikabel" sei.-+39 

Zusammenfassend kann festgestellt werden. dass grundsätzlich am KFS fest­
zuhalten ist. aber darüber nachgedacht werden sollte. ob er ausnahmsloslo~ in 
allen Bereichen der Polizei einzusetzen ist. Derzeit steht der KFS nicht immer 
in Einklang mit der innerbehördlichen Organisationsgestaltung. Dies belegen 
entsprechende empirische Befragungen zum KFS in der Polizei.-Wü 

Da Vorgesetzte ihr Führungsverhalten häufig anders als die ;..titarbeiter 
einschätzen. sollten neue Verfahren wie die \ orgeset:tenheurteilllng oder das 
Einschät:en des Fiihrullgsrerhaltens der \ orgeset:ten durch die .Hitarheuer 
eingeführt werden, um einen Beitrag zur Einstellungs- und Verhaltensänderung 
beim Vorgesetzten zu leisten. Die Gefahr eines eventuell eintretenden Auto-

.;38 Siegfried Franke Fuhrung und Ethik. in PF-\-Schnflenrelhr. ~ 1(;;91. S .!l \gl ..;s..~h B-t"'T.-d \\ ... ;!::~ \\::l"!-:-... .l:":~x. "':!'"J':; 

Was Ist der \\'ande1 \\ert'1 In: Poliul heule Jf 2.1 Heil 2 1 QQ,:' S ~,36 '. 

m Ebd .. S 42 
+W Max Herrnanutz und Knud ElLe Buchmann Die moln J.ll0n3.le Slluat10n mder POhzei In PF>\·$.i:h!ülenrelht': . w: 5 -~~: 

081. \ gl. auch ~ta."\ Hermanulz und Knud Elt..e Buchmann -\rl.'oe!ls.zufned~nheg In DIr PC'!,Ul Heil! ;'Nl 
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ritätsverlustes des Vorgesetzten sowie die Belastung, die sich aus der Konfron­
tation mit negativer Kritik an seiner Führung ergeben kann, wird angesichts der 
Chancen, die die Veränderung bietet, als vergleichsweise gering eingeschätzt. 

Jedenfalls sollten Vorgesetzte Entscheidungskompetenzen im Hinblick auf die 
Leistungsfähigkeit und die Motivation der Mitarbeiter soweit wie möglich auf 
die Ausführungsebene delegieren.441 

Walter442 ist der Auffassung, dass das überkommene System der Befehls- und 
Gehorsamsstruktur passe sei. Seiner Meinung nach ist es an der Zeit, eine 
Beschäftigungsphilosophie zu entwickeln, in der die persönlichen Bedürfnisse 
des Mitarbeiters und die Forderungen des polizeilichen Alltags produktiv 
zusammengeführt werden. Dafür sei es notwendig, sich von sklerotischer Büro­
kratie, sinnlosen Hierarchien und falschem Prestigedenken zu trennen. Da die 
Demotivation in der Polizei gerade bei jungen Mitarbeitern recht groß sei, 
müssten sich Vorgesetzte mit Mitarbeitern abfinden, die von der "Vergeblich­
keit aller großen Alternativen" überzeugt seien. Insbesondere die Polizei­
beamten in den neuen Bundesländern fühlten sich überfordert, unterbezahlt, von 
Vorschriften schikaniert und von der Öffentlichkeit nicht ernst genommen.443 

Der kooperative Führungsstil befreit bekanntlich nicht von der Last, Ent­
scheidungen zu treffen. Auf zwei typische Entscheidungskrankheiten soll in 
diesem Zusammenhang hingewiesen werden. Zum einen kann der Vorgesetzte 
deshalb keine Entscheidung herbeiführen, weil andere noch nicht entschieden 
haben. Dies ist häufig der Grund dafür, lange Ketten von Mitzeichnungs- und 
Beteiligungsleisten zu bilden, die oft nichts anderes sind als "Entscheidungs­
verschiebungsmaßnahmen". Aus der Sicht des Letztentscheiders wird über 
solche Mitzeichnungs- und Beteiligungsketten sein Entscheidungsdruck 
"gelöst" und in etwas völlig Risikoloses transformiert. Die eigentliche Ent­
scheidungsverantwortung wird damit quasi aufgehoben. Zum anderen wird 
bisweilen nicht an der Sache selbst, sondern über Risiken entschieden, die im 
Zusammenhang mit der Entscheidung stehen könnten. Solche Entscheidungen 
haben lediglich zum Ziel, Risiken zu begegnen, zuvorzukommen oder auszu­
weichen. Derartige "Vorbeugungs-Entscheidungen" sind lediglich reflexiv. Sie 
führen weder zu einem intensiveren Nachdenken über den eigentlichen Ent-

441 Vgl Programm Innere SIcherheit. FortschreIbung 1994, ZIffer 6 3, 2 Absatz 

442 Bemd Walter Wertewandel und Was Ist der Wandel wert? In PolIzeI heute, Jg 24, Heft 2, 1995, S, 34 (36), 

443 So 1st nach Walter dIe zunehmende RespektlosIgkeIt der Bevölkerung gegenüber der PolIzeI ebenso bezeichnend wie dIe Tat­

sache, dass bel den JugendlIchen die PolIZIsten den ZWeiten Platz unter den Berufsgruppierungen emnehmen, über die man die 
meIsten Witze macht (vgl Bemd Walter a a. 0 , S 34 (38)) 
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scheidungsgegenstand noch tragen sie dazu bei. die Inforn1ations- und Be­
wertungsbasis für die Entscheidung zu vertiefen. ~1it solchen reflexiven 
Entscheidungen wird lediglich eine zweite Entscheidungsebene aufgebaut. auf 
die sich der Entscheider risikoprognostizierend und ständIg .. bremsend·· zurück­
ziehen kann.444 

5.7.3 Ethische Aus- und Fortbildung ,"on Führungskräften 

Die oben beschriebene Legitimationskrise des Poli:eietho5 ist damit eine 
Legitimationskrise der Polizei selbst. in deren ~1ittelpunkt die Führungs­
problematik stehen dürfte . .J45 Zu einer reflektierten und kompetenten ethischen 
Güterabwägung im Führungsverhalten könnte das von ~1cCo:..J46 entwickelte 
Stake-Holder-Modell beitragen. 

"Stakes" sind Hölzchen. die Jemand im Spiel hat. Diese stakes versinnbildlichen 
die unterschiedlichen Interessen und Einflussgrößen bei Führungsentscheidun­
gen. Bei Führungsentscheidungen möglichst alle Faktoren zu berücksichtigen. 
ist im Prinzip nichts Besonderes. doch anscheinend erbringt die systemati-sche 
Berücksichtigung dieser Eintlussgrößen in der Gesarntschau immer wieder eine 
spezifische Erhellung ethischer Problematiken. da in bestimmten Situationen 
oft nur ein stake, das vordergründig im Mittelpunkt steht. berucksichtigt \\ ird. 
die anderen dagegen als zweitrangig oder gar lastig empfunden werden.,u- Die 
ethischen Implikationen der stakes gleichen. falls sie unbeachtet bleiben. 
Boomerangs, "that return \\ith credit or blame ... .J4S 

Damit rückt die Aufgabe einer ethischen Aus- und Fortbildung von polizeilichen 
Führungskräften in den Mittelpunkt. die wegen des unmittelbaren Berufsbezugs 
und der Komplexität der Fragestellungen nicht ausschließlich - \\ ie bIsher 
üblich - Polizeipfarrern überlassen werden darf . .J49 Denn Führungsethik ist 

notwendiger Bestandteil der Polizeiethik. 

m Hermann ;\'föllers Ethik im Pohzelberuf StultgJ.rt und Jßd:?re 19')1. 5_ 16$. cnJ i6\} 

-l-4'i Ebenso \fax Heml3flutz und Knud Eü;:e Buchmann Die mOIl\,luonlk Si:UJ!.J0n In c~r P0:11;,;l In 'H~ PF.o\-S~h:;-f:,,;-:-..:;: ;"1;: 

2/1991. S 73 (80 und 82 f I. 

..I-l6 C McCo) Management of\'aluö Bo .. ton London und :\Ielooume jQ-S5. \~1 ;mch H:!T'~E,n \h .... E~r~ .:.- J 0 5 ~~:-" 
+;7 Karl WiJhelm Dahm Erhlkbedarf und \Ianager~hulung In Pohzel~Fuhnmf-..aladen"e Fa...::tnr",!":.,hubl....,hJj...r,g ~~: P.:>-

zel. Milnster 1989. S 57 (661 
-148 Wenn z B. em Fuhrungsgrund:c.atz dann tx-,tehl. d3" die Fuhrunf,}"r.:.fl ....;!gl \1,3.."!- ~l"" lui .rrJ t"r;"'f'Tl:..:r....,.rJd :--3.J..,,6.:;>,:. ~-o~ -. t:­

langt dieser Grundsatz ~~t recht Wa.s die Fuhrungskratl fiI-.:ht oifen "-J.ft (\j..,.f tut d,:uf m .;,t>-,~ e-'::'1h:.:-'t oe, Beir.:'i:::-Tlt:: ,.t :-K~'­
falls vollzo!!en \\ erden Lberzeu2uneSmHtei ~md al~o \ orol!dhch-.:'- \ertuilen unJ J1gum-::-ni"::!: '< e 1\.~"""mur:ü,~L",r 

44g Ebenso Th~mas Kubera. Johann;s S~huhe und \llchael Stem Pollul und l mi'rr!?hme"'~;"'"Jlnr Ted I und II Ir D'P - ........ " 

S 220 (223). 
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Zu Recht weist Morie450 auf die ethischen Aspekte der Fürsorgepflicht von 
Vorgesetzten hin. Die Fürsorge eines Vorgesetzten sei nicht nur auf den 
materiell-finanziellen Bereich begrenzt, sondern reicht viel weiter und betrifft 
auch die sogenannte geistig-ideelle Perspektive, wie zum Beispiel. berufliche 
Förderung, Anhörung und Beratung des Mitarbeiters, Delegation von Auf­
gaben und Verantwortung, Transparenz der Führungsentscheidung und Partizi­
pation am Entscheidungsprozess. 

In den USA werden seit längerer Zeit erfolgreich Corporate- Ethics-Programs 
durchgeführt.451 Es handelt sich hierbei um unternehmensbezogene ethische 
Trainingsmaßnahmen, die aus einer Mischung von Theorievermittlung, prak­
tischen Übungen und interaktionspädagogischen Lernverfahren bestehen. So 
werden zum Beispiel. Modelle anwendungsbezogener Ethik vorgestellt, Wert­
maßstabsanalysen eigener und fremder Unternehmensleitlinien oder Führungs­
grundsätze diskutiert, im Rollenspiel praxisbezogene Fallbeispiele erprobt, aber 
auch im eigenen Betrieb konkrete Befragungen zur Ermittlung des jeweiligen 
"Wertesystem-Screenings" durchgeführt. Es handelt sich hierbei um leitlinien­
orientierte Ethikinterviews am Arbeitsplatz auf den verschiedensten Führungs­
ebenen und in unterschiedlichen Unternehmensbereichen, die dann zu Ethics­
Profiles des Unternehmens beziehungsweise der Organisationseinheit zu­
sammengefasst werden. Derartige Trainingsseminare sind - soweit ersichtlich 
- in der deutschen Polizei noch nicht praktiziert worden. 

Der Ertrag derartiger ethischen Fortbildungs- und Schulungsmaßnahmen 
(Corporate-Ethics-Programs) von Führungskräften scheint vielversprechend. 
Bei der Untersuchung von Keogh452 wurden amerikanische Großunternehmen 
danach befragt, wie sich die Schulungsprogramme der Corporate-Ethics­
Programs auf die Führungskräfte ausgewirkt haben. Die Leitungen sämtlicher 
Firmen erklärten, dass die Schulungsprogramme eine außerordentlich positive 
Wirkung auf die Identifikation der Führungskräfte mit der Firma gehabt hätten. 
Die beteiligten Führungskräfte betonten, dass im Zuge der Schulungsmaß­
nahmen endlich über lange Zeit bestehende Konflikte behandelt, Unklarheiten 
oder Isolationsgefühle in wichtigen Wertauffassungen geklärt und Gruppen­
plausibilitäten entwickelt werden konnten.453 

450 RolfMone DIe FürsorgepflIcht des Staates gegenuber semen PolIzeIbeamten In: DIe PolIzeI, Jg 85, Heft 3,1994, S, 81 f 

451 Karl Wilhelm Dahm, EthIkbedarf und Managerschulung In, PolIzeI-FührungsakademIe, FachhochschulausbIldung der PolI­
zeI Munster 1989, S 57 ff (63 f) 

452 J Keogh (Hg)' Corporate Ethlcs New York 1988 

453 V gl Karl Wilhehn Dahm Ethikbedarf und Managerschulung In Pohzel~Führungsak:ademle. FachhochschulausbIldung der 

PolIzeI Munster 1989, S 69 und 70, vgl. auch Horst Stemmann und Albert Löhr: Grundlagen der Unternehrnensethlk Stutt­
gart 1994 (2, überarbeItete und erweiterte Aufl), S 175 
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5.7.4 Motivationsförderung 

Die Förderung der Mitarbeitermotivation ist seit jeher ein zentrales Anliegen der 
Polizeiführung, das entscheidend auf den Erfolg beziehungsweise .\Iisserfolg 
der zur Zeit angelaufenen unterschiedlichen Polizeireformen wirken dürfte. 
Dabei ist hervorzuheben. dass sich die .\Ioti"ation der Polizei beamten im 
Wandel befindet und sich damit auch die Einstellung gegenüber der Leistung 
ändert.454 Denn Leistung ist bekanntlich ein Produkt aus Fähigkeit (Ergebni:-. 
von: Ausbildung, Erfahrung und Eignung) und .\loti"ation. 

Die Projektgruppe ,.Motivationsförderung" des Bayerischen Staatsministe­
riums des Innern schlägt ein Gesamtkonzept \'on 12 bereits in der Pri\'at­
wirtschaft erprobten moti\'ationsfördernden \laßnahmen \ or. die meines 
Erachtens in allen wesentlichen Bereichen auch als Leitlinie für die Polizei 
gelten können.455 

(1) Schaffung eines poli::eilichen Leitbilds. das auch zur Verbesserung des 
Images der Polizei beitragen kann. 

Im Leitbild werden die strategischen Ziele der Polizeiarbeit zusammen­
gefasst. Ein positives Image der Polizei in der Be\'ölkerung \\ irkt auch auf 
die Polizeibeamten deutlich moti\'ationsfördernd. Deshalb müsste es 
zentrales Anliegen der Polizei sein. zur Verbesserung des Image.!:'6 eine 
intensivere externe und interne Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben. 

(2) Verbesserung der Führung durch Vorgesetzte 

Es sollten ::eitgerechte Fiihrungsrichtlilliell erlassen werden. die folgende 
Punkte zumindest berücksichtigen: 

kooperativer Führungsstil als Grundsatz:45~ 

Führung durch Vereinbarung \'on Zielen: 

noch stärkere Delegation von Verantwortung: 

454 Vgl 'YeIß. KapitelS 3 15 
-155 Bayensches Staatsmmlstenum de,;;, Innem I Z - :\IQH\ J!l0o ... i0-rJ::ruo:; dm..-:h );;.:;'n-mor 1.iCe- F.ll.~.-:':·'":.>r. 1m 0;:-:?:;:.:~ ~ .. ::- [)-;,':>' 

MilOchen 1995 
-156 Stehe Kapitel 5 5 1 

-15- Stehe Kapitel 5 7 2 
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Pflicht des Vorgesetzten, seine Mitarbeiter zu fördern; 

Institutionalisierung von freiwilligen Vorgesetztenbeurteilungen; 

- regelmäßige Mitarbeitergespräche; 

Pflicht des Vorgesetzten, neue Mitarbeiter ausführlich und eingehend in 
den Dienst einzuführen; 

systematische Fortbildungsplanung für den einzelnen Mitarbeiter. 

(3) Verstärkte Anerkennung von Leistung 

Da Anerkennung von Leistung ein zentraler Motivationsfaktor ist, sind 
neue Anerkennungsverfahren und -formen zu erproben. Sämtliche Be­
förderungsmöglichkeiten sollten ausgeschöpft und Stellenobergrenzen 
gegebenenfalls geändert werden. Beförderungen sind noch stärker an den 
objektivierbaren Leistungen des Beamten auszurichten. Es wird empfoh­
len, neue, leistungsbezogene Gehaltsanteile einzuführen und viel stärker 
als bisher immaterielle Leistungsanreize zu schaffen. 

(4) Optimierung der Arbeitsinhalte 

Attraktive Arbeitsinhalte mit den notwendigen Freiräumen beeinflussen 
stark die Motivation der Mitarbeiter. Deshalb sollten durch job enlarge­
ment und job enrichment geeignete Arbeitsfelder geschaffen oder ent­
sprechend angereichert werden. 

(5) Verbesserung des Beurteilungswesens458 

(6) Systematische Personalentwicklung 

Eine zielstrebige und umfassende Personalentwicklungsplanung inner­
halb der Polizei scheint unabdingbar. Dazu zählen insbesondere folgende 
Elemente: 

Klare Richtlinien zum Aufstieg in den gehobenen und den höheren 
Dienst einschließlich der Kriterien für weitere Beförderungen. 

458 SIehe Kapitel 5 3 3, 5 3 4 und 5 3 8 
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Verstärkte Jobrotation insbesondere für Führungs-. \\ eniger jedoch für 
Fachkräfte. 

Systematische Fortbildung durch prinzipiengeleitete Fortbildungs­
planung und eine Art Fortbildungsoffensiw. die einen intensiwn Aus­
bau der Fortbildungsmaßnahmen ebenso \ orsieht wie eine Anhebung 
der Haushaltsmittel für die Fortbildung. 

(7) Anwendung ausgewählter Elemente des leall mallagement. zum Beispiel.: 

Ausschöpfung der Möglichkeiten zur Projekt- und Teamarbeit: 

Vorschlagswesen verbessern und Vorschläge besser (auch immateriell) 
honorieren; 

Ausbau einer dezentralen Haushaltsyerwaltung (z. B. bis zu bestimm­
ten Obergrenzen) innerhalb der Polizeiorganisationseinheiten. 

(8) Verbesserung der Information und Kommunikation 

Nur ausreichend informierte Mitarbeiter. die auch das Gesamtgeschehen 
der Behörde kennen. können effekti\· und motiyiert arbeiten. Deshalb ist 
die Kommunikation zum Beispiel. durch fachliche Information bei regel­
mäßigen Mitarbeiterbesprechungen und durch Information über andere 
Organisationseinheiten des Hauses zu yerbessern. 

(9) Verbesserung des Arbeitsumfelds 

Ästhetische und ergonomische Gesichtspunkte des Arbeitsplatzes wirken 
sich positiv auf die Motivation der Mitarbeiter aus. In diesem Punkt besteht 
bei der Polizei oft ein erheblicher Nachholbedarf. 

Cl 0) Verbesserung des Betriebsklimas zum Beispiel. durch folgende ~laß­

nahmen: 
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- neue Mitarbeiter ausführlich und einfühlsam einführen: 

neue Modelle für eine komplexere Arbeitszeitgestaltung erproben: 

Schaffung einer eigenen von Leistungswillen und Innovation ge­
tragenen Betriebsatmosphäre . 



(11) Verbesserung des Spannungsfelds Politik - Polizei 

Die Einstellung der Politik gegenüber der Polizei hat erheblichen Einfluss 
auf die Motivation der Mitarbeiter. Die Politik sollte deshalb eine realisti­
sche und konstruktive Einstellung zur Polizei dokumentieren und politi­
sche Führungsverantwortung für die Polizeibeamten gerade in besonderen 
Polizeilagen übernehmen. 

(12) Regelmäßige Durchführung von Mitarbeiterbefragungen innerhalb der 
Polizei 

Mitarbeiterbefragungen sind geeignete Verfahren, um die Mitarbeiter an 
der Gestaltung der Arbeitssituation zu beteiligen. Diese wirken stark 
motivierend, wenn zumindest eine Chance besteht, die von den Mitar­
beitern vorgeschlagenen Änderungsanregungen auch praktisch umzu­
setzen. 

Diese Darstellung der einzelnen Motivationsfaktoren macht deutlich, dass es 
nicht genügt, einzelne Maßnahmen herauszugreifen und gesondert zu realisie­
ren. Motivation kann bei den Mitarbeitern nur durch einen situationsgerechten 
Einsatz möglichst aller 12 genannten Faktoren, also durch einen "Motivations­
faktoren-Mix" gefördert werden. 

5.8 Polizeiethik in der modernen Informations- und Risikogesellschaft 

Polizeiethik sollte nicht nur den Status quo behandeln, sondern auch versuchen, 
die beiden gegenwärtig bereits absehbaren großen Entwicklungen, nämlich den 
Wandel von der Industrie- zur Informationsgesellschaft und den Wandel zur 
sogenannten Risikogesellschaft, zu berücksichtigen. 

5.8.1 Bedeutungszuwachs von Informationen 

Der Wandel von der Industrie- zur Informationsgesellschaft wird auch als 
"zweite industrielle Revolution" bezeichnet.459 Während die erste industrielle 
Revolution im 18. und 19. Jahrhundert durch den Übergang von der Hand- zur 

459 Ulnch Sieber Cornputerknmmahtät und InfonnatlOnsstrafrecht In Computer und Recht, Jg 11, Heft 2, 1995, S. 100 (110 f) 
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Maschinenarbeit gekennzeichnet ist. besteht das Charakteristikum der zweiten 
industriellen Revolution. die zur Zeit stattfindet. darin. menschliche Gedan­
kenleistung auf Maschinen zu übertragen. Im Mittelpunkt dieser Entwicklung 
steht der Bedeutungszuwachs der Information sowohl für modeme Gesell­
schaften als auch für die Polizei. Die Information ist heute neben der :\laterie 
und der Energie die dritte Grundgröße moderner Gesellschaften und damit ein 
neues wirtschaftliches. kulturelles und politisches Gut mit einem spezifischen 
Gefährdungspotential. 

Bei der Polizeiarbeit spielte die Information zwar schon immer eme Rolle. die 
Auswirkungen der modemen Informationstechnologien haben aber bereits heu­
te die Polizeiarbeit grundlegend verändert. Die neue Entwicklung ist dadurch 
gekennzeichnet. dass neben den (herkömmlichen) körperlichen Sachen zu­
nehmend (unkörperliche) immaterielle Werte mit Informationscharakter. wie 
Giralgeld. Geschäftsgeheimnisse. Verfahren. Know-how und so weiter an Be­
deutung gewinnen. Information ist nicht nur zum entscheidenden polizeilichen 
Wert, sondern auch zum Macht- und Risikofaktor (Stich\\ort: fehlende oder 
Fehlinformationen) ge\'iorden. Durch die moderne Informationstechnik und 
ihre Weiterentwicklung wird die Bedeutung der Information noch gesteigert. 

5.8.2 "Risikogesellschaft" 

Neben der oben skizzierten Ent\\ icklung der Informationsgesellschaft (Stich­
wort: Zweite industrielle Revolution) ist eine weitere fundamentale Verände­
rung, die Entwicklung der Technikgesellschaft mit ihren typischen Gefahren. 
zu berücksichtigen. Die gesellschaftlichen Auswirkungen der modernen Tech­
nik auf Staat und Gesellschaft werden seit den 80er Jahren unter dem Begriff 
der sogenannten Risikogesellschaft zusammengefasst und diskutiert.$' Dabei 
geht es im wesentlichen um drei Gesichtspunkte: 

(1) Mit der rasanten Technikentwicklung entstehen \'öllig neuartige Risiken 

mit schwer abseh- und eingrenzbaren Folgen. 

(2) In vielen Bereichen können die technischen Risiken für Mensch und 
Umwelt nicht mehr einzelnen Verursachern zugerechnet werden. Sie 
werden vielmehr vergesellschaftet. da häufig multikausale Crsachen fur 

die konkreten Technikrisiken vorliegen. 
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(3) Die Komplexität und Entwicklungsgeschwindigkeit der gesellschaftlichen 
und technischen Veränderungen wird immer größer.461 

Dabei ist die oben angeführte Informationstechnik Teil der Risikogesellschaft. 

5.8.3 Polizeiethische Leitlinien in der Informations- und 
Risikogesellschaft 

Jonas hat in seinem Buch "Das Prinzip Verantwortung" im Hinblick auf die 
technischen Möglichkeiten in der Risikogesellschaft grundsätzlich für eine 
defensive Ethik plädiert.462 Auch bei der polizeiethischen Beurteilung der In­
formations- und Risikogesellschaft scheint eine vorsichtige und differenzierte 
Herangehensweise angeraten. 

Hinsichtlich der Information als sogenannte "dritte Grundgröße" für gesell­
schaftliche Entwicklungen wird mit Sieber463 auf drei Aspekte hingewiesen: 

(l) Der Schutz des "Eigentümers / Besitzers" von Informationen sollte anders 
beurteilt werden als der überkommene, klassische Schutz des Eigentümers 
von körperlichen Sachen. Denn anders als beim Schutz von körperlichen 
Gegenständen unterliegen Informationen grundSätzlich nicht der alleini­
gen Ausschließungsbefugnis und dem alleinigen Ausschließlichkeitsrecht 
des "Eigentümers". Dies folgt aus der Informationsfreiheit und dem 
Prinzip des freien Informationsflusses als wesentliche Voraussetzungen für 
eine freie demokratische Gesellschaft sowie für ein freies wirtschaftliches 
und politisches System. Informationen lassen sich mithin nur im begrenz­
ten Maße bestimmten Personen beziehungsweise Organisationen zuord­
nen. Sie haben vielmehr die Funktion, grundsätzlich frei zu fließen und 
allgemein zugänglich zu sein. Abgesehen von dem eng begrenzten Kern 
des Persönlichkeitsrechtsschutzes, sind Informationen grundSätzlich kein 
"privates", sondern eher ein "öffentliches" Gut. Dies bedeutet zum einen, 
dass die polizeiliche (präventive wie repressive) Unterbrechung von 
ganzen Informationsströmen ethisch gesehen nur in eng umschriebenen 
Ausnahmefällen begründbar erscheint.464 Zum anderen heißt dies auch, 

46i Ulnch Sieber Computerknmmahtät und Inforrnauonsstrafrecht In Computer und Recht, Jg 11, Heft 2, 1995, S 112, 

462 SIehe VertIefende Untersuchung ethIscher Methoden und Theonen, em Uberblick, Kapitel 8 2.2,2 2. 
463 Ulnch SiebeT' a a 0 , S 111 

464 Dagegen dürfte dIe polIzeIlIche Kontrolle derartIger InformatlOßsströme aufgrund gesetzlIcher Grundlage zulasslg und ggf. auch 
notwendIg sem 
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dass geeignete polizeilich erhobene Infonnationen öffentlich zugänglich 
zu machen sind, sobald und soweit der Infonnationsz\\ eck dies erlaubt..!6< 
Die hennetische Abschottung sämtlicher polizeilicher Infonnationen ist 
also polizeiethisch kaum zu legitimieren. Dies ergibt sich aus dem Prinzip 
der lnfonnationsfreiheil. dem Prinzip des freien Infonnationsflusses und 
dem Offenheitsprinzip einer demokratischen Polizei. 

(2) Ein zweiter polizeiethischer Aspekt der Infonnation betrifft das Prinzip der 
Rücksichtnahme. Der .. Eigentümer"· einer Infonnation darf nicht nur im 
Sinne des Ausschließlichkeitsprinzips seine eigenen (\\ irtschaftlichen) 
Interessen vertreten. sondern muss zugleich auch die Interessen desjenigen 
berücksichtigen. der vom Inhalt der Infonnation betroffen ist oder be­
troffen sein könnte. Daher ergeben sich gerade wegen der raqnten 
Entwicklung der Infonnationstechnik neue Anforderungen an den 
Persönlichkeitsschutz (z. B. verfahrensrechtliche Schutzvorkehrungen. 
Benachrichtigungspflichten. aber auch wrfahrenstechnische Lösungs­
möglichkeiten). 

(3) Wegen der besonderen Bedeutung der Infonnation gewinnt das h~lor­
mations:ugangsrecht (the access to information rights) zunehmend an 
Relevanz. Denn ohne eine angemessene Teilhabe am modemen Informa­
tions- / Kommunikationsprozess kann man von den neuen Entwicklungen 
ausgeschlossen werden. Sowohl für die Polizei als auch für den Bürger ist 
die Fähigkeit, an diesen technisch-kommunikativen Entwicklungsprozes­
sen aktiv teilzunehmen. von zentraler Bedeutung. Aus rechtsethischer 
Sicht müssen deshalb neue. auch international geltende Rechtsregeln 
geschaffen werden. die der Polizei einen effektiven Zugang zu diesen 
Informationen ennöglicht.-I66 

In bezug auf die sogenannte Risikogesellschaft. zu der auch die Informations­
technik zählt, lassen sich zwei Entwicklungslinien herausarbeiten:~6-

(1) Angesichts größerer technischer Risiken scheinen allein strafrechtliche 
Steuerungsverfahren zunehmend ungeeignet zu sein. Vielmehr ef\\ arten 

offentlich gemacht werden 
466 Zutreffend \\elsl SIeber darauf hin. da"" dl~~ Re...hl'iC'fdn m..:h! 1f!1 \\ef.::' ~mer _.\..'1:iJ0f':! :i,-,~ ~1C'n \0:·....;:h:l':f!~r t..x· - ..l~::::-::'_ 

le Gegenstande enl\\ lekelt \\erden lönn:!n ~ndt!m neue el~('ml.:mdlfe R1..'"fdn ge-,bfr;.>r .... crde-: m~'-.e:r; l :n..:-h S"e~ C ::x"­

puterknmmahtat und Infom13UOns."lr.lfre.::hl In ComrUh.'r und R~'\.hL Jg_ 1; He-n:. 1~~. 5 i:! 

-Ut7 \ gl auch Unch SIeber: 3. a 0 S 112 
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die Bürger eine gesamtgesellschaftlich angelegte Kriminalitätsprophylaxe 
und einen "stärkeren Staat", der präventiv-gestaltend wirkt und auch zu 
durchaus intensiven Eingriffen im Vorfeld konkreter Gefahren in der Lage 
ist. Zu diesen staatlichen Maßnahmen zählen zum Beispiel: technische 
Qualitäts- und Sicherheitsstandards, geeignete Aufklärungsmaßnahmen, 
Schaffung neuer öffentlich-rechtlicher, aber auch zivilrechtlicher Rahmen­
bedingungen für die Technikentwicklung und so weiter. 

Aus polizeiethischer Sicht deutet sich auch hier sehr deutlich der Übergang 
von der Repression zur Prävention an. 

(2) Die Vergesellschaftung von Risiken wird zu völlig neuen Risikogemein­
schaften, neuen Rechtsgütern und neuen Vemetzungen und Kooperations­
verfahren zwischen staatlichen Stellen und gesellschaftlichen Gruppen 
führen. So sind neuartige Versicherungslösungen, neue Gefährdungs­
haftungen, neue rechtliche Querschnittsmaterien (analog zum Umwelt­
und Informationsrecht), neue Selbstregulierungsverfahren und so weiter 
denkbar. Auch hier wird das verschuldensabhängige Strafrecht nur eine 
nachgeordnete Rolle spielen können, weil die Regulierung vergesell­
schafteter Risiken in erster Linie außerstrafrechtliche Mittel erfordert. 

Aus polizeiethischer Sicht zeichnet sich eine völlig neue Kommuni­
kationsfähigkeit der Polizei gegenüber anderen staatlichen Stellen und 
sonstigen gesellschaftlichen Gruppen ab, bei der idealerweise die oben 
angeführten Grundsätze der Dialogethik angewandt werden können. 
Zudem wird auch hier das Offenheitsprinzip stärker an Bedeutung ge­
wmnen. 

5.9 Sechs polizeiethische Eckpunkte 

5.9.1 Bindung an die Grundrechte und die Wertentscheidungen des 
Grundgesetzes - Anwendung staatlichen/r Zwanges / Gewalt 

Die Grundrechte und die Wertentscheidungen des Grundgesetzes sind Leitlinien 
für jedes polizeiliche Handeln (Art. 1 Abs. 3, 20 GG). Weil sich die Polizei am 
Menschenbild des Grundgesetzes orientiert, kann sich der Bürger grundsätzlich 
darauf verlassen, dass die Polizei rechts staatlich handelt und Konflikte mög­
lichst mit friedlichen Mitteln beilegt. Obwohl gewaltfreie Konfliktlösungen 
Vorrang haben, dürfen in extremen Situationen auch Zwangsmaßnahmen im 
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Rahmen der Gesetze angewendet werden. Entscheidend für die Anwendung 
physischen Zwanges ist nicht nur die Frage. ob überhaupt Zwangsgewalt 
eingesetzt wird, sondern auch welche Zwangsmittel angewandt werden und 
welche Folgewirkungen diese Zwangsmittel haben. Die sorgfältige Güter­
abwägung und die strikte Beachtung des Verhaltnismäßigkeitsgrundsatzes beI 
der Anwendung unmittelbaren Zwanges sind sozusagen die Seismographen fur 
das Polizeiethos. Ratio des staatlichen Gewaltmonopols ist es. das Vertrauen der 
Bürger in den Staat und seine Rechtsordnung zu sichern. das Gefuhl der Rechts­
sicherheit zu bestärken. aber auch deuthch zu machen. dass eine an friedlich­
verbalen Konfliktlösungen orientierte Polizei selbst in Extremsituationen 
ethisch distanziert, überlegen und rechtsstaatlich handelt. 

5.9.2 Primat des Helfens / Beratens I L ntershitzens 'or Kontrolle -
Bürgernähe 

Die Abgrenzung von Gefahrenabv.:ehr und Strafverfolgung ist rechtlich kom­
plex und teilweise umstritten. Gemäß Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz (Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt. die Würde zu achten und zu schützen) ist Im b\'eifel 
vom Primat der PrärentIon vor der Repression auszugehen. Ethisch gesehen 
rangiert präventives "Helfen" (Unterstützung. Beratung und / oder Prhention J 

vor repressiver "Kontrolle". Dies ergibt SIch aus dem polizeilichen Prinzip. 
Konflikte möglichst friedlich beizulegen. und aus den Prinzipien der Dialog-

ethik. 

Möllers468 hat beim ,.polizeilichen Helfen" allerdings zutreffend darauf hinge­
wiesen, dass Polizeibeamte lediglich über ein geser:/ich hegren:tes Potemial 
:ur Hilfeleistung verfügen und deshalb polizeiliche ~laßnahmen durchaus auch 
zu Lasten des Hilfebedürftigen gehen können. 

Bürgernahe Polizeiarbeirl69 lässt sich nicht auf ein simples Ent\\ eder Oder \ on 
Prävention und Repression reduzieren. sondern sie verfolgt eine mehrdimen­
sionale Strategie, die der konkreten Situation jeweils anzupassen ist:

ro 
Dabei 

sollte das US-amerikanische Modell des community policing-l-' wegen der in 

468 Hermann ~löller~ Ethik Im Pohzelberuf StuttgJ.ri und .l11dere 1 W I S 6-~ - -0 

.;69 Zur Burgemähe der Polizei \gL Ef\\ m Hetgo;:r Da,," Slcherth,·lb~("tuh!.:iN B'J~:?r JU~ jX\i;zelllC:-:-f'l Sl(";~ 1~ G':P- T;:~~:-:f :~ ... ~ 
Verbrechensbekämpfung Smdhngen 1995 S .",Q ff 

.HO Fnednch Sch\\ IOd!: SIch den Gan~s.tem Juf die lihen ''felkn In [)euts . .:!le Poilu •. Jf .!: Ht!'i: 1: 1 ~:" S ~4 
4"71 Emen guten Cberbhck bIetet Helle P Gr.lI1lckov. Pohzel Au~l.md("rfemdh..:h~el; und \hnderneai. ... rrc-t-:erne- Ik : \ .:".:: 

gen-Sch\\ennmgcn 1993 Fachhochsdlule tur Pohul Baden-Wm1iemherg S. - i 
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den USA völlig anders gelagerten Situation (Strukturen und Zuständigkeiten der 
Polizei sowie der anderen staatlichen Stellen) in der BRD nicht direkt adaptiert 
werden.472 Das Modell einer umfassenden kommunalen Kriminalprävention ist 
hier angemessener. Denn dieses Modell kommt grundsätzlich ohne eine 
Erweiterung polizeilicher Zuständigkeiten und ohne eine Verschiebung admi­
nistrativer Kompetenzen aus. 

Es rückt die Sicherheitsbedürfnisse des Bürgers sowie seine Mit-Verantwortung 
für die Innere Sicherheit in den Mittelpunkt des Interesses, ohne dabei das Netz 
der formellen sozialen Kontrolle auszuweiten.473 

Beste und Voß474 haben gegen Modelle wie das der kommunalen Kriminal­
prävention meines Erachtens nicht zu Unrecht eingewandt, dass sowohl wegen 
des fortschreitenden Individualisierungsprozesses als auch wegen des typi­
schen Zerfalls der überkommenen sozialen Milieus ein Schwinden der sozialen 
Integrationskraft gerade bei solchen Bevölkerungsgruppen zu beachten ist, die 
ins soziale Abseits gedrängt, dort nicht weiter beachtet und sich selbst über­
lassen werden. Diesen Bevölkerungsgruppen, die für den Erfolg des Modells 
kommunale Kriminalprävention von zentraler Bedeutung sind, fehle es an der 
objektiven Basis für neue Formen nachbarschaftlicher Sozialstrukturen. Des­
halb handele es sich nach Meinung von Beste und Voß bei dem Modell kom­
munaler Kriminalprävention um die bloße "Simulation sozialer Ordnung" und 
somit um rein "rhetorische Beschwörungsformeln". 

Wie auch immer man zu den oben genannten Modellen steht, ist es unabding­
bar, nach einem neuen Gleichgewicht zwischen Prävention und Repression zu 
suchen. Dabei nimmt der Aspekt der Bürgernähe eine Schlüsselstellung ein. 

Bürgernahe Polizeiarbeit bedeutet: 

leichte örtliche und zeitliche Erreichbarkeit und Dialogbereitschaft der 
Polizei; 

rasche Reaktion auf Notrufe; 

472 Klaus Boers Ravensburg Isl meht Washington In Neue Knmmalpohllk. Jg 7, Heft I, 1995, S 16 f 
473 Hans Jürgen Kerner KnmmalprävenlIön In KnmmahstIk, Jg 48, Heft 3, 19977} 

474 Huben Beste und MIchael Voß Verfonnungen des Strafrechtes durch pnvate SlcherheItsmenste. In. InstItut für Knmmal­

wIssenschaften (Hg.) Vom unmöglichen Zustand des Strafrechts (Frankfurter Knminalwlssenschafthche Studien Bd. 50) 
Frankfurt am Mam 1995, S 313 (326 / 327) 
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verstärkte Präsenz vor Ort (Fußstreifen. Kontaktbeamte. Betonung dö 
Außendienstes );475 

Ansprechbarkeit für alle Angehörigen der Gesellschaft. auch für soziale 
Randgruppen und Ausländer: 

Sicherheitsanliegen der Bürger ernst nehmen. aber auch dem Bürger die 
Grenzen überzogener Sicherheitserwartungen aufzeigen: 

die Opferposition des verletzten Bürgers deutlicher in den :\1ittelpunkt 
polizeilicher Aufgabenerledigung ~tellen: 

den Bürger nicht pauschal auf private SIcherheitsunternehmen \'er\\el~en. 
sondern für eine klare gesetzliche Abgrenzung der Tätigkeitsfelder \'on 
Polizei und privaten Sicherheitsunternehmen Sorge tragen: 

Die Polizei sollte sich verstärkt für die Beseitigung von Zuständen der Ln­
ordnung einsetzen. Dies sind Zustände. die noch unterhalb der Sch\\ elle 
echter Kriminalität liegen. aber vom Bürger als bedrohliche Indikatoren für 
Kriminalität gewertet werden. Deshalb muss die Polizei verstärkt dafür 
Sorge tragen. dass solche in den Augen der Bürger massiv störenden Zu­
stände (grobe Unordnung. offen zur Schau gestellte Verelendung. Graffitis 
usw.) auf öffentlichen Straßen. Plätzen und in öffentlichen Einrichtungen 
behoben oder ausgeräumt werden: 

Bürgernahe Polizeiarbeit heißt auch. in schwer zu bewältigenden Lagen 
Flagge zu zeigen und sich nicht selbst bei dieser schwiengen Aufgaben­
erledigung in Frage zu stellen. Sogenannte polizeifreie Räume können 
nicht zugelassen werden: 

Bürgernahe Polizeiarbeit schließt aber keinesfalls die Verbrechensbe­
kämpfung, insbesondere die Bekämpfung der organisierten Kriminalität 
mit allen erforderlichen Konsequenzen aus. Gerade die Aufklärung 
schwerer und gefährlicher Straftaten i~t ein wichtiger A~pekt bürgernaher 

Polizeiarbeit. 

·r;'i In emer Ende 199-1. vom BKA In -\UfIIJg. gegeben!.'n l mfr.J.fc ,E\I'\ID, rJ FrJ.g::n df~ Irrer.:": S,.:i"-erhe,: ',' y:;)t .;::c_.~" ":.t.' 
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deslandem nur noch 9 c.e unsicher fuhkn \\t?"nn mehr polizeilICh-.: Fuß<.trel;en dl.ud'fdah'1 ,;';.mkp Im ut-.i;f~='- Lt~"'~ ':::: 

Bürger dIe Schutzfunktton der PollZ!.."1 I!"mdeuuf rm 311..'0 -\ltern'::'ll\t.'n \(lt Der lU~'11m:.""'f..:.."''-C':1J..: Ben.::h' " ... nJ ·'0:-": .. ~.,.,;_· 

lieh im Herbst 1996 \cröffenlilcht \\t.'rden 

200 



5.9.3 Offenheitsprinzip und Zusammenarbeit mit anderen Behörden 
und Institutionen 

Die Polizei ist kein Staat im Staate. Sie muss deshalb ihre Ziele und ihr Verhalten 
mit geeigneten Mitteln transparent machen, damit der Bürger erkennt, was von 
der Polizei erwartet werden kann, wo ihre Grenzen liegen und wo die Eigen­
verantwortlichkeit des Bürgers beginnt. Eine offensive Öffentlichkeitsarbeit als 
Instrument der Erklärung und Begründung ist deshalb erneut einzufordern. 

Die Polizei ist als Bürgerpolizei Teil der Gesellschaft. Der Beruf des Polizei­
beamten steht deshalb den Angehörigen aller sozialer Schichten offen. Die 
Bemühungen von Bund und Ländern, auch Ausländern den Zugang zu er­
möglichen, sind konsequent und zu begrüßen. Denn die Polizei ist nicht nur in 
das Gemeinwesen eingebunden, sondern auch auf das Vertrauen und die 
Zusammenarbeit mit dem Bürger angewiesen. Die Polizei muss deshalb darum 
bemüht sein, dieses Vertrauen zu erhalten und zu vertiefen, indem sie auf das 
Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung eingeht und die Erwartungen und 
Bedürfnisse der Bürger ernst nimmt. Die Polizei muss sich deshalb zum Bürger 
hin öffnen. Diese häufig erhobene Forderung findet allerdings in der Realität 
nicht immer den gewünschten Niederschlag. Da die Polizei in der Öffentlich­
keit wirkt, besteht auch die Notwendigkeit ihrer öffentlichen Legitimation. 
Deshalb sollte die Polizei in offene Kommunikation mit den verschiedenen 
nicht nur polizeifreundlichen, gesellschaftlichen Gruppen treten und dort mit 
Argumenten überzeugen. Dazu zählt auch die Fähigkeit und Bereitschaft zum 
Dialog. Gerade der erstaunlich hohe Angstpegel bei den Polizeibeamten zeigt, 
dass sich mancher Beamte vor "seinen Bürgern" - freilich oft aus verständlichen 
Gründen - fürchtet. So werden leicht Feindbilder gegen eine bedrohliche 
Umwelt aufgebaut und eine Art Festungsmentalität entwickelt. Berechtigte 
Vorwürfe der Bürger werden bisweilen abgewiegelt, dem Fehlverhalten eines 
einzelnen Polizeibeamten wird von den Vorgesetzten nicht immer im erforder­
lichen Umfang nachgegangen, und nicht selten wird eine geschlossene Abwehr 
(Kameraderie) innerhalb der Gruppe der Polizei organisiert, wenn Vorwürfe 
gegen Polizeibeamte erhoben werden. Die Barriere der Gruppenkohäsion und 
der Problemkomplex der innerbetrieblichen Rahmenbedingungen belegen 
die ethische Relevanz einer solchen Haltung. Hier sollte zum Teil umgedacht 
werden, da nur so die Chance besteht, aus den unterlaufenden Fehlern zu 
lernen. 

Diese problematische Haltung der Festungsmentalität wird auch in den Bezie­
hungen der Polizeibeamten zu anderen staatlichen Institutionen, insbesondere 
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zu den sozialen Diensten. deutlich.-+76 Die durch die gesellschaftliche und 
technische Entwicklung notwendige Zusammenarbeit mit anderen Behörden 
und Institutionen ist zumindest in den Augen einiger Polizei beamter erheblich 
gestört. Eine von Ressentiments und Beziehungsstörungen freie Zusammen­
arbeit ~wischell Poli~ei lind anderen 1ll5titlltionen erscheint unabdingbar. 

Die Kontakte der Polizei zu anderenlll5titlltiollen der Straf;'echtspf7ege sind im 
Gegensatz zu den stereotyp wiederholten offiziellen Verlautbarungen aus der 
Sicht des einzelnen Polizeibeamten eher defizitär. Fast die Hälfte der ,"on Feltes 
befragten Polizeibeamten bezeichnen den Kontakt zu Staatsanwaltschaften und 
Strafgerichten als mangelhafr477 . da sich viele Polizei beamte ,"om weiteren 
Strafverfahren ausgegrenzt fühlen. Insoweit erscheinen neue Kooperations­
verfahren zwischen der Justiz und der Polizei angezeigt zu sein. 

5.9.4 Politische Übersteuerung 

Oft wird das Problem der unmittelbaren Einwirkung der Politik bei poli~eIlichell 
Lagen mit all den, zum Teil auch negativen. Konsequenzen beschrieben:n Wo 
aber die ureigensten Handlungsspielräume der Polizei beginnen und autnören. 
lässt sich generell nicht festlegen. Neben der für alle ~1itarbeiter des öffent­
lichen Dienstes selbstverständlichen Gehorsamspflicht und Lo) alität gehört es 
gerade zum polizeilichen Ethos zu akzeptieren. dass politische Konfliktent­
scheidungen vor polizeitaktischen Maßnahmen rangieren. 

Allerdings besteht in der Polizei eine Überreglementierullg gesetzlicher wie 
auch untergesetzlicher Normen. die dazu führt. dass Vorschriften teilweise nicht 
oder nur selektiv beachtet werden. Bei der Mitarbeiterbefragung zur Polizei­
reform in Niedersachsen wurde die Regelungsdichte übereinstimmend nicht nur 
als einengend, sondern auch als absichernd. misstrauend. un\'erständlich und 
teilweise auch als überflüssig empfunden.-+79 Anscheinend ist die polizeiliche 
Regelungsdichte dazu angetan. den Polizeibeamten den Eindruck zu wrmitteln. 
man traue ihnen keine eigene. sachgerechte Entscheidungsfindung zu. Dies 

4,6 VeL Thorsten Dönn!!. Pohzel und SOZialarbeit. Hamburg 1994 S 19'J, ::f~) und ::..:.-.. 
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S JO-t und J05 
418. \ gl z B \tanfred ~1urd.. PolIzei. Bilrger und Poliuk In PF.\", Hf l PF.-\·$.(hf!ft.:nre;h~ Heft.!.. l',l~'-,l S ~ ;--; 
4"'9 Pohzerreform ;\Iedersachsen. Refomü,ommi,>-S\On .-\n31.:-:;e de .. I ... r·b..i<.!.md:- und \c.r,h,J:ge Z1...:" 'e!..1.0!1z.:..'"!,~!0;' . ~ '; '.; :-: 

(273! 274). \ergl Kapitel 5 3-l 

202 



wirkt nicht nur demotivierend, sondern auch paralysierend. Denn eine für 
soziale Konfliktsituationen sensible Polizei bedarf zur Bewältigung der 
vielfältigen Lebenssachverhalte einer hinreichenden Handlungsflexibilität, die 
ohne Ermessens- und Beurteilungsspielräume nicht auskommt. 

Die Art und der Umfang der gesetzlichen Regelungen ist oft so kompliziert, dass 
diese selbst von gut ausgebildeten und um Beachtung bemühten Polizeibeamten 
kaum durchgängig berücksichtigt werden können. Die gesetzlichen Vorschrif­
ten verfehlen damit ihren Sinn, weil sie den Adressaten nicht erreichen be­
ziehungsweise die erhofften Wirkungen nicht erzielt werden können. Daher 
sollten die vom Gesetzgeber, den Ministerien und den nachgeordneten Dienst­
stellen ergänzend produzierten Vorschriftenkaskaden von Vorschriftenkommis­
sionen, die bei den jeweiligen Innenministerien angesiedelt sein sollten, auf ihre 
Notwendigkeit hin regelmäßig überprüft und insgesamt möglichst reduziert 
werden.480 

Rechtlich gesehen ist es unzutreffend, dass die beklagte Entwicklung der 
politischen Übersteuerung allein durch die Verfassung oder die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes, insbesondere durch das Volkszählungsurteil 
(BVerfGE 65,1), vorgegeben sei. Denn das Bestimmtheitsgebot zwingt den 
Gesetzgeber nicht, komplizierte und unlesbare Gesetze mit stets genau erfassten 
Einzeltatbeständen abzufassen.481 Das Bundesverfassungsgericht hat im In­
teresse praktikabler Normen vielmehr ausdrücklich davor gewarnt, Gesetze 
starr und kasuistisch zu gestalten, um deren Anpassung an die Vielgestaltigkeit 
des Lebens nicht zu erschweren.482 Für staatliche Entscheidungen komme es, 
so das Gericht, nicht nur auf eine entsprechende Legitimation (Aufgaben- und 
Befugnisnormen), sondern vor allem darauf an, dass diese Entscheidungen 
möglichst materiell richtig von den staatlichen Organen getroffen werden, die 
von ihrer Funktion her über die besten Voraussetzungen dafür verfügen.483 

Deshalb sollten der Grundsatz der "freien Gestaltung des Ermittlungsverfah­
rens" und die Generalklausein der Polizeigesetze bei jeder zusätzlichen, neuen 
bereichspezifischen gesetzlichen Regelung hinreichend berücksichtigt 
werden.484 Denn die Botschaft eines durch Übernormierung hilflosen Staates 

480 V gl. den Vorschlag der Pohzeuefonn m NIedersachsen, ReformkommlsslOn Analyse des Ist-Zustandes und Vorschläge zur 
NeukonzeptlOn, S 278 f. 

481 BVerlGE 49, 168 (181) 

482 BVerlGE 75,329. 

483 BVerlGE 68,1 (86) 

484 Josef Heimers und Manfred Murck. StaatlIche Schutzpflicht und pnvates Slcherhertsgewerbe _ Gesellschafts- und rechtspoli­

tISche Uberlegungen In DIe PolIzeI, Jg 85. Heft 2, 1994. S 64 (68 / 69) 
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entmutigt die Opfer, ermutigt die Täter und enttäuscht die Bürger und Polizei­
beamten gleichermaßen. 

5.9.5 Organisatorische Untersteuerung 

Politik und Polizeiführung müssen sich mit der Frage auseinandersetzen. warum 
aus ehemals hochmotivierten. ausgeglichenen. lebensfrohen und verständnis­
vollen Polizeibeamten nach etwa 10 bis 15 Jahren Polizeidienst viel zu häufig 
der durchaus bekannte Typus des permanent missgelaunten. chronisch 
destruktiv meckernden und mit sich und der \Velt unzufriedenen Beamten 
geworden ist. Dies steht sicher in Zusammenhang mit dem kalten. oft brutalen 
Berufsalltag mit zum Teil für Normalbürger unfassbaren Szenen. die der Bean1te 
zu verarbeiten hat. Diese gravierenden beruflichen Erlebnisse müssen die 
Beamten bis heute fast ausschließlich alleine ver- und aufarbeiten . .l85 Profö­
sionelle, behördliche Unterstützung existiert in diesen Fällen kaum. Hier sind 
offenbar verstärkt begleitende und nachbereitende unterstützende !vlaßnahmen 
sowie neue Verfahren, zum Beispiel. Supervision. andere psychologische Hilfen 
erforderlich, um die Beamten in die Lage zu versetzen. die Erlebnis'>e des 
Berufsalltags besser verkraften und verarbeiten zu können ... 86 

Die Polizei sollte mehr als bisher den Mut autbringen. sich seihst Q/~f den Pn4: 
stand zu stellen. Dazu gehören zum einen empirische Cntersuchungen. zum 
Beispiel. zu folgenden Fragestellungen: 

zur Ausländer- / Fremdenfeindlichkeit innerhalb der Polizei:..\8-

zum Vorwurf, die Polizei sei auf dem .. rechten Auge" blind: 

zu Fragen der Polizeikorruption und der Polizeikriminalität:.l8~ 

zu der hohen Rate der Suizide innerhalb der Polizei. 

485 So bereits Helmut Hlldebrandl- Profes.~I(lnelk Polt lei SIUlgJ!1 1 q...){1. S I ~i<-. ~;ehe KJfl!cl ~ 5- .:. 
~S6 In XRW Ist die InstitutIon der SOZialen -\nspn."'Chpanner tS "'P, gegrundet "orden. ~klne-$. En..:-;~'en~ ~~ll~:: ... e~-!~t.· l,..~;- j,~ 

Einnchtung psychosozialer Dienste bei Poilleibehorden nachgi!'I.i.Kht \\erden \-gi J.u.;-h Th(~nu ... Kuk.1. J('-h.mn~·"- S.;:=:1,.~:e ...:: . .3 

:\-hchael Stem- Pohzel und L"ntemehmemkul!ur. Tetl I und IL In O:SP !Q>Q5 S ::(I,~::~, 
487 Der Forschungsbencht der PFA zur Fremdenfemdhchkell \ on PDhz.ellx.J111h.·n durfte TUP1 Z'::llr'..l.d! J::~ .-\.t>....:r.h,l.,,~" je-: ::-'. 

pinschen Daten (Oktober 1995 J noch mcht \ eroffenthcht \\ erden 
488 Auf em entsprechendes ForschungsproJelt der knnlinahsu,h-l..nmm\.""\lop-...:hen F0r'-l:iH.nf"f;l!f~ Je-~ BK.-\. ur,j j.c~ Pf -'\ . .!:!..~ 

Sich z. Z Im Druck befindet. \\ Ird hmge\\ !e~en 
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Zum anderen sollten organisatorische Veränderungen gewagt werden, die das 
Ziel verfolgen, eine" Vertrauenskultur innerhalb der Polizei" zu bestätigen oder 
aufzubauen, um auch auf diese Weise die Attraktivität des Polizeiberufs zu 
erhöhen: 

verstärkter Einsatz und weitere Erprobung neuer, zeitlich befristeter Organi­
sationsformen489, insbesondere Formen des Projektmanagements; 

Einrichtung von Qualitätszirkeln; 

neue Formen der Selbstorganisation; 

Einführung von Vorgesetztenbeurteilungen und so weiter. 

Es hat den Anschein, als seien die Probleme der Unzufriedenheit unter den 
Mitarbeitern sowie die Führungs-, Kommunikations- und Identifikations­
defizite innerhalb der Polizei bekannt, um entsprechend zu handeln, doch 
folgenarme Betroffenheit ist leider immer noch die vorherrschende Reaktion. 

5.9.6 Qualität der Polizeiarbeit 

Für die Zukunft der Polizei scheint es besonders wichtig, zu einem umfassen­
den Qualitätsverständnis vorzustoßen. Es geht nicht nur darum, die Ergebnis­
se der Polizeiarbeit (output) qualitativ zu verbessern, sondern die gesamten Rah­
menbedingungen der Polizeiarbeit, wie zum Beispiel. das Führungsverhalten, 
die Arbeits bedingungen, die Mitwirkungsmöglichkeiten, die Ausstattung und so 
weiter, unter Qualitätsgesichtspunkten neu - und zwar ganzheitlich im Sinne des 
Qualitätsmanagements - zu beurteilen.49o 

5.10 Weitere ethische Leitlinien 

Weitere Leitlinien für das Polizeiethos ergeben sich aus: 

dem Verhaltenskodex für Polizeibeamte der Vereinten Nationen aus dem 
Jahre 1979;491 

489 Hemz Büchler und andere. EffektiVItät und EffiZIenz knmmalpohzelhcher OrganlsatlOßsfonnen auf Zelt. (BKA _ 
Forschungsrelhe Bd. 31) Wiesbaden 1994 

490 V gl Kapl!el 6 

491 Anlage 
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der Polizeideklaration des europäischen Parlamentes:-+92 

den polizeilichen Führungsgrundsätzen für die Polizei in Baden- \Vürttem­
berg aus dem Jahre 1980:-+93 

dem Orientierungsrahmen des BKA yon 1990:.\9-\ 

der Zusammenstellung deutscher und internationaler berufsethischer 
Codices der Polizei von Beese:-+95 

dem Leitbild Polizei Baden-Württemberg. 1995. 

~9~ Anlage. 

493 G\1B1 Baden-\\ urttemberg 1980 S 9- f 
494 VQ.I. Hans-Lud\l.\g Zachert. Erarbellung und L m-..e17ung eme ... Onenllerung,r.J"mk·n' fly J.:::.~ B:.lfh ... L,;o,l:1ml]"'~.::.l""· i:- P0. J:: 

F~hrun2.sakadem(e (Hg ). Wa!. kann Org.lJlI~llOmelhü:. zur Hununmenmg de-f p,,-... li!eJJ,."h-~I'i Xl:!'.lg.en'" \tun'tt"! . 0....:-, \ -;: ::.;,.;:~ 
Ramer -Hofrne~er' Polizeiliche Fuhrung5-probleme unh?r dem -\s~kt emer torrk'rung"\;"unkgen PohulJ..dr.H I~ P0>n 

Führun!!sakademle (Hg) Pohzelkultur \fun~ter 19~4' Bundöl..nmmJ.!amL Onenuep.1:og5-""J..,'1w.en \\ lr.',,-hlder: ",vv,-

495 Dleter ~eese (Hg) Berufsethhche COOICö Beruf-,.elhl~he Qud.kme'\.te im die P0hul :\", 1. \h!r~"e~ ;w.! 
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6 Total Quality Management (TQM) - Versuch einer Annäherung 

6.1 TQM und Polizeiarbeit 

Es mag erstaunen, dass im abschließenden Kapitel eines Buches über Polizei­
ethik auf das modeme Managementkonzept Total Quality Management (TQM) 
eingegangen wird. Die Qualität der Polizeiarbeit ist jedoch ein zentraler Wert, 
an dem die Polizei zu Recht gemessen wird. Die qualitativen Anforderungen 
und Erwartungen an die Polizei waren noch nie so hoch wie heute. Bei diesen 
Anforderungen lassen sich zwei Aspekte unterscheiden. Zum einen geht es um 
die Erwartungen der Bürger an eine qualitativ hochwertige Polizeiarbeit haben, 
zum anderen um die Frage, wie die Qualifikation der Polizeibeamten selbst zu 
verbessern ist. 

6.1.1 Erwartungen der Bürger - Bürgerbefragungen 

Die einzigen, die verlässlich beurteilen können, ob die Polizei qualitativ gute 
Arbeit leistet, sind in erster Linie die Bürger und in zweiter Linie die polizei­
lichenAufsichtsbehörden. Es scheint dabei so zu sein, als erwarteten die Bürger 
von der Polizei - zumindest auch - einen anderen "outcome"496 als die im 
politischen Scheinwerferlicht befindlichen "großen Fragen" der Verbrechens­
bekämpfung, wie der sogenannte Große Lauschangriff, der Einsatz verdeckter 
Ermittier, die Rasterfahndung und so weiter Die eher kleinen Dinge, wie 
Nachbarschaftsprobleme (Unordnung / Verwahrlosung der Wohnumgebung), 
Belästigungen (durch Lärm oder ähnliches), Wohnungseinbrüche, der Umgang 
der Polizei mit Verbrechensopfern und Opferzeugen, die Erreichbarkeit und 
Verfügbarkeit der Polizei (z. B. über Notrufanlagen), die Häufigkeit von Fuß­
streifen, die wirksame Zusammenarbeit der Polizei mit anderen Behörden und 
kommunalen Einrichtungen und so weiter dürften jedenfalls für den Bürger 
einen hohen Stellenwert besitzen. Die Erwartungen und Wünsche der Bürger, 
insbesondere auf kommunaler Ebene, sind daher für die Polizei entscheidende 
Indikatoren für die Qualität und die Akzeptanz der Polizeiarbeit. So hat zum 
Beispiel Legge497 am Beispiel Hamburg-Altonas auf deutliche Akzeptanz­
probleme der örtlichen Polizei bei der Wohnbevölkerung in großstädtischen 
Ballungsgebieten hingewiesen, die dadurch eingetreten sind, dass seitens der 

496 Siehe oben KapItel 5 4 3 

497 Ingeborg Legge und andere. Knmmologlsche Regionalanalyse Hamburg-Altona, Methodische Grundlagen lokaler SIcher­
heItsdIagnosen 1994, S 68 und 69 
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Polizei falsche Prioritäten bei der Aufgabenerledigung gesetzt wurden (Kon­
zentration auf die Bekämpfung von Sch\\ erkriminalität im Gegensatz zur 
Bekämpfung der örtlichen Massenkriminalität). Die spezifischen Ef\\ artungen 
und Wünsche der Bürger einer Region sind aber in den meisten Fällen un­
bekannt. Die empirische Datenlage ist insoweit ausgesprochen dünn.49l1 

Biirgerbejragullgen sind deshalb für die Bedarfsplanung der örtlich zuständigen 
Polizei von entscheidender Bedeutung. zum Beispiel zu folgenden Themen: 

stadtteilbezogene Problemeinschätzung: 

Sicherheitsgefühl. Ausmaß der Viktimisierung. Anzeigewrhalten der 
Bevölkerung; 

Einschätzung der Qualität der Polizeiarbeit: 

gewünschte und erwartete Aufgabenerledigung durch die Polizei / kommu­

nale Behörden. 

Bei der empirischen Untersuchung in Hamburg-Altona .. 99 äußerte die Be­
völkerung den Wunsch nach Unterstützung durch die Polizei in folgenden 

Situationen: 

Hilfe bei der Verarbeitung von Viktimisierungserfahrungen zur Stärkung der 
subjektiven Sicherheit (Schadensregulierung. polizeiliche Beratung und 
Soforthilfe, bedarfsorientierte Vermittlung an Opferhilfeeinrichtungenl: 

Beratung bei Präventionsmaßnahmen (Technik und Verhalten) zur Stärkung 
objektiver und subjektiver Sicherheit: 

Öffentlichkeitsarbeit zu Fragen der Entstehungsbedingungen. Erscheinungs­
formen und dem Umfang der Kriminalität im örtlichen Raum zur Steigerung 
des Sicherheitsgefühls und der Akzeptanz polizeilicher Arbeit im Stadtteil: 

sonstige problemorientierte polizeiliche ;'.1aßnahmen zur Starkung de'i 

kollektiven Sicherheitsgefühls. 

"" ~!~:':::~;~~~!r~:~::e~1J~1 a,o~, ~ ~~r ::~;:,;~~:I~:;~:~~~:~nuf~"~ ~:(~:~::~;~:~tl;~:: :;>~::;~:'~~~~: 
\ ~d auch Karl-Fnednch Koch (Hg f- l\.nmma.llIat"lJget'lild;:T l S('ndt:'r~,d BK.A - F.:-rs:-hl..;.ng 'Ted" I!" W.e-,h:!6e:; : +4: l __ .:S~~ 
R~!!IOna1anahsen des Kreises LIppe S_ ISol ff zur !..nmmo!og.l....:'ht'"n Re~i0nJ.hn.1!:-,.e IXij1:er ... ~ .. :'r~L 5 ::~ .. ::: ....;-~j .":";- i..::~ -

nOlo!;!lschen Ree.lOnalana1\'s.e LiJbed, S .305 ff. <,ur Be\ oJk::rung .. ~frafung m B"Jden-Wü:;1ner:Ü··':"=f m Jen Sl~1e~ f:·~·:-''::.:'t 
Lahr~ und Rave;sburg ! W~mgarten \ gL Thoma~ Felle ... j Hf 1 KommunJ,!;; KntnlflJ.lprJ'o .:r:!10f ;n B;}Oe-n" \\ L:m~!;'~f E"": 

pmsche Pohzelforschung Bd 91 Holz1.m:hen Obb_ lQl}~: 'lehe ,'-lUch Kar"lld:-.1.~ 
499 Ingeborg Legge und andere. Knmmolop...:he Regl('lnalan3.1~~ HJ.m~.lr;--\1!0,'·'1:d9'J~_ S -; 
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Dieser Katalog zeigt deutlich, dass die Bevölkerung eine quantitative und 
qualitative Ausweitung der polizeilichen Aufgaben erwartet. Diese Erwar­
tungen sollten meines Erachtens ernst genommen werden. 

Örtliche oder regional begrenzte Bürgerbefragungen zur Polizeiarbeit in der 
Bundesrepublik Deutschland, die regelmäßig wiederholt werden, sind dem 
Verfasser nicht bekannt. Dabei sind wissenschaftlich abgesicherte, örtliche 
Befragungen durchaus preiswert. So bietet zum Beispiel Infas ein Bürger­
monitoring bei einer Befragung von 1.000 Bürgern für 14.000 DM an.süü Die 
bisher in der Bundesrepublik Deutschland vereinzelt durchgeführten Bürger­
befragungen sind zudem wegen der unterschiedlichen Erhebungsmethoden 
kaum miteinander zu vergleichen. 

Im Unterschied zur Bundesrepublik wurden in den Niederlanden von den 
beiden für die Polizei zuständigen Ministerien (Innen- und Justizministerium) 
umfangreiche Bürgerbefragungen entwickelt, die sorgfältig getestet und 
wissenschaftlich abgesichert sind. Diese Befragungen werden in gleicher Weise 
überregionalen, regionalen und kommunalen Interessen gerecht. Im Jahre 1995 
wurde bereits zum zweiten Male (nach 1993) eine landesweite Bürgerbefragung 
durchgeführt. Dabei wurden 75.000 Bürger in jeweils etwa 16minütigen 
Telefongesprächen zu folgenden Themenbereichen befragt: 

(l) Bedarf an Polizeiarbeit: 

Kriminalität im Hinblick auf Wohnungen / Häuser, Autos, Fahrräder und 
Personen. Dabei wurde die Kriminalität in Relation zu den Objekten / 
Opfern gemessen. So wird zum Beispiel nicht die Gesamtzahl der 
Einbruchsdelikte pro Stadt, sondern die Zahl der Einbrüche pro 1.000 
Wohnungen / Häuser ermittelt; 

Nachbarschaftsprobleme, zum Beispiel Straftaten, Verkehr, Belästigung 
und Gefährdung sowie Verschlechterung des nachbarschaftlichen Um­
felds; 

Sicherheitsempfinden der Bevölkerung. 

500 Infas-Infogramm, Ausgabe I, August 1995, S 8 
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(2) Bereitstellung von Polizeiarbeit: 

Anzeigenbearbeitung durch die Polizei: 

Beratung über Verbrechensprävemion: 

Umgang mit Verbrechensopfern: 

Zufriedenheit mit der Polizei: 

Verfügbarkeit der Polizei: 

Erreichbarkeit der Polizei. 

Ziel dieser äußerst umfangreichen Befragungen - in jeder der 25 Polizei­
regionen werden zumindest 1.000 Telefonintef\iews geführt - ist es. die 
Forderungen und Erwartungen der Bürger an die Polizei in Erfahrung zu 
bringen, um diese bei der Schwerpunktsetzung in der PolizeiarbeIt mit­
zuberücksichtigen. So werden die Bürgererwartungen regelmäßig in den 
Mittelpunkt der jährlich von den regionalen Polizeichefs zu erarbeitenden 
Polizeikonzepte gestellt.501 Es ist deshalb nicht \'ef\\ underlich. dass gerade in 
den Niederlanden die Distanz der Bürger zu ihrer Polizei im internationalen 
Vergleich am geringsten. in der Bundesrepublik Deutschland dagegen am 

größten ist.502 

Auch im Bereich der Dlinkeifeidforschling ist die empirische Datenlage in der 
Bundesrepublik Deutschland im internationalen Vergleich eher defizitär. b\ ar 
kann auf wichtige Untersuchungen zum Beispiel \'on Sch\\ ind50~. Stephan5f14 

und Kury / Dörrnann505 hingewiesen werden. es fehlt jedoch an einer kontinu­
ierlichen und bisweilen auch hinreichend wissenschaftlich abgesicherten (das 
heißt ausreichend große Stichprobe) überregionalen Dunkelfeldforschung in der 
Bundesrepublik Deutschland. In Großbritannien werden dagegen seit Jahren 
regelmäßig wiederholte Dunkelfelduntersuchungen <national crime SUf\'eys J 

von der Research and Planning Unit (RPn des Horne Office durchgeführt. Für 

501 Cas Schreuder und Ca~ \\elbrem- Oll." Chef'\\Jchung der Le!:-!ung deT P0hzI."l 1'1 de'1 S,t'.:k·'~,jen Ir, EJx,'f':::"'::!-:'c--?: 1:.­

forschungssympoSiUm \om-t - '"': 9.1\)\15 Temrkmflf'C lriand 5 -
50:; :\Ianfred Murck- Polizei und Sicherheit 10 Europa - Oll." SKhl jer BUrgC"f Ir'_ Knmlr.::hn .. J~ ,,!, He:- - -........ .! 5 ~- .!t: 

50" Hans Dleter Sch\\Ind und andere- Dun"l..e1feldiop>chung m G6nmf-en 19-3 -,j BK:\ - Fc.p....-r.J.r:f ... n:·hc Bd : \\ -;:~,:,._2,,::-
1975. Hans Dleler Sch\\md lnter-uchungen Im Dun"'d;'d~ In }-fJn~ D!~ie; s..:-h .... nd w,:::l~>.-j -\hlN-r7'l ~r-.~ R_..j·f:.'" -..\;;-.~, 
Empmsche Krimmalgeographlc ,BK..-\ - For~hung..,relhe Bd ~,\\ l~~dt:n 1 .r". 5 : ~-~ ~" " Hr,'" D.C"h:-~ S~ '"; , .. :-.;: \\ ":-~.:: 
Ahlbom und Rudlger \\eIß Dunkdfddfor~hung Ul Bochum \ BK -\ - For,rH..!nf~,elr.:.'" B.: :: \',. ;;'" ... h~6~"" ...... c. 

5C>.I Egon Stephan Die Stuttganer Opferbeir..:g.ung! Bi\. -\ - FOf'.chunf,relhe BJ .~ \\ .c .. t-·.id;::! ,"':'-.f, 

505 Helmut Kury und andere Opf~rerührun);en und \kmun~en rUf Irme~e;1 S' .. -:-c"he.: 'r 1)--.'_1 ... ~~ ..in'::. Bk -\ - F2:-....:':...:-:~>·e ~r: 

Bd 25) \\Iesbaden 1992 
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diese kostenintensiven Untersuchungen stehen der RPU nicht nur ein beson­
deres Computersystem / Programm, sondern auch eine Million englische Pfund 
zur Verfügung.506 Es gäbe durchaus ein einfaches, praktikables und kosten­
günstiges Verfahren, vergleichbare Dunkelfelduntersuchungen auch in der 
Bundesrepublik Deutschland durchzuführen. Bei den regelmäßig stattfindenden 
Mikrozensuserhebungen könnten entsprechende polizeiliche Fragen zur 
Dunkelfeldforschung an die wirtschaftlichen Fragen "angehängt" werden.507 

Diese Stichprobe (1 % der Bevölkerung) wäre völlig ausreichend, und die 
kriminologische Auswertung könnte durch das BKA erfolgen. 

Schließlich ist auf die geradezu geheimnisumwitterte Datenlage in bezug auf 
die polizeiinternen Mitarbeiterbefragungen zur Arbeitszufriedenheit, zum 
Selbstwertgefühl und zur Motivation der Polizeibeamten hinzuweisen.508 Es 
handelt sich hier um wichtige Informationen, denen meines Erachtens viel 
zuwenig Beachtung geschenkt wird. 

6.1.2 Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter 

Die Qualität der Polizeiarbeit hängt des weiteren von dem jeweiligen Aus- und 
Fortbildungsstand der Polizeibeamten ab. Ein Polizeibeamter des mittleren / ge­
hobenen Dienstes sollte in dem ihm zugewiesenen Aufgabengebiet idealerweise 
nicht nur die Felder der Gefahrenabwehr, der Strafverfolgung, Verkehrsüber­
wachung sowie der Beratung / Unterstützung abdecken, sondern sollte auch 
entscheidungs- und handlungsfreudig, physisch und psychisch belastbar sein. 
Darüber hinaus sollte er in der Lage sein, schriftliche Vorgänge zügig und 
sprachlich präzise zu bearbeiten. Der einzelne Beamte sollte über Kommuni­
kationsfähigkeiten und -fertigkeiten verfügen, sicher im Umgang mit Führungs­
und Einsatzmitteln sein, die Eigensicherung beherrschen sowie über Einblicke 
und Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit anderen Behörden und sonstigen 
Einrichtungen verfügen. Angesichts dieser Fülle an Aufgaben ist es verständ­
lich, dass gerade bei jüngeren Beamten nicht immer jede der geforderten 
Qualifikationen gegeben ist. 

506 John Graham Pohce-Related Cnmmologlcal Research In an Europe on 115 Way to IntegratIOn, (Sonderband BKA _ 
ForschungsreIhe) WIesbaden 1993, S 29 und 30 

507 Ebenso auch AG Knpo'133 Tagung vom 30 /318 1995,TOP16Punkt3 
508 SIehe KapItel 5 3 
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Für den Bereich der Verkehrsüberwachung wurde in der empirischen Erhebung 
von Fredrichsdorf, Banz. Behrens und andere509 eindeutig nachgewiesen. dass 
bei jungen Beamten erhebliche Defizite im Bereich der schriftlichen Bearbei­
tung von Vorgängen, bei der Eigensicherung und bei den eigentlich zentralen 
Fragen der Verkehrsüberwachung bestehen. 

Darüber hinaus wird mit Sorge schon seit längerer Zeit das Schwinden der 
erforderlichen polizeilichen Problemnähe zu bestimmten Kriminalitätsfeldern 
beobachtet (Wirtschafts-. Nuklear-. Cm\\eltkriminalität).510 Die Wissens- und 
Ausbildungsdefizite511 nehmen trotz aller Bemühungen im Bereich der Aus­
und Fortbildung tendenziell offenbar eher zu als ab.51~ Die Gründe für diese 
Defizite sind vielfältig: 

überzogene Verrechtlichung ganzer Arbeitsgebiete: 

Personalrekrutierungsschwierigkeiten: 

unattraktive Besoldung von Spezialisten: 

Ausstattungsdefizite: 

Organisationsformen. die zu stark auf Hierarchie. Dienstrang. Kontrolle und 
Macht basieren. 

Wegen der genannten Qualifikationsdefizite kann der Leistungsdruck auf 
einzelne Polizeibeamte so groß werden. dass eine Entsolidarisierung mit 
leistungsschwächeren Mitarbeitern eintritt.513 Während früher eher die Bereit­
schaft bestand, den leistungsschwächeren oder besonders belasteten Kollegen 
"mitzuziehen" (z. B. durch eigene Mehrarbeit). nimmt nunmehr die Tendenz. 
sich gegen derartige solidarische Hilfsaktionen zur Wehr zu setzen. zu.' P 

In Anbetracht der aufgezählten Defizite scheint es unabdingbar. die Qualität der 
Polizeiarbeit umfassend zu hinterfragen und zu verbessern. Dabei geht es nicht 

"09 Frednchsdorf und andere- Erhebung. zur Fc,,!.;,tellunf: der derz~lll'fen Qu;;.hfi}...'::'lK'n \0-:- P('liU::'::-lt.e-3....'T!!mn\:":, -~~;:"~ . .::> 

mmelbar nach Abschluss der I fachprufung Im HmNI\ .. -;' auf d,c AnforJerunge-n ,j.erf'C'!tze!l.~":·C'r'· p..;i';~ In [);e' P0.:_U '0,."'- J;. 

Heft 6. 1995. S 175 f 
."ilO Ernst-Hemnch .-\hlf- Pohzellheone: Thex:-n lur Sl..lJldonbe'llmmunf In Die P0i,zel. J~ '-('. Hcii 5- ~ O~<.I S ~..--.. :1"" . .:. 

m \\.::\ . \\olfgang SIelaff Bruchqellen Inl polizeilichen Berui ... eth('li;,. In Knml:1J.ll"l'}. Jf ~ Heft to :w:." ,,~, - -";.~­
"11 Z B. Im BereICh der VIl..ttmo!ogle.lm Bereich dt:r 0 3. ange .. pr('t,.hen~n R-;,;..::ht:-ge{'lltie Jt.-:r Ju.:-r-, ll1; Be-:ne . .:-h J::,- E';'"'''':':I::~ '"Y 

Fuhrungs- und Emsatzmnteln 

'il~ Vgl Frednchsdorfund andere J.. J. 0 
.:"13 RudolfSummer LelstunS!sanrelle l nklstun-c .... .anku0nen In Z':ll,hnn (ur B~~'1He-nf'.:-..;-h~_ Jg .!: He~-15_ ;~~ S ::~ ::~ 
514 Ebenso Dlrl.. Breker ~h~arbe1termOI1\Jllon;J... Grundrfeder d~r Pe-r<.C-nJ.knN ckh.mg In D.:? Ptf'-l"\l1Jhc-::-·lo ..:.::-...;;g: .I; :;, 

HeftS. 1995. S 20·1(2161 
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nur darum, dafür Sorge zu tragen, dass die Letztentscheidungen der Polizei mit 
Außenwirkung auf einem möglichst hohen qualitativen Niveau getroffen 
werden, sondern auch darum, den gesamten Prozess, der zu einer polizeilichen 
Leistung erforderlich ist, also die Organisations-, Führungs-, Kommunikations­
und Ausstattungsfragen ganzheitlich im Sinne von Total Quality Management 
(TQM) zu betrachten. 

6.1.3 Erfahrungen aus der Privatwirtschaft 

Für den Bereich der Privatwirtschaft wurde in vielfältigen Untersuchungen und 
Abhandlungen versucht, strategische Erfolgskriterien und Schlüsselfaktoren für 
Qualität und Unternehmenserfolg herauszuarbeiten. So haben zum Beispiel 
Peters und Waterman in ihrem Bestseller "Auf der Suche nach Spitzenleistun­
gen"515 drei "harte" (Strategie, Struktur, System) und vier "weiche" (Stil, 
Stammpersonal, Spezialkenntnisse, Selbstverständnis) Erfolgsfaktoren be­
nannt. Die Suche nach derartigen Erfolgsfaktoren wird durchgängig von einer 
umfassenden Qualitätsdiskussion begleitet, denn Erfolg ohne Qualität ist in der 
Privatwirtschaft langfristig undenkbar geworden.516 

Als Vater des Total Quality Management (TQM) gilt der Amerikaner 
Deming517. Seine 14 Schritte zur Qualitätsverbesserung gehören inzwischen zur 
festen Grundlage eines jeden privatwirtschaftlichen Qualitätsmanagements: 

(1) Schaffe den festen Willen zur Verbesserung. 

(2) Schaffe ein Bewusstsein für Qualität. 

(3) Kontrolliere Qualität nicht erst nach Abschluss der Produktion. 

(4) Richte dich nicht allein nach dem billigsten Angebot. 

(5) Verbessere ständig das System. 

(6) Schaffe modeme Ausbildungsmethoden. 

(7) Sorge für richtiges Führungsverhalten. 

515 Thomas J Peters und Robert H Watennan' Auf der Suche nach SpItzenleIstungen Landsberg / Lech 1986 

516 Hermann HIli und Helmut Klages' StrategIsche Erfolgsfaktoren in der öffentlIchen Verwaltung. In Hermm1TI HIlI und Helmut 

Klages (Hg)' Quahtats- und erfolgsonentiertes Verwaltungsmanagement. (Schnftenrelhe der Hochschule Speyer Bd 112) 
Speyer 1993. S 19 (23) 

517 W W Demmg' Quahty, PrOducttVlty and Competitlve POSItrons 1982 
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(8) Beseitige die Angst. so dass jeder effektiv für die Organisation arbeiten 
kann. 

(9) Beseitige Barrieren zwischen Organisations- / Geschäftsbereichen. 

(10) Setze positive Ziele statt negativer Kritik. 

(11) Betone die Qualität der Leistungen. nicht die Quantität. 

(12) Ermuntere zum Stolz auf gute Arbeit. 

(13) Fördere Qualifikation und Weiterbildung. 

(14) Unterstütze die Transformation durch sichtbare und anregende Rahmen­
bedingungen. 

6.1.4 Übertragbarkeit der Grundsätze ,"on TQ\1 auf die Polizei 

Eine zentrale Frage ist. ob das in der Zwischenzeit durchaus erfolgreich prak­
tizierte TQM zumindest teilweise und mit der notwendigen Vorsicht auch auf 
die Polizei übertragen werden kann. 

Da TQM weder ein Geheimwrfahren ist noch polizei fremde Aspekte enthält. 
sondern vielmehr eher selbstverständliche Prinzipien ganzheitlich bündelt. um 
zu einer umfassenden Qualitätsverbesserung zu gelangen. wird an TQ\I 
zumindest die begründete Hoffnung geknüpft. \I'ichtige Anregungen für die an­
gemahnte "umfassende Nellkonstruktion" der Polizei oder ein \'erhessertes 

Management der Poli:ei518 zu liefern. 

Die zentrale - und offene - Frage ist. ob der für eme solch umfassende Reform 
notv.'endige Refornl\l'ille. und zwar bei allen (,' j Beteiligten wirklich besteht und 
über einen langen Zeitraum (geschätzt: fünf bis zehn Jahre I aufrechterhalten 
werden kann. Neben dieser subjektiven Komponente (dauerhafter Reform­
wille) müssten allerdings auch folgende vier Aspekte Berücksichtigung finden 

(objektive Komponenten): 

(1) Transparenz 

Der Prozess des TQM beginnt mit der Bereitschaft der Polizei. ihre Probleme 
im Innen- und Außenverhältnis auf Dauer schonungslos offenzulegen (z. B. 

518 Alfred Stümper- :\onnamcs Take Off In DII! Pohul Jg. ~6_ Hef. 5.1995 S 125! i:~6' 
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mittels regelmäßiger und wissenschaftlich abgesicherter Bürger- und Mitar­
beiterbefragungen). Dieser umfassende Prozess, Transparenz herzustellen, 
verlangt auch eine dauerhafte sozialwissenschaftliche Betreuung. Ohne den 
Mut zur Transparenz wird TQM nicht erfolgreich eingesetzt werden können. 

(2) Leistungsbemessung 

Es müssen geeignete Verfahren zur Bewertung und Messung polizeilicher 
Leistungen entwickelt werden. An diesem Punkt werden sicher viele Kritiker 
von TQM ansetzen, weil es nach ihrer Ansicht keine gesicherten Evaluations­
verfahren, zum Beispiel zur Bewertung von Führungsleistungen, geben könne. 

Meines Erachtens ist insoweit bisher viel zuwenig Phantasie entwickelt worden. 
So lassen sich auch für das Führungsverhalten von Vorgesetzten durchaus 
Benchmarks entwickeln (z. B. über Mitarbeiterbefragungen oder Vorgesetzten­
beurteilungen). Darüber hinaus lassen sich durchaus zeitliche (z. B. Wartezeiten 
von Bürgern auf Polizeirevieren, die eine Anzeige erstatten wollen) und inhalt­
liehe Standards (z. B. bei der polizeilichen Beratung von Opferzeugen, wie zum 
Beispiel Informationen über den Gang des Verfahrens, Vermittlung an die 
örtlichen Opferberatungsstellen, Vermeidung von Sekundärviktimisierung 
usw.) entwickeln, die durchaus messbar sind. 

Beispielsweise hat die niederländische Polizei mit den jährlich stattfindenden 
Qualitätskonferenzen ein erfolgreiches Verfahren zur Entwicklung polizeilicher 
Qualitätsstandards etabliert. Hier werden in Workshops Beurteilungskriterien 
für die Polizeiarbeit vorgestellt. 

In den USA sind etwa 600 Polizeistandards für qualitatives Polizeiverhalten 
herausgearbeitet und teilweise auch in den maßgeblichen Handbüchern der 
Polizei niedergelegt worden. 

(3) Führungs- und Fachkräfte 

In der deutschen Polizei werden Führungskräfte gegenüber den Fachkräften 
meines Erachterns karrieremäßig zu stark bevorzugt.519 Deshalb sollte eine 
weitgehende Gleichwertigkeit der Karrieremöglichkeiten von Führungs- und 

519 Es 1st m. E. meht nachvollZIehbar, weshalb em promovIerter ChemIker / PhYSIker aus dem BereIch der Knminaltechnik oder 

em promovIerter SOZtalwlssenschaftler aus dem BereIch der knmmahstlsch-knmmologlschen Forschung regelmaßig bellll 

wissenschaftlichen überrat (WOR) "hangenblelbt", während dIe pohzelhchen Führungskräfte des höheren DIenstes 1m Rahmen 

der Emhettslaufbahn VIel häufiger als die Fachkräfte zum Drrektor befördert werden 
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Fachkräften angestrebt werden. Es widerspricht dem Qualitätsgedanken. dass 
die Leistungen einer Fachkraft. die zur richtigen Führungsemscheidung maß­
geblich beiträgt, mit Hinblick auf die Karriere zu\\ enig honoriert wird. 

(4) Festschreibung des Qualitatsprinzips 

Erforderlich ist schließlich die explizite schriftliche F estschreihul/>!. des 
Qualitätsprin:ips fiber alle Hierarclziestufen lzimH'g. damit man sich auf die­
ses Prinzip auch berufen kann. In letzter Konsequenz hat dieses L' mdenken eine 
teilweise Umgestaltung der Polizei zur Folge. 

6.2 Das TQM-Konzept520 

Die folgende Beschreibung des TQM-Konzepts verfolgt ein doppeltes Ziel: 
Zum einen soll ein modernes Management- und FLihrungskonzept mit dem 
zentralen Wert "Qualität" dargestellt. zum anderen die notwendige Reform­
diskussion in der Polizei vorangetrieben werden. Es wird an dieser Stelle 
ausdrücklich darauf hingewiesen. dass mit der Darstellung des TQ\l-Konzepts 
nicht der Anspruch einhergeht. durch Anwendung dieses Konzepts sämtliche 
Probleme der Polizei mit einem Schlag lösen zu können.52l 

Zink522 hat fünf Bausteine des TQM-Konzepts in Form eines Hauses zusanl­
mengesteIlt: 

(1) Qualitätspolitik; 

(2) Organisatorische Rahmenbedingungen: 

(3) Personelle Rahmenbedingungen: 

(4) Technische Rahmenbedingungen: 

(5) Methoden und Instrumente. 

~20 Der \erfa:.ser 1st Herrn BenJamm Rathfcbcr lU D,mk. \err11lCh!ei der mehl nur ~m~ .....:t0-r,;.> D.r;{'m.::.rk'; .:..,-;" L::,:'<_"': '..:.: 
allgememe Betnebs\\ lrlschaftslehre und Preodut...tlOm\\ b....c-n,bft.:m der l"m\er ... ,t.:!.l \I.:Ull J:~" J~~n J:J-,n: 1 ~~ r_~ \::-~:"i=0';~; 

stellte. sondern dem \'erfa~ser auch In emgehenden Göpr:lCh~n ....eInt' rr.ll..llxhen Erf.lhrungt:' t.-:' ja ImrlC':"'irnl.!t0- ", 0-; TQ\f 

bei den Schott- Werken \hmz \cnmttelle und ...eine Em'-Clulzung tUf Implem::m .. mon \('n TQ\f 1;; alt' Pdltel:'l-'~~":' 

521 Vgl Kapnel6 3. 

,~~ Klaus J Zmh Qualität al'i Hc:rau~iNderung In Kl-lu" J Zmk., Hf ' Q .. u.tJl .. t.J:- \f.m.:i.f~Tt·.e;o!,,-,,:·p~ L2r,j~he-!'t: L~ ... :- ....... .:: 

(2 .. uberarbeltete Aufl ). S 30 Furdle Pn:..,jukllom.- und Dlelhll~l'il.!tl.f<d.m!em"hmen der \\ [r:.....:t;d~ h,;:; -JJt l"! .. n.-";-..:: .. .....:.:"r:':-,.­

DI:\ E\ ISO 9000 neue Maßstabe gö:!tzt I Emh.!ltung \ofFt-erer;;f \ erf.1hn:n"'.\t"!xon j]rj T::-.:rn "rn J.l~ B.:..',~ 11,.~ ':_~lC Z::-:: 

tlfizlerung) Ftirdlc offenthche \en\ altung \\ ud auf den S0nderdrud. cl:">f :\WV Q>....J.h!J.! ... m2..;~f~m·.:''':: l!1 de! (\~!('~!~.~:Jt~r- \::~ 

\\ahung hmge\\le..,en (\gl BBB Heft 215 lt.N5 lnf 1·Wl! 
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Abbildung 5: 

Bausteine des TQ M -Konzepts 

organisatorische 
Rahmen­
bedingungen 

Qualitätspolitik 

personelle 
Rahmen­
bedingungen 

technische 
Rahmen­
bedingungen 

Methoden und Instrumente 

Aus: Klaus J. Zink: Qualität als Herausforderung. S. 30 

6.2.1 Qualitätspolitik 

Die Qualitätspolitik umfasst die grundlegenden Absichten und Zielvorstellun­
gen einer Organisation in bezug auf die Qualität im umfassenden Sinne. Die 
Formulierung der Qualitätspolitik sollte von der obersten Amts- / Behörden­
leitung vorgenommen werden und in einen "Qualitätsgrundgesetz" (z. B. Amts­
Leitlinien oder Orientierungsrahmen) Eingang finden. Dieses Qualitätsgrund­
gesetz sollte offen in allen Hierarchiestufen diskutiert und im Bedarfsfall ent­
sprechend geändert werden. Insoweit kann auf die Vorschläge von Thielmann523 

zur Implementation und landes weiten Diskussion von Leitbildern in die hessi­
sche Polizei durch Einsetzung von Projektgruppen und Projektteams verwiesen 
werden. Die Formulierung dieses Qualitätsgrundgesetzes muss für alle Bereiche 
gültig und daher relativ allgemein gehalten sein. Jede Hierarchieebene und jeder 
Bereich setzt diese allgemeine Qualitätspolitik entsprechend den spezifischen 
Anforderungen um. Die Konkretisierung der Qualitätspolitik nimmt mit 
fallender Hierarchiestufe zu. In den unteren Hierarchieebenen besteht die je­
weilige Qualitätspolitik in der Regel aus konkreten Zielen. 

523 Gerd 11uelmann. Der Weg Ist entscheidend, In. Hesslsche Pohzelrundschau, Heft 8, 1995, S. 10 f 
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Die Qualitätspolitik ist verbindliche Richtlinie für qualitätsre!eyante Ent­
scheidungen der Führungskräfte und sollte auch die Einstellung der :\1itarbei­
ter bezüglich der Qualität ihrer Arbeit beeinflussen. Deshalb ist eine ständige 
Überprüfung und Aktualisierung der Qualitätspolitik \"Of allem in den operati­
ven oder Basisbereichen erforderlich. Sobald einzelne Ziel\"orgaben geändert 
werden, ist auch die jeweilige Qualitätspolitik zu aktualisieren / anzupassen. :\uf 
der Ebene der Gesamtbehörde wird eine derartige Aktualisierung recht selten 
erforderlich sein. Frehr52-l ist der Auffassung. dass eine Aktualisierung auf der 
Ebene der Gesamtorganisation in der Regel alle fünf Jahre. in den operatiyen 
Bereichen in jedem Jahr stattfinden sollte. 

Die Qualitätspolitik für Total Quality Management sollte zumindest folgende 
fünf Elemente enthalten: 

(1) Ziel und Zweck der Organisation 

Jede Qualitätspolitik sollte mit einigen allgemeinen Aussagen zu Ziel und 
Zweck der Polizei beginnen. Diese sollten möglichst kurz und prägnant 
formuliert sein und den eigenen Mitarbeitern SO\\ ie der Öffentlichkeit zur 

Orientierung dienen. Die Formulierungen der Qualitätspolitik sollten Ziel­
setzungen enthalten, mit denen sich der einzelne MIlarbeiter identifizieren kann. 
um auf diese Weise ein ,.Wir-GefÜhl" zu erzeugen.5~5 

Beispiele: 

Im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung schützen wir das Recht. 

Wir handeln bürgemah. 

Wir gehen sorgfältig mit den uns übertragenen Befugnissen um und be­
achten bei Konflikten die Prinzipien der Differenzierung. der Deeskalation 

und der Verhältnismäßigkeit. 

Wir alle repräsentieren die Polizei. Wir legen deshalb Wert auf Ehrlichkeit 
und Unbestechlichkeit. auf Pflichtbewusstsein und Verantwortung. auf gute 

Umgangsformen und eine angemessene Sprache. 

5:!.J Hans-Ulnch Frehr Total QualH~ \fanagement \tun;:-h.:n il/9.!. ~ 2 -\ll!l_ '. S '4 

525 In diesem Zusammenhang kann auf die neuen Leilbllder fur die Poilu! B.lden·\\ llmem~""fi. ,~~. \ er"'ie-er -"'erde:-
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Wir respektieren die staatlichen Institutionen und arbeiten mit ihnen kon­
struktiv zusammen. 

(2) Strategische Bedeutung der Qualität 

Die Bedeutung der Qualität für die Polizeiarbeit sollte im Rahmen der all­
gemeinen Behördenpolitik herausgestellt werden. 

Beispiele: 

Für die Verbesserung des Ansehens der Polizei in der Bevölkerung ist es 
notwendig, polizeiliche Entscheidungen auf hohem Qualitätsniveau zu 
treffen. Deshalb sind polizeiliche Aufgaben kompetent, rechtlich einwand­
frei und professionell zu bewältigen. 

Unser heutiger Stand der Qualitätsbeherrschung muss den sich wandelnden 
Verhältnissen anpassen, wobei wir auf neue Anforderungen schnell, flexi­
bel und wirtschaftlich effizient reagieren. 

(3) Verhaltensgrundsätze aller Mitarbeiter 

Die Qualitätspolitik muss Aussagen zu einem qualitätsgerechten Verhalten aller 
Mitarbeiter, das heißt auch der Führungskräfte, treffen. Diese Aussagen um­
fassen zum Beispiel die Führungskonzeption, die interne Mitarbeiter­
orientierung sowie Weiterbildungs- und Trainingsgrundsätze auf dem Gebiet 
der Qualitätssicherung und des Qualitätsmanagements. Gerade das Ver­
halten des Managements kann über Erfolg und Misserfolg von TQM ent­
scheiden. 

Beispiele: 

Wir wollen die Initiative und schöpferische Kraft unserer Mitarbeiter 
fördern, indem wir dem einzelnen einen weiten Entscheidungsspielraum bei 
der Realisierung der klar definierten Behördenziele einräumen. 
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Alle Mitarbeiter sind untereinander .. Kunden und Lieferanten .. :~=6 jeder 
muss so arbeiten. dass er zufriedene . .Kunden" hat. 

Wir fördern intensiv die Weiterbildung unserer .'vlitarbeiter. insbesondere auf 
dem Gebiet der Qualitätsverbesserung. 

(4) Maßnahmen :ur Realisierung der Qualität 

Jeder Mitarbeiter muss bestimmte Maßnahmen und .'vlethoden bei der l"m­
setzung von TQM anwenden. Die wichtigsten sollten Eingang in die Qualitäts­
politik finden, um eine breite Anwendung und Akzeptanz zu sichern. 

Beispiele: 

Kontinuierliche Verbesserung der Arbeitsleistung ist der \Veg zum Ziel. 

Wir ermitteln kontinuierlich die Zufriedenheit unserer Bürger mit unseren 
Leistungen. 

Nicht nur die Fehler selbst. sondern auch die l" rsachen dieser Fehler müssen 
beseitigt werden. 

Dauerhafte Fehlervermeidung hat Vorrang vor einseitIger Fehlerbe­
seitigung. 

(5) Leitungskonzept 

Im Leitungskonzept werden Grundsätze formuliert. nach denen die Qualität in 
der Behörde gemanagt werden soll. Insbesondere sind hier die Verantwortlichen 
für die Einhaltung von Qualitätsstandards festzulegen. 

5~6 Die hier bewusst 10 Anfuhnmgszelchen ge'\.elzl~ .Kunden-Llefer.mten-Bellehun{- 1"-1 em Ter:";";in.h i.C'.:hm.:u .. '\0:j TQ\l Je~ 
hier \\elteryer.",endet werden soll Dlc:-er Segnff be~-hr~lhl ~l..:her m.:hlzlirreITend die 'rez,'-a....:-hc Blli'!=cr-P('hz-::; Be-7;!"~ J.:-.g: 

Schon die Bernffilchketl {Kunde. Liefenntll~t \erratens.:-h I>.:-nn ocr Burger -'\ird zum Kund-:.'"fl umfun"~l0i'1,e--: .('Jj;:-: l:"' .::~~ 

Rolle eines K~nden hinemkomplimenuert Die Rechte und PtlKhten des. BUf!:cor,. fe"r-..en ,:i:ü .. e-i '.;,e,! uhe~ ru<. ~lr:.::.:: ..... ~ .. ~­
Abnehmer emer \Vare (Kunde) rechtlICh zu~tehL lXr Burger hai nJ.mlKti auf D;iaf": l.ln3~:"w..'Pf ... 0f" dcr :.r,."'.o. ::Jilfe-r:. \tr'i ·l~f~ 

und semer \\ulschafthchen LeIstung:,l-.raft -\mpruch auf SKherhel1 Eme K(.'mmeflalJ5.1tT~rf (l""fer-:hcher Bd.lTIfC ;".,~",,---':­

dere Im Bereich der inneren SIcherheiL hJI c:mdeutlgc Grenl~n 
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Beispiele: 

Die Ziele auf dem Weg ständiger Qualitätsverbesserung werden von der 
Behördenleitung festgelegt. 

Die Organisationseinheiten erstellen jährlich quantitativ fixierte Qualitäts­
ziele (Benchmarks). 

Jeder ist für die Qualität seiner Arbeitsergebnisse selbst verantwortlich. 

6.2.2 Organisatorische Rahmenbedingungen 

Der zweite Baustein im Rahmen des TQM-Konzepts betrifft die organisato­
rischen Rahmenbedingungen. Organisatorische Änderungen sind sowohl in der 
Ablauf- als auch in der Aufbauorganisation erforderlich, um TQM durchzu­
setzen. Dabei müssen im Unterschied zur gegenwärtigen Organisationspraxis 
in der Polizei die ablau/organisatorischen Aspekte eindeutig Vorrang vor den 
aufbauorganisatorischen Aspekten haben. Denn allein die Ablauforganisation 
vermag sicherzustellen, dass Qualität produziert werden kann. Die Aufbau­
organisation (Strukturorganisation) dient hingegen nur der institutionellen 
Absicherung, der Kontrolle und der Durchsetzung des Qualitätsprinzips im 
Rahmen von TQM. 

In der Ablauforganisation muss eine Umgestaltung in zweifacher Hinsicht 
durchgeführt werden: hinsichtlich einer verstärkten Bürgerorientierung und 
hinsichtlich einer Prozessorientierung polizeiinterner Arbeitsabläufe. 

6.2.2.1 Qualitätsorientierte Ablauforganisation 

(1) Sogenannte Kundenorientierung 

Das wichtigste Prinzip des TQM-Konzepts ist die strikte Orientierung an den 
Bedürfnissen, Wünschen und Erwartungen der "Kunden" (customer satisfac­
tion)527. Kunde ist bei der Polizei in erster Linie der Bürger, aber auch die 
(Sicherheits-)Politik. Bei TQM steht also nicht das polizeiliche Eigeninteresse, 
sondern die Orientierung an den Bedürfnissen und Erwartungen der Bürger 

527 V gl Kap!tel 6.2 I 
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sowie der Politik im Mittelpunkt. Diese strikte Kundenorientierung kann durch 
sogenannte interne und externe Kunden-lieferanten-Beziehungen erreicht 
werden. Die Besonderheit von TQM liegt in der Ausrichtung der gesamten 
Dienstleistungen bzw. Aktivitäten auf die externen (Bürger und Politik) lind 

internen (Mitarbeiter der Polizei. der eigenen Behörde) Kunden. 

Lieferant ist jeder, dessen Leistung einen Abnehmer findet. Kunde ist jeder. der 
eine Leistung erhält, mit der er \,eiterarbeitet. Der Lieferant muss die :\nfor­
derungen des Kunden im Sinne eines outcome vollstandig erfüllen. Weicht die 
gelieferte Leistung von der Beschaffenheitsvereinbarung ab. muss elI1e 
Rückkoppelung vom Kunden zum Lieferanten erfolgen. Allgemeine Kunden­
Rückkopplungssysteme können beispielsweise durch Kundenbefragungen oder 
durch eine Intensivierung persönlicher Kontakte aufgebaut werden. Diese 
sogenannten Kunden-Lieferanten-Beziehungen sind explizit auch im \'er­
waltungsbereich der Polizei einzuführen . .'i:;~ 

Sogar innerhalb einzelner Organisationseinheiten gibt es Kunden-Lieferanten­
Beziehungen, zum Beispiel zwischen dem Chef und seiner Sekretärin. Als 
Kundin erhält die Sekretärin von ihrem Chef Lieferungen (Diktate. Vorgänge. 
handschriftliche Notizen usw.). ist ihrem Chef gegenüber aber auch Lieferantm 
(Briefe, Terminplanung usw.). Der Chef hat dabei darauf zu achten. dass selI1 
Produkt (handschriftliche :-';otizen) die Anforderungen (Lesbarkeit. Richtigkeit. 
Vollständigkeit) der Sekretärin voll erfüllt. Die Sekretärin muss wiederum ihr 
Produkt (Brief) in der vom Chef geforderten Qualität schreiben und ihm über­
geben. Dieses kleine Beispiel zeigt. dass Arbeitsabläufe besser. schneller und 
kostengünstiger werden. wenn die gegenseitigen Produkte und Erwartungen 
und Anforderungen des jeweils anderen bekannt sind. Solche Kunden-Liefe­
ranten-Beziehungen müssen in der gesamten Behörde ven\ irklicht \\ erden. 

Ziel von TQM in der Polizei ist es. Sicherheitsprobleme. insbesondere auf 
lokaler Ebene, zu verhindern oder unter Kontrolle zu bringen. Dabei geht ö 

nicht darum, nur Sicherheitssymptome festzustellen / zu registrieren. sondern 
sich verstärkt um die Beseitigung der ursachen dieser Symptome zu bemühen. 
Deshalb ist eine enge Zusammenarbeit mit der Bevölkerung und den örtlichen 
Behörden naheliegend. da diese mit der ~1ehrzahl der lästigen I störenden I 
kriminellen Probleme. wie Um\\ eltangelegenheiten. Drogenmissbrauch. 
Vandalismus, Diebstahl und so weiter auch konfrontiert sind. 

5~.8 ~1elke Bruch und Birgll Kuhne'ft Total QU;lIH~ \tlnagemem ;)J.., Kem;;-k-men, \.:;'"' L.::..l.;"'- .1,.:!;r.!-l<:-'::!ll'n In Z:;,l,"~;: F ~:-.::-"::.-;' 

und OrgamsaliOfl Heft 2 199 .. 1. S 99 If 
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Das Angebot der polizeilichen Leistungen geht dabei weit über die traditionel­
len polizeilichen Maßnahmen wie die übliche Streifenfahrt, Telefonbeant­
wortung, Ermittlung in Strafsachen hinaus. Dies betrifft zum Beispiel folgende 
Angelegenheiten: 

Beratung der Bürger, der Öffentlichkeit und der örtlichen Behörden in allen 
Fragen der inneren Sicherheit. Den Bürgern und Behörden muss das Gefühl 
im Sinne eines "outcome" vermittelt werden, dass die Polizei ihnen mit Rat 
und Tat zur Seite steht. 

- Vorbeugende Aktionen, um potentielle Täter davon abzuhalten, Straftaten 
zu begehen. Bei Einbruchsdiebstählen (insbesondere in Schulen) hat sich 
gezeigt, dass Mehrfachviktimisierungen häufig dann eintreten, wenn die 
Beschädigungen des Einbruchsdiebstahls nicht sofort beseitigt werden.529 

Deshalb sollte die Polizei darauf hinwirken, dass diese Beschädigungen als­
bald repariert werden. 

Regelung von Ordnungsaufgaben, weil Stadtgebiete mit einem hohen An­
teil an Unordnung, Schmutz, Graffitis und so weiter von der Bevölkerung 
durchweg als unsicher empfunden werden. 

Professionelle Betreuung von Verbrechensopfern und Opferzeugen ein­
schließlich der im Einzelfall erforderlichen Nachsorge. 

Deutliche Sichtbarkeit von Polizeibeamten (nicht Auto-, sondern Fußstrei­
fen), Einführung von Namensschildern, Betreuung eines bestimmten 
Bezirks oder Bereichs durch ein und denselben Polizeibeamten, der über 
einschlägige Orts- und Milieukenntnisse verfügt. 

Ansprechbarkeit und schnelle Verfügbarkeit der Polizei; dazu gehört auch, 
dass die Personal situation der Polizeireviere an die jeweiligen Bedürfnisse 
angepasst wird und die Anzahl der Kontaktstellen der Polizei flexibel erhöht 
bzw. vermindert werden (temporäre Satelliten- oder Miniwachen). 

Ausgestaltung der Wachen und Reviere, das heißt leicht erkennbare Ein­
gänge, freundliche, "bürgernahe", aber auch funktionale Ausstattung der 
Warte- und Vernehmungsräume. 

Beratung in Sachen Prävention verstärken; den Schwerpunkt nicht nur auf 
technische Präventionsmaßnahmen legen, sondern verstärkt verhaltens­
orientierte und ganzheitliche Beratung anbieten. 

529 Barry Webb. Wiederholte ViktlmlSlerung In Europäisches Pohzelforschungssymposmm vom 4 -7 9 1995, Templemore, 
Irland. 
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Mitwirkung bei den höchst unterschiedlichen :\achbarschaftsproblemen. 
wobei die örtlichen Besonderheiten berücksichtigt werden sollten (kein ein­
heitliches Modell für alle Nachbarschaftsprobleme ). 

(2) Sogenannte Pro:essorientierung 

Auf der "Kunden-Lieferanten-Beziehung" autbauend ist die Prozessorien­
tierung in der Ablauforganisation zu verwirklichen. Die Prozessorientierung ist 
zentrales organisatorisches Gestaltungspnnzip. das in der Behörde ein am 
Arbeitsablauf orientiertes Denken verstärken soll. Dies setzt \waus. da~s typi­
scheArbeitsprozesse zunächst eingehend analysiert und anschließend optimiert 
werden. In der Polizei ist das Organisationsprinzip der Prozessorientierung 
nicht immer berücksichtigt worden. Gerade in der Polizei verwaltung steckt 
noch ein erhebliches Potential zur Verringerung von Fehlleistungen. zur Ratio­
nalisierung und zur ständigen Optimierung der Prozessabläufe. 

Eine Schwerpunktverlagerung auf die Prozessorientierung stellt eine Abkehr 
von der ausschließlichen und ergebnisorientierten Endkontrolle im Sinne bloßer 
Qualitätssicherung dar. Es geht nicht mehr nur darum. am Ende des Leistungs­
prozesses Qualitätskontrollen durchzuführen. sondern \'ielmehr auch darum. zu 
einem präventiven Qualitätsverhalten aller Mitarbeiter zu gelangen. Dabei mus~ 
allen MitarbeItern bewusst gemacht werden. dass sie mit ihrer Tätigkeit einen 
Beitrag zur angestrebten Gesamtqualität leisten und damit in den TQM-Prozess 
integriert sind. 

Ein wesentliches Ziel, das durch die Prozessorientierung erreicht werden soll. 
ist die Vermeidung von Fehlern im Sinne des .Sull-Fehler-Prinzips··. Die 
Erfüllung dieses "Null-Fehler-Prinzips" ist freilich kaum realisierbar. Es kann 
lediglich als Ziel verstanden werden. auf das jeder Prozessteilnehmer durch 
ständige Reduzierung der Fehlerraten hinarbeiten soll. Dies erfordert eine 
Änderung der Denk- und Verhaltens\', eisen in der gesamten Behörde. Jeder \lit­
arbeiter muss begreifen. dass er nur bei kontinuierlicher Verbesserung seiner 
Leistung dem Null-Fehler-Ziel näherkommt und damit die Qualität des gesam­

ten Prozesses steigert. 

Um die Qualität der Prozesse zu steigern. ist aber nicht nur eine Anderung der 
Denk- und Verhaltensweisen nötig. sondern es müssen auch die Arbeitsbe­
dingungen, zum Beispiel ümfeld und Art des Arbeitsablaufs. Arbeitsmittel und 
Arbeitsunterlagen optimiert werden. Das Denken und Arbeiten in Prozessen 

224 



erfordert also eine tiefgehende Umgestaltung der Organisation. Frehr530 meint 
sogar, dass sich die Organisation zukünftig der Optimierung von Prozessen 
unterordnen muss. Dies bedeutet einen Wechsel von der bisher in der Polizei 
praktizierten funktionsorientierten Arbeitsteilung hin zu einer prozessorien­
tierten Arbeitsteilung. Die Prozessorientierung lässt sich allgemein in die 
folgenden drei Aussagen zusammenfassen: 

Kaizen531 

Auf jeder Stufe des Leistungsprozesses werden zu jeder Zeit Chancen für 
Verbesserungen im Sinne von Optimierung ausgenutzt. 

Präventives Qualitätsverhalten 

Fehler sollen bereits bei der Leistungserstellung vermieden werden (Null­
Fehler-Prinzip). 

Ständige Verbesserung der Arbeitsergebnisse als Herausforderung aller 
Mitarbeiter: Jeder ist für Qualität verantwortlich. 

Überträgt man diese allgemeinen Prinzipien auf die Polizeiarbeit an der Basis, 
dann ergeben sich aus dieser Prozessorientierung folgende Konsequenzen, um 
ein hohes und verlässliches Qualitätsniveau sicherzustellen: 

Autonomie 

Beim Umgang mit den konkreten Problemen der inneren Sicherheit müssen 
die Polizeibehörden der unteren Ebenen mehr Autonomie erhalten, um die 
jeweiligen Prioritäten selbst bestimmen zu können. Die vorgesetzten Po­
lizeibehörden sollten sich viel weniger als bisher in die Basispolizeiarbeit 
einmischen. Allerdings muss die reibungslose Zusammenarbeit der Basis­
polizeieinheiten mit den zentralen, spezialisierten Einheiten sichergestellt 
werden. 

5JO Hans-Ulnch Frehr Total Quahty Management München 1994 (2 Aufl.), S 128 f 

531 Die Japaner nennen dIese ständige Verbesserung "Katzen", vgl Masoaki Imm Kruzen. Frankfurt am Mam und Berlm 1994 
(6 Aufl.) 
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Flexibilität 

Beim Umgang mit Problemen der Inneren Sicherheit sollten Standard­
lösungen den Polizeibehörden an der Basis möglichst nicht aufgezwungen 
werden. Die an der Basis entwickelten neuen Lösungsmöglichkeiten müssen 
sich allerdings im Rahmen kontinuierlicher Audits~32 überprüfen lassen. 

Dereglilterung 

Nach wie vor bleiben Verfassung und Gesetze (ArtIkel 1. Abs. 3.20 Abs. 3 
GG) zentrale Leitlinien für polizeiliches Handeln. Aber die \"ielen Yer­
waltungsvorschriften. Erlasse und untergesetzliche ~ormierungen mussen 
nach Art und Inhalt überprüft werden. Es sollte nur das yon den \"orgesetz­
ten Behörden geregelt und konkret angeordnet \\ erden. was strategisch 
wichtig ist. Das Vorschriften wesen bei der Polizei sollte deshalb durch eine 

Kommission überprüft werden. 

Zurückdrängung rein administratil'er Täli~keilen 

Es sollte möglichst \\ enig Zeit auf administrative und reaktive Arbeiten 
verwandt werden. um mehr Freiräume für die proakti\"e Polizeiarbeit zu 
gewinnen. Dabei ist durchaus daran zu denken. yon bestimmten. uber­
kommenen Haushaltsprinzipien (z. B. Jährlichkeitsprinzipl Abstand zu neh­
men und die Basispolizeieinheiten - zumindest begrenzt - mit eigenen 

Haushaltsmitteln auszustatten. 

Projektorientierung 

Zentral ist die Forderung. dass sich die Polizei mit den fur jedemlann sicht­
und erkennbaren Problemen der Bürger konkret befasst. also deren Proble­
men mehr Aufmerksamkeit schenkt. Die konkrete Projektarbeit ist im 
jeweiligen Einzelfall von so großer Bedeutung. dass ganz neue Arten yon 

polizeilichen Diensten entstehen können. 

5:-::: Quahtatsaudlts smd systemaus.che l mer:-u.:hunf:.C'n em.:" Qu3.l!t.J! ...... l,:J:~rur.f ..... \ q·CT·'~ '''',:1 H ~r_,;-). auf ~mC' Wl"..l"l...~J .. :.' " ", f 

Deutsches InstItut für \onnung DI'\ :55 .• :;0 Tell 11 
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Eiriführung landesweiter Qualitätsstandards 

Es sind polizeiliche Qualitätsstandards einzuführen, die eine landes- bzw. 
bundesweite Vergleichbarkeit ermöglichen (Benchmarks). Solche Standards 
betreffen zum Beispiel Wartezeiten auf den Revieren, Ansprechbarkeit und 
Verfügbarkeit der Polizei, Fußstreifen in sozialen Brennpunkten, Betreuung 
von Opferzeugen und so weiter 

- Regelmäßige, bundesweit vergleichbare Bürgerbefragungen zur Zufrieden­
heit der Bürger mit der Polizeiarbeit 

Auf die Notwendigkeit derartiger kontinuierlicher und überregional mit­
einander vergleichbarer Bürgerbefragungen ist mehrmals hingewiesen 
worden. Auf die Erfahrungen aus den Niederlanden kann zurückgegriffen 
werden. 

Jährliche Polizeikonzepte 

Es wird empfohlen, dass auf der Ebene der Polizeipräsidien / Kreise im 
jährlichen Turnus Polizeikonzepte in Zusammenarbeit mit den kommu­
nalen Behörden entwickelt werden, die Prioritäten und Schwerpunkte der 
Polizeiarbeit für das folgende Jahr festlegen. 

- Begleitende Evaluierung der polizeilichen Maßnahmen / Projekte 

Polizeiliche Maßnahmen müssen bereits während der Projektdurchführung 
auf ihre Effizienz überprüft werden. Idealerweise sollte dies durch Externe 
erfolgen. Es lassen sich meiner Meinung nach jedoch auch geeignete Über­
prüfungsverfahren entwickeln, die von der Polizei selbst durchgeführt 
werden können. 

Polizeiinterne Maßnahmen533 

• Die oben angeführten Maßnahmen setzen einen polizeiinternen Po­
sitionswechsel in dem Sinne voraus, dass in Führungsfragen von der 
überkommenen Haltung bloßer Autorität, formaler Kontrolle und 
Macht zunehmend Abstand genommen wird und ein neuer Geist der 
Zusammen- und Teamarbeit heranwächst. 

533 SIehe auch Kapitel 6.2 3 

227 



• Dies setzt einen neuen Kommunikationsstil im Sinne der Dialogethik 
und vernetzte Kommunikationsstrukturen voraus. 

• Wiederholte und möglichst mit anderen Polizeibehörden vergleichbare 
Mitarbeiterbefragungen dienen der Transparenz und sind ein \\ ichtigö 
Kriterium zur Einschätzung von Führungs-. Organisations- und Kom­
munikationsfragen innerhalb der jeweiligen Behörden. 

• Die verstärkte EtablIerung von psycho-sozialen Diensten und neuen 
Verfahren (z. B. Supervision) zur konkreten Cnterstützung der polizei­
lichen Mitarbeiter. die durch die polizeiliche Arbeit überfordert sind 
oder sich überfordert fühlen. 

• Einführung von Vorgesetztenbeurteilungen. 

Da TQM auch ein Führungskonzept ist. kommt es (im Sinne des out­
come) auf die Sichtweise der Mitarbeiter und deren Beurteilung der 
Führungsleistung des Vorgesetzten jedenfalls auch an. Darüber hinaus 
dienen Vorgesetztenbeurteilungen dazu. die häufig zu beobachtende 
eigene Selbstüberschätzung von Führungskräften zu relativieren. 

6.2.2.2 Qualitätsorientierte Autbauorganisation 

Hier sind drei Aspekte relevant: Die TQM- Steuerungsgruppe. TQ~1 als Stabs­
funktion und die sogenannten Qualitätsförderungsteams (Oberbegriff). 

Die TQ M -Steuerungsgruppe 

Solange TQM noch kein fester Bestandteil der täglichen Arbeit des einzel­
nen Mitarbeiters geworden ist. bedarf es einer organisierten. unterstützen­
den Begleitung durch das Management. Hierfür ist eine TQM-Steuerungs­
gruppe einzusetzen53'+. die auf der obersten Leitungsebene angesiedelt ist. 
Sie sollte alle relevanten Machtpromotoren einer Organisation. insbe­
sondere die Leitung. aber auch den Personalrat. vorgesetzten Behörden und 

gegebenenfalls die Politik. einbinden. 

5:t~ Hans-Llnch Frehr Total Quall{~ \l;!nJ.gemem \lunchen jQ4"! ~: \ü,l '.5 :;6 
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Die Behördenleitung ist einerseits maßgeblicher Träger der Idee, so dass ihr 
Verhalten Signalwirkung hat. Andererseits ist sie ein wesentlicher Ent­
scheidungsträger, der über die grundlegenden Strategien und Maßnahmen 
bei der Einführung von TQM zu entscheiden hat. Die Einbindung des 
Personalrats ist deshalb erforderlich, weil eine frühzeitige Integration von 
Mitarbeiterinteressen die Basis für eine hohe Akzeptanz und aktive Unter­
stützung schafft. 

Es ist die Aufgabe der TQM -Steuerungs gruppe, die Planung, Steuerung und 
Überwachung des TQM-Prozesses begleitend zu unterstützen durch: 

- Planung und Überwachung der Einführungsschritte; 

- Bereitstellung entsprechender Mittel; 

- Verschiebung von Prioritäten zur Gewinnung der für TQM erforderlichen 
Kapazitäten; 

- Formulierung der Qualitätspolitik; 

- strategische Weiterentwicklung von TQM; 

- Überwachung der Fortschritte in den einzelnen Organisationseinheiten. 

Die TQM-Steuerungsgruppe wird dadurch zum Motor für die Realisierung 
und Einführung der neuen Qualitätspolitik. 

- TQM als Stabsfunktion 

Nach der Einführung von TQM wird das Qualitätswesen zu einer Stabsfunk­
tion, zum "Know-how-Zentrum" für alle Qualitätsbelange der Behörde. Die 
direkte Unterstellung unter die Behördenleitung ergibt sich aus der Aus­
dehnung der Qualitätsaktivitäten auf alle Bereiche der Behörde. 

Um das Qualitätswesen innerhalb der Organisationseinheiten abzusichern, 
wird empfohlen, sogenannte Prozessverantwortliche in allen Abteilungen / 
Organisationseinheiten zu benennen, die insbesondere der Prozessorien­
tierung des TQM Rechnung tragen sollen. Die Aufgaben der Stabsfunktion 
von TQM sind beispielsweise: 

- Entwicklung und Einführung von Qualitätssicherungssystemen; 
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Unterbreitung von Verbesserungsyorschlägen und Problem lösungen: 

Beratung der Führungskräfte und Mitarbeiter in allen Qualitätsfragen: 

Teilnahme an der Formulierung und Anderung der Qualitätspolitik: 

Qualifizierung und Schulung der \litarbeiter auf dem Gebiet der 
Qualitätssicherung: 

Durchführung von Qualitätsaudlts:5::5 

Qualitätsanalysen auf Behördenebene: 

Repräsentation der Qualitätsfunktion nach außen. 

Qualitätsförderungsteams 

Als dritter Aspekt der qualitätsorientierten Aufbauorganisation sind team­
orientierte Organisationsformen (Qualitätsförderungsteams. Oberbegrift-) 
zu verwirklichen. In diesen Qualitätsförderungsteams findet der eigentliche 
Prozess der Qualitätsverbesserung an der Basis statt. Ihr Ziel ist es. \Iit­
arbeiter unterschiedlicher Organisationsbereiche und verschiedener. insbe­
sondere niedriger Hierarchiestufen aktiv in das TQ\I-Konzept einzubinden 
und damit an der Lösung von Qualitätsproblemen zu beteiligen. 

Es lassen sich zwei Arten von Teams unterscheiden: Problemorientierte 
Projektgruppen und Qualitäts::irkel. Schließlich werden sogenannte Quo­
litätsgespräche der Vorgesetzten mit den .\1itarbeitem empfohlen. 

Die Projektstruktur dieser Qualitätsförderungsteams ist \"on zentraler 
Bedeutung, weil hiermit organisationsübergreifend eine :\etzstruktur mJt 
horizontaler Informationsebene aufgebaut \\ ird. Bei Einführung "on TQ\1 
werden gerade Vertreter der mittleren Managementebene ständig versuchen. 
sich in den Bearbeitungsprozess einzumischen. weil sie das Gefühl haben. 
in dieser neuen Situation an Einfluss und \1acht zu verlieren. 

535 Quahtat.sa.udlts smd S) stemattsche C nter~uchungen emes Qua.ht3.t'~h:herung'!-s~ ~Iem~ ml~ Hmbtl'::;' 3.~: ~me \\::i ~-:,:ic-: " f.. 

Deutsches inStItut rur ~ormung D{~ 553-50, Tell 11 
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(1) Projektgruppen 

Projektgruppen sind temporär eingesetzte Organisationseinheiten. Sie werden 
bereits heute erfolgreich zur Lösung allgemeiner Probleme eingesetzt, sie 
können aber auch zur Lösung aktueller Qualitätsprobleme herangezogen 
werden. Die Projektgruppenmitglieder müssen nicht der ausführenden Ebene 
angehören und auch nicht Mitglieder eines bestimmten Arbeitsbereichs sein. 
Häufig werden diese Projektgruppen nach fachlichen Gesichtspunkten zu­
sammengesetzt. Sie werden von einem Koordinator geleitet, der das Vertrauen 
der Behördenleitung genießt und direkt mit der Behörden- / Amtsleitung 
kommunizieren kann. Projektgruppen sind durch folgende Kriterien gekenn­
zeichnet: 

- vorgegebene Themenstellung durch das Management oder die TQM-
Steuerungsgruppe; 

- projektorientierte Vorgehensweise; 

- Freiwilligkeit der Beteiligung an der Projektgruppe; 

- bereichs- und hierarchieübergreifende Zusammenarbeit und Analyse der 
Probleme; 

- Erarbeitung von Verbesserungsvorschlägen. 

(2) Qualitätszirkel 

Qualitätszirkel sind im Gegensatz zu den Projektgruppen auf Dauer angelegt. 
Sie haben insbesondere in Japan weite Verbreitung gefunden und gelten dort als 
der Hauptbestandteil von TQM. Sie bestehen meist aus fünf bis zehn Mitar­
beitern einer bestimmten Abteilung, die sich freiwillig und regelmäßig treffen, 
um Qualitätsprobleme in ihrer Arbeitsumgebung zu lösen. Ihr Aufgabens­
pektrum reicht von der Produktivitätsverbesserung über die Möglichkeiten zur 
Kosteneinsparung bis zu Fragen der allgemeinen Arbeitsplatzgestaltung. 

Qualitätszirkel erschließen insbesondere die untere Ebene der Hierarchie für die 
Mitarbeit an einer kontinuierlichen Qualitätsverbesserung. Der Grundgedanke 
von Qualitätszirkeln besteht darin, dass Probleme am ehesten dort erkannt und 
beseitigt werden können, wo sie auftreten, also direkt bei der täglichen Arbeit. 
Die Gruppe sollte einen Moderator benennen, der die Sitzungen des Qualitäts­
zirkels leitet und die Protokollierung der Ergebnisse übernimmt. Da der Erfolg 
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von Qualitätszirkeln in hohem Maß von dem Geschick des \loderators abhangt. 
ist dieser entsprechend zu schulen. Die Sitzungen sollten in regelmäßigen 
Abständen (alle zwei bis vier Wochen) stattfinden. Die Treffen finden \\ ährend 
der bezahlten Arbeitszeit statt und sollten nicht länger als ein bis zwei Stunden 
pro Sitzung dauern. Als abschließende Betrachtung der eInzelnen Yerbes­
serungsvorschläge kann eine Bewertung und Prämierung durch die Behörden­
leitung erfolgen. So kann die teilweise auch außerhalb der üblichen Arbeits­
anforderungen erbrachte Leistung entsprechend gewürdigt \\ erden. 

(3) Qualitätsgespräche 

Qualitätsgespräche536 finden zwischen Vorgesetzten und ihren direkt unter­
stellten Mitarbeitern statt. Es handelt sich dabei um einen offenen Diskurs zu 
aktuellen Qualitätsfragen und um bestimmte Anal) sen der sogenannten 
Kunden-Lieferanten-Beziehungen. Qualitätsgesprächen liegt der Gedanke 
zugrunde, dass auf diese Weise alle ;vIitarbeiter erfasst und akti" in die Partizi­
pation des Entscheidungsprozesses eingebunden werden.5~- Die Vorteile eines 
derartigen OrganisationsmodelIs sind folgende: 

Alle Führungskräfte und Mitarbeiter werden in das Qualitätskonzept einbe­
zogen. 

Freiräume für eine systematische Auseinandersetzung mit Qualitatsfragen 
werden geschaffen. 

Die Umsetzung des Qualitätskonzepts kann gruppempezifisch erfolgen. 

Die Mitarbeiter sollten bei der Ausgestaltung mitwirken. wa~ die Akzeptanz 

von TQM erhöht. 

Die Institutionalisierung von Qualitätsgesprächen dient auch dazu. den ohnehin 
erforderlichen Dialog zwischen Vorgesetzten und ~vtitarbeitem zu intensivieren. 

5)6 RolfSchildknecht Total Qualll~ :\bn;lg~m('nt Fr.mkfun am \bm lW:: S 1;-

5'7 Dies entspncht den PnnZlplen der Dlalog~thü .. "Iche K.lptlej :: 6 

232 



6.2.3 Personelle Rahmenbedingungen 

Um die dargestellten organisatorischen Veränderungen zu verwirklichen, bedarf 
es einer Änderung von Einstellungen und Verhaltensweisen der Mitarbeiter. 
Hierfür müssen die notwendigen personellen Rahmenbedingungen geschaffen 
werden. Im Mittelpunkt dieses Bausteins von TQM stehen daher die Quali­
fizierung, die Motivation und die Führung der Mitarbeiter. 

6.2.3.1 Qualifizierung der Mitarbeiter 

Ohne eine umfassende Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter zu TQM, zum 
Beispiel in entsprechenden Seminaren oder Workshops, ist eine erfolgreiche 
Umsetzung des TQM-Konzepts nicht möglich. Denn ohne das erforderliche 
fachliche Wissen (zu TQM) kann keine Einstellungs- oder Verhaltens änderung 
bei den Mitarbeitern erfolgen. Wesentliche Inhalte und Ziele dieser Trainings­
maßnahmen sind: 

- Vermittlung von Sachwissen 

zum Beispiel: Gründe für TQM, Kenntnisse der behördenspezifischen 
Elemente des Qualitätskonzepts, Rolle und Aufgaben einzelner Personen 
oder Gremien (TQM-Steuerungsgruppe), Kenntnisse über Methoden und 
Instrumente; 

- Erwerb und Verbesserung von Fähigkeiten 

zum Beispiel: Fähigkeit, gelernte Methoden und Instrumente anzuwenden, 
soziale Fähigkeiten wie Teamfähigkeit, Kooperationsbereitschaft, Verant­
wortung, Kritikfähigkeit verbessern; 

- Vermittlung bestimmter Einstellungen und Verhaltensweisen 

zum Beispiel: Stärkung des Qualitätsbewusstseins und der Eigenverant­
wortlicbkeit für Qualität, Kundenorientierung, Prozessorientierung. 

Die Qualifizierung der Mitarbeiter sollte entsprechend dem sogenannten Top­
Down-Prinzip von oben nach unten erfolgen. 

Der TQM-Trainer aus der TQM-Steuerungsgruppe sollte bei der Schulung der 
Mitarbeiter mit dem jeweiligen Linienvorgesetzten zusammenarbeiten. Dieser 
unterstützt den TQM-Trainer durch sein fachliches Wissen und sein Know-how. 
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Probleme der Qualifizierung treten erfahrungsgemäß bei der Schulung des 
mittleren und unteren Managements auf. Aufgrund der latenten Angst vor 
Autoritätsverlust verursacht durch stärkere Integration der \litarbeiter in 
Projektgruppen oder Qualitätszirkeln oder aus Angst um den Fortbestand der 
eigenen Position kann es zu personellen Widerständen gegen das TQ\I­
Konzept kommen. Die Vorgesetzten müssen daher durch eine offene Kommu­
nikation die Ängste des mittleren und unteren \lanagements abbauen und 
gerade diese Führungskräfte in alle tberlegungen. die organisatorische 
Änderungen betreffen, einbeziehen. Ansonsten ist die Weitergabe des TQ\I­
Konzepts durch alle Hierarchieebenen nicht gewährleistet.5.'8 

6.2.3.2 Qualität durch :Ylotivation der 'litarbeiter 

Ohne die Motivation der Mitarbeiter ist die richtige Einstellung gegenüber der 
Qualität nicht umzusetzen. Die Implementation \'on TQ\1 sollte für den ein­
zelnen Mitarbeiter, der sich an Projektgruppen bzw. Qualitätszirkeln beteiligt. 
möglichst einen echten motivationalen Mehrwert erbringen. 

In den komplexen Arbeitssituationen der Polizei stellt die \1oti\'ation der 
Mitarbeiter eine immer schwieriger werdende Aufgabe dar. da die \Iotive de~ 
Arbeitens immer unterschiedlicher und \'ielschichtiger \\ erden. So hat Weiß 
eine "Abkehr von den traditionellen polizeilichen Anpas~ungs- und Leistungs­
normen"539 festgestellt. Deshalb sind Kreati\·ität. Partizipation. persönliche 
Weiterbildung, Anerkennung. Selbständigkeit. Einfluss und Verantwortung zu 
wichtigen Motiven des Berufslebens von Polizeibeamten ge\\orden - \lotive. 
die sich im überkommenden Polizeialltag nicht immer verwirklichen lassen. 
Mitarbeitermotivation rückt daher in den \1ittelpunkt polizeilicher Re­
formansätze. Dabei erscheint eine gesamtheitliehe Strategie der motIvations­
fördernden Maßnahmen erforderlich zu sein. Die je\\ eilige Pohzeibehörde mus:, 
deshalb die erforderlichen motivatorischen Rahmenbedingungen schaffen.5~' 

Juran541 skizziert in Anlehnung an die Bedürfnispyrarnide von \Iaslo\\ 5-':: mög­

liche Formen der Qualitätsmotivation: 

538 Hans-Clnch Frehr' Total QualJl~ \tanagement ~Iunchen lq.q~, ~ Autl ' S __ ~5 - 3-

5)9 Siehe Kapuel 5 3 15 

Wl Siehe KapItel 5 7 -+ 
5-'1 JoseL\1 Juran Der neue Juran Landj~rg Lech 194.' 5 ~5- f 

'42 Abraham Hardel MaslO\\ ~fO[l\aIlOn and Per>Ona.ht~ pr(l 

234 



Abbildung 6: 

Bedürfnispyramide nach Maslow und Formen der Qualitätsmotivation 
nach Juran. 
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Aus: Rolf Schildknecht: Total Quality Management. S. 156. 
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Es besteht die Möglichkeit. Mitarbeiter durch Prämien zu qualitätsvoller 
Arbeitsleistung zu motivieren. Diese Art der Gratifikation in Form von finan­
ziellen Prämien hat es in der Vergangenheit - zumindest in der Privatwirtschaft 
- durchaus gegeben, und sie ist wohl auch bei der Reform des öffentlichen Dien­
stes (Schaffung von zusätzlichen Leistungsanreizen ) angedacht. :'43 Aber eine 
solche Konzeption - finanzielle Prämien zur Steigerung der Qualitätsmoti"ati­
on - geht an der eigentlichen Intention des TQ:\f-Konzepts deutlich \ orbei. 
Denn qualitativ hochwertige Leistungen sind eine der Grundforderungen von 
TQM; sie dürfen nicht als gesondert zu honorierende .. Extras" verstanden 
werden. Deshalb sollten andere Formen der Qualitätsmotivation. zum Beispiel 
immaterielle Leistungsanreize. eine größere Rolle spielen als die bisherigen 
materiellen Qualitätspramien. Beispielsweise vergibt IB:\1 seit Jahren einen 
Qualitätspokal, das "Goldene Q". Diese Auszeichnung \\ ird einmal im Jahr filr 
hervorragende Qualitätsarbeit vergeben und soll zur Steigerung der \!otlyation 
beitragen. 

Die wichtigste Form der Qualitätsmotivation ist dIe Beteiligung der :\litarbeiter 
an Entscheidungsprozessen. Auf diese Weise sollen der Freiheits- und Verant­
wortungsspielraum der Mitarbeiter ef\\ eitert und mehr :\'löglichkeiten zur 
Selbstverwirklichung geschaffen werden. Die Beteiligung an Entscheidungs­
prozessen kann sowohl für den einzelnen ~v1itarbeiter als auch für die 
Qualitätsförderungsteams (Projektgruppen und Qualitätszirkel ) erfolgen. Diöe 
Qualitätsförderungsteams werden dadurch zu selbstgesteuerten oder teilauto­
nomen Gruppen. Weil nicht jeder Mitarbeiter einen erweiterten Dispositions­
spielraum im Sinne von Mitentscheidungsbefugnissen wünscht. ist es in der 
Mehrzahl der Fälle sinnvoller. diese MitWIrkungsmöglichkeiten gruppenbe­
zogen zu entwickeln. Durch einen gruppeninternen AbslImmungsprozess kann 
dann jeder Mitarbeiter entscheiden. in welcher Intensität er an den neuen 
Arbeitsformen teilhaben möchte. Die Übernahme \ on qualitätssichernden Auf­
gaben durch Qualitätsförderungsteams (projektgruppen / Qualitatszirkel) hat 
sich in der Privatwirtschaft als eine außerordentlich erfolgreiche :\1aßnahme zur 

Qualitätsverbesserung erwiesen.5-w 

Darüber hinaus sollte über gezielte Mitarheiterheji"agllngen eruiert werden. in 
welchen Bereichen innerhalb der Behörde Partizipationsmöglichkeiten "er­

stärkt werden können. 

~3 RudolfSummer' LelS!Un2:.anrelle lnlel'lun~:o.,anJ...tI()n~n In ZcIlx-hnil!Ur Be,J.,·'li;enr~hLJf ~ .. Ht'~, ~- 1"""'75 :::::: 

5..w Klaus J ZlOk Quahtät al; Herausforderung In- Klau, J Zmk 1 Hf j QUJ.lit::.i J..!'" \1.l,':-Jfem::;:L:Hiip~ Wr;.d ... t<-.:~g L ...... :-- ....::: 

(2 uberarbeitete -\ufl ). S 39. 
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In jedem Fall ist eine bessere Information und Kommunikation innerhalb der 
einzelnen Polizeibehörden zu ermöglichen. Gerade in stark arbeitsteiligen 
Behörden wie der Polizei sind die Mitarbeiter oft nicht näher über die Arbeit 
ihrer Kollegen informiert. Sie wissen zum Beispiel oft nicht, in welche Berichte 
ihre Beiträge einfließen und welche Konsequenzen sich aus ihren Fehlern 
ergeben haben.545 Die Mitarbeiter sollten auch über Fortschritte und Erfolge bei 
der Qualitätsverbesserung informiert werden. Informationen über erfolgreiche 
Qualitätsprojekte, insbesondere von Qualitätszirkeln, sollten an alle Mitarbeiter 
einer Behörde gesteuert werden. Gerade der Erfolg anderer Mitarbeiter löst 
häufig einen eigenen Motivationsschub aus. 

6.2.3.3 Führung der Mitarbeiter 

Die Führung der Mitarbeiter ist der wichtigste Punkt im Rahmen des TQM­
Konzepts, da TQM in erster Linie eine Führungsmethode ist. Ohne die richtige 
Führung ist der Erfolg des TQM-Konzepts nicht möglich. Deshalb werden 
folgende drei Aspekte hervorgehoben: neue Sichtweise des Managements in 
bezug auf Mitarbeiter und Arbeit, mitarbeiterbezogener Führungsstil und 
Qualität der Managementverantwortung. 

(1) Neue Sichtweise in bezug auf Mitarbeiter und Arbeit 

Eine zentrale Forderung von TQM lautet, dass das Management Abschied 
nehmen muss von der überkommenen Vorstellung, dass es zwei Klassen von 
Mitarbeiter gibt: Führungskräfte und Mitarbeiter. Diese Auffassung passt nicht 
in die Philosophie von TQM, dessen Ziel es ist, Status- und Hierarchieunter­
schiede auf ein Minimum zu reduzieren, um ein offenes Klima546 innerhalb der 
Behörde zu schaffen.547 Insbesondere die Führungskräfte dürfen ihre Mit­
arbeiter keinesfalls als bloße Kostenverursacher oder Mitläufer ansehen und 
entsprechend behandeln. Die Vorgesetzten übersehen dabei häufig, dass ohne 
die Fachkenntnis und Erfahrung auch der einfachen Mitarbeiter die angestreb­
te kontinuierliche Verbesserung des eigenen Bereichs sowie der gesamten 
Behörde nicht möglich ist. In der Privatwirtschaft waren es oft gerade die Mit-

545 DIes könnte z B bel den sog Qualltätsgesprächen erörtert und dargestellt werden 

546 DIeses Ziel von TQM korrelIert mit den Prmziplen der Dmloget1uk, vgl. Kaplte12 6 der vorlIegenden ArbeIt 

547 So gIbt es In japamschen Unternehmen, aber auch Im neuen BMW-Werk In Spartanburg m den USA keine unterschiedlIchen 

Arbenslattel mehr Vorgesetzte besitzen dort kerne großen Buros. Bel Mars und Hewlett -Packard kommt nur noch dIe Anrede 
mit Vornamen 10 Frage 
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-------------------------------------, 

arbeiter aus unteren Hierarchieebenen. die mit ihrer Arbeit in den Qualitats­
förderungs teams (Qualitätszirkeln) über lange Zeit bestehende Probleme 
einfach. schnell und kostengünstig gelöst haben. 

Ein weiterer entscheidender Punkt derTQ:vl-Philosophie besteht darin. die Cn­
terscheidung von Führungs- und Fachkräften auf ein .\1inimum zu reduzieren. 
Denn Fach- und Entscheidungskompetenz sind möglichst auf der gleIchen hier­
archischen Ebene anzusiedeln. Dies hat zur Folge. dass die Entscheidungs­
kompetenz mcht mehr ausschließlich als .\1achtmittel der Führungskräfte 
eingesetzt werden kann.5-t8 An diesem Punkt bestehen allerdings ZW;Ifel. ob 
diese Forderung von TQM vollinhaltlich auf die Polizei übertragen werden 
kann. weil es hier durchaus spezifische Lagen gibt. in denen schnell entschieden 
werden muss. 

(2) Führungsstil 

Bei den Führungskräften muss eine Änderung des Führungsstils stattfinden. 
Früher wurde von Führungskräften gefordert. dass sie alles besser können 
sollten als ihre Mitarbeiter. für jedes Problem eine Lösung finden und ge­
gebenenfalls einen Schuldigen für Misserfolge kennen. Sie mussten möglich~t 
schnell handeln und durften selbst keine Fehler begehen. Das TQ.\I-Konzept 
verlangt dagegen die Einbeziehung der \'litarbeiter in den Entscheidungs­
prozess. Dies ist im wesentlichen über den kooperativen Führungsstil zu er­
reichen.549 Die Führungskräfte müssen bei der Durchsetzung des TQ.\I­
Konzepts insbesondere darauf achten. dass die .\1itarbeiter in die Lage versetzt 
werden, ihre Arbeit optimal zu erledigen. das heißt sie müssen ihr Augenmerk 
insbesondere auf die Bedingungen der Arbeitsprozesse richten. So \"erstanden 
wird Führen zum Gestalten. Diese .. Gestaltung" besteht im wesentlichen dann. 
Rahmenbedingungen zu schaffen und Orientierungen zu geben. in denen sich 
die Mitarbeiter weitgehend frei entfalten können.550 Letztendlich führen sie sich 
selbst, so dass bei TQM eher von einem Coachen der .\litarbeiter als \ on deren 
direkter Führung gesprochen werden kann. Falls die Führungskraft doch ein­
mal in den Arbeitsprozess eingreifen muss. dann sollte sie dies grundSätzlich in 
der Form eines Moderators tun. der den Mitarbeitern sachdienliche Ratschläge 

erteilt. 

1989. S 13-l 

549 SIehe Kapitel 5 7 .2 
.""0 Chnsuan ~lalom~ und Knsuan K3J:\eoohm Brennpunlo..! TQ\I S!U!i~JJ1 l'-N.! S D: 
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Zink551 und andere Autoren schlagen deshalb ein Führen durch Zielverein­
barungen (Management by objectives) vor. Durch die gemeinsame Erarbeitung 
und Festlegung von Zielen soll die Akzeptanz und Identifikation der Mitarbei­
ter mit den Behördenzielen erhöht werden. Wenn Mitarbeiter die Zielvorgaben 
der Führungskräfte nicht akzeptieren oder ihren Sinn nicht verstehen, dann 
können sie sich auch nicht mit der Erreichung dieser Ziele identifizieren. Die 
gemeinsame Formulierung der Ziele ist deshalb für die Motivation der 
Mitarbeiter im Interesse der Qualitätssteigerung von grundsätzlicher Be­
deutung. Bei dieser Zielvereinbarung sollen die Führungskräfte in einen offenen 
Dialog mit ihren Mitarbeitern treten. Nur so kann eine echte persönliche 
Beziehung zwischen den Beteiligten entstehen und eine Atmosphäre der 
Offenheit und des Vertrauens geschaffen werden. Vertrauen ist wiederum 
Voraussetzung für Delegation von Verantwortung und damit für Partizipation, 
Eigeninitiative, Teamarbeit und die Akzeptanz des Qualitätsprinzips. 

(3) Qualität ist Managementverantwortung 

Qualität wird nur dort realisiert, wo die Vorgesetzten selbst die Prinzipien der 
Kundenorientierung, Prozessorientierung und kontinuierlichen Qualitäts­
verbesserung in ihrer täglichen Arbeit vorleben. Denn die Mitarbeiter werden 
die TQM-Grundsätze nur dann beachten, wenn auch ihre Vorgesetzten sie 
befolgen und nicht immer wieder durch sogenannte zwingend notwendige 
Ausnahmen in Frage stellen. Die Führungskräfte müssen deshalb selbst davon 
überzeugt sein, dass die Qualität das größte Potential in Richtung "Kunden­
zufriedenheit" im weitesten Sinne darstellt. Falls es bei den Führungskräften 
nicht zu einer entsprechenden Einstellungsänderung kommt, wird das TQM­
Konzept scheitern. Dies gilt insbesondere für das Top-Management. Frehr552 

vertritt folgende Auffassung: "Das Top-Management muss nicht dahinterstehen 
und beobachten, was geschieht, sondern persönlich in der dauerhaften An­
wendung des TQM vorangehen."553 Die Behördenleitung hat deshalb eine 
erhebliche Anzahl von Verpflichtungen einzuhalten, wenn TQM erfolgreich und 
langfristig in einer Organisation umgesetzt werden soll. Derartige Verpflich­
tungen sind beispielsweise: 

5Sl Klaus J Zmk Quaiitat als Herausforderung, In Klaus 1. Zmk (Hg,) Qualitat als Mauagementaufgabe Landsberg I Lech 1992 
(2, überarbeItete Aufl,), S 37, 

552 Hans-Ulnch Frehr: DIe QualItät des Unternehmens, In Klaus J Zmk (Hg) QualItät als Managementaufgabe Landsberg I Lech 
1989, S, 27, 

553 So gab z, B der Chef von Hewlett-Packard Deutschland allen Kunden seme Pnvat-Telefonnummer bekannt, um Ihnen, aber 

auch den MItarbeItern zu slgnallSleren, dass er mallen Quahtätsfragen offen und Jederzeit ansprechbar 1St. 
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- Die Behördenleitung muss die notwendigen zeitlichen. finanziellen und 
personellen Kapazitäten bereitstellen. 

Sie muss im gleichen Umfang und in gleicher Dauer an TQM- Schulungen 
teilnehmen wie die übrigen Führungskräfte. Falls die Behördenleitung keine 
Zeit dafür hat, signalisiert sie (unbewusst! der Organisation. dass TQ\1 in 
ihrer Arbeit nur eine geringere Bedeutung im Verhältnis zu anderen Themen 
hat. 

Die Mitglieder der Behördenleitung müssen einen kooperativen. an Zielen 
orientierten Führungsstil pflegen. 

Die Behördenleitung sollte eigene TQ~\'l-Audits in allen Ihr direkt unter­
stellten Bereichen durchführen. 

TQM als Gesamtaufgabe darf durch die Behördenleitung nicht an einzelne 
Persönlichkeiten, einzelne Bereiche oder Abteilungen delegiert \\ erden. 
sondern ist "die" Chefsache. 

Konkrete Verbesserungsmaßnahmen im Sinne von TQ\I sind auch flir die 
eigene Arbeit durchzuführen. 

Es dürfen auf keinen Fall Entscheidungen gegen TQ:\l fallen (z. B. Ab~en­
den von Berichten an vorgesetzte Behörden, bei denen die Qualität nicht 
stimmt, die aber aus Termingründen trotzdem .. raus müssen"). Dies könnte 
von den Mitarbeitern als ein Signal verstanden werden. auch die eigenen 
Qualitätsanstrengungen zu reduzieren. 

Nur wenn die Behördenleitung diese Verpflichtungen erfüllt. kann sie ein 
echtes TQM-Vorbild für alle Mitarbeiter sein. 

6.2.4 Technische Rahmenbedingungen 

Als vierter Baustein des TQM-Konzepts müssen technische Rahmenbedin­
gungen geschaffen werden. die dazu beitragen. TQ\-I zu unterstützen. Die 
technischen Rahmenbedingungen waren bisher in der Privatwirtschaft der 
traditionelle Bereich üblicher Qualitätssicherung. Deshalb sind in dle~em 
Bereich schon erhebliche Fortschritte erzielt worden. Die notwendige Tech­
nikunterstützung für die Realisierung eines umfassenden TQ\1-Konzepts spielt 
deshalb in der Privatwirtschaft heute nur eine untergeordnete Rolle. während 
ihr bei der Polizei eine deutlich größere Bedeutung beigemessen wird. 
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Bei der Technikunterstützung lassen sich vier Aspekte unterscheiden: 

(1) Qualität von Dienstleistungen: 

- ausgereifte Automatisierungstechnik; 

- Einsatz prozessfähiger Maschinen und Anlagen; 

- Einsatz von Mess- und Prüfverfahren; 

- Nutzung von EDV im Verwaltungsbereich. 

(2) Qualität der Prozesse: 

- Aufbau von Informations-, Dokumentations- und Berichtssystemen 
sowie Datenbanken; 

- Systeme zur Mess- und Fehlerdatenerfassung; 

- Kompatibilität verschiedener EDV-Systeme, damit die mehrfache 
Dateneingabe vermieden werden kann; 

- online-Systeme zum Aufbau von Regelkreisen; 

- Aufbau dezentraler EDV-Systeme zur Verkürzung von Rückmeldungen 
(z. B. Qualiätsdatenerfassung und Auswertung vor Ort); 

- EDV-Einsatz zur Vereinfachung und Flexibilisierung von Arbeitsab­
läufen. 

(3) Qualität der Arbeit: 

- geeignete Technikunterstützung, die den Mitarbeitern eine Selbst­
prüfung ermöglicht; 

- benutzerfreundliche Gestaltung von EDV-Systemen; 

- rechnerunterstützte Schulung und Ausbildung der Mitarbeiter. 
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(4) Qualität der Außenbeziehungen: 

umweltverträglicher Technologieeinsatz: 

Einsatz von Technik. die im Rahmen der staatlichen und gesellschaft­
lichen Verantwortung erforderlich ist und die das Erscheinungsbild der 
Behörde nach außen positiv prägt (Sicherheitstechnik. C m\\ elttechnik I. 

6.2.5 Methoden und Instrumente 

Der fünfte und letzte Baustein eines umfassenden TQ~I-Konzepts beinhaltet die 
Methoden und Instrumente. TQM ist kein primär instrumenteller Ansatz. 
vielmehr wird auf eine Veränderung der Einstellung und des Verhaltens der ~lit­
arbeiter gebaut. Dennoch erfordert die Cmsetzung von TQ\1. dass geeignete 
Methoden und Instrumente (tools / Techniken J eingesetzt \\ erden. 

(1) Spezifische TQM-.\1.ethoden / Instrumente 
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Quality Function and Deployment (QFDJ: 

QFD ist ein organisatorisches Konzept. bei dem das Ziel verfolgt \\ ird. 
die Erfahrungen und das Wissen verschiedener Bereiche zu bündeln und 
zu kanalisieren. um Kundenwünsche zu befriedigen. Diese Kunden­
wünsche werden - oft durch fachbereichstibergreifende Projektteams -
kundennah ermittelt und bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt. 
QFD transferiert mithin .. die Stimme des Kunden" mit Hilfe einer Cber­
setzungsmatrix (house of qualit) ) in die .. Sprache der Behörde". Dabei 
wird den Erwartungen und Wünschen des Kunden (im Fall der Polizei 
Bürger und Politik) in jeder Phase des Leistungsprozesses ein h6herer 
Stellenwert zugebilligt als den Realisierungsvorstellungen des jeweils 

zuständigen Hausexperten. 

Fehlermöglichkeits- und Einflussanalyse (F\[EA J: 

Die FMEA ist eine Methode zur Analyse potentIeller Fehler und 
Fehlerfolgen sowie zur Planung von \laßnahmen zur Verhinderung 
von Fehlerauftritten. Die potentiellen Fehler werden zuerst s) stemalI~ch 
ermittelt und danach hinsichtlich ihres Qualitätsrisikos be\\ ertet. An­
schließend werden Maßnahmen zur Vem1eidung derartiger Fehler ein-



geleitet. Die FMEA kann sowohl bei eingeführten Verfahren als auch 
bei der Planung und Entwicklung neuer (polizeilicher) Leistungen ein­
gesetzt werden. Diese einfache Methode kann das Risiko von Fehlent­
scheidungen mit Außenwirkung verhindern und den damit verbundenen 
Imageverlust vorbeugen.554 

Seven-Quality-Tools: 

Es gibt eine Reihe einfacher Qualitätswerkzeuge, die bereits heute von 
den meisten Mitarbeitern bei ihrer täglichen Arbeit genutzt werden. 
Teilweise sind sie Bestandteile der oben genannten Verfahren, teilweise 
können sie aber auch isoliert zur Qualitätsverbesserung eingesetzt 
werden. In der Literatur werden diese Methoden unter dem Begriff 
"Seven-Quality-Tools" zusammengefasst.555 Im einzelnen handelt es 
sich um: 

Brainstorming; 

Paretodiagramm; 

Histogramm; 

Ursache-Wirkungs-Diagramm; 

Qualitätsregelkarten; 

Strichliste; 

Korrelationsdiagramm. 

(2) Sonstige Methoden und Instrumente 

Wegen des komplexen Charakters des TQM-Konzepts wird darüber hinaus auch 
auf Methoden und Instrumente anderer Wissenschafts bereiche zurückgegriffen. 
Beispielsweise kommen folgende Methoden zum Einsatz: 

Methoden und Instrumente des Marketing 

Marktanalysen, Kunden- und Lieferantenbefragungen; 

554 T Pfeifer Quahtätsmanagement. Munchen und Wien 1993, S 59 

555 Jürgen Ebehng DIe SIeben elementaren Werkzeuge der Qualität. In Gerd F Kammske (Hg,) nie hohe Schule des Total Quahty 
Management Berlm 1994, S 197f 
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Methoden der Betriebswirtschaftslehre 

Verfahren der Prozesskostenrechnung. um Qualitätskosten zu ermitteln: 

Methoden der strategischen Untemehmensplanung und -führung 

zum Beispiel benchmarking. Stärken - Sch\\ ächen - Analysen: 

Methoden des Personalmanagements 

zum Beispiel Mitarbeiterbefragungen. Vorgesetztenbeurteilungen. ~lana­
ge me nt by objectives. Entlohnungssysteme: 

Methoden zur Organisationsveränderung 

zum Beispiel Qualitätsanalysen. Teamarbeit. gruppendynamische \'er­
fahren. 

Es ist schwer, abstrakte Dinge wie Einstellungsänderungen. Wünsche und 
Bedürfnisse in genauen Zahlen auszudrucken. Doch mit Hilfe der angeführten 
Methoden scheint es möglich. Qualität operationalisierbar zu machen. Denn da. 
wo Qualität messbar wird. kann sie auch für alle sichtbar \-erbessert werden_ 

(3) Eigene Haushaltsmittel 

Belgische Erfahrungen bei der Einführung der Qualitätsorientierung in der 
Gendarmerie556 zeigen. dass es zumindest bei Beginn von qualitätsverbessem­
den Projekten in der Polizei notwendig ist. diese Projekte durch ein spezielles 
Budget zu unterstützen. Erst dann sind die Projektgruppen / Qualitätszirkel in 
der Lage, die erforderlichen Finanzmittel zur Realisierung der Projekte schnell 
bereitzustellen, da die überkommene Haushaltsstruktur dazu neigt. selbst zu be­
stimmen, was für das jeweilige Projekt .. gur- ist. 

556 Roger\ an de Sompel. Geme1Jlde-POIlZeldll"n~t In der helglxhc-n Ge-nd.:L''''mene In Euror...u,hc-.. P('hleli('1"-..::b;r.p,~ .n::x"-:..;:!' 

vom -l - 7 9.1995. Templemore. Irhnd S 1:' 
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6.3 Implementations-Strategien 

6.3.1 Einleitung: Abbau von Übererwartungen 

Polizeiorganisationen, die behaupten, qualitativ hochwertige Polizeiarbeit zu 
leisten, haben oft schöne Visionen und gutklingende "Mission-Statements" 
entwickelt. Häufig bleibt die Frage offen, wie diese Ziele operationalisiert 
werden sollen. Denn es besteht nicht immer Klarheit über Arbeitsziele, einzu­
haltende Termine, konkrete Meilensteine und die Verfahren zur Messung und 
Beurteilung der erzielten Fortschritte (begleitende Evaluation). Auch von den 
oben unterbreiteten Anregungen zu TQM kann und darf nicht erwartet werden, 
dass sie direkt verwertbare und wissenschaftlich fundierte Problemlösungen 
bieten, die einen kurzfristig realisierbaren Erfolg in Sachen Qualitätsverbes­
serung der Polizeiarbeit versprechen. Vielmehr sollte die Praxis einsehen, dass 
auch die Lösungskapazitäten von TQM begrenzt sind. Denn das TQM-Konzept 
kann nicht auf die spezifischen Besonderheiten jeder einzelnen Polizeibehörde, 
nicht auf polizeikulturelle Hintergründe und politische Vorgaben eingehen. Die 
Praxis ist also gut beraten, unrealistische Erwartungen, die möglicherweise an 
dieses Konzept geknüpft werden, abzubauen. Sie ist vielmehr aufgerufen, für 
die einzuschlagenden Handlungsstrategien eigene Lösungs- / Operationalisie­
rungsvorschläge auf der Basis von TQM zu entwickeln. 

6.3.2 Große Lösung - kleine Lösung 

Bewusst wurde TQM in der vorliegenden Arbeit als Gesamtkonzept dargestellt, 
weil darin alle Bausteine und alle Verfahrensschritte zur qualitativen Opti­
mierung idealtypisch behandelt werden konnten. Auch Großorganisationen 
wie IBM haben TQM nach dem vorgestellten Konzept erfolgreich einge­
führt. 

Die große Lösung, nämlich TQM im Top-Down-Verfahren auf Direktions- oder 
gar Landesebene bei der Polizei einzuführen, wäre sicherlich eine besondere 
Herausforderung. Am Beispiel der belgischen Gendarmerie soll hier jedoch 
auch die sogenannte kleine Lösung beschrieben werden. 

Die belgische Gendarmerie hat vor etwa drei Jahren recht pragmatisch 
Qualitätsverfahren bei einzelnen Gemeindepolizeien eingeführt. So konnten 
von den 14 eingesetzten Projektgruppen immerhin 90 Qualitätsverbesserungen 
der Polizeiarbeit unterbreitet werden. Dabei standen Gesamtkonzepte wie TQM 
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nicht im Mittelpunkt, obwohl die in Belgien ange\\ andten Werkzeuge I Ver­
fahren stark denen des TQM-Konzepts ähneln.55 ! 

Im Prinzip wird der Versuch zur Qualitätsyerbesserung der Polizeiarbeit durch 
Projekte in ausgewählten Basispolizeieinheiten realisiert. Dabei werden 
Projektgruppen von sechs bis acht Personen eingesetz!.~~~ Das Vorgehen lasst 
sich wie folgt beschreiben: 

(1) Einzelprojekte zur Verbesserung der Qualität der Polizeiarbeit sollten bei 
solchen Organisationseinheiten der Basis durchgeführt \\ erden. die bereits 
zuvor ein bestimmtes Innovationsprofil ausgewiesen haben. 

Entscheidend ist die Führungspersönlichkeit der Projektgruppe. Es 
sollte sich hier um Persönlichkeiten handeln. die bereits in der Vergan­
genheit eigenständig versucht haben. Innovationen zur Qualitäts­
verbesserung einzuführen. Es sollten Beamte sein. die überzeugend 
und kompetent im Team arbeiten. über Kommunikationskompetenz 
verfügen und den neuen Typus von Führungskräften repräsentieren. 

Bei den übrigen Mitgliedern der Projektgruppe sollte durchgängig 
Einsicht in die Notwendigkeit qualitatiwr Veranderungen bestehen. 
Entsprechend nehmen nur die ~1itarbeiter an den einzelnen Projekten 
teil, die sich freiwillig gemeldet haben. 

(2) Es sollten geschulte Koordinatoren eingesetzt werden. die in der Lage sind. 
die einzelnen Projekte zu unterstützen und zu betreuen. Sie sollten speziell 
ausgebildet sein. in der Lage sein. tberzeugungsarbeit zu leisten und Er­
leichterungsmaßnahmen (facilitations) zu ergreifen (entspricht TQ~I­
Steuerungs gruppe ). Diese Koordinatoren müssen das Vertrauen der 
Amts / Behördenleitung genießen und dort über ein direktes Vortragsrecht 
verfügen. Wie bei TQM auch wird hier das mittlere \lanagement \'er­
suchen, sich ständig einzumischen. weil sie das Gefühl haben. sie verlören 
mit derartigen Projekten zur Optimierung der Qualität der Polizeiarbeit an 

Einfluss und an Macht. 

(3) Für die Projekte ist ein spezielles Budget auszuwerfen. weil die Projekt­
gruppen in der Lage sein müssen. die notwendigen Finanzmittel zur 

557 RogeT \an de Sompel GemelOde-Pohzeldlen~l In der ~1f1....:hen GenJ.:mnere k E-4!TT::.J'-.:"h:.'~ P~'lil.t:,f\"'~"''' "',,;;,~~ ... -.-:-p.: .... _:-­

\om..1. ~7.9 1995. Templemore. Irland S l-lf 

558 Vgl. Kapitel 6 :::::: 
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Realisierung von Qualitätsaufgaben schnell und unkompliziert einzu­
setzen. 

(4) Die Projekte beginnen damit, dass beim Einstiegstreffen, an dem auch die 
Amts- / Behördenleitung teilnimmt, der Wille zum Erfolg betont wird. 

(5) Die Gegenstände der Qualitätsverbesserungen werden von der Pro­
jektgruppe selbst gewählt. Sie müssen sich allerdings in dem Rahmen 
bewegen, der von der Amts- / Behördenleitung vorgegeben ist.559 

(6) Die Ergebnisse der Projektarbeit sollten konkret, für den Bürger spürbar 
und nach außen deutlich sichtbar sein. Sie müssen in einer relativ kurzen 
Zeitspanne zu realisieren sein. Die Projektgruppe ist weiter dafür ver­
antwortlich, dass die qualitätsverbessernden Ergebnisse innerhalb der 
Polizeibehörde weitergeleitet und von allen anderen Mitarbeitern der 
Behörde auch durchgeführt werden. 

(7) Der Projektgruppe ist es während ihrer Arbeit gestattet, existierende 
Regeln, Anweisungen und untergesetzliche Normen zu hinterfragen, wenn 
diese die Qualität der Polizeiarbeit behindern sollten. 

(8) Bei der Projektarbeit werden insbesondere die Kaizen-Techniken ver­
wandt.560 

(9) Die Projektgruppe wird bisweilen der Versuchung unterliegen, den Koor­
dinator oder die Amts- / Behördenleitung zu testen (z. B. Anforderungen 
zusätzlicher Mittel, die nicht unmittelbar mit den Qualitätsverbesserungen 
der Polizeiarbeit zugunsten der Bürger in Verbindung stehen). 

(10) Die Projektgruppe muss sich darüber im klaren sein, dass sie Elitetruppe 
in der Polizeibehörde ist oder als solche betrachtet wird. Dies hat Vor- aber 
auch gewisse Nachteile. 

559 V gl. KapItel 6 2. I 
560 V gl. KapItel 6.2.5 
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6.3.3 Schlussanmerkung 

Auch die dargestellte kleine Lösung zur Qualitätsverbesserung der Polizei arbeit 
bedient sich der fünf Bausteine des TQM-Konzepts und leitet eine umfassende 
Reform der Polizeiarbeit ein. Welcher Lösung man den Vorzug gibt. ist letztlich 
zweitrangig. Auch weitere Zwischenlösungen / Varianten sind durchaus 
denkbar. Wenn die Qualität als zentraler Wert in den ~v1inelpunkt der Polize­
iarbeit gestellt werden soll. sind mit großer Sicherheit Reformen der Polizei­
managements erforderlich.561 

~61 Vgl. Kapitel 6 :! 2 und 6 23 
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7 Zusammenfassung und Schluss bemerkung 

7.1 Einleitung 

Es scheint so, als hätten wir es gegenwärtig mit einem Aufschwung an Ethik 
und einem Abschwung an Moral zu tun. Denn an ethischen Fragestellungen be­
steht offenkundig ein großes Interesse, während zur gleichen Zeit die Erosion 
überkommener Moralstandards beklagt wird. 

Für die Polizei ist die gegenwärtige ethisch-moralische Situation ausgesprochen 
kompliziert geworden. Zum einen unterliegen die berufsethischen Einstellun­
gen von Polizeibeamten einem erheblichen Wande1562, zum anderen dürften die 
übereinstimmenden moralischen Standards in Polizei und Gesellschaft wegen 
der Pluralisierung der Werte und Lebensstile in der Gesellschaft563 immer 
geringer werden. 

Die Komplexität des Themas lässt bei einer ganzheitlichen Betrachtung keine 
einfachen Lösungen zu. Deshalb liegt dieser Arbeit ein "gemischter Ansatz" 
zugrunde, der sowohl klassisch-überkommene ethische Prinzipien (Bindung an 
die Grundrechte und die Verfassungsprinzipien des Grundgesetzes) sowie 
hergebrachte berufstypische Werte / Tugenden (Gerechtigkeit, Tapferkeit, 
Wahrheitsliebe) mit modemen ethischen Verfahren (Dialogethik) und gänzlich 
neuen für die Qualität der Polizeiarbeit erforderlich gehaltenen Werten und 
Managementverfahren (TQM) verbindet. 

7.2 Ethische und sozialwissenschaftliche Grundlagen 

Normen, Werte und Wertewandel 

Über die Begriffe der Moral und der Moralität befasst sich Polizeiethik mit 
Normen und Werten, die in der Polizei gelten. 

562 HorstrüdlgerWeIß Das Wertebtld von Pohzelbeamten -eme sozlalknllsche Untersuchung In. DIe PolIzei, Jg. 83, Heft 2, 1992, 
S.29f 

563 Helmut Klages' Werteonentlerung Im Wandel Frankfurt am Mam 1984, S 21 f 
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Normen besitzen gerade für moderne. komplexe Gesellschaften zentrale 
Bedeutung, weil sie soziales Handeln erwartbar und damit kalkulierbar 
machen.S64 Normen sind abstrakt-generelle Regeln. die typisches soziales 
Handeln festlegen. Normen beziehen sich dabei auf bestimmte \Verte I Wert­
vorstellungen. die in einem Kollektiy allgemeine Geltung erlangt haben. 
Typisch ist, dass Normverstöße Sanktionen nach sich ziehen. 

Werte sind nach der überkommenen. klassischen Definition \'on Kluckhohn 
"Vorstellungen des Wünschbaren". nach denen die Menschen in einer Gesell­
schaft ihr Handeln ausrichten. 565 Werte haben damit Orientierungscharakter für 
das Individuum.566 In Wahl- und Entscheidungssituationen konkretisieren sie 
sich zu Einstellungen und Handlungspräferenzen. Werte sind zudem an der 
Schnittstelle zwischen dem Individuum / Bürger und den gesel1~chaft­

lichen / staatlichen Institutionen angesiedelt. Während die V'':erte für den 
einzelnen Orientierungscharakter besitzen. sind sie fur die staatlichen Institu­
tionen / Organisationen zentrale Legitimationsgrundlage. );ach yon Rosenstiel 
sind deshalb Organisationen .. geronnene \Verte ... 567 Allerdings ist bis heute eine 
allgemein anerkannte definitorische Erfassung des Wertebegriffs nicht geglückt. 
und damit fehlt es auch an einer klaren Abgrenzung des Wertebegriffs zu den 
verwandten Begriffen wie .. EInstellung" und .. Bedürfnis". 

Im Mittelpunkt der empirischen Werteforschung steht die Auseinandersetzung 
mit der Wertewandeltheorie von Inglehart.568 Dieser hatte Anfang der 70er 
Jahre die These aufgestellt. dass in westlichen Demokratien eine .. stille Re­
volution" in dem Sinne im Gange sei. dass die überkommenen. bisherigen 
materialistischen Werte durch die sogenannten postmaterialistischen \Verte oder 
Selbstentfaltungswerte ersetzt \\ erden. wobei es eine Automatik hin zu den 
postmaterialistischen Werten gebe. Die Thesen Ingleharts sind nicht zu Cnrecht 
auf Kritik gestoßen. Jedenfalls kann gesagt werden. dass der neldiskutierte 
Wertewandel in der Bundesrepublik Deutschland nicht als ein einheitliches. 
homogenes und alle gesellschaftlichen Gruppen gleichermaßen berührendes 
Problem umschrieben werden kann. Sicher ist lediglich. dass yon einer Plura-

SM Hans Paul Bahrdt Schlusseibegriffe der SOZIOlogie \Iunchen 194':'.6 -\utl l. S_';;\ f 

565 \alues and Value-Onenlatlons m the Thwr: 01 Action In T.llcon P.rr~'""\n .. U.!1C Ed.\J!o -\a"':-!1 Sn.i;;. Hf ' T0'" ;:..-.; 2;: c.""~e:-2._ 

Theon of Action Cambndge. :\fass 1951 
566 Helm~t Klages Hans-Jürge~nHlppkrund \\"11 H~rN-rt \\erle und \\andd Fr::mJ.iur!..un \bn :..,x;r.:: 
56~ Lutz \on Rosensuel \\ertkonfhk.te beim B;!'ruf;;em~lleg [n Helmut ~iJ~e~_ HJIh JU!"fe~; }'h;'f~;:r l.nd \\ it:l He-rtr:"' :! . .! 0 

S. 33~ 
568 Ronald Inglehart Kultureller Lmbru;:h Fr.lnkfurt am \bm 14:--.9 
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lisierung der Werte und Lebensstile auszugehen ist, wobei die überkommenen 
Pflicht- und Akzeptanzwerte tendenziell an Bedeutung verlieren, während die 
neuen Selbstentfaltungswerte an Bedeutung zugenommen haben.569 

Unterscheidung zwischen der Mikro-, der Meso- und der Makroebene 

Ethisches Handeln wird gerade bei der Polizei immer noch viel zu sehr als ein 
rein persönliches Problem angesehen. Dabei wird verkannt, dass gerade die 
Organisationen entscheidende "moralische Akteure" sind und in vielfältiger 
Weise nicht nur über die kollektiven Werte der Organisationen selbst, sondern 
auch über das ethische Verhalten des einzelnen Organisationsmitglieds mitent­
scheiden. Im übrigen scheint die Zeit rein individualistischer Ethikmodelle 
beim organisatorischen Handeln überholt zu sein.57o Vielmehr sollte eine neue 
Ethik des institutionellen Handeins (Hubig)571 mit ganz neuen Formen der 
moralischen Verantwortungsdistribution auch und gerade in Polizeibehörden 
überdacht werden. Die Lösung dieser Problematik geht mit Lenk572 dahin, dass 
mit zunehmender Zahl der Mithandelnden in Organisationen entsprechend ihrer 
"Eingriffs- und Kontrollmacht" die moralische Verantwortlichkeit geteilt wird, 
und zwar in dem Sinne einer quasi doppelt getragenen Verantwortung (des 
formalen Repräsentanten und der Mitarbeiter). Mithin kann die moralische 
Verantwortung in Organisationen nicht mehr einseitig dem formalen Reprä­
sentanten der Organisation zugeordnet werden. 

Da die Polizei- und Sicherheitspolitik, die Polizeiorganisation und -führung 
sowie die Arbeit des einzelnen Polizeibeamten eng miteinander verwoben sind, 
polizeiliche Handlungsweisen also in charakteristische "moralische Land­
schaften" eingebettet sind, wird analog zur Unternehmensethik bei der Erörte­
rung polizeiethischer Fragestellungen versucht, zwischen einer (politischen) 
Makroebene (hier nur am Rande erörtert), der (organisationsbezogenen) 
Mesoebene (hier: Schwerpunkt) und der Mikroebene des einzelnen Polizei­
beamten zu differenzieren.573 

569 Helmut Klages' Wertonentlerung 1m Wandel. Frankfurt arn Mam 1984, S 21 

570 Georges Enderle Handlungsorientterte Wirtschaftsethik. (S1. Gallener BeIträge zur Wirtschaftsethik Bd, 9) Bem und Stuttgart 
1993 

571 Chnstian Hubig Ethik des mstltutionellen Handeins Frankfurt am Mam und New York 1982 

572 Hans Lenk. Verantwortung zWischen IndIvIdualIsmus und InsututlOnahsmus In' Hans Lenk (Hg ). ZWIschen Wissenschaft und 
Ethik. (subrkamp taschenbuch wissenschaft Bd. 980) Frankfurt arn Mam 1992, S. 106 

573 Ebenso auch Hennann Möllers. Ethik 1m Pohzelberuf Stuttgart und andere 1991 
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Entwicklung des ethischen Bewusstseins, Kohlberg 

Kohlberg574 hat auf der Grundlage entsprechender Cntersuchungen yon Piaget 
bei Kindern die "Stufenhierarchie zur Entwicklung moralischer Crteilskraft 
beim Individuum" herausgearbeitet. die inz\\ ischen zum herrschenden 
Paradigma moralischer Sozialforschung geworden ist und auch erfolgreich in 
der Kriminologie eingesetzt werden kann.575 Danach lässt sich eine Tendenz zur 
Höherentwicklung moralischer Urteilskraft beim einzelnen im Laufe semer 
Entwicklung I Alters feststellen. 

Auf der vorkonventionellen Ebene werden :\ormen und \Verte ausschließlich 
aus egoistischen Motiven befolgt. wobei moralische ~1aßstäbe keine Rolle 
spielen. 

Auf der konventionellen Ebene orientiert sich das Indi\·iduum an den typischen 
relevanten Normen und Werten der jeweiligen Bezugsgruppe (Familie. Betrieb. 
Staat). 

Auf der nachkonventionellen Ebene wird das Handeln des einzelnen von an­
erkennungswürdigen moralischen Werten und Prinzipien abhängig gemacht. 

Es ist leicht erkennbar. dass die Kohlberg'sche Stufenhierarchie eine mono­
logische Ethik repräsentiert. in deren Mittelpunkt die einsame Ge\\ issens­
entscheidung des einzelnen steht. Den Schritt zur überindiYiduellen Ethik haben 
Lorenzen, Schwemmer und Habermas mit der universalen Diskursethik 
vollzogen, die darauf abzielt. Konfliktsituationen friedlich und argumentati\" zu 
bewältigen. Die hier vertretene Dialogethik basiert auf diesem überindivi­

duellen Ansatz. 

Die organisatorische Dimension für ethische Sensibilität 

Erstmals hatte Waters576 darauf hingev,·iesen. dass die Gründe für unethisches 
Handeln des einzelnen Organisationsmitglieds sehr häufig in der Organisation 
selbst zu suchen sind. Damit hat er grundlegend die klassische Vorstellung re-

S 31 ff 
575 Esther Ltps Gewalt bei Jugendlichen In Knmmah~Hl.. Jg ~~. Heft 6. i'N~ S 4~~ ! 

576 J A. \Vaters Catch 20 5 In Orgamzauonal D\'namlo. Jg 6 1 ';l-'. S -~ 
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vidiert, dass allein das Individuum für ethisches Fehlverhalten verantwortlich 
sei. Waters arbeitete sieben Organisationsbarrieren (organizational blocks) für 
organisations bedingtes unethisches Verhalten des einzelnen Organisations­
mitglieds heraus: 

Barriere der Befehlshierarchie, 

Barriere der quantitativen Leistungsvorgaben, 

Barriere der Arbeitsteilung, 

Barriere der unklaren Prioritäten, 

Barriere der Gruppenkohäsion, 

Barriere des missglückten Sozialisationsprozesses, 

Barriere der eingeschränkten Informationspolitik. 

Die Dimension des Betriebsklimas für ethische Entwicklungen 
(Victor / Cullen) 

Der innere Zusammenhang zwischen ethischer Sensibilisierung und dem 
herrschenden Betriebsklima in der Organisation ist in der Betriebsklima­
forschung seit langem bekannt. Victor und Cullen577 hatten aufgrund umfang­
reicher empirischer Untersuchungen fünf verschiedene Typen von Betriebs­
klimata in Organisationen herausgearbeitet: fürsorglich, gesetzesorientiert, 
vorschriftenorientiert, instrumentell und unabhängig. Bezeichnend ist, dass ein 
"ethisch-orientiertes Betriebsklima" nicht entdeckt werden konnte. Für die 
Entwicklung eines entsprechenden Betriebsklimas spielt offenbar eine erhebli­
che Rolle, ob die in einer Organisation zugrundeliegenden Wertorientierungen 
informell "schlicht gelebt" werden oder formell institutionalisiert worden 
sind.578 

577 Bart Victorund lohn B Cullen, The OrgarnzatlOnal BaSIS ofEthlcal Work Chmates In: AdIllllllstratlve SClence Quarterly, Jg 33, 
Heft I, 1988, S 1Ol. 

578 Peter Conrad und Jörg Sydow OrgamsatlOllskhma. (Mensch und ürgarnsauon Bd, 10) Berlm und New York 1984 
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-~-- ----~-------------------, 

Ethische Standards der Führungskräfte (der Wirtschaft I 

Leider gibt es - soweit bekannt - keine empirischen Cmersuchungen zu den 
ethischen Standards von Führungskräften der Polizei. Die zahlreichen Cmer­
suchungen zu den ethischen Standards der Führungskräfte der Wirtschaft in den 
USA579 stimmen darin überein. dass sich die mo;alischen Standards in einem 
Prozess der Erosion befinden. So werden \ on et\\ a der Hälfte der Führung~­
kräfte unlautere Geschäftspraktiken ange\\ andt. wobei der Grad unethischer 
Verhaltensweisen eher zu- als abnimmt. 

Auf drei Aspekte soll in diesem Zusammenhang hinge\\ iesen werden: 

Die Einführung handlungs leitender Ethikkodizes hat dazu geführt. dass 
unethische Geschäftspraktiken abgenommen haben. ohne dass sich damit 
die subjektiven, moralischen Orientierungen der Führungskräfte geändert 
hätten. 

Die deutsche Untersuchung von Kaufmann / Kerber I Zulehner5~(1 hat er­
geben, dass gerade bei jüngeren Führungskräften eine rein opportunistische 
Grundhaltung vorherrschend ist. 

Die Untersuchung von Rosenstiels58 ! zu den drei klassischen Typen \"on 
Berufsorientierung bei Berufsanfangern (karriereorientiert. freizeitorien­
tierte Schonhaltung. alternatives Engagement) hat ergeben. dass gerade die 
Freizeitorientierung bei jungen Technikern besonders ausgeprägt ist und 
Organisationen aufgrund einer überkommenen Personalpolitik dazu neigen. 
gerade die alternativ engagierten Berufsanfanger konsequent auszurnendein. 
wodurch den Organisationen ein kritisches. aber auch stark kreatives 

Potential verlorengeht. 

579 Zusammenfassend Horst Stemmann und AI~rt L ... ,hr GrunJI.1f:!'n dt?r Cm-emehmen~~;d .. S:'-r1f:~ j'N.! =- 4.~:" )- .!.i'-· 

sso Franz Xa\er Kaufmann \\aller Kerher unJ PJul ~f Zukhnc. EdK'" und R::hp0rl tx-l Fu'h:-urf",;';:ifi.tn F:-::'f;:-:' .;.;,t~ -.~-,:r. 

\Veltkultur Bd 3) i\hinchen 1986 
58! Lutz \on RosenSl!el' Wertkontll"'lc beim Beruf~m'tlef In Helmul KLlge<. H..lr'-'';~fe;: H:ft'-C~ l.:~J \\ 'll ~'kr~:- \\::-~.:.' ....:--..:. 

Wandel Frankfurt am \Llln 1992 S :n.:. L 
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7.3 Polizeiethische Bezüge 

Empirische Erhebungen 

Kaiser582 hat zu Recht auf die bemerkenswerte Tatsache hingewiesen, dass es 
im Gegensatz zum westlichen Ausland in der Bundesrepublik Deutschland 
kaum empirische Untersuchungen zu polizeiintemen Fragestellungen gibt. Die 
vorliegende Arbeit versucht, ohne Vollständigkeit zu beanspruchen, derartige 
empirische Erhebungen neueren Datums zusammenzustellen. Es handelt sich 
um folgende Untersuchungen: Feites, Arbeitszufriedenheit und Einstellungen 
von Polizeibeamten der Polizeidirektion Hannover, 1981 (angeführt, um einen 
Vergleich mit der Polizeireform Niedersachsen, 1993, anzustellen); BKA, 
Mitarbeiterbefragung, 1989; Hermanutz / Buchmann, Motivation und Arbeits­
zufriedenheit der Vollzugsbeamten in Baden-Württemberg, 1990; Reform­
kommission Niedersachsen, Mitarbeiterbefragung im Rahmen der Polizei­
reform Niedersachsen, 1993; Wempe / Bemdt, Mitarbeiterbefragung von 
Schutzpolizeibeamten im Regierungsbezirk Weser-Ems, 1989; Savelsberg, Der 
Prozess polizeilicher Entscheidungsfindung im Wechsel- / Schichtdienst, 1991; 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung Rheinland-Pfalz, Tätigkeitsanalyse 
von Streifenbeamten, 1994; Bayerisches Staatsministerium des Innem, Mit­
arbeiterbefragung bayerische Polizei, 1994; Deutsche Polizeigewerkschaft im 
Beamtenbund Hamburg, Schnellumfrage, 1995; Funke, Einstellungen von 
Polizeibeamten zur Asozialität, 1990; Janssen, Opfer aus der Sicht von Polizei­
beamtinnen -beamten, 1992; Kienbaum, Belastungsanalyse für die Schutz­
polizei N ordrhein-Westfalen, 1991; de Oliveira / Kirkcaldy, Beruflicher Stress 
beim höheren Dienst der Berliner Polizei, 1990; Weiß, Wertebild von 
Polizeibeamten, 1990; Weiß, Wertemuster von Polizeibeamten, 1991; Infas, 
Betriebsklima, 1995. Bei einer Zwischenbilanz fällt auf, dass es mit dem Selbst­
wertgefühl vieler Polizeibeamter nicht immer gut bestellt ist, dass die 
Arbeitszufriedenheit und die Motivation der Mitarbeiter - trotz positiver Bei­
spiele - gerade in jüngeren Untersuchungen nicht als zufriedenstellend 
bezeichnet werden kann, dass die Arbeits belastung und der Stress offenbar recht 
hoch ist und dass das Vorgesetzten-Mitarbeiter-Verhältnis im Mittelpunkt der 
Kritik der Beamten steht. Diese Untersuchungsergebnisse überraschen nicht, 
wenn man sie in Beziehung zu den oben angeführten organisationsethischen 
Untersuchungen setzt. Gerade die organisatorischen Rahmenbedingungen 

582 Günther KaIser Bekämpfung der Knmmahtät In- Knmmahsuk, Jg 48, Heft 12, 1994, S 762 (769/770) 
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haben entscheidenden Einfluss nicht nur auf die ethische Sensibilität. sondern 
auch auf die Befindlichkeit der Mitarbeiter. 

Unethisches Polizeiverhalten 

Gegen das Polizeiethos wird in eklatanter \Veise verstoßen. wenn Polizeibeamte 
bei der Dienstverrichtung. aber auch außerhalb des Dienstes. Straftaten be­
gehen. Das Ausmaß unethischer Verhaltensweisen von Polizei beamten lässt 
sich eingeschränkt an dem Aufkommen von Strafanzeigen und Besch\\ erden. 
an der Anzahl der eingeleiteten Disziplinarverfahren. insbesondere aber an der 
Anzahl der Verurteilungen von Polizei beamten ablesen. Inso\\ eit muss von der 
sogenannten Schwarze-Schafe-Theorie ausgegangen werden. Gleichwohl ist 
die empirische Datenlage in Deutschland ausgesprochen defizitär und unüber­
sichtlich. Brusten583 hat in einer Untersuchung die versprengten Erhebungen 
aus Hamburg, Baden-Württemberg. West-Berlin. :\ordrhein-\Vestfalen. Bayern 
und dem Saarland bis zum Jahre 1989 zusammengestellt und aus seiner Sicht 
bewertet. Er kommt dabei zu dem Ergebnis. dass die sogenannte Schwarze­
Schafe-Theorie wegen spezifischer Selektionsprozesse auf den unterschied­
lichsten Ebenen der Ermittlungen ihre scheinbare empirische Bestätigung 
erfährt. Wie immer man auch zu Brustens Selektionstheorie stehen mag. wichtig 
erscheint seine Feststellung. dass ein nicht unbeträchtlicher Teil der Polizei­
beamten, bei denen es zu Übergriffen und unethischen Verhaltensweisen 
gekommen ist, wiederholt straf- oder disziplinarrechtlieh in Erscheinung ge­
treten sind und die "schwarzen Schafe" repräsentieren. 

Im angelsächsischen Raum gibt es drei unterschiedliche Erklärungsansätze für 

unethisches Polizeiverhalten: 

Die Auffassung, wonach polizeiliches Fehlverhalten ein rein indindueller 
Defekt sei, wird nach dem Knapp-Report58-l und dem Fitzgerald-Report5~5 
kaum mehr vertreten. 

Beiheft. 1992. S 84 ff 
58..\ George Bralhzer The Knapp Commlss!on Report on Poilce COTTUptl0f1 'e,\ ),(>Ti. 14~_';; 
585 Mlke Fltzgerald' Repon of an Comml$Slon oi InqUlf! mto f"C' .. "IP!e llleg3.J A-.c-B\ \He'.mri ';:"~x . .lleJ PollC~ \L<..:.("'"'"",d'..;,.:: B-: ... · 

bane. Queensland 1989 
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Ein mehr sozialpsychologischer Erklärungsansatz geht davon aus, dass 
unethisches Polizeiverhalten zentral von den typischen polizeilichen Sozia­
lisationsprozessen mitbeeinflusst sei.586 

Eine eher soziologische, gesamtheitliche Auffassung geht dahin, dass 
unethisches Polizeiverhalten ubiquitär sei, weil die Typik des Polizeiberu­
fes quasi unvermeidbar zu unethischen Verhaltensweisen führe. 

Jedenfalls haben diese Untersuchungen gezeigt, dass unethisches Polizei­
verhalten in der Regel nicht monokausal und individualistisch erklärbar sei, 
sondern auch auf den typischen Sozialisationsprozess innerhalb der Polizei, auf 
spezifischen ungeschriebenen Polizeicodes (Loyalität gegenüber den Vorge­
setzten und die sogenannte ability to be quiet), auf besonderen polizeilichen 
Strukturen und auf der Wirkung polizeilicher Peer-Groups (Kameraderie) 
beruhen dürften. Kurz: Unethisches Polizeiverhalten wird in erheblichem Maße 
durch Ausbildungs- und Organisations defizite mitbeeinflusst, auch wenn die 
letzte Entscheidung, sich unethisch zu verhalten, sicherlich individuell ge­
troffen wird. Freilich fehlen entsprechende deutsche Untersuchungen. 

Berufliche Wertvorstellungen von Polizeibeamten 

Im angelsächsischen Raum sind die beruflichen Wertvorstellungen von Polizei­
beamten insbesondere von Skolnick und Reiner untersucht und beschrieben 
worden. Skolnick587 geht von den drei Faktoren: Gefahr, Autorität und 
Tüchtigkeit aus und leitet hieraus neun berufliche Wertvorstellungen des 
Polizeibeamten ab: 

(1) Dauerargwohn (um die vielfältigen Gefahren der Umwelt zu minimieren) 

(2) soziale Isolierung (als Folge der vermeintlichen Ablehnung in der Be­
völkerung) 

(3) berufsinterne Solidarität (als Kompensation / Gegengewicht zur sozialen 
Isolierung) 

586 Gall F Huon und andere PerceptlOfls ofEthlCal DIlemmas EthlCS and Pohcmg _ Study 1 1995, S. 1 
587 Jerome H Skolmck Justlee Wlthout Tnal. New York 1966 
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(4) Missverständnis zwischen Polizei und Öffentlichkeit (die Polizeibeamten 
beklagen sich über die mangelhafte Unterstützung durch die Beyölkerung. 
die Bevölkerung beklagt das mangelhafte Engagement der Polizeibeam­
ten, die zudem für ihre Tätigkeit zu gut bezahlt würden) 

(5) Ausübung formaler Autorität (die das \lissyerständnis (-+) noch \erstärkn 

(6) ein zwiespältiges Verhältnis zur \loral (ern den yieWiltigen Gefahren 
entgegenzutreten, müssten Gewalt und List angewandt sowie eine Attitu­
de der Männlichkeit demonstriert \\ erden) 

(7) Neigung zur Abschottung (gegenüber der .. gefahrlichen" Be\ ölkerungJ 

(8) Konservatismus (als politische Grundhaltung) und 

(9) eine ständige Belastung und beruflicher Druck I Stress (effizient und 

tüchtig sein zu müssen) 

Reiner588 kommt zu vergleichbaren Ergebnissen. Die beruflichen Wem or­
stellungen seien das Ergebnis einer Spiegelung der realen Welt und der eigenen 
Berufsrolle, wie sie vom Beamten empfunden werde. Reiner nennt sechs Wert­
kategorien, die das Berufsbild des Polizei beamten beschreiben: 

(1) Sendungsbewusstsein (für die gute. die gerechte Sache zu arbeiten / 

kämpfen) 

(2) Verdacht (Eine ständig misstrauische Einstellung. um ab\\ eichendes 
Verhalten sofort zu entdecken und möglichen Gefahren entgegenzutreten I 

(3) politischer und moralischer Konservatismus 

(4) übertriebene männliche Attitüde (Aufwertung I Tendenz zur gewaltsamen 
Konflikt/ösung und Frauenfeindlichkeit ) 

(5) rassistische Vorurteile (die allerdings nicht in rassistische oder diskrimi­
nierende Amtshandlungen umgesetzt \\ erden) 

5SS R Remer The PohtJc~ of the Police 19~5 
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(6) Pragmatismus (Betonung des Empirismus, Aufwertung der Zweck­
mäßigkeit und Wirksamkeit) . 

Diese beruflichen Wertvorstellungen lassen sich nicht ohne weiteres auf 
deutsche Polizeibeamte übertragen. Zum einen müssten unterschiedliche 
kulturelle Besonderheiten der nationalen Polizeien, die unterschiedlichen 
Polizeistrukturen und die unterschiedlichen berufsethischen Prädispositionen 
berücksichtigt werden. Die empirischen Erhebungen von Weiß589 belegen diese 
Einschätzung. Seine Untersuchungen haben aber auch recht unerwartete 
Ergebnisse hervorgebracht. So zählen nach Weiß die durchaus positiven Werte 
wie Verantwortungsbewusstsein, Ehrlichkeit, Toleranz, Hilfsbereitschaft und 
Vernunft zum "typischen polizeilichen Wertemuster" , nicht dagegen überkom­
mene Werte wie Ehrgeiz, Fleiß, Gehorsam und Ordentlichkeit. Erstaunlich ist 
zudem die geringe Bedeutung leistungstragender Werte wie der höchst 
bescheidene Wert der Leistungsfähigkeit. 

Bemerkenswert ist auch der geringe Wert, den die Polizeibeamten der gesell­
schaftlichen Anerkennung zumessen. Dies dürfte nach Weiß590 damit zusam­
menhängen, dass sich die gesellschaftlichen und politischen Spannungsfelder, 
in denen sich die Polizeiarbeit vollzieht, bisweilen derart widersprüchlich und 
konfliktträchtig darstellen, dass ein distanziertes, sachlich und innerlich ab­
geklärtes polizeiliches Einschreiten oftmals kaum mehr möglich erscheint. Der 
Polizeibeamte muss dabei den Eindruck gewinnen, dass er es eigentlich 
niemandem wirklich recht machen kann. 

Der neue Wert: Qualität der Polizeiarbeit 

Es erstaunt, dass in der Bundesrepublik Deutschland ganz im Gegensatz zum 
westlichen Ausland die qualitätsmäßige Bewertung polizeilichen Handeins zu­
mindest in der veröffentlichten Meinung keine entscheidende Größe ist. Dabei 
ist die Qualität der Polizeiarbeit durchaus ein wichtiger berufsethischer Wert. 

589 Horstrüdlger Weiß, Zur motlvattonalen SItuatIOn In der Pohzet In' Pohzel-Fuhrungsakademle Schlussbencht über das 

Semmar "Konfliktfahlgkelt der Fllhrungskraft" vom I - 5.3 1993 und vom 7 - 10 3. 1994, S. 9 ff, Wertebrld von Pohzel­

beamten - eme soztalkntlsche Untersuchung. In. DIe PolIzei, Jg. 83, Heft 3, 1992, S 29 f 

590 Horstrudlger Weiß Zur motIvatlOnalen SituatIOn In der PohzeI. In, PohzeI-Führungsakademle Schlussbencht uber das Semi­

nar "Konfhktfählgkelt der Fuhrungskraft" vom 1 - 5 3 1993 und vom 7 -10 3 1994, S 9 ff, Werteb!ld von Pohzelbeam­
ten - eme sozIalkntlsche Untersuchung. In DIe PohzeI, Jg 83, Heft 3, 1992, S 23 
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So gibt es in der deutschen Polizei keine kontinuierlichen Qualitätsmessungen. 
keine kontinuierlichen Bürgerbefragungen. keine Benchmarks für typische 
Polizeiarbeit, kaum Werteanalysen. und höchst selten werden Qualitätszirkel 
eingerichtet. Es scheint nötig. von der in der Polizei breit geführten. aber 
letztlich verengenden Professionahsierungsdebatte591 zu einem umfassenden 
Qualitätskonzept durchzustoßen. das nicht nur bei der .. ProduktqualitäC. also 
dem output oder dem outcome. steckenbleibt. sondern von einem .. erweiterten 
Qualitätsbegriff' ausgeht. der auch die Arbeitsbedingungen in der Polizei. die 
Mitwirkungsmöglichkeiten der Mitarbeiter. die Ausstattung mit technischen 
Arbeitsmitteln und so weiter einbezieht. Ein solches umfassendes Qualitäts­
konzept, Total Quality Management (TQMl. wird sehr wohl in der Privatwirt­
schaft und vereinzelt auch in der öffentlichen Verwaltung praktiziert.:'i9:: 

7.4 Die schwierige Rolle der Polizei und der Polizeibeamten 

Rolle und Beruf 

Der Begriff der Rolle wird in der Soziologie - vereinfacht - mit dem ausgeübten 
Beruf verknüpft und auch erklärt. Eine geglückte Berufserfüllung entspricht 
dem spezifischen und auch von der Gesellschaft e[\\ arteten Rollenverhalten 
(nebst Erscheinungsbild und typischen Rollenattributen ). 

Die Rolle der Polizei in der Gesellschaft war und ist schwierig und im Lauf der 
Geschichte nie völlig harmonisch und entspannt gewesen. Etwas anderes wäre 
auch nicht erwartbar, verkörpert doch die Polizei das staatliche Gewaltmono­
pol und steht damit im Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit und Kritik. 

Die Rolle der Polizei und des Polizei beamten lässt sich allerdings nicht trenn­
scharf und abstrakt bestimmen. weil die juristische Aufgabenumschreibung der 
Polizei (verkürzt: Gefahrenabwehr und Strafverfolgung) nicht mit dem tatsäch­
lichen, sozialen Handeln der Polizei deckungsgleich ist. So werden nach der 
klassischen rechtlichen Aufgabenumschreibung zum Beispiel \\ eder die zum 
Teil recht aufwendige Amts- und Vollzugshilfe der Polizei für andere Behörden 
noch das Feld der Verkehrsüberwachung. noch das sehr sch\\ ierige und 

591 Helmut Hildebrandt Professionelle POhUl Swugan 11}9() 
592 Jorgen KJaergaard: Total Quallt) !-.fanagemenr and ~tooemlz.aI10n üfthe put-IK ~.;:-!or m Derunarl. In He;:n,lf'ill Hl:l ';J':~ H::~­

mut Klages (Hg r Quahtats- und erfolgsonenUl!'rtö \'cf\\altungsman.::.gemenr 'Schnfteru'-eli--~ der Hochr..chuk Sre-:- e1 &. - 2: 

Speyer 1993. S 259 L 
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komplexe Feld "Hilfe der Polizei in sämtlichen Notsituationen der Bürger" 
erfasst. Wenn das Handeln der Polizei überhaupt zusammenfassend umschrie­
ben werden kann, dann geht es vielleicht um die "vorübergehende Beilegung 
bestimmter Konflikte". Hildebrandt593 hat meines Erachtens zutreffend auf den 
historischen Grund für das bisweilen recht seltsame, übersensible Verhältnis der 
Polizei zur Macht und zum Gewaltmonopol hingewiesen. Es ist die Angst, 
erneut von den politisch Mächtigen missbraucht zu werden und die Angst, in 
der Bevölkerung ausschließlich mit Macht und Machtausübung identifiziert zu 
werden. 

Gleichwohl verfügt die Polizei in den Augen der Bevölkerung über ein erfreu­
lich hohes Ansehen. In der sogenannten Vertrauens skala (Frage nach dem 
Vertrauen der Bürger in staatliche Institutionen) nimmt die Polizei einen 
Spitzenplatz (nach dem Bundesverfassungsgericht) ein, und auch das Image des 
einzelnen Polizeibeamten wird von der großen Mehrheit der Bevölkerung 
durchaus positiv eingeschätzt. Erstaunlich ist dabei, dass die Polizeibeamten ihr 
(positives) Image in der Bevölkerung deutlich negativer einschätzen (Diskre­
panz zwischen der Fremd- und Selbsteinschätzung). 

Rollenfindungsschwierigkeiten 

Die schwierige Rolle der Polizei in der Gesellschaft hat natürlich auch Auswir­
kungen auf die subjektive Rollenfindung des einzelnen Polizeibeamten. Die em­
pirischen Erhebungen lassen mit aller Klarheit erkennen, dass 

die Arbeitsunzufriedenheit bei vielen Polizeibeamten erheblich ist mit 
offenbar ansteigender Tendenz; 

der Anteil der Polizeibeamten, die ihren Beruf wiederwählen würden, 
vergleichsweise gering ist (ca. 50 %) und 

sich die Vorstellungen der meisten Polizei beamten im Hinblick auf die 
Wahrnehmung präventiver Aufgaben in der gegenwärtigen Praxis kaum 
erfüllen lassen. 

Der Zielkonflikt Prävention - Repression ist ein zur Zeit heiß diskutiertes 
Thema. Vieles spricht dafür, eine Schwerpunktverlagerung hin zu protektiven 

593 Helmut HHdebrandt ProfeSSIOnelle Pohzel Stuttgart 1990, S. 89 f m. w N. 
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und präventiven Aufgaben durchzuführen. ohne eine radikale Kehrtwendun2. 
der bisherigen Aufgabenzuordnung vorzunehmen. 59.! Damit könnte de~ 
erschreckend hohe Anteil derjenigen Polizeibeamten. die Arger mit dem Beruf 
haben (37 %) im Gegensatz zur Norn1albeyölkerun2. (3 - -+ ce I. abgebaut 
werden. 595 ~ 

Veränderte Rolle der Polizei 

Absehbar ist, dass sich die Rolle der Polizei bereits in naher Zukunft erheblich 
verändern wird. Folgende Ent\\ icklungen sind schon jetzt erkennbar: 

Der Prozess der europäischen E/Iligullg verändert die nationale Polizeidog­
matik und -praxis. 

Das Personal ist das Zukunftskapital für die Polizei. Deshalb sind qualita­
tive Investitionen in das Personal Investitionen für die Zukunft. 

Informationen sind der Motor der polizeilichen Ent\\ icklung. Die Qualität 
der Inforn1ationen und der möglichst vemetzte Informationsfluss I -aus­
tausch bilden den Rahmen für die Chancen und Risiken zukünftiger 

polizeilicher Entwicklungen. 

Mit den veränderten Aufgaben der Polizei ändern sich auch die Hand­

lzlllgsformen der Polizei. 

Die neue polizeiliche Landschaft I Kultur fordert lwbesserte i 'el:{ähren :/Ir 
Konfliktbeilegung, zur Konfliktyermeidung und zur Deökalation. 

Bürgerorientierung und eine lI11(fassende Qualitätsonelltierullg \\ erden 

polizeiliches Handeln zunehmend bestimmen. 

Zur Lösung dieser Probleme könnte an folgende neun Initiatiyen I Reform­

ansätze gedacht werden: 

(1) Grundlegend ist eine \ eränderung in den Denkstruktllrell. DIe Polizei ist 
meines Erachtens zu stark in einem Denken \'on Fehler- und Risiko­
vermeidung verhaftet und orientiert sich - was durchaus verständlich und 

594 Eme solche Kehm\ende strebt offenbJrdt."f BdK.iIl \ gJ Pra\en1!OIl ,n [).~u!.....:hiJ..i·hl ,D0ku~e,,~J;:l0n' lW~. S : 

"i9<; Thomas Fehes Emstellungen \on POhZ.C'lfx.ll'1l1en zu ge:-<lI.....:h.lfh- und U1mmJJpclm...ch~f' Pr<:>t-krnen m Dct::h;!'-,.':':'); h 

Ench Rebscher und Thomas Fdtö: Polizei und Be\o!}..,crung 'Ernpms.che P0i!ul!{'r--.;nunf B,j ~ j H~",\j71.l!:C-!-rt":": ~~- :.:N 

S 207 und 208 
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auch notwendig ist - zu einseitig am Dienstherrn. Es ist deshalb ein 
eigenständiges polizeiliches Berufsethos zu entwickeln, das rechtsstaatlich 
fundiert ist und auf eine umfassende qualitative Verbesserung polizeilicher 
Leistungen / Aktivitäten setzt, wobei die Bürgerorientierung einen Schwer­
punkt bildet. 

(2) Zur Überprüfung dieses eigenen, polizeilichen Weges ist eine ständige 
Rückkopplung erforderlich, die durch regelmäßig wiederholte Bürger­
befragungen, ein professionelles Beschwerdemanagement, umfassenden 
Wissens- und Erfahrungsaustausch mit anderen Behörden, interne und 
externe Qualitätsprüfungen und so weiter erzielt werden kann. Gerade die 
vielfältigen deutschen Polizeiorganisationen legen es nahe, das in der 
Privatwirtschaft verbreitete "Benchmarking", das heißt den Vergleich mit 
Mitbewerbern / Klassenbesten, auch bei den qualitativ konkurrierenden 
Polizeien einzuführen. 

(3) Die Polizei sollte in geeigneten Bereichen kollektive Selbstverpflichtungen 
eingehen und veröffentlichen und insoweit auch einen Standard garantie­
ren (z. B. Streifentätigkeit in Gebieten sozialer Brennpunkte; Mindest­
zeiten für Erreichbarkeit; maximale Wartezeiten für Bürger, die Anzeige 
erstatten wollen; Vermittlung von Opfern an professionelle Opferbera­
tungsstellen ). 

(4) Im Bereich von Führung und Personal sollte eine verbesserte Interessen­
kongruenz angestrebt werden. Es muss insoweit eine polizeiinterne Ver­
trauenskultur geschaffen werden. Schlüsselbegriffe sind: coatching, 
helfende und beratende Beziehungen, Transparenz der Personalentschei­
dungen, Freiräume für unterschiedliche Formen der Selbstorganisation der 
Mitarbeiter. 

(5) Es sollten verstärkt Spielräume zum Experimentieren und zum Lernen 
geschaffen und neuartige polizeiliche Organisations- und Handlungs­
formen erprobt werden (z. B. verstärkter Einsatz von Projektgruppen, 
Einsetzung von Qualitätszirkeln, task forces). 

(6) Kommunikation nach innen und außen schafft Vertrauen. Aus dem 
ständigen Dialog mit den "Kunden" / Bürgern werden die polizeilichen 
Strukturen und Abläufe für den Bürger transparent, was Vertrauen 
schafft. 
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(7) Das "Outside-in-Denken'·. also die Beurteilung einer polizeilichen 
Situation aus der Sicht der Bürger. ist bisweilen deutlich verbesserungs­
bedürftig. Man denke nur an den Zustand (räumliche Ausstattung. bis­
weilen chaotische Situationen) vieler Renere für den Anzeigeerstatter. an 
die bisweilen lückenhafte Kenntnis mancher Polizei beamter hinsichtlich 
der Opferbedürfnisse und so weiter 

(8) Polizeiliche Aus- lind F orthildung muss echte fachliche Kompetenz. und 
zwar auch in den ,.harten Fächern" \·ermitteln. Viele der neumodischen 
schülerzentrierten Unterrichtsformen mit ihren bodenlos- ubiquitären 
Ergebnissen haben mit Qualität schlicht nichts zu tun. Inso\\ eit \\ Ird eine 
Fort- und Weiterbildungsoffensive angeregt. 

(9) Die bisherigen polizeilichen Hilfsangebote für die unterschiedlichen. 
polizeitypischen Belastungs- und Stresssituationen (i. G. z. allgemeinen 
beruflichen Stressprophylaxe) sind unzureichend.596 Ein polizeieigenes 
Krisen- und Traumazentrum für beruflich schwer belastete oder sch\\ er 
traumatisierte Polizeibeamte existiert überhaupt nicht. Die vereinzelten 
psycho-sozialen Betreuungsbemühungen in Bund und Ländern lassen 
zudem eine Vemetzung der einzelnen Aktiyitäten vermissen. Für die 
vorwiegend emotional verletzten Polizeibeamten fühlt sich offenbar 
niemand primär zuständig. Deshalb kommen geeignete Hilfsangebote 
regelmäßig entweder zu spät oder werden von Personen geleistet. die die 
Polizeispezifika nicht kennen oder über keine professionelle Ausbildung 
(zur Traumatabetreuung) verfügen. Analog zum Vorschlag von Baurmann 
und Schädler597 wird der Vorschlag unterbreitet. ein polizeiliches Krisen­
und Traumazentrum zur Betreuung beruflich schwer belasteter oder 
schwer traumatisierter Polizeibeamter / -mitarbeiter als gemeinsame Bund­
Länder-Organisation einzurichten. Daneben sollten verstärkt polizei­
interne Betreuungsverfahren ent\\ ikkelt werden. die solchen Beamten 
angeboten werden. die bei der Verarbeitung belastender Erlebnisse 

(psychologische) Hilfe benötigen. 

5% VgL oben 7.3 
59; I'o.'hchael C. Baurmann und Wolfgang Sch3dh:r Konzept fur ein Tr3umJ.- und Kn .... erue!")IrJw j

W 5_ 
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7.5 Bilanz 

Gemischter Ansatz 

Der oben angesprochene "gemischte Ansatz" geht von einer Kombination 
materieller Werte und formaler, ethischer Verfahren aus. Gerade aus beruf­
sethischer Sicht kann m. E. auf eine normative Fundierung nicht verzichtet 
werden. Insoweit werden die selbstverständliche Bindung der Polizei an die 
Grundrechte (vgl. Artikel 1 Abs. 3 GG) und die Verfassungsprinzipien hervor­
gehoben. Aus der Verpflichtung zum Gesetzesvollzug, zur Gemeinwohl­
orientierung und zur friedlichen Konfliktbewältigung sind zumindest drei 
Tugenden / materielle Werte einzufordern: Gerechtigkeit, Tapferkeit und 
Wahrheitsliebe. Dieser Tugendkatalog entspricht im übrigen weitgehend den 
von Weiß herausgearbeiteten Wertemustern der Polizeibeamten. -

Dialogethik 

Aus der zentralen Aufgabe der Polizei, Konflikte möglichst friedlich beizu­
legen, wird der formale, methodische Ansatz der Dialogethik abgeleitet. Die 
Dialogethik stellt auf das Friedensziel im Rahmen eines argumentativen Dialogs 
ab. Die Dialogethik erscheint nicht nur im Außenverhältnis (Bürger - Polizei), 
sondern auch im Innenverhältnis (Vorgesetzter - Mitarbeiter) sinnvoll und 
grundsätzlich anwendbar zu sein, auch wenn es einige wenige polizeiliche 
Lagen gibt, die nicht "dialoggeeignet" sind. Denn die Dialogethik stellt auf eine 
argumentative Auseinandersetzung im Gegensatz zu interessengeleiteten 
Appellen ab. Die Dialogethik ist auf die Herstellung eines Konsenses gerichtet 
im Gegensatz zum vorläufigen und jederzeit kündbaren Kompromiss. Schließ­
lich ist der Ausgangspunkt der Dialogethik das Friedensziel, das mit polizei­
lichen Handlungsweisen - idealtypisch - deckungsgleich ist. 

Der kooperative Führungsstil 

Der kooperative Führungsstil (KFS) wird in Ziff. 6.3 des Programms Innere 
Sicherheit, Fortschreibung 1994 als polizeiliches Führungsverhalten festge­
schrieben. Dies ist im Grundsatz sicherlich zutreffend, gleichwohl übersieht 
diese starre Fixierung jedoch, wie komplex und wandelbar Führung ist. Es wird 
deshalb die Auffassung vertreten, dass es keinen "one best way" in der Führung 
gibt. Es wird deshalb angeregt, über die monopolistische Geltung des KFS 
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nachzudenken, zumal der seit Jahrzehnten eingeübte KFS immer noch nicht im 
Einklang mit der innerbehördlichen Organisationsgestaltung steht. Deshalb 
wird für neue Verfahren im Bereich der Führung plädiert. Es ist an Vorgesetz­
tenbeurteilungen, an Mitarbeiterbefragungen. echte Delegation. an Sonder­
organisationsformen auf Zeit außerhalb der Linie. an Qualitätszirkel und dgl. 
gedacht. Insgesamt sollte der Versuch unternommen werden. ein neues 
"Management by Vertrauen" zu praktizieren. 

Mitarbeitermotivation 

Die Förderung der Mitarbeitermoti\ation ist seit jeher ein zentrales Anliegen der 
Polizeiführung, die gerade in Zeiten der angelaufenen Polizeireformen \on 
ausschlaggebender Bedeutung ist. Stichworte zur Steigerung der ~10ti\'ation 
sind zum Beispiel: Schaffung eines polizeilichen Leitbildes: Verbesserung der 
internen und externen Öffentlichkeitsarbeit: zeitgerechte Führungsrichtlinien: 
verstärkte Anerkennung von Leistungen: Optimierung der Arbeitsinhalte: 
Verbesserung des Beurteilungswesens: systematische Personalent\\ icklung: 
Anwendung - allerdings nur ausgewählter - Elemente des lean management: 
Verbesserung interner Infonnation und Kommunikation: Verbesserung des 
Arbeitsumfeldes; Verbesserung des Betriebsklimas: Verbesserung des Yerhäll­
nisses Polizei - Politik; regelmäßige Bürgerbefragungen. 

Wichtig erscheint, dass es insoweit (Moll\'ationsförderung) nicht genügt. ein­
zelne Maßnahmen dieses Kataloges herauszugreifen und gesondert zu realisie­
ren, vielmehr sollten möglichst viele der genannten Faktoren quasi in einem 
Motivationsfaktoren-Mix realisiert \verden.598 

Sechs polizeiethische Eckpunkte 

Mit der Formulierung von sechs polizeiethischen Eckpunkten \\ ird eme 
Zusammenfassung versucht. Es handelt sich um folgende Felder: 

(1) Bindung an die Grundrechte und Wertentscheidungen des Grundgesetzes 
sowie die verhältnismäßige und angemessene Am\ endung staatlichen 

Zwanges 

598 Bayensches Staatsmlfllstenum des Inncm I Z -: :\I0t1\3IlOn'i-föroerung durch nKhr·;P(\'f;.-tEc FlltC'!e"1 1m 0::~>-;")i:.';",e-:- D' e:-r'_'." 

München 1995 
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(2) Primat des Helfens / Beratens / Unterstützens vor Kontrolle; Bürgernähe 

Hervorzuheben ist, dass der Vorrang der Prävention vor Repression zwar 
in Art. I Abs. I GG angelegt ist, aber keine rechtliche, wohl aber eine 
ethische Vorrangregel darstellt. Bei dem Prinzip der Bürgernähe sollte 
nicht das amerikanische Modell des community policing in Deutschland 
adaptiert werden, sondern hier erscheint das umfassende Modell der 
kommunalen Kriminalprävention angemessener zu sein. 

(3) Offenheitsprinzip und Zusammenarbeit mit anderen Behörden / Institu­
tionen 

(4) Politische Übersteuerung 

Einerseits wird polizeiethisch darauf hingewiesen, dass politische Kon­
fliktentscheidungen polizeitaktischen Maßnahmen vorgehen, andererseits 
wird die gerade im Polizeibereich besonders ausgeprägte Problematik der 
Übernormierung beklagt, die eindeutig politikindiziert ist. 

(5) Polizeiliche Untersteuerung 

Hier werden zum einen die so wenig untersuchten inhaltlichen Themen­
bereiche der sog. Polizeiinternas angesprochen (die vermeintliche spezi­
fische Ausländerfeindlichkeit der Polizei, der Vorwurf, die Polizei sei auf 
dem "rechten Auge" blind, die Fragen polizeilichen Fehlverhaltens und der 
Polizeikriminalität usw.). Zum anderen wird gerade auf organisatorische 
Defizite hingewiesen (z. B. verstärkter Einsatz von besonderen Organisa­
tionsformen auf Zeit, Einrichtung von Qualitätszirkeln, neue Formen der 
Selbstorganisation, Einführung von Vorgesetztenbeurteilungen, Probleme 
der Information und Kommunikation innerhalb der Behörden, Personal­
entwicklungskonzepte, Reformen des Beurteilungswesens usw.). 

(6) Die Qualität der Polizeiarbeit sollte als neuer polizeilicher Wert anerkannt 
und durch entsprechende Maßnahmen weiterentwickelt werden. Dabei 
geht es nicht nur darum, die Entscheidungen und Ergebnisse der Polizei­
arbeit qualitativ zu verbessern im Sinne eines optimaleren outputs, besser 
outcomes, sondern darum, zu einem umfassenden Qualitätsverständnis 
vorzustoßen, bei dem die gesamten Rahmenbedingungen der Polizeiarbeit, 
wie zum Beispiel das Führungsverhalten, die Ablauforganisation, die 
Ausstattung, Mitwirkungsmöglichkeiten der Mitarbeiter und so weiter 
neu, und zwar ganzheitlich zu bündeln und zu berücksichtigen sind. Inso-
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weit hat die Arbeit nicht nur auf erfolgreiche Qualitätsarbeit der Polizei im 
Ausland verwiesen, sondern auch zahlreiche Vorschläge zur Verbesserung 
der Qualität vorgestellt. Das umfassende Konzept \'on TQM könnte dabei 
als Leitlinie gelten. 

7.6 Schlussbemerkung 

Ziel der hier vorgestellten Polizeiethik ist es. zu einer Friedenskultur beizu­
tragen. In diesem Sinne konnten inhaltlich zwei überkommene und Z\\ ei neue 
Wertkategorien berufsethischer Art herausgearbeitet werden: 

die klassische Bindung der Polizei an die Grundwerte / Grundrechte und die 
Prinzipien der Verfassung: 

die Hervorhebung der alten polizeilichen Tugenden Gerechtigkeit. Tapfer­
keit und Wahrheitsliebe: 

der neue Wert der Qualität in der Polizeiarbeit und 

die prozedurale Ergänzung dieser Werte durch die Dialogethik. 

Sorgen bereiten vereinzelte Stimmen. die Polizeiethik nur als eine vorüber­
gehende Modeerscheinung ansehen und ein Ende des .. Ethik-Gesäusels" 
fordern. Denn bei polizeiethischen Fragestellungen lässt sich nicht nur 
Fortschritt im Sinne von ethischer Weiterentwicklung. Ausdifferenzierung und 
Verstärkung feststellen, sondern es gibt durchaus auch einen Prozess des 
Aufzehrens von Ethik, ja. einen polizeiethischen Rückschritt. insbesondere 
dann, wenn der Prozess des berufsethischen Nachdenkens \'ernachlässigt oder 

gar gänzlich aufgegeben wird. 

Zudem verharrt die Polizei in Bund und Ländern - wenn ich es richtig sehe -
schon viel zu lange in einer seltsamen Art von Gefangenschaft. 

So wird das große Feld der .. inneren Probleme der Poli:ei'·. insbesondere die 
Führungsprobleme, die Probleme der Verbürokratisierung und der Cber­
normierung der Polizei. die zum Teil bestehenden Abschottungstendenzen 
gegenüber der Gesellschaft. die weitgehende Ratlosigkeit im Cmgang mit der 
Qualitätssicherung der Polizeiarbeit und der angemessenen Bewertung \"on 
polizeilichen Leistungen. die zahlreichen Stress- und Belastungsprobleme und 
so weiter, viel zu häufig ängstlich verdrängt. viel zu wenig erörtert. geschweige 
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denn wissenschaftlich hinreichend aufgearbeitet. Insofern verharrt die Polizei 
also quasi in einer selbstverordneten Gefangenschaft. 

Die Gefangenschaft der Polizei in der Repression, die ihr freilich häufig durch 
die Politik aufgenötigt wurde, hat ihr bereits jetzt schon viel zu viele Chancen 
verbaut. 

Schließlich befindet sich die Polizei - zugespitzt formuliert - in der Infor­
mationsgesellschaft quasi in kommunikativer Gefangenschaft. Denn die 
Bedürfnisse und Wünsche der Bürger mögen zwar durchaus zutreffend 
polizeilich erahnt werden, eine offensive, rationale und systematische Berück­
sichtigung dieser Bürgerinteressen und der entsprechende Dialog, besser 
"Multilog" , mit Bürgern und anderen gesellschaftlichen und staatlichen 
Institutionen hat sich - trotz einiger erfreulicher Einzelbeispiele - noch nicht 
allgemein durchgesetzt. 

Manche dieser Defizite ließen sich - wie die Arbeit zu zeigen versucht hat -
möglicherweise dadurch ausräumen, dass sowohl der Wert der Qualität (der 
Polizeiarbeit) als auch die Prinzipien der Dialogethik bewusst in den Mittel­
punkt polizeiethischer Reforminitiativen gestellt werden. 
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8 Vertiefende Untersuchung ethischer Methoden und Theorien, 
ein Überblick 

8.1 Ethische Methoden 

8.1.1 Ratio 

Ethische Methoden befassen sich mit Regeln, wie moralische Handlungs­
normen oder das Verhältnis von Moral und Moralität rational überprüft werden 
können. Alle ethischen Methoden müssen deshalb den Kriterien der formalen 
Logik genügen. Bei den ethischen Methoden kann zwischen normativen und 
deskriptiven Verfahrensweisen differenziert werden. Die überkommenen 
normativen Methoden stellen Verfahrensregeln (logische, diskursive, dialek­
tische, analoge, transzendentale) zur Überprüfung und Bewertung von Hand­
lungsnormen auf, die den Anspruch erheben, der Moralität zu genügen. Bei den 
deskriptiven Methoden (sprachanalytische Methode, Hermeneutik) geht es um 
keine Bewertung, sondern allein darum, die Strukturen menschlichen mora­
lischen Denkens und den damit immer schon einbezogenen Wertehorizont ganz­
heitlich aufzuklären. 

8.1.2 Die Methoden im Überblick599 

8.1.2.1 Logische Methode 

Der Finne von Wright600 hat eine formal logische, deontische (to deon, griech., 
das Gesollte, die Pflicht) Logik zur widerspruchslosen Überprüfung normativer 
Sätze entwickelt. 

"Unter deontischer Logik verstehen wir das formale logische Studium nor­
mativer Begriffe. "601 

Die deontische Logik bietet ein methodisches Instrumentarium an, mit dem die 
Beziehungen zwischen geltenden Normen formal logisch, konsistent überprüft 
werden sollen. Dazu hat von Wright moralisches Handeln in vier Kalküle auf-

599 nie Ausführungen lehnen SIch an Annemane Pieper Ethik und Moral. Mimehen 1985, S 115 f, an. 

600 Georg Hennk von Wnght An Essay tU Deonttc Logte and the General Theory of ActIon Amsterdam 1972 
601 Ebd., S. 11 
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gegliedert und versucht, die möglichen moralischen Handlungsweisen in einer 
Art Lebensbaum darzustellen. 

Abbildung 7: 

Deontischer "Lebensbaum" nach von \Vright 

p 

H 

o 
p 

p 

p 

p 

o 

~: 
H 0 = Handelnder p 
p 0 = Erlaubnis 
F ~ = Verbot 
00 = Gebot 

Aus: Annemarie Pieper Ethik und ~toral \eltinehen 1985. S. 118. 
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Der schwarze Kreis symbolisiert die Situation, in der sich ein Handelnder (H) 
zu einem bestimmten Zeitpunkt befindet. Die weißen Kreise geben die Mög­
lichkeiten an, durch eine Handlung eine neue Situation herbeizuführen. Ist ein 
schwarzer Kreis nach rechts mit mehreren weißen Kreisen verbunden, beste­
hen für den Handelnden mehrere Handlungsmöglichkeiten. Ist ein schwarzer 
Kreis nach rechts nur mit einem weißen Kreis verbunden, ist der Lauf der Welt 
determiniert und vom Handelnden nicht veränderbar. Ist umgekehrt ein weißer 
Kreis nach rechts mit einem schwarzen Kreis verbunden, hat der Handelnde aus 
subjektiven Gründen keine freie Wahl. Der jeweilige Freiheitsgrad lässt sich 
anhand der vorhandenen natürlichen Variationen ablesen. Nach der deontischen 
Logik dürfen oder sollen aus ethischer Sicht nur bestimmte Möglichkeiten 
realisiert werden (vergleiche Symbole). Der deontische Lebensbaum schränkt 
also den natürlichen Lebensbaum ein. Der deontische Lebensbaum repräsentiert 
eine normative Ordnung, durch die die Naturordnung eingeengt wird, weil 
nicht alles Mögliche auch moralisch vertretbar ist. Bestehende Normen, die 
moralisch nicht befolgt werden dürfen, sind mithin auch keine moralischen 
Handlungsnormen. 

8.1.2.2 Diskursive Methode 

Die diskursive Methode (discurrere, lat., einen Problemzusammenhang ar­
gumentativ "durchlaufen") baut auf der deontischen Logik auf, geht aber über 
deren Ansatz hinaus. Es sollen nicht nur die Frage nach den formal logischen 
Beziehungen zwischen Normen, die in einer Gesellschaft gelten, beantwortet 
werden, sondern auch das Problem der Rechtfertigung von Normen wird in die 
Überlegungen mit einbezogen. Insbesondere die Erlanger Philosophen 
Lorenzen und Schwemmer sowie der Frankfurter Jürgen Habermas haben eine 
diskursive Methode in der Ethik entwickelt. Lorenzen und Schwemmer602 
haben zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit der geltenden Normen die Methode 
der transsubjektiven Beratung konzipiert (sog. Beratungsmodell). 

Dieses Beratungsmodell beruht auf drei Prämissen: 

- Konflikte sollen nicht mit Gewalt, sondern durch gemeinsame Beratung 
aller Betroffenen und ihrer Vertreter gelöst werden. 

602 Paul Lorenzen und Oswald Schwemmef' Konstruktive Logik Mannhelm, Wien und Zünch 1977. 
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Jeder, der an einer solchen Beratung teilnimmt. ist berechtigt. seine In­
teressen ungehindert zu vertreten. 

Jeder, der an einer solchen Beratung teilnimmt. muss bereit sein. seine 
eigenen Interessen nicht mit rhetorischen !.,1itteln oder durch Cberredungs­
künste durchzusetzen. sondern gemäß dem Prinzip der Transsubjektivität zu 
modifizieren. Dies bedeutet: Der einzelne muss an seinen subjekti\'en 
Wünschen so viele Abstriche machen. dass sie unter einem übergeordneten 
Zweck, dessen Anerkennung jedennann zugemutet werden kann. ,ub­

sumiert werden können. 

Habennas603 entwickelte die Methode des praktischen Di~kurses I DiskUr5-
modell). Wie Lorenzen und Sch\\emmer geht er davon aus. dass die Recht­
mäßigkeit von Geltungsansprüchen nicht durch den \1achtanspruch einzelner 
entschieden werden kann. sondern diskursiv überprüft \\ erden muss. In ~einer 
Konsenstheorie der Richtigkeit von Handlungsnornlen entwickelte er die Logik 
des praktischen Diskurses. Dieser muss zwei Argumentationsebenen durch­

laufen: 

Auf der ersten Argumentationsebene werden die in der Alltagssprache frag­
los und selbstverständlich unterstellten :\ornlen und Werte mittels dis­
kursiver Verständigung in Frage gestellt. 

Auf der zweiten Argumentationsebene sollen die am Diskurs Beteiligten zu 
einem Konsens gelangen. der kein bloßes Zufallsergebnis ist. sondern dem 
auch jeder andere Mensch. sofern er vernünftig und guten Willens ist. 
zustimmen müsste. weil die vorgebrachten Gründe anzuerkennen sind. 

Ein praktischer Diskurs. der diese verschiedenen Ebenen durchlaufen hat. 
gelingt nach Habennas nur dann. wenn eine . .ideale Sprechsituation" geschaffen 
wird. Dies setzt voraus. dass allen Diskursteilnehmern kommumkatIve 
Kompetenz, Wahrhaftigkeit und Vernünftigkeit unterstellt und Redeg\eichheit 
gewährt wird. Nur so kann ein .. echter Konsens" erzielt werden.6(~ 

6(11 Jurgen Haberma.-'_ \\ahrheu:!olheorien In Hdmut F3.hrenr.i\.-h 'H~ I \\ irlh. .. He:: L.::J Rt:fl.t~'"'0'1 P'n. 'l;nf~~ . ..--,.-;; s : ..... ,; 

6{4 Ebd. S. 255 f 
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8.1.2.3 Dialektische Methode 

Die diskursive Methode hat manches mit der von Platon begründeten dialek­
tischen Methode gemeinsam, da es sich bei beiden um dialogische Verfahren 
handelt. In Form von Rede und Gegenrede wird bei der dialektischen Methode 
versucht, zu einer Verständigung darüber zu gelangen, was zu tun ist bzw. 
welche Normen Anspruch auf allgemeine moralische Gültigkeit erheben 
können. Die dialektische Methode (dialegesthai, griech., argumentierend durch­
gehen) ist von Platon im berühmten Höhlengieichnis605 veranschaulicht 
worden. Die dialektische Methode vermittelt zwei grundlegende Einsichten: 

- Wer Anspruch auf Moralität erhebt, nimmt für sich in Anspruch, selbst 
unbedingt gut zu handeln und stellt damit zugleich die Behauptung auf, dass 
jeder gutmeinende Dritte diese Handlung auch als moralisch legitimiert 
betrachtet. 

Der Vollzug moralischer Praxis ist eine unvertretbare Handlung, die jeder 
nur selbst kraft individueller Freiheit erbringen kann. 

8.1.2.4 Analogische Methode 

Aristoteles606 hat in seiner Ethik die analogische Methode entwickelt, die an­
strebt, das moralisch Gebotene durch das Finden der richtigen Mitte zwischen 
den Extremen zu bestimmen. Das Finden der richtigen Mitte setzt moralische 
Klugheit (Phronensis) voraus, indem die jeweilige Situation richtig eingeschätzt 
wird. So kann zwar Tapferkeit abstrakt als Mitte zwischen Feigheit und 
Verwegenheit angegeben werden, ob ein Handeln im moralischen Sinne 
allerdings tapfer ist, lässt sich nur in einer bestimmten Situation durch richtige 
moralische Bewertung derselben beantworten. Die analogische Methode wird 
in der Ethik regelmäßig dort angewandt, wo es darum geht, allgemein an­
erkannte Normen und Werte in Beziehung zu einer konkreten Einzelsituation 
zu setzen, um ethisch verbindlich festzulegen, welche Handlung in dieser 
Situation moralisch geboten ist. So kann es in einer Situation tapfer sein, an­
zugreifen, in einer anderen Situation zu verteidigen. 

605 Planton, Pohtela, 7. Buch, ZItIert nach Annemane PIeper EthIk und Moral Munchen 1985, S 124/125 
606 Anstoteles' NikomachlscheEthlk Darmstadt 1969 (5 Auf!), S 9 
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8.1.2.5 Transzendentale Methode 

Die transzendentale Methode (transcendere. lat.. hinübergehen. überschreiten) 
ist ein Verfahren, bei dem die Moralität auf ihren unbedingten Crsprung zurück­
geführt wird. Kant hat als erster die transzendentale Methode zum Prinzip 
seines Philosophierens erhoben und in die Ethik eingeführt. Ausgehend von der 
alltäglichen moralischen Erfahrung fragt Kant. \\ arum das Sittengesetz schon 
immer anerkannt wurde. Ihm geht es also nicht um eine empirische Erklärung 
dafür, warum man dieses tun und jenes lassen soll. sondern ihm geht es \'or 
allem um die Begründung des moralischen Sollens schlechthin: \Varum ~oll der 
Mensch überhaupt moralisch handeln? Die transzendentale ~vlethode zielt auf 
den konstitutiven Grund der Moralität ab. Kant sieht diesen Grund der \Ioralitat 
in der Freiheit, die er als Autonomie bestimmt. Freiheit realisiert sich nur als 
Freiheit im Verbund mit anderer Freiheit und als Anerkennung anderer Freiheit. 
Freiheit artikuliert sich im Sittengesetz. dessen oberste Regel im benihmten 
kategorischen Imperativ zusammengefasst wurde: .. Handle so. dass die \Iaxime 
Deines Willens jederzeit zugleich als Prinzip einer allgemeinen Gesetzgebung 
gelten könnte."607 

Über Freiheit hinaus ist ein höheres moralisches Gut \\eder vorstellbar noch 
wünschbar. Daher ist jede Handlung. jede :\orm. die sich auf das Freiheit­
sprinzip zurückführen lässt. ethisch letztbegründet und insofern auch moralisch 
qualifiziert. Da die transzendentale Methode ein Letztbegründungwerfahren ist. 
ist sie für die Begründung des alltäglichen menschlichen Handeins ziemlich 
untauglich und bedarf der Ergänzung durch diskursive oder analogische 

Methoden. 

8.1.2.6 Sprachanalytische :\1ethode 

Die sprachanalytische Methode ist von besonderer Bedeutung für die modeme 
angelsächsische Metaethik. Ausgehend von der Einsicht. dass in der Alltags­
sprache menschliche Kommunikation und Interaktion recht reibungslos abläuft. 
untersucht die sprachanalytische Methode die Bedeutung und Funktion von 
Wörtern und Urteilen. die in moralischer Absicht gebraucht werden. Gegen­
stand der Sprachanalyse sind Sätze. in denen \Vörter wie .. guC . .. böse" ... Reue". 
"Schuld", "Gewissen", .. PflichC ... Lust"". .. wollen" ... sollen" vef\\ endet werden. 

60- Imrnanuel Kam' Knuk der prakli"-Chen \emunlt In' \\ ilhelm \\ ~l~h ... -dej 'H~ ! S-.:hnil':::-' zur Erh}" 1,;;1.j ReJ:p0:" "'T'~::''''''''-'?'~.~ 

Dannstadt 1960. S 140 
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Ethik wird damit auf das logische Studium der Sprache der Moral reduziert. Die 
sprachanalytische Methode hat zu der Einsicht geführt, dass Kommunikation 
mehr beinhaltet als den bloßen Austausch von Infonnationen, insbesondere 
dann, wenn auch die Sprechakte in der Analyse berücksichtigt werden.608 Es 
handelt sich um sogenannte perfonnative Äußerungen, die Austin609 in seiner 
Theorie der Sprechakte zusammengefasst hat. 

8.1.2.7 Hermeneutische Methode 

Die henneneutische Methode (henneneuein, griech., auslegen, erklären) ist 
von Gadamer610 im Anschluss an Heidegger entwickelt worden und erhebt die 
Geschichtlichkeit des Verstehens von Sinn zum Prinzip der Interpretation. Es 
handelt sich hierbei um eine ganzheitliche Methode, bei der die Bedeutung der 
Überlieferung von Vorurteilen des Interpreten und des Sinnhorizonts seiner 
Erwartungen ganzheitlich erfasst werden. Moralische Aussagen müssen auf 
dem Horizont dieses oben angeführten Vor-Verständnisses verstehend angeeig­
net und interpretiert werden. Die geschichtliche Vennittlung des Guten mit der 
jeweiligen praktischen Situation und das daraus resultierende moralische 
Wissen und Handeln ist für die henneneutische Ethik das Grundproblem, dessen 
Lösung davon abhängt, inwieweit es gelingt, ethische Informationen so 
verstehbar zu machen, dass sie auch handlungswirksam werden. 

Die eben genannten ethischen Methoden schließen sich nicht gegenseitig aus, 
sondern ergänzen einander häufig, weil sie den Gegenstand der Ethik unter 
verschiedenen Aspekten und Erkenntnisinteressen reflektieren. Dieser Me­
thodenpluralismus führt nicht zwangsläufig zu in sich widersprüchlichen _ 
Aussagen, sondern trägt wesentlich dazu bei, die Vielschichtigkeit des Verhält­
nisses von Moral und Moralität zu erschließen.611 

608 Wenn Frau A zu Renn B sagt "Frau X hat emen farbigen Untenmeter" , dann kommt es sehr darauf an, WIe dIeser Satz geäußert 

WIrd und WIe emzelne Wörter betont werden. DIeser Satz kann eme bloße Feststellung sem, aber auch emen Vorwurf oder eme 

Warnung enthalten und gar em Gefühl wie Ekel, Abscheu oder Angst ausdrücken Daher 1st die Sprachanalyse durch eme 
Sprechaktanalyse zu ergänzen 

609 John Langshaw Austm' Zur Theone der Sprechakte Stuttgart 1979 

610 Hans Georg Gadamer Wahrheit und Methode Tübmgen 1965 (2, durchgesehene und mit emem Nachtrag erweiterte Autl). 
611 Annemane Pieper EthIk und Moral München 1985, S 139. 
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Abbildung 8: 

Ethische Methoden, Übersicht 
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8.2 Modelle ethischer Theorien 

8.2.1 Die bei den Grundtypen ethischer Theorien 

Die zuvor dargestellten ethischen Methoden überschneiden sich in mancher 
Hinsicht mit den ethischen Theorien / Modellen, die hier zusammengestellt 
werden. Insofern ist es nicht verwunderlich, dass ebenfalls bei den ethischen 
Theorien / Modellen zwischen deskriptiven und normativen Ansätzen unter­
schieden wird. 

Die Modelle normativer Ethik fordern zu einem moralischen Handeln auf, 
indem sie ethische Gründe zur Rechtfertigung des Gesollten anführen. Bei den 
Modellen der normativen Ethik geht es mithin um die Begründung moralischer 
Geltungsansprüche unter Rekurs auf ein bestimmtes Moralprinzip (z. B. 
Freiheit / Glück usw.). Die Modelle der deskriptiven Ethik beschränken sich 
darauf, das bestehende Normen- und Wertsystem unter verschiedenen Gesichts­
punkten zu beschreiben oder zu analysieren, ohne über die Moralität konkreter 
Handlungen zu urteilen. 

8.2.2 Ethische Theorien / Modelle im Überblick612 

Zunächst sollen die Modelle der deskriptiven Ethik, anschließend die der 
normativen Ethik dargestellt werden. 

8.2.2.1 Deskriptive Theorien / Modelle 

8.2.2.1.1 Phänomenologischer Ansatz 

Der phänomenologische Ansatz wurde in der Nachfolge von Husserl insbe­
sondere von Scheler, aber auch von Hartmann und Reiner, entwickelt. Die 
phänomenologische Ethik geht von den bestehenden Gegebenheiten des mora­
lischen Bewusstseins, dem Phänomen des Gewissens, aus. Diese sittlichen Phä­
nomene werden in einer Lehre von den sittlichen Werten und ihrer Rangordnung 
zueinander beschrieben und analysiert. Nach Scheler sind Werte keine Eigen­
schaften von Dingen oder Menschen, sondern "klare, fühlbare Phänomene".613 

612 Annemarle Pieper Ethik und Moral München 1985, S 143 f 

613 Max Scheler Der FormalIsmus In der EthIk und die matenale Wertethik. Bern und Munchen 1960 (5. Aufl.), S 39 
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Werten kommt somit eine eigenständige Existenz. eine durch innere .-\n­
schauung erfühlte. nicht empirische. sondern nur intuitiy erfahrbare Qualität zu. 

Scheler unterscheidet zwischen personalen Werten und Sach\\ erten. Die per­
sonalen Werte haben absoluten Vorrang vor den Sachwerten. Die Yiergliedrige 
Rangordnung der personalen Werte \\ urde bereits ausführlich dargelegt.61 -l 

Diese Rangordnung ist nach Scheler intuitiy einsichtig und bedarf keiner 
weiteren Begründung. Eine Handlung ist demnach moralisch. \\ enn yon den in 
einer Situation in Frage kommenden Werten der jeweils ranghöchste berück­
sichtigt wird. "Sittlich gut ist der wertrealisierende Akt. der seiner intendierten 
Wertmaterie nach mit dem Werte übereinstimmt. der 'yorgezogen' ist und dem 
widerstreitet. der' nachgesetzt' ist. .. 615 

Dieser phänomenologische Ansatz betont. dass bei moralischen Fragestellun­
gen nicht nur der Intellekt. sondern der ganze Mensch mit seinen Gefühlen be­
troffen ist. Ob man wie Scheler das Wertefühlen jedoch so radikal yom Denken 
abkoppeln kann, erscheint fraglich. zum al der Verwirklichungsanspruch \'on 
Werten, wie zum Beispiel die Menschenwürde oder die persönliche Freiheit. 
auch rational vermittelbar erscheint und nicht nur intuiti\ zu erfühlen ist.616 

8.2.2.1.2 Sprachanalytischer Ansatz 

Der sprachanalytische Ansatz geht davon aus. dass jedes menschliche Handeln 
kommunikativ vermittelt wird. Deshalb wird versucht. über die speZIfische 
Sprache der Moral (über die Bedeutung und Funktion moralischer Begriffe und 
moralischer Argumentationsmuster) Aufschlüsse über die Eigenart und die 
Gründe moralischen Handeins zu gewinnen. Bei den Sprachanalytikern kann 
grob zwischen den Kognitivisten. den ;\onkognitivisten und den Logisten un­

terschieden werden.617 

Die Kognitil'isten sind der Ansicht. dass normative oder moralische Begriffe \\ ie 
sonstige "natürliche" Begriffe geprüft und analysiert werden können. Die 
Sprache der Moral unterscheidet sich in ihrer Objektivität und ihrem Wahr­
heitsgehalt nicht von der deskriptiven. rationalen Sprache. Der Begriff des 

61-1 Siehe Kapitel 2.1 :2 
615 ~fax Scheler Der Fomlah"mu" In der ElhlJ.. und dlt? fll...tlenJ,le \\efwha .. Bt'f"1 un~ \f".n,:·~e;: :~' 5- '\Ul'l S.!.-

616 Vgl auch Annemane Pieper Ethik und ~lor.ll \lunchen jG1'.:' S l..!.-

617 vgl. auch .l..nnemane PIepIer a a 0 S l·r 
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Wertes sei nichts anderes als eine Funktion des Interesses. Ausdrücke wie "gut" 
werden als gleichbedeutend mit "angenehm", "erfolgreich", "nützlich", "dem 
Interesse dienlich" angesehen. Das "Gute" wird als äquivalent mit "Lust" oder 
"Glück" aufgefasst. Wenn jemand eine Handlung als moralisch gut beurteilt, 
meint er, dass sie angenehm, erfolgreich oder nützlich sei. Die N onkognitivisten 
dagegen sprechen moralischen Aussagen jegliche Rationalität ab. Moralische 
Sätze brächten nur ein Gefühl zum Ausdruck. Moralische Sätze seien mithin 
nicht in der Lage, die objektiven Eigenschaften einer moralisch beurteilten 
Sache selbst rational zu beschreiben. Ayer behauptet, moralische Begriffe seien 
unanalysierbare Pseudobegriffe, die sich nicht auf einen objektiven Sachverhalt 
beziehen, sondern bloß Gefühle der Billigung oder der Missbilligung zum Aus­
druck bringen. Moralische Begriffe können mithin nicht wissenschaftlich kon­
trolliert und überprüft werden.618 Die Logisten unterscheiden bei moralischen 
Sätzen zwischen Indikativ - und Imperativsätzen. Moralische Urteile lassen sich 
nicht in Form von Indikativsätzen beschreiben, sondern nur in Form von 
Imperativen oder Werturteilen wiedergeben. "Ein Indikativsatz hat die Funk­
tion, jemandem mitzuteilen, dass etwas der Fall ist. Ein Imperativsatz dagegen 
hat die Funktion, jemandem mitzuteilen, dass etwas dazu gebracht werden soll, 
der Fall zu sein."619 

Die Logik entscheidet bei moralischen Sätzen allenfalls über die formale, nicht 
aber über die moralische Gültigkeit eines moralischen Urteils.620 Die Logisten 
sind der Auffassung, dass der jeweils herrschende Moralkodex einer Ge­
sellschaft das Ergebnis eines Grundkonsenses ist. Die Geltung dieses Moral­
kodexes kann jedoch nicht weiter (z. B. auf seine Rechtmäßigkeit) hinterfragt 
werden. 

Solche Fragen nach der Allgemeingültigkeit oder Rechtmäßigkeit moralischer 
Prinzipien sprengen jede deskriptive Ethik und leiten über zu den normativen 
Ethikmodellen. 

618 Alfred Jules Ayer: Sprache, Wahrheit und LogIk Stuttgart 1970, S 135 f 

619 Rlchard Mervyn Hare. DIe Sprache der Moral Frankfurt am Mam 1972 S 23 

620 Annemane PIeper: EthIk und Moral München 1995, S 151 ' . 
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8.2.2.2 Normative Theorien / Modelle 

8.2.2.2.1 Transzendentaler Ansatz 

Der transzendentale Ansatz in der Ethik wurde von Kant62 ! begründet und 
sowohl in der konstruktiven Ethik von Sch\\ emmer'22 als auch in der sprach­
pragmatischen Ethik von Apel623 weiterentwIckelt. 

Kant interessierte sich nicht vorrangig für die Frage. wie konkretes moralisches 
Handeln ethisch beurteilt und bewertet werden kann. sondern es ging ihm 
darum. eine oberste Nonn. einen allgemein gültigen \1aßstab. herauszuarbeiten, 
Kant suchte eine Regel, aufgrund derer konkrete Handlungen moralisch be­
urteilt werden können, .. Ethik ist '" unentbehrlich not\\ endig. nicht bloß au~ 
einem Bewegungsgrunde der Spekulation. um die Quelle der apriori in unserer 
Vernunft liegenden praktischen Grundsätze zu erforschen. sondern weil die 
Sitten selber allerlei Verderbnis untern orfen bleiben. solange jeder Leitfaden 
und oberste Nonn ihrer richtigen Beurteilung fehlt:·62.l 

Eine Ethik ist also nötig. um die oberste :\onn herauszuarbeiten. \'ennIttels 
derer das Handeln auf seine Rechtmäßigkeit überprüft werden kann, Diese ober­
ste Nonn ist nach Kant das Freiheitsprinzip. das auf der Autonomie des freien 
Willens beruht. Deshalb steht für Kant der Begriff des \\'illens Im \1inelpunkt 
seiner ethischen Überlegungen, Eine Handlung qualifiziert sich \\ eder aus sich 
selbst heraus noch durch ihre Folgen als moralisch. sondern ausschließlich 
durch den ihr zugrunde liegenden guten Willen, .. Der gute Wille ist nicht durch 
das, was er bewirkt oder ausrichtet. nicht durch seine Tauglichkeit zur Er­
reichung irgendeines vorgegebenen Zweckes. sondern allein durch das Wollen 
an sich gut. "625 

Die konstruktive Ethik von Sch\\ emmer greift Kants transzendentalen Ansatz 
auf und stellt in Anlehnung an den kategorischen Imperati\' folgende Forderung 
auf: "Stelle in einer Konfliktsituation fest. ob es miteinander \"erträgliche 
Supemonnen zu den Nonnen gibt. die als Gründe für die miteinander un-

6:::1 Immanuel Kam Grundlegung zur ~klaph~'l~ der Smen In \\llirdm \\e-l'o(h~-dd ,Hf Sch:::Üe-n lL:T" Eüü, t::-i~ R!?>f-0-:~ 

phIlosophie, Danmtadl 1960, S 11 - !O~ 

6:!:! 05\\ ald Schwemmer PhIlosophie der Pr.l.\b Frankiun am \ban l'r i 
62.3 Karl-Otto Apel: Transformauon der Phtlo'Ophh~ [n- Da.; ApnQn der Kommumblivn'F-ej,-.:h..lH Fw..'1ifu;-:.;:.."'!"; \b_.:-J ,.:...-~ 

6:::-' Immanuel KanL a a O. S 1-1. 

62..') Ebd. S. 19 
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verträglichen Zwecke benutzt werden, und stelle zu diesen Supernormen 
Subnormen auf, die miteinander verträglich sind."626 

Diese Regel zur Konfliktlösung setzt eine vernünftige und moralische Beratung 
voraus und untersucht - ähnlich wie bei Kant - nicht nur die Voraussetzungen, 
unter denen dieses Sollen gerechtfertigt werden kann, sondern auch die allge­
mein gültigen Maßstäbe für eine gewaltfreie Konfliktlösung. 

Der sprachpragmatische Ansatz Apels verbindet den transzendentalen Ansatz 
von Kant mit einer Sprachanalyse und dem von Pierce begründeten amerikani­
schen Pragmatismus. Pierce fordert für die moralische Verbindlichkeit :von 
Normen, dass sie sich in einer Handlungsgemeinschaft über den gesamten 
Handlungsverlaufhinweg konsistent befolgen lassen. Insoweit ist nach Apel die 
"ideale Kommunikationsgesellschaft" von entscheidender Bedeutung für 
moralisches Handeln. "Damit scheint mir das Grundprinzip einer Ethik der 
Kommunikation angedeutet zu sein, das zugleich die Grundlage der Ethik der 
demokratischen Willensbildung durch Übereinkunft (Konvention) darstellt. Die 
angedeutete Grundnorm gewinnt ihre Verbindlichkeit nicht etwa erst durch die 
faktische Anerkennung derer, die eine Übereinkunft treffen (Vertragsmodell), 
sondern sie verpflichtet alle, die durch den Sozialisationsprozess "kommuni­
kative Kompetenz" erworben haben, in jeder Angelegenheit, welche die Inter­
essen / Ansprüche anderer berührt, eine Übereinkunft zwecks solidarischer 
Willensbildung anzustreben; und nur diese Grundnorm - und nicht etwa das 
Faktum einer bestimmten Übereinkunft - sichert den einzelnen normgerechten 
Übereinkünften moralische Verbindlichkeit zu."627 

Wie Habermas fordert Apel eine herrschaftsfreie Sprechsituation, um einen 
faktischen und somit bloß zufälligen Konsens von einem gültigen, recht­
mäßigen Konsens unterscheiden zu können. Apel führt den Begriff der "idea­
len Kommunikationsgemeinschaft" ein, der als letztes Bewertungskriterium 
dienen soll. Zusammenfassend formuliert er zwei grundlegende regulative 
Prinzipien, die für eine langfristige moralische Handlungsstrategie eines jeden 
Menschen maßgeblich sind: "Erstens muss es in allem Tun und Lassen darum 
gehen, das Überleben der menschlichen Gattung als der realen Kommunikati­
onsgemeinschaft sicherzustellen, zweitens darum, in der realen die ideale Kom­
munikationsgemeinschaft zu verwirklichen. "628 

626 Paul Lorenzen und Oswald Schwemmer Konstruktlve LogIk Mannhelm, Wien und Zürich 1975, S 167 

627 Karl-Otto Apel (Hg) TransformatIOn der PhIlosophIe In' Das Apnon der Kommumkauonsgesellschaft Frankfurt am Mam 
1975. S. 426 

628 Ebd,S 431 
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8.2.2.2.2 Verantwortungsethischer Ansatz 

Die klassische Pflichtenethik orientierte sich am Hier und Jetzt und an der 
Befindlichkeit des unmittelbar Nächsten. Sie war eine .. ~ächsten-Ethik··629. 
J onas630 hat die klassische Pflichtenethik um zwei Aspekte erweitert. Er berück­
sichtigt bei ethischen Betrachtungen die technische Entwicklung und bezieht die 
Verantwortung für künftige Generationen in seine tberlegungen mit ein. ~lit 
Blick auf die Risiken technischen Fortschritts mahnt er .. .in Dingen dieser 
kapitalen Eventualitäten der Drohung größeres Gewicht als der Verheißung [zu] 
geben und apokalyptische Aussichten selbst um den Preis [zu] meiden. da~s man 
eschatologische Erfüllungen darüber verpasst. .. 6.11 

Diese neue Ethik könnte analog zum Kant'schen Imperativ lauten: 

"Handle so, dass die Wirkungen deiner Handlungen nicht dIe Basis kiil~frigef/ 
Lebens :erstören. " 

8.2.2.2.3 Existentialistischer Ansatz 

Dieser Ansatz stellt den Begriff der menschlichen Existenz in den ~1ittelpunkt 
ethischer Überlegungen und versucht. menschliches Tun als Einheit von 
Denken, Wollen, Fühlen und Handeln zu begreifen. Als erster hat Kierkegaard 
den Versuch unternommen. die Ethik existentialistisch zu begründen. Aus­
gangspunkt seiner Überlegungen ist die Abgrenzung zur Wesensphilosophie. 
vor allem der von Hegel (Gegensatz von essentia.lat.. Wesen und existentia.lat.. 
Dasein). Hegel fragt in seiner Wesensmetaphysik nicht nach dem Sein. sondern 
nach dem Wesen der Dinge und formulierte dieses Wesen der Dinge abstrakt 
mittels allgemeiner Begriffe. Im Gegensatz dazu hebt Kierkegaard auf das 
Individuum ab. Hier folgt er ganz der Tradition Sokrates. der seinen Schülern 
auch kein begriffliches Wissen. keine Formeln von Tugend. keine Definition des 
Gerechten und des Guten gelehrt hatte. sondern ihnen exemplarisch \wgelebt 
hatte, was ein tugendhafter. gerechter und guter Mensch ist. ~1enschsein i~t 
nichts Statisches, sondern bedeutet Be\\·egung. Prozess. Selbstwerdung. l"m 
moralisch handeln zu können. muss sich der einzelne entschließen. autonom zu 
sein und diese Freiheit als Moralprinzip anzuerkennen ... Denn allein indem man 

6:!9 Hauschka. DIe Person als Zweck an SICh .;;,elb-... t I q<.,) 1 S I 

630 Hans Jonas Das Pnnzlp Verant\\or1ung FranHurt am :\iam 19$.~_ 

631 EI,,!.. S. 71 
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unbedingt wählt, kann man das Ethische wählen. Durch die absolute Wahl ist 
somit das Ethische gesetzt. "632 

Sich zu entscheiden und dieser Entscheidung entsprechend zu handeln, ist 
Kennzeichen einer selbstbestimmten Existenz. Jeder autonome Mensch handelt 
im ursprünglichen Wortsinn von ex-sistere, lat., herausstehen, sich zeigen und 
handelnd öffnen. 

Einen existenzphilosophischen Ansatz haben auch Heidegger, Jaspers, Sartre 
und Camus vertreten. 

8.2.2.2.4 Eudämonistischer Ansatz 

Der eudämonistische Ansatz (eudaimonia, griech., Glück)633 geht auf Aristote­
les zurück und ist in der hedonistischen Ethik wie auch in der utilitaristischen 
Ethik weiterentwickelt worden. 

Für Aristoteles ist das Glück Inbegriff eines gelungenen, sinnerfüllten Lebens. 

"Das oberste Gut ist zweifellos ein Endziel ... Als solches Gut aber gilt in 
hervorragendem Sinne das Glück. Denn das Glück erwählen wir uns stets um 
seiner selbst willen und niemals zu einem darüber hinaus liegenden Zweck. "634 

Wirklich glücklich ist aber nur der, der moralisch handelt und zugleich ein voll­
kommenes Leben führt. 

"Das Glück setzt moralische Vollkommenheit voraus und ein Vollrnaß des 
Lebens. "635 

8.2.2.2.4.1 Hedonistische Ethik 

Die hedonistische Ethik (hedone, griech., Lust) war in der antiken Philosophie 
weit verbreitet. Im Kern ging es darum, eine Seelenruhe zu erreichen, die es 

632 S~ren Kierkegaard Entweder- Oder Band 2 Dusseldorfund Köln 1957, S, 189, 
633 SIehe Kapllel2.2 2. 

634 Anstoteies Nikornacinsche Ethik. Dannstadt 1969 (5 Aufl), I, 5, 1097a, 25 
635 Ebd., I, 10: 11 OOa, 4 
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erlaubt, in heiterer Gelassenheit über den Dingen zu stehen. Triebe und 
Begierden zu harmonisieren und das wahre Glück. die Lust am Gleichmaß. zu 
genießen.636 

Einen ethischen Egoismus hat insbesondere Stirner vertreten.6~~ 

"Der Egoismus ruft Euch zur Freude tiber Euch selbst. zum Selbstgenu~se. 
Suchet nicht die Freiheit. die Euch gerade um Euch selbst bringt. in der Selb~t­
verleugnung, sondern suchet Euch selbst. \\ erdet Egoisten. werde jeder von 
Euch ein allmächtiges Ich. Ich bin meine Gattung. bin ohne :\orm. ohne Gesetz. 
ohne Muster. Ja, ich benutze die Welt und die ;"1enschen. ich kann lieben. ohne 
den Geliebten für etwas anderes zu nehmen als für die :\ahrung memer 
Leidenschaft. "638 

Der ethische Egoismus eines Stirner übersieht allerdings. wie eine Gemein­
schaft von Menschen nach seinen Prinzipien existieren soll. 

In der Philosophie der Gegenwart haben vor allen Herber! .\!arc/lse /ll/d Amo 

Plack eine hedonistische Ethik vertreten. Cnter Bezugnahme auf Freud sieht 
Marcuse in der Unterdrückung und Verdrängung yon Lust unter gleichzeitiger 
Bildung der moralischen. das heißt auf Triebbefriedigung weitgehend ent­
sagenden, Persönlichkeit einen Prozess. der auf die EntindiYidualisierung und 
auf die Destruktion des Individuums überhaupt hinausläuft. Dieser zerstöreri­
schen Moral stellt Marcuse eine neue Moral. die libidinöse \Ioral entgegen. in 
der das Lustprinzip wieder in sein Recht eingesetzt \\ ird.6c9 

Ähnlich argumentiert Arno Plack: .. Keuschheit. persönlIcher Ehrgeiz. ;"Iacht­
streben, Streben nach Besitz als solchem - das sind Tugenden. die sich sinm'oll 
zusammenschließen im Geiste einer Moral der Aggressi\ ität und der \Iacht. 
Was aber hat, so könnte man fragen. eine \\ issenschaftliche Ethik an ihre Stelle 
zu setzen? Nichts, müssten wir sagen. \\ enn ef\\ artet wird. dass wir anstelle 
dieser problematischen Werte völlig neue Tugenden propagieren. \\-i~sen­
schaftliche Ethik propagiert keine Werte: sIe vertraut darauf. dass die mensch­
liche Natur. wenn sie nur in Ruhe gelassen \\ ird und nicht von klein auf 

6~S Ebd., S. 180 f. 200. 330 
6'9 Herbert \larcuse Tneb~tI1.lktur und Gc~!i....:hJ.ft FrJ.nkfun 3m :\l;un I,rn S ::::~ 
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verbogen, aus sich selbst heraus ein Verhalten entwickelt, das dem Individuum 
der Gemeinschaft am besten entspricht."640 

8.2.2.2.4.2 Utilitaristische Ethik 

Die utilitaristische Ethik (utilis, lat., nützlich) hat das Nutzenprinzip zum 
Moralprinzip entwickelt. Demnach ist eine Handlung dann moralisch, wenn sie 
für möglichst viele Menschen von großem Nutzen ist.641 John Stuart Mill 
unterscheidet zwischen höherrangigen, geistig-seelischen und niedrigeren, 
körperlich-sinnlichen Freuden. "Es ist besser, ein unzufriedener Mensch als ein 
zufrieden gestelltes Schwein, besser ein unzufriedener Sokrates als ein zu­
friedener Narr zu sein. Und wenn der Narr oder das Schwein anderer Ansicht 
sind, dann deshalb, weil sie nur die eine Seite der Angelegenheit kennen. Die 
andere Partei hingegen kennt beide Seiten. "642 

Der zeitgenössische Utilitarismus bezieht das Prinzip der Nützlichkeit nicht 
mehr auf einzelne Handlungen (Handlungsutilitarismus), sondern auf Hand­
lungsregeln (Regelutilitarismus). Nach dem Handlungsutilitarismus muss jede 
einzelne Handlung direkt dem Nützlichkeitsprinzip entsprechen, während der 
Regelutilitarismus danach fragt, ob die konkrete Handlung auf eine Regel 
zurückgeführt werden kann, die dem Nützlichkeitsprinzip dient. Hat man einen 
Moralkodex solcher überprüfter Regeln, so gilt eine Handlung dann als nütz­
lich / moralisch, wenn durch Befolgung des Moralkodexes das meiste Gute pro 
Person und damit das optimale Wohlergehen aller, erzielt wird.643 

8.2.2.2.5 Vertragstheoretischer Ansatz 

Nach dem vertragstheoretischen Ansatz werden moralische Normen durch 
einen gemeinsamen Willensbildungsprozess ermittelt und vertraglich fest­
gelegt. So ist nach Hobbes644 der Vertrag die einzige vernünftige Alternative 
zum Naturzustand, in dem sich die Menschen, von Selbstsucht getrieben, ge-

640 Amo Plack DIe Gesellschaft und das Böse Frankfurt am Mam, Berlm und Wien 1979, S 345. 

641 Otfned Höffe (Hg) Emführung m dIe utIlItarIStISche EthIk (Beck'sche Elementarbücher) München 1975, S 35 ff 

642 John Stuart Mdl UtIlItarIsmus In Otfned Höffe (Hg)' a. a. 0 , S 60 (62). 

643 Vgl Rtchard B Brandt Elmge Vorzuge emer bestrmmten Form des Regelutthtarismus In. Otfned Höffe (Hg) Emführung m 

dIe utlhtansusche Ethik (Beck'sche Elementarbucher) München 1975, S. 133 ff, vgl auch DieteT Brrnbacher und Norbert 

Hoerster (Hg)' Texte zur Ethik (dtv wISsenschaft Bd. 4456) München 1987 (6 Auf]), S 198 ff 

644 Thomas Hobbes. Leviathan oder Stoff Herausgegeben und emgeleltet von Irmg Fischer BeflIn und Neuwled 1966. In 
Maier, H , H Rausch und H Denzer (Hg) Klassiker des politIschen Denkens 1974, S 366 
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genseitig bekämpfen. Auch ROllsseall645 vertritt in seiner Lehre vom .. contrat 
social" die These, dass die Ungleichheiten zwischen den ~1enschen nur durch 
einen Gesellschaftsvertrag aufgehoben werden können. indem sich die par­
tiellen Willenskräfte zu einem Gesamtwillen vereinigen. 

In der Auseinandersetzung mit dem Ctilitarismus hat John Rmds eine um­
fassende vertragstheoretische Begründung der \c1oral in seiner Theorie der 
Gerechtigkeit entwickelt. 6-16 Rawls hält das utilitaristische :\ utzenprinzip ftir 
ungerecht, weil es nicht das Glück des Individuums. sondern das der \lehrheit 
im Auge habe. Dies ist nach Rawls ethisch unzul<issig und widerspricht den 
Prinzipien der Gerechtigkeit und Fairness ... Die Gerechtigkeit ist dIe erste 
Tugend sozialer Institutionen sowie die Wahrheit bei Gedankensystemen. Jeder 
Mensch besitzt eine aus der Gerechtigkeit entspringende Unverletzlichkeit. die 
auch im Namen des Wohls der ganzen Gesellschaft nicht aufgehoben \\ erden 
kann. Daher lässt es die Gerechtigkeit nicht zu. dass der Verlust der Freiheit bei 
einigen durch ein größeres Wohl ftir andere wettgemacht \\ ird. Sie gestattet 
nicht, dass Opfer, die einigen wenigen auferlegt werden. durch den größeren 
Vorteil vieler anderer aufgewogen werden. Daher gelten in einer gerechten 
Gesellschaft gleiche Bürgerrechte ftir alle als ausgemacht: die auf der Gerech­
tigkeit beruhenden Rechte sind kein Gegenstand politischer Verhandlungen 
oder sozialer Interessenabwägungen. Mit einer falschen Theorie darf man sich 
nur dann zufrieden geben. wenn es keine bessere gibt: ganz ähnlich ist eine 
Ungerechtigkeit nur tragbar. wenn sie zur Vermeidung einer noch größeren C n­
gerechtigkeit notwendig ist. Als Haupttugenden ftir das menschliche Handeln 
dulden Wahrheit und Gerechtigkeit keine Kompromisse:·(H-

Die Vertragstheorie von Ra\\ Is6-l8 geht von einem Gedankenexperiment aus. Im 
Urzustand würden sich die Menschen ftir eine Form des Zusammenlebens 
entscheiden, die den beiden Gerechtigkeitsgrundsätzen von Rawls entspricht. 

Erster Grundsat:: 

Jedermann hat gleiches Recht auf das umfangreichste Gesamtsystem gleicher 

Grundfreiheiten, das für alle möglich ist. 

6-t5 VgL Hans ~'taler' Rousseau In Hans ~l.ucr und andere (Hg! Kl.1.. .... sd .. t'f des. po!HI5-Che'1 IXr,.e-;1~ 'B~"(l·....::hi." S0:-id';:-;~':'~f'::~' 

Bd 2) Munchen 1974 (3 . durchgesehene und er.\ eiterte Aull I S 129 tT 

6-i6 lohn Rawls: Eme Theone der GerechugJ .. elt Frankfurt JlTI \bm 1 q-g 

647 lohn Ra\\ls: Eine Theone der Gerechugl..ell Frankfurt am \bm p,;n;J. S 1(,1 -:(1 
6-18 Ebd.S n 
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Zweiter Grundsatz: 

Soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten sind nur unter folgenden Voraus­
setzungen zulässig: 

Sie müssen unter der Einschränkung des gerechten Spargrundsatzes den am 
wenigsten Begünstigten den größtmöglichen Vorteil bringen, und 

sie müssen mit Ämtern und Positionen verbunden sein, die allen gemäß 
fairer Chancengleichheit offenstehen.649 

Zudem stellt Rawls zwei Vorrangregeln auf: Vorrang der Freiheit vor anderen 
Grundfreiheiten sowie Vorrang der Gerechtigkeit vor Leistungsfähigkeit und 
Lebensstandard. 

8.2.2.2.6 Materialistische Ansätze 

Einen materialistischen Ansatz in der Ethik haben die französischen Materia­
listen des 18. Jahrhunderts (de la Mettrie, d'Holbach und Helvetius) und die 
Marxisten vertreten. 

8.2.2.2.6.1 Physiologische Ethik 

Die französischen Materialisten gehen davon aus, dass der Mensch wie eine 
Maschine konstruiert sei und entsprechend funktioniere. Alle Handlungen des 
Menschen, auch die moralischen, werden als rein physiologisch bedingt 
betrachtet. "Alle unsere Ideen, Lehren, Zuneigungen, die wahren oder falschen 
Begriffe, die wir uns machen, basieren auf unseren materiellen und physischen 
Sinnen. "650 

Der Mensch ist demnach in keinem Augenblick seines Lebens frei. Die 
mächtige Antriebskraft, die seinen Willen ohne eigenes Zutun bewegt, ist die 
"amour propre", das Selbstinteresse. Der Grundirrtum der traditionellen Philo­
sophie bestehe darin, dass sie den Menschen als unabhängiges und autonomes 
Wesen auffasse. Wären diese Philosophen aufmerksame Beobachter, hätten sie 

649 John Rawls. Eine Theone der GerechtIgkeIt. Frankfurt am Mam 1979, S 336 

650 Paul Helillich Dletnch Baron von Rolbach System der Natur oder von den Gesetzen der physIschen und der moralischen Welt 
Frankfurt am Main 1978, S 156 
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erkennen müssen, dass der Mensch ohne seine Eim\ illigung in das S~ stern 
kommt und dort seinen Platz einnimmt. dass er von seiner Geburt bis zum Tod 
fortwährend durch Ursachen modifiziert wird. die ohne seinen Willen Eintluss 
auf seine Maschine ausüben. seine Seinsweise modifizieren und sein Verhalten 
bestimmen.651 Alle Handlungen des ~\'1enschen. auch die moralischen. sind 
damit physiologisch bedingt. Die .. amour propre" \\ ird deshalb als materielle~ 
Grundprinzip zum Moralprinzip erhoben und erhält damit den Status eine;; 
Sollensprinzips. Entsprechend könnte der materialistische Imperativ lauten: 
Handle Deiner Natur gemäß. dann handelst Du auch automatisch gut~ 

8.2.2.2.6.2 Marxistische Ethik 

In der marxistischen Ethik verlagert sich der Schwerpunkt ethischer Betrach­
tungsweisen von der menschlichen ;\atur auf die ökonomische Grundlage aller 
menschlichen Handlungen und Handlungsformen. Der Amatz der marxisti­
schen Ethik basiert auf der Einsicht. dass das gesellschaftliche Bewusstsein und 
damit auch die gesellschaftliche Moral entscheidend durch die Produktions­
verhältnisse bestimmt werde. Deshalb hat es ~vlarx auch abgelehnt. über Werte 
und Normen an sich nachzudenken. Er betrachtete die Analyse der be~tehenden 
gesellschaftlichen ProduktionsverhaItnisse als seine Hauptaufgabe. 

Die marxistische Ethik orientiert sich an einer neuen \Ioral. die alle C ngerech­
tigkeiten und Ungleichheiten aufhebt. um die Idee von der sozialen Gerechtig­
keit und der klassenlosen Gesellschaft zu realisieren. muss sich das Proletariat 
aus der Unterdrückung durch die Herrschenden befreien ... Die marxistische 
Ethik ist. wie die Theorie des Marxismus überhaupt. parteilich. Sie ist weit 
entfernt von einer leidenschaftslosen Betrachtung der Entwicklungsprozesse 
der Moral, sie lehrt vielmehr. alles wahrhaft Fortschrittliche In dieser Entwick­
lung zu unterstützen. Parteilichkeit der marxistischen Ethik heißt: 

(1) Anerkennung des Klassencharakters der ~vtoral in der Klassengesellschaft. 
Verbindung der kommunistischen Moral mit den Aufgaben des Kampfes 
des Proletariats und aller Werktätigen für den Autbau der neuen Gesell­

schaft und der Erziehung des neuen Menschen: 

6" Ebd. S 70 

290 



(2) Anerkennung der führenden Rolle der marxistischen Partei im Klassen­
kampf des Proletariats, beim Aufbau der neuen Gesellschaft, bei der 
Erziehung des neuen Menschen; 

(3) Unversöhnlicher Kampf gegen die bürgerliche Moral, ihre religiösen und 
philosophischen Verkleidungen und ihre Überreste in unserer Gesell­
schaft."652 

Soweit der Überblick über ethische Theorien. 

652 Aleksander Fedorovlc Schlschkm' Grundlagen der marxIsl1schen Et111k Berlm 1964, S 46. 
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Abbildung 9: 

Ethische Ansätze / Theorien, Übersicht 

Ansatz Erkenntnis· Verfahren Ziel I Moralprinzip 

interesse I 
I 

phänomeno- theoretisch desknptlv Analyse des morailschen WeriDr,len 

log/scher WertOOwusstsems 

sprach- theoretisch desknptlv Klärung der Bedeutung Neutra1J!at 

analytischer moralischer Aussagen 

transzen- praktisch normatIV Rekonstruk!lCn cer BedlngJngen 

I 
Autonom e 

dentaler des .guten- Willens_ Handeins T ranssutJi~'\'7tat 

Diskurses Ideale Kom'1"c~-
I katlonsgerr",~-

schaft Fre,~elt 

ex/stent/a- praktisch normahv moralisches Engagement Freiheit 

list/scher des einzelnen Solidantat 

eudamo- praktISCh normativ Glück des Individuums Lust Nu!Ze~ 

mst/scher aller Menschen 

vertrags- praktisch normativ Begründung emer allgeme n Gerechtigkeit 

theoretischer verbindlichen Gesel!sc!lafts:orm FaIrness 

materIa- praktisch normativ VerwirKlichung der menscrilchen ...amour proore' 

list/scher Natur. Aufhebung aller Klassen- KommUf'1'ST ... 5 

moral 

Aus: Annemarie Pieper: Ethik und \Ioral \Iunchen 1985_ S. 173. 

verant- praktisch normativ Mltberückslcht!gung des Fre!he!\ 

wartungs- technischen Fortschntts SolKiartat '1"'t 

ethischer 
zukurft,ge<'J 

Generato"""er 
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8.2.2.3 Der Vorwurf des Relativismus, des Determinismus und die 
"Rhetorik des Guten" 

Ethische Fragestellungen waren schon immer der Kritik ausgesetzt. Auch heute 
wird das "Ende des Ethik-Gesäusels" und damit das Ende einer Modeer­
scheinung gefordert. 653 Bei ethischen Fragestellungen werden regelmäßig drei 
Vorwürfe erhoben: Zum einen der Relativismusvorwurf, zum anderen die Frage, 
ob wir für unsere Handlungen wirklich ethisch verantwortlich gemacht werden 
können (Determinismusthese). Schließlich geht es um die Frage der Unter­
scheidung zwischen gut und böse (Rhetorik des Guten). 

8.2.2.3.1 Relativismusvorwurf 

Der Relativismusvorwurf besagt, dass es bei der Vielzahl der teilweise wider­
sprüchlichen Moralvorstellungen unmöglich ist, eine allgemeingültige Norm 
mit absolutem Verbindlichkeitsanspruch zu postulieren. Aus der kulturellen und 
historischen Verschiedenheit moralischer Normen wird der Schluss gezogen, 
dass in moralischen Dingen alles relativ sei, mithin könne niemand ein ethisch 
begründetes, allgemeingültiges Urteil abgeben. Moral sei etwas höchst 
Subjektives, das wissenschaftlich nicht weiter erforschbar sei. Hinter dieser 
Argumentation verbirgt sich die Auffassung, dass Ethik keinen Anspruch auf 
Objektivität erheben könne und nicht die Dignität von Wissenschaft besitze. 
Dabei wird allerdings übersehen, dass es bei moralischen Fragen nicht darauf 
ankommt, die Welt objektiv widerzuspiegeln. Vielmehr steht im Mittelpunkt der 
Überlegungen, wie die bestehende Welt anhand bestimmter Werte zu verändern 
ist. Auch kann der Relativismusvorwurf nicht durch die Tatsache belegt 
werden, dass in moralischen Dingen oft kein Konsens erzielt wird und sich 
Moral deshalb an den Moden und Trends, kurz, an der "Normativität des 
Faktischen" orientiere. Faktisches Verhalten entscheidet - ethisch gesprochen 
- jedoch keineswegs über die normative Gültigkeit der jeweiligen moralischen 
Regel/Norm. Dies ergibt sich bereits aus der Unterscheidung von Moral und 
Moralität. Die Normativität des Faktischen ist mithin am Prinzip der Moralität 
zu überprüfen. Der Relativismusvorwurf lässt sich zumindest rechtsethisch 
widerlegen. Insbesondere zeigen die gegenwärtig gültigen materialen Recht­
sprinzipien, wie das Demokratieprinzip, das Toleranzprinzip, der Minder­
heitenschutz, die Grundrechte und das nicht derogierbare Würdeprinzip (Art. 1 

653 Horst Stemmann und Albert Löhr Grundlagen der Untemehmensethik (2, überarbeItete und erwelterteAufl) Stuttgart 1994, 
SV 
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Abs. 1, 79 Abs. 3 GG). dass der Relativismus in Wahrheit. zumindest in der 
gegenwärtigen Rechtsordnung des Grundgesetzes. nicht existiert.65~ 

Die Besonderheit der Grundrechtsdemokratie besteht nämhch darin. dass es 
sogar nicht-majorisierbare Werte (z. B. Art. I und Art. 20 GG) gibt und sich die 
majorisierbaren Grundwerte an den nicht-majorisierbaren zu orientieren haben. 
Der Relativismusvorwurf mag vielleicht in der Wissensordnung eingeschrank­
te Gültigkeit besitzen. kann jedoch unter der Herrschaft des Grundgesetzes 
jedenfalls in der Rechts- und Wirtschaftsordnung plausibel kaum erhoben 
werden. 

8.2.2.3.2 Determinismusvorwurf 

Der Determinismusvof\vurf ist - wie dargestellt - erstmals von den franzö­
sischen Materialisten erhoben worden. die jegliche autonome \Villensbe­
stimmung leugnen. Zutreffend hat Hospers655 auf die Rolle des Glücks bei 
denjenigen hingewiesen. die aufgrund eigener Anstrengung ihren negativen 
Trieben und Neigungen widerstanden und moralische Verantwortung über­
nommen haben. In der Tat ist der Mensch nicht selten nur Objekt der jeweiligen 
wirtschaftlichen Verhältnisse. der gesellschaftlichen Ent\\ icklungen oder des 
Rechts, dem er sich ohne Rücksicht auf seine eigenen Interessen grundsätzlich 
fügen muss. 

Aber es bleibt ihm zumindest unter der Herrschaft des Grundgesetzes durchaus 
ein geschützter Raum personaler Selbstbestimmung. in dem der :vlensch in 
seinem Eigenwert autonom entscheiden und auch einen entsprechenden Willen 
entwickeln kann.656 In der Rechtsordnung bleibt ihm auch die Handlungs­
freiheit, die autonome Willensfreiheit im Si~ne von Wahlfreiheit voraussetzt.6:<­

Besonders deutlich wird diese autonome Willensfreiheit im Vertragsrecht. in 
dem Privat autonomie gilt. Vertragsrecht setzt Selbstbestimmung. aber auch 
Selbstbindung voraus. Indem ich einen Vertrag schließe. erkenne ich nicht nur 
die Selbstbestimmung des anderen an. sondern auch das Prinzip. dass keiner 
dem anderen einseitig rechtliche Nachteile oder einseitige Verpflichtungen 
auferlegen darf. Solche Nachteile und Verpflichtungen können nur dadurch 

6:'4 Karl Larenz Richtiges Recht Grundzuge emc-r Rt.'Chl~rhl;;' \lunchen i q-q S 1 ~~ m ," " 
655 Hospers- Zweifel emes Deterrmmsten In- Dleta Blmrocher und "SCOrN-rt H('II(,s!er, Hg I Tc,!:! w: Erbl .::-.... >'-!!'s,-.,.,;~_::.:': 

Bd 4-l56l Munchen 1987 t6 Aurl I 5 330 r 
656 Vgl BVerfGE 30,1 t26 und.\Ol 

657 Karl laTenz Rlchllges Recht ~li.inchcn I q-q S ~O ff 
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begründet werden, dass der Betroffene sie in einem Vertrag - freiwillig - auf 
sich nimmt. Die These Skinners, wonach Freiheit und Würde nichts als Illu­
sionen seien, da menschliches Verhalten ausschließlich durch genetische 
Ausstattung und die Konditionierungsmechanismen der Umwelt determiniert 
seien658, lässt sich so jedenfalls nicht halten. 

8.2.2.3.3 "Rhetorik des Guten" 

Auch die "Rhetorik des Guten", insbesondere der öffentliche Gebrauch der 
moralischen Kategorie "gut", hat häufig nur pseudolegitimatorischen Charakter 
und muss mit Skepsis betrachtet werden. Damit soll freilich nicht für amora­
lisches Handeln oder die Abschaffung "guter Werte" plädiert werden. In der 
Realität rechnet sich jeder dem "Projekt des Guten" zu und zieht daraus die 
Legitimation, das Böse zu bekämpfen. Wer sich aber einseitig der "guten Moral" 
verschrieben hat, der hat regelmäßig kein Interesse am re-entry, an der reflek­
tierten Unterscheidung zwischen gut und böse. Wer das "Projekt des Guten" 
konsequent vertritt, zieht häufig Bekenntnisse den unangenehmen Argumenten 
vor. Oft sind ihm Sentiments angenehmer als die bohrenden Zweifel. Er erfreut 
sich deshalb an der idealistischen Sichtweise widerspruchsfreier Weltbilder, die 
es in der Praxis leider nicht gibt. "Diese vielstimmige Rhetorik des Guten" hat 
jedenfalls keinen "Mangel des Bösen" mit sich gebracht. 

Gleichwohl gibt es durchaus "gute Werte", die interessanterweise in allen 
Kulturen gelten. Diese zentralen Werte sind: 

das Prinzip, anderen keinen Schaden zuzufügen; 

das Gebot des gegenseitigen Achtens und der gegenseitigen Anerkennung 
der personalen Würde; 

das Prinzip, das Alter zu ehren; 

die Pflicht, sich um die Nachkommen zu kümmern und so weiter.659 

658 Burrhus Fredenc Skmner Jenseits von FreIheIt und Würde Rembek bel Hamburg 1973, S 25 

659 C. S LeWlS DIe Abschaffung des Menschen Emsledeln 1979, S 48 SOWIe 96-97, hat diese global geltenden Grundwerte mit 

dem Kunstbegnff "Tao" umschneben, vgl aus JuristIscher SIcht Karl Larenz. RIchtIges Recht. München 1979, S 45 f 
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9 Summary 

The aim of the police ethics described here is to contribute towards a culture of 
peace. Due to the process of pluralisation of values and life-styles, also within 
the police, it is becoming increasingly difficult to decide upon a particular set 
of police virtues and values, a specific catalogue of professional ethics, in order 
to attain this goal. 

Nevertheless, two traditional and two new categories of values relating to 
professional ethics can be developed: 

the classic commitment of the police to the basic values / rights and 
principles laid down by the Constitution 

- the emphasis on old police virtues: justice, bravery and the love of truth 

- the new value of the quality of police work, and 

the procedural complementation of these values through the principle of 
dialogue. 

In questions of the professional ethics of the police, however, there is not only 
progress to be seen, in the sense of further development, differentiation and 
intensification, but there is indeed also a process of exhaustion, even regression, 
in police ethics, especially when the consideration of police ethics is neglected 
or completely abandoned. 

In this respect, the Federal and State police forces - if my view is correct - have 
for far too long been caught in a strange kind of imprisonment. 

Thus, the large area of "internal police problems", especially leadership 
problems, bureaucratisation and over -standardisation of the police, the tendency 
towards isolation from society which is apparent in parts, the widespread 
inability to deal with quality assurance in police work or to make an adequate 
assessment of the performance of the police, the considerable problems of 
stress and work-Ioads, etc., have all too often been timidly avoided, discussed 
far too little, never mind sufficiently studied in a scientific manner. In that 
respect, the police are caught in a self-imposed imprisonment. 

Through being imprisoned in the field of repression, which is, of course, often 
forced upon them by politics, the police have missed too many chances. 
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In an exaggerated manner of speaking. the police In the .. informatlOll societ.\ .. 
are imprisoned in terms of their powers of communication. For while the 
citizens' needs and wishes may weIl be properly recognised by the police. an 
offensive. rational and systematic consideration of the public's interests and. 
with a few encouraging exceptions. the appropriate dialogue. or more preci~el: 
"multilogue", with the public and other social and gm"emmental institutions has 

not generally established itself. 

Some of these deficits, as this study has attempted to show. could perhaps be 
removed if both the quality value (quality of police workJ and the principle of 
dialogue were consciously placed at the centre of any initiati\ es to reform police 

ethics. 
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Anlagen 

Anlage 1 

Verhaltenskodex der Vereinten Nationen für Polizeibeamte 

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat am 17. Dezember 1979 
folgenden Verhaltenskodex für Polizeivollzugsbeamte gebilligt: 

Artikel 1 

Polizeivollzugsbeamte müssen jederzeit die ihnen gesetzlich auferlegten 
Pflichten dadurch erfüllen, dass sie entsprechend dem hohen Maß an Verant­
wortlichkeit, das von ihrem Berufsstand verlangt wird, der Allgemeinheit 
dienen und jedwede Person vor rechtswidrigen Handlungen schützen. 

Artikel 2 

Bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten haben Polizeivollzugsbeamte die Men­
schenwürde zu achten und zu schützen und die Menschenrechte eines jeden zu 
wahren und sich dafür einzusetzen. 

Artikel 3 

Polizeivollzugsbeamte dürfen nur dann Gewalt anwenden, wenn dies unbedingt 
notwendig ist, und nur in dem zur Erfüllung ihrer Pflichten erforderlichen 
Maße. 

Artikel 4 

Bei Kenntnis von vertraulichen Angelegenheiten haben Polizeivollzugsbeamte 
Verschwiegenheit zu wahren, sofern Pflichterfüllung oder rechtliche Vor­
schriften nicht gebieten, davon abzuweichen. 

Artikel 5 

Kein Polizeivollzugsbeamter darf eine Person foltern, unmenschlich oder in 
erniedrigender Weise behandeln oder bestrafen oder veranlassen oder dulden, 
dass dieses geschieht; ferner können sich Polizeivollzugsbeamte nicht auf 
höheren Befehl oder außergewöhnliche Umstände wie Kriegszustand, drohen­
der Ausbruch eines Krieges, unsichere innenpolitische Verhältnisse oder einen 
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anderen öffentlichen Notstand berufen. um Folter oder andere grausame. 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung zu recht­
fertigen. 

Artikel 6 

Polizeivollzugsbeamte haben den vollen gesundheitlichen Schutz \'on Per­
sonen, die sich in ihrem Gewahrsam befinden. sicherzustellen und insbesondere 
eine sofortige medizinische Versorgung zu veranlassen. wann immer dies 
erforderlich ist. 

Artikel 7 

Polizeivollzugsbeamte dürfen sich keinerlei Korruption zuschulden kommen 
lassen. Sie sollen sich der Korruption entschieden widersetzen und sie be­
kämpfen. 

Artikel 8 

Polizeivollzugsbeamte haben das Recht und die Pflicht. diesen Verhaltens­
kodex zu achten. Sie haben ferner nach besten Kräften Verstöße hiergegen zu 
verhindern und sich derartigen Verstößen zu widersetzen. Polizei\'ollzugs­
beamte, die Grund zu der Annahme haben. dass ein Verstoß gegen diesen Ver­
haltenskodex begangen wurde oder zu befürchten ist. haben die Angelegenheit 
ihren Vorgesetzten und erforderlichenfalls anderen zuständigen Behörden oder 
Organen zu melden, die mit Überprüfungs- und Abhilfebefugnissen ausge­

stattet sind. 

Aus: Siegfried Franke: BerufsethIk fur dIe PolIzei, 1991, S, 4D-+ f. 
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Anlage 2 

Polizeideklaration des Europarates 

Ein der Parlamentsversammlung des Europarates durch John Watkinson, M. P., 
im Auftrag des Rechtskomitees des Europarates vorgelegter Bericht 

Eine Polizeideklaration 

1 Einleitung 
Im Jahre 1974 wurde unter Berufung auf das Rechtskomitee u. a. von 
Mr. Archer ein Antrag auf Erarbeitung eines europäischen Gesetzes über 
die Berufsethik der Polizei gestellt. 

2 Welchem Zweck dient eine Polizeideklaration? 

2.1 Die Polizei spielt in unseren Staaten eine besondere Rolle. Die steigen­
de Kriminalitätsrate und andere Faktoren, wie zum Beispiel der Anstieg 
der terroristischen Aktivitäten und die zunehmenden Verflechtungen in 
unserer Gesellschaftsordnung machen deutlich, warum der Beruf des 
Polizeibeamten heute sicherlich schwieriger ist als früher. 

2.2 Es muss nicht ausdrücklich betont werden, dass die Menschenrechte und 
grundsätzlichen Freiheiten nur in einer freien Gesellschaft, in der Ruhe 
und öffentliche Sicherheit herrschen, in vollem Ausmaß gewährleistet 
sein können. Die Polizei spielt in diesem Zusammenhang eine ent­
scheidende Rolle. Zweifellos ergeben sich für die Polizei bei der Er­
füllung ihrer Aufgaben mehr Schwierigkeiten, wenn es keine fest 
umrissenen Verhaltensmuster für den Polizeibeamten gibt. Daher wird 
das europäische System zum Schutz der Menschenrechte gestärkt, wenn 
es Regeln zur Berufsethik der Polizei gibt. 

2.3 Bei der Untersuchung der Aufgaben der Polizei zum Schutz der 
Menschenrechte wird das Problem im allgemeinen nur von einer Seite 
beleuchtet: Wie kann die Macht der Polizei zum Schutz des Bürgers und 
zur Wahrung seiner Rechte beschränkt werden? Die Polizei hat jedoch 
die Aufgabe, im Interesse der Öffentlichkeit die Durchsetzung von 
Regeln und Sicherheitsrnaßnahmen zu sichern, die für die Stabilität der 
Gesellschaft und für die freie und friedliche Wahrnehmung der Rechte 
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des Bürgers notwendig sind. Dies bedeutet demnach praktisch eine 
Verschiebung der Aufgaben der Polizei in die Richtung. dass ein Gleich­
gewicht zwischen dem Schutz der Gesellschaft und des Bürgers besteht. 

2.4 Es versteht sich von selbst. dass es nicht einfach ist. ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen den Pflichten und der \1acht des Staates auf diesem 
Gebiet einerseits und den Grundrechten eines jeden einzelnen anderer­
seits zu finden. Aus diesem Grunde \\ urde die Erarbeitung einer Polizei­
deklaration im Rahmen des Europarates yom Rechtskomitee als eine 
wesentliche Aufgabe angesehen. 

3 Warum nicht auf einen der bestehenden Deklarationsentwürfe. Gesetze 
oder Konventionen zurückgreifen? 

3.1 Das Komitee hat alle ihm vorgelegten Texte sorgfältig untersucht. E" 
hatte die Wahl. einen oder mehrere in der bestehenden Form zu be­
fürworten oder einen eigenen Text zu entwerfen. Aus den folgenden 
Gründen entschied sich das KomItee für das letztere: 

Der vorgelegte Text sollte sich mit den drei yerschiedenen Problemen 

befassen: 

a) Berufsethik der Polizei. 

b) die Stellung der Polizei und die Rechte der Gewerkschaften. 

c) Krieg. Besetzung und andere ~otstandssituationen. 

Es wird angestrebt. einen klar gefassten. leicht yerständlichen und 
der Situation in Europa angepassten Text vorzulegen. 

3.2 Selbstverständlich erfüllte keiner der vorgelegten Texte all diese Be­
dingungen völlig. Daher wird eine neue Deklaration erarbeitet. die 
möglichst den Inhalt und Geist der yerschiedenen yorgeschlagenen Texte 

in sich vereint. 

3.3 Unter den Texten. die dem Rechtskomitee yorgelegt worden waren. 
befand sich der Entwurf zur "Europäischen Kom'ention über den Status 
der Polizei in Kriegszeiten und während der Besetzung yon Gebieten". 
Diese von mehreren nicht-regierungsangehörigen Organi<;ationen 
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vorgelegte Konvention ist sicherlich eine lobenswerte Initiative. Um 
jedoch den gewünschten Erfolg zu haben, muss eine derartige Konven­
tion nicht nur von einer großen Zahl von Mitgliedsstaaten des Europa­
rates, sondern auch von anderen Staaten beschlossen werden. Wer die 
kürzlichen Genfer Verhandlungen zur Neufassung der Menschenrechte 
verfolgt hat, weiß, dass dies ein äußerst heikles Thema ist. Fortschritte 
vollziehen sich - wenn überhaupt - nur sehr langsam, und die Erfolg­
schancen sind praktisch gleich Null. Wenn jedoch eine Konvention nur 
von Mitgliedsstaaten des Europarates ausgearbeitet würde, bliebe der 
erhoffte Erfolg wahrscheinlich aus, da an der Konvention nicht betei­
ligte Staaten sich darauf berufen würden, sie seien nicht an deren Artikel 
und Grundsätze gebunden. In diesem Zusammenhang kann an die 
Empfehlung zur Inkraftsetzung der 4. Genfer Konvention vom 
12.08.1949 erinnert werden, die die parlamentarische Versammlung 
im Jahre 1970 verabschiedete, außerdem an das erklärende Momoran­
dum und an die vom Ministerkomitee auf die Empfehlung geleistete 
Antwort. 

3.4 Obwohl man hofft, dass die Veröffentlichung der Deklaration den Weg 
für eine internationale Konvention ebnen kann - auch wenn diese nicht 
zustande kommen sollte - wird die Deklaration zumindest anderen 
Nationen als Beispiel dienen, wenn es um die Aktivitäten und die 
Behandlung der Polizei im Kriegszustand geht. Die Erfahrungen der 
Vergangenheit sind in Europa noch zu lebendig, als dass sie vergessen 
werden könnten. Damit nicht jemand die Möglichkeit der Besetzung 
durch eine fremde Macht zum jetzigen Zeitpunkt für ausgeschlossen 
hält, sei hier an die Ereignisse in Zypern erinnert. 

4 An wen richtet sich die Deklaration? 

4.1 In der derzeitigen Form beansprucht die Deklaration keine sofortige ver­
bindliche Rechtsgültigkeit. Vorausgesetzt, sie findet die Unterstützung 
der parlamentarischen Versammlung, der nicht regierungsgebundenen 
Organisationen mit Konsultativstatus beim Europarat und der anderen 
interessierten Gruppen, sollte sie Polizeibeamten, Regierungen und der 
breiten Öffentlichkeit als Richtschnur dienen. Das Rechtskomitee hofft, 
dass Großteile der Deklaration zu gegebener Zeit in die Gesetzgebung 
aufgenommen werden und dass die Mitgliedsstaaten weitgehend bei der 
Neufassung der Polizeigesetze Gebrauch von ihr machen. Somit würde 
die Deklaration - oder Teile von ihr - u. U. Gesetzeskraft erlangen. Sie 
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kann jedoch. auch ohne in die Gesetze einzugehen. moralische Autorität 
gewinnen. 

5 Warum sollte die Versammlung die Deklaration bekanntgeben'? 

5.1 In dem ursprünglichen Empfehlungsantrag wurde \wgeschlagen ... dass 
das Ministerkomitee sich durch eine gemeinsame Arbeitsgruppe des 
Fachausschusses für Menschenrechte und des Europäischen Aus­
schusses für Kriminalitätsprobleme mit der Erarbeitung eines europa­
ischen Gesetzes zur Berufsethik der Polizei befasse". Bei allem 
gebührenden Respekt vor dem Exekutivorgan des Europarates .,teht 
doch fest. dass das Ministerkomitee kaum die geeignete Instanz für 
solch eine Deklaration ist. In Anbetracht des sch\\ ierigen Themas. \\ 0 

sich nationale Gefühle und Traditionen in einem Komitee aus Re­
gierungsexperten als unüberwindlich erweisen könnten. \\ äre es daher 
ratsam, wenn die parlamentarische Versan1mlung selbst die allgemeinen 
Grundlagen festlegen würde. die dann jeder Staat nach eigenem Er­
messen in die nationalen Gesetze aufnehmen könnte. Darüber hmau'i 
sollte die Versammlung. die sich mit einigem Recht .. das politische 
Gewissen des Europas der 21" nennt. genügend Autorität besitzen. um 
eine eigene Deklaration abzugeben - vorausgesetzt. sie kann auf die 
aktive Unterstützung aller interessierten Kreise rechnen. 

6 Warum sollte die Versammlung eine europäische Deklaration ver­
abschieden, anstatt im Rahmen der Vereinten :\ationen an der Aus­
arbeitung eines Gesetzes zur Ethik mitzuwirken? 

6.1 Seit Anfang der 60er Jahre wird bei den Vereinten :\ationen die Vor­
bereitung eines internationalen Kodex zur Berufsethik der Polizei in 
Erwägung gezogen. Bis heute sind keine spürbaren Ergebnisse erzielt 

worden. 

6.2 Selbstverständlich machen die großen kulturellen. politischen und recht­
lichen Unterschiede zwischen den :\'ationen und Völkern die Ver­
abschiedung eines allgemeinen Kodex über ein so schwieriges Thema 
wie Ethik der Polizei nahezu unmöglich. Weit entfernt davon. die Arbeit 
der Vereinten Nationen zu behindern. kann die erfolgreiche Verkündung 
einer europäischen Deklaration diese sogar positiv beeinflussen. Hier 
kann eine Parallele zur europäischen Menschenrechtskonvention ge­
zogen werden. die auf der Grundlage der internationalen \lenschen-
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rechtskonvention als Beispiel für das 1966 geschlossene internationale 
Menschemechtsbündnis diente. 

7 Stellungnahme zu den verschiedenen Artikeln der Deklaration 

7.1 Bei vielen Artikeln der Deklaration erübrigt sich eine Erklärung, 
während einige Kommentare mehr allgemeiner Natur im erläuternden 
Bericht zum Resolutionsentwurf abgegeben werden. Aus diesem Grunde 
werden besondere Erklärungen nur zu wenigen besonderen Artikeln 
gegeben. 

7.2 Teil A (Ethik) und zum Großteil Teil B (Status) umfassen alle Einzel­
personen und Organisationen einschließlich solcher Einrichtungen wie 
Geheimdienste, Militärpolizei, Streitkräfte oder Milizen, die polizeiliche 
Aufgaben erfüllen und für die Beachtung der Gesetze, die Untersuchung 
von Verstößen und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und 
der Sicherheit des Staates verantwortlich sind. Teil C (Krieg und andere 
Notstandssituationen - Besetzung durch eine fremde Macht) trifft nicht 
auf eine Militärpolizei zu. 

7.3 In der Deklaration ist die Rede von "police officers" (Polizeibeamte). 
Dieser Begriff ist sehr weit gefasst und beinhaltet Polizeiangehörige aller 
Dienstgrade. Er ist einfacher als "law enforcement official" (wörtl.: 
Beamter zur Durchsetzung des Gesetzes) und leichter in anderen 
Sprachen wiederzugeben. 

Entwurf einer Empfehlung 

vorgelegt durch das Rechtskomitee, von dem er am 12. Januar 1979 mit 14 
Stimmen, 1 Gegenstimme und 4 Enthaltungen angenommen worden war. 

Mitglieder des Komitees: 

MM MARGUE (Vorsitzende), Peridier, STRAY (stellvertretender Vorsitzen­
der), AKSOY, Alacakaptan, Bardens, BATLINER, BERRIER, BLENK, 
CAVALIERE, Corallo, Coutsocheras, CRAIG, Demarco, FLANAGAN, 
Gonella, Mrs. Lindquist, Mrs. MEIER, MM MOMMERSTEEG, NUNES, 
Peces-Barba, Perin, PIRES, REINHART, Schäuble, SCHULTE, Schüruch, 
(Vertreter: MUHEIM), STOFFELEN, Watkinson (Vertreter: LEWIS). 
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P. S.: Die Namen der Teilnehmer an der Abstimmung sind in Großbuchstaben 
wiedergegeben. 

Die Versammlung 

empfiehlt, dass das Ministerkomitee die Regierungen aller .\1itgliedsstaaten 
auffordert, der Deklaration und der darin enthaltenen Aktion ihre volle l"nter­
sützung zu gewähren. 

ist der Ansicht, dass die volle Anwendung der \1enschenrechte und Grund­
freiheiten, die durch die Europäische Menschenrechtskom'ention und andere 
nationale und internationale Einrichtungen garantiert sind. als notwendige 
Grundlage des Bestehens einer friedlichen Gesellschaft haben muss. die die 
Vorteile Ordnung und öffentliche Sicherheit genießt. 

2 
glaubt, dass die Polizei in dieser Hinsicht eine entscheidende Rolle ,;pielt. 
dass sie oft gerufen wird. um unter Bedingungen einzuschreiten. die für sie 
gefahrlich sind und dass ihre Aufgaben noch schwieriger \\erden. \\enn die 
Verhaltensrichtlinien für ihre Mitglieder nicht präzise genug definiert 

werden. 

3 
ist der Auffassung, dass das europäische System zum Schutz der Menschen-
rechte verbessert werden könnte. wenn es allgemein anerkannte Regeln zur 
Berufsethik der Polizei gäbe. die die Grundsätze der \'ienschenrechte und der 

Grundfreiheiten berücksichtigen. 

4 
glaubt, dass es wünschenswert ist. dass Polizeibeamte die aktive moralische und 
tatsächliche Unterstützung der Bevölkerung genießen. der sie dienen. 

5 
meint. dass Polizeibeamte Status und Rechte gemeßen sollten. die mit denen der 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes vergleichbar sind. 

6 
glaubt. dass es wünschenswert wäre. Richtlinien fur das Verhalten von Polizei-
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beamten in Kriegs- und Notstandssituationen sowie im Falle der Besetzung 
durch eine fremde Macht niederzulegen. 

7 
verabschiedet die nachstehende Polizeideklaration, die einen wesentlichen Teil 
dieser Resolution bildet. 

8 
beauftragt das Komitee für parlamentarische und öffentliche Verbindungen und 
das Rechtskomitee sowie den Generalsekretär des Europarates, der Deklarati­
on die größtmögliche Publizität zukommen zu lassen. 

Polizeideklaration 

A Ethische Grundsätze 

1 

Ein Polizeibeamter soll die gesetzlich definierten Pflichten, die ihm das Gesetz 
durch die Aufgabe des Schutzes seiner Mitbürger und der Gesellschaft gegen 
Gewalt, Raub und andere schädliche Handlungen auferlegt, erfüllen. 

Dieser Artikel bringt den Polizeibeamten eindeutig in Zusammenhang mit dem 
Recht. Die Kraft des Gesetzes liegt allen demokratischen Gesellschaften am 
Herzen. Es ist die Aufgabe und Verantwortung des Polizeibeamten, das Gesetz 
zu achten und aufrechtzuerhalten. 

2 

Ein Polizeibeamter soll mit Lauterkeit, Unparteilichkeit und Würde handeln. 
Insbesondere soll er sich allen Arten von Korruption enthalten und nachdrück­
lich widersetzen. 

Eine Definition des Begriffes Korruption wird nicht gegeben, doch im all­
gemeinen weiß der Polizei angehörige selbst, wo sie beginnt. Das Vermeiden 
von Schmiergeldern und Korruption ist wesentlich, denn wenn die Polizei 
korrupt ist, wird diese Korruption früher oder später auf den Rest der Gesell­
schaft übergreifen. 
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3 
Massenhinrichtungen, Folterungen und andere Arten unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Bestrafung sind unter allen Cmständen ver­
boten. Ein Polizeibeamter ist verpflichtet. jeden Befehl oder jede Anordnung. 
die solche Maßnahmen beinhalten. nicht zu befolgen und zu missachten. 

Bestrafung ist normalerweise Sache der Gerichte. die Polizei sollte nicht 
widerrechtlich diese Funktion übernehmen. Insbesondere sollte die Polizei nicht 
an Massenhinrichtungen oder anderer grausamer Behandlung \'on Personen 
teilnehmen. Diesem Verbot wird sO\'iel Bedeutung beigemessen. dass ein 
Polizeibeamter sich jedem Befehl. der solche ~v1aßnahmen beinhaltet. \\ ider­
setzen sollte, obwohl er einer hierarchisch durchstrukturierten Einrichtung 
angehört. 

4 
Ein Polizeibeamter soll Anordnungen. die ihm sein Vorgesetzter gegeben hat. 
gewissenhaft ausführen, aber er soll die Ausführung jeder Am\ eisung. von der 
er erkennt oder erkennen sollte. dass sie ungesetzlich ist. unterlassen. 

Dieser Artikel erweitert das Gebiet jener Anordnungen. die ein Polizei­
angehöriger nicht ausführen sollte. Durch seinen \Vortlaut betont der Artikel 
zunächst, dass der Polizei beamte als Mitglied einer hierarchischen und dis­
ziplinierten Organisation in den weitaus meisten Fällen automatisch die ihm von 
Vorgesetzten erteilten Anordnungen zu befolgen hat. In vielen Fällen ist die 
unmittelbare Ausführung von Befehlen unerlässlich. wenn es um die Aufrecht­
erhaltung des Gesetzes geht. Wenn ein Polizeibeamter jedoch erkennt. dass ein 
Befehl ungesetzlich ist. sollte er ihn nicht befolgen. 

5 
Ein Polizeibeamter muss sich Gesetzesverletzungen widersetzen. Sollte durch die 
Duldung der stattfindenden Zuwiderhandlung unmittelbarer oder nicht wieder­
gutzumachender und schwerwiegender Schaden entstehen. muss er. unter Aus­
nutzung aller seiner Möglichkeiten. unverzügliche ~1aßnahmen ergreifen. 

6 
Wenn kein unmittelbarer oder nicht \\ iedergutzumachender und schwer-
wiegender Schaden zu befürchten ist. muss er sich bemühen. die Konsequen­
zen dieser Zuwiderhandlung oder ihrer Wiederholung abzuwenden. indem er 
die Angelegenheit seinem Vorgesetzten berichtet. \\'enn auf diese \Veise kein 
Ergebnis erreicht werden kann. kann er sich an höhere Autoritäten wenden. 
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Dieser Artikel befasst sich mit schwerwiegenden Gesetzesverletzungen. Die 
Deklaration unterscheidet zwischen zwei Arten. Einmal ist die Rede von 
unmittelbarem oder nicht wiedergutzumachendem schwerem Schaden wie 
Folter und Massenhinrichtungen. Hier hat der Polizeibeamte selbst sofort 
einzuschreiten. In anderen Fällen verursachen Zuwiderhandlungen mög­
licherweise keinen unmittelbaren oder nicht wiedergutzumachenden schwer­
wiegenden Schaden. Unter solchen Umständen sollte der Polizeibeamte das 
Vergehen seinem Vorgesetzten melden, und strafrechtliche Maßnahmen werden 
eingeleitet. 

7 
Gegen einen Polizeibeamten, der sich weigerte, eine ungesetzliche Anordnung 
auszuführen, sollen keine strafrechtlichen oder disziplinarischen Maßnahmen 
ergriffen werden. 

Artikel 7 ergibt sich notwendigerweise aus Artikel 4. Wenn die Deklaration die 
Auffassung vertritt, ein Polizeibeamter solle ungesetzliche Anordnungen nicht 
befolgen, sollte er für dieses Verhalten auch nicht bestraft werden. Der Artikel 
ist bestrebt, erneut darauf hinzuweisen, dass im Normalfalle alle Befehle 
ausgeführt werden; es obliegt dem sich weigernden Polizeibeamten, die Grün­
de für die Nichtbeachtung aufzuzeigen. 

8 
Ein Polizeibeamter soll bei der Aufspürung, Verhaftung, Bewachung oder 
Beförderung von Personen, die, solange sie nicht im Verdacht stehen, eine 
ungesetzliche Handlung begangen zu haben, wegen ihrer Rasse, religiösen oder 
politischen Überzeugung gesucht, verfolgt oder in Haft gehalten werden, keine 
Zusammenarbeit leisten. 

Hier wird versucht, zu einem Ausgleich zwischen zwei Gedankengängen zu 
kommen. Einerseits kann nicht geduldet werden, dass Personen wegen ihrer 
Rasse, religiöser oder politischer Überzeugung verfolgt werden. Es sollte 
deutlich gemacht werden, dass ein Polizeibeamter zum Beispiel die Mithilfe an 
Verhaftungen von Juden, wie sie im 2. Weltkrieg stattfanden, verweigern sollte. 
Andererseits muss erkannt werden, dass heute viele Verbrechen aus vor­
geschützten politischen Gründen begangen werden. In Irland werden ca. 40 % 
der Verbrechen aus angeblich politischen Motiven begangen. Nach dem 
Wortlaut von Artikel 8 der Deklaration soll zum Beispiel die Auferlegung von 
allgemeinen Strafen für Mitglieder einer bestimmten politischen Organisation 
möglich sein, die unter dem Verdacht steht, verantwortlich für ein schwer-
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wiegendes Verbrechen wie zum Beispiel Bombenlegung zu sein. Es empfiehlt 
sich, dies bei der Fahndung nach Terroristen zu betonen. Es ist darüber hinaus 
grundlegend, weil Verbrechen begangen \\orden sind. die unter das Strafrecht 
fallen. Der Artikel will hervorheben. dass ein Polizei beamter nicht eine Person 
verhaften soll, nur weil sie Jude oder Ntitglied einer politischen Partei ist. 
Gleichzeitig betont der Artikel ausdrücklich. dass. wenn die Polizei Grund hat. 
eine Person einer strafbaren Handlung zu verdächtigen. Rassenzugehörigkeit. 
politische und religiöse Überzeugung sie nicht von der akti\"en Verfolgung der 
Person abhalten sollten. Der Kampf gegen Kriminalität und Terrorismus kann 
nicht auf Kosten der großen bürgerlichen Freiheiten geführt werden. um die 
Europa so hart gekämpft hat. Tatsächlich liegt es häufig in der Absicht der 
Terroristen, die Gesellschaft umzustürzen. so dass diese gezwungen ist. mit 
Terroristenmethoden gegen die Unruhestifter anzugehen. So beginnt der ernst­
liche Zusammenbruch der zivilIsierten Gesellschaft. Wir müssen die politischen 
und religiösen Freiheiten und die Rassentoleranz aufrechterhalten. gleichzeitig 
müssen wir mit allen Kräften die Akth'itäten der Terroristen bekämpfen. 

9 
Ein Polizei beamter soll persönlich für seine eigenen Handlungen und für \on 
ihm angeordneten Handlungen der Beauftragung oder Cnterlassung. die unge­
setzlich sind, verantwortlich sein. 

Ein einfacher Satz, doch von großer Bedeutung. Er spiegelt die englische 
Rechtsdoktrin wider und entkraftet Theorien. nach denen sich ein Polizei­
beamter hinter unbekannten Vorgesetzten verschanzen kann oder durch un­
durchsichtige Vorschriften gedeckt \vird. Er legt ganz eindeutig dem einzelnen 
Beamten die Verantwortung auf. Zweifellos ist dies eine sch\\ere Bürde. sie 
stärkt jedoch den Beamten. Vielleicht sollte hinzugefügt werden. dass dieser 
Artikel die Verantwortung des einzelnen Polizeibeamten betont. dabei aber 
nicht die Verantwortung seines Vorgesetzten ausschließt. Daher kann ein Po­
lizeibeamter strafrechtlich verfolgt werden. In der Regel kann er jedoch nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch nicht für Handlungen mit Ge\\ altausübung. \\ ie 
während der Dienstzeit verursachte Verkehrsunfalle. zur Verantwortung ge­
zogen werden. Natürlich ist der Staat in allen Fällen von missbräuchlicher oder 
übertriebener Ausübung von Macht verantwortlich. 

10 
Es soll eine klare Anordnungskompetenz bestehen. Es sollte möglich sein. den 
Vorgesetzten zu bestimmen. der letztlich für Handlungen oder Cnterlassungen 

eines Polizeibeamten verantw ortlieh ist. 
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Eine klare Anordnungskompetenz liegt im Interesse der Polizeibeamten. Dieser 
Artikel ist jedoch als Richtlinie für Gesetzgeber und Regierungen bestimmt und 
richtet sich nicht an den einzelnen Beamten. Es wurde im Rechtskomitee fest­
gestellt, dass die Polizei in den Niederlanden zwei Befehlsinstanzen untersteht, 
dem lustizministerium und dem Innenministerium. Bei diesem System besteht 
die Gefahr, dass die Polizei bei sich widersprechenden Anordnungen zum 
unabhängigen Handeln tendiert und eine eigene Instanz bildet. 

11 
Die Gesetzgebung soll ein System legaler Garantien und Rechtsmittel gegen 
jegliche Schädigungen, die aus polizeilichen Aktivitäten resultieren, vorsehen. 

12 
In Ausübung seiner Pflichten soll ein Polizeibeamter alle zur Erreichung eines 
gesetzlich notwendigen oder erlaubten Zieles nötige Bestimmungen anwenden; 
er darf jedoch nie mehr Zwang ausüben als angemessen ist. 

In Ausübung ihrer Pflichten wird die Polizei gelegentlich Zwang ausüben 
müssen. Es ist wichtig, zu betonen, dass die Polizei eine Erlaubnis zur Gewalt­
anwendung besitzt, obwohl keine Definition gegeben werden kann, welches 
Maß an Zwang angemessen erscheint, ist es äußerst wichtig, zu betonen, dass 
die Polizei nur ein unter allen Umständen vernünftiges Maß an Gewalt ausüben 
darf. Aufgrund der dem Polizeibeamten gegebenen Machtfülle muss hervor­
gehoben werden, dass das Ansehen der Polizei in der Gesellschaft durch die Art 
und Weise der Machtausübung beeinflusst werden kann. 

13 
Polizeibeamte sollen klare und genaue Anweisungen für die Art und Weise und 
die Umstände, in welchen sie von ihrer Waffe Gebrauch machen können, er­
halten. 

Es wurde im Rechtskomitee bemerkt, dass der normale Polizeibeamte in Irland 
und im Vereinigten Königreich unbewaffnet ist. Für ihn trifft dieser Artikel nicht 
zu. Da es in diesen Ländern jedoch auch bewaffnete Polizeien gibt und da die 
Polizei in allen anderen Mitgliedsstaaten im allgemeinen bewaffnet ist, wird 
dieser Artikel als nützlich angesehen. 

14 

Ein Polizeibeamter, der eine Person inhaftiert hat, die medizinischer Hilfe 
bedarf, soll solchen Beistand durch medizinisches Personal sicherstellen und-
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wenn notwendig - Maßnahmen zur Erhaltung des Lebens und der Gesundheit 
dieser Person ergreifen. Er soll die AnweIsungen von Arzten und anderem 
medizinischen Personal befolgen. wenn diese einen Haftling unter medizi­
nischen Schutz stellen. 

15 
Ein Polizeibeamter soll alle Angelegenheiten vertraulicher :\"atur. die zu seiner 
Kenntnis gelangen, geheimhalten. es sei denn. dass die Ausübung der Ptlicht 
oder gesetzliche Vorschriften anderweitiges verlangen. 

Dieser Artikel soll anhand des folgenden Vorfalls. der sich vor einigen Jahren 
in den Niederlanden abspielte. erläutert werden: 

Ein Mitglied des Parlaments wurde wegen Alkoholmissbrauchs am Steuer 
gefasst. Als die Beamten seinen Wagen durchsuchten. fanden sIe in seiner 
Aktentasche den Text einer Rede gegen den Alkoholmissbrauch. Die Polizei 
machte die Rede der Presse zugänglich und \'ersetzte somit der Glaubwürdig­
keit und der politischen Karriere dieses Mannes einen empfindlichen Schlag. 

Im Rechtskomitee wurde festgestellt. dass es Polizeibeamte gibt. dIe für schnel­
le Informationsweitergabe an die Medien bezahlt \\erden. Derartige Praktiken 
sind äußerst unerwünscht. da sie zu Korruption (siehe Art. 2) führen und inner­
halb der Polizei eine Atmosphäre von Gereiztheit und Arg\\ ohn schaffen. 

16 
Ein Polizeibeamter, der die Vorschriften dieser Deklaration erfüllt. hat :\nspruch 
auf die aktive moralische und materielle Cnterstützung durch die Gesellschaft. 

der er dient. 

Gute Beziehungen zwischen Polizei und Öffentlichkeit sind \\ ichtig. Keme 
Polizei kann ihre Aufgaben ordentlich und im Interesse der Be\'ölkerung er­
füllen, wenn ihr nicht die aktive moralische und materielle Cnterstützung der 
Gesellschaft, in der sie arbeitet. zuteil wird. Leider haben sich in den meisten 
Mitgliedsstaaten die Beziehungen zwischen Polizei und Öffentlichkeit 
verschlechtert. Es ist zu hoffen. dass die Deklaration zur Verbesserung beitra­

gen kann. 
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B Status der Polizei 

Polizeikräfte sind durch Gesetz geschaffen und Teil des öffentlichen Dienstes; 
sie sind für die Wahrung und Durchführung des Gesetzes verantwortlich. 

Dieser Artikel betont, dass Polizeikräfte als solche durch das Gesetz geschaf­
fen wurden. Es ist Aufgabe der Polizeibeamten, das Gesetz zu wahren. Dies 
wird aufgrund der immer zahlreicher in unserer Gesellschaft auftretenden 
Firmen im Bereich des privaten Sicherheitsgewerbes so hervorgehoben. 
Obwohl viele dieser Firmen eine sinnvolle Aufgabe erfüllen, muss betont 
werden, dass die Gesellschaft sich, wenn es um Sicherheit geht, nicht an diese 
Firmen, sondern an die rechtmäßig eingerichtete Polizei wenden soll. 

2 
Jeder Bürger kann in der Polizei eintreten, wenn er die Bedingungen erfüllt. 

3 
Ein Polizeibeamter soll eine gründliche allgemeine, berufliche und dienst­
bezogene Ausbildung erhalten, wie auch eine angemessene Unterweisung über 
soziale Probleme, demokratische Freiheiten, Menschenrechte und insbesondere 
die Europäische Konvention über Menschenrechte. 

Zweifellos ist die Einbeziehung der Respektierung der Menschenrechte 
wesentlich. Das individuelle Verantwortungsbewusstsein des einzelnen Be­
amten zahlt sich oft weit mehr aus als die Verantwortung, die auf ein Mitglied 
eines vergleichbaren Berufszweiges oder Gewerbes übertragen oder von ihm 
übernommen wird. 

4 
Die beruflichen, psychologischen und materiellen Bedingungen, unter denen 
ein Polizei beamter seine Pflichten ausübt, sollen so ausgestaltet sein, dass sie 
seine Integrität, Unabhängigkeit und Würde schützen. 

5 

Ein Polizeibeamter hat Anspruch auf eine angemessene Bezahlung. Besondere 
Faktoren, wie größere Risiken und Verantwortung und unregelmäßigere 
Arbeitszeiten sollen angemessen berücksichtigt werden. 
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6 
Polizeiangehörige sollen die Wahl haben. ob sie Berufsorganisationen gründen. 
sich ihnen anschließen und eine aktive Rolle darin spielen~ Sie können ;uch eine 
aktive Rolle in anderen Organisationen spielen. 

Ergänzungen zu Punkt 4. 5 und 6: 
Die Deklaration äußert sich nicht zum Streikrecht. Obwohl sich einige \fit­
glieder des Komitees stark dafür aussprachen. der Polizei gewerkschaftliche 
Rechte einschließlich des Streikrechts zu gewahren. sprach sich die große 
Mehrheit des Rechtskomitees dagegen aus. Ein Streik von Polizeiangehörigen 
muss den Dienstablauf nicht behindern. wenn er zum Beispiel einen \Ionat 
vorher angekündigt wird. nicht zu lange dauert und wenn ein gewisser Stamm 
von Beamten im Dienst bleibt. Andererseits haben die Polizeibeamten in 
mehreren Staaten des Europarates (Bundesrepublik Deutschland. Benelux­
Länder) kein Streikrecht. Es wurde im Rechtskomitee festgestellt. dass die 
Polizeien dieser Mitgliedsstaaten ihren Beamtenstatus aufgeben mussten. \\ enn 
sie das Streikrecht erwerben wollten. was natürlich keinesfalls wunschenswert 
wäre. Aus diesem Grunde ist es vorzuziehen. auf diesem Gebiet keine europä­
ischen Kriterien zu erarbeiten. 

Sowohl die Europäische Menschenrechtskonvention als auch das Internationale 
Abkommen über zivile und politische Rechte beschränken für die Polizei das 
Recht auf friedliche Versammlung erheblich. Artikel lIder \1enschenrechts­
konvention besagt: 

,,1 Jeder hat das Recht auffriedliche Versammlung mit anderen. einschließlich 
des Rechts, zur Wahrung seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und ihnen 

beizutreten. 

2 Für die Ausübung dieser Rechte gelten keinerlei Einschränkungen außer 
denen, die gesetzlich vorgeschrieben sind und notwendig in einer demokra­
tischen Gesellschaft im Interesse der nationalen Sicherheit und öffentlichen 
Ordnung, zur Verhütung von Aufständen und Straftaten. zum Schutz der 
Gesundheit und der sittlichen Ordnung und zum Schutz der Rechte und 
Freiheiten anderer. Dieser Artikel verhindert nicht die Auferlegung von gesetz­
lichen Einschränkungen auf die Ausübung dieser Rechte durch Angehörige der 
Streitkräfte, der Polizei und der Staatsbehörden ... 

Der Wortlaut der beiden ersten Abschmtte von Artikel 22 des Abkommens ent­

spricht diesem im wesentlichen: 
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,,1 Jeder soll das Recht auf Versammlungsfreiheit mit anderen haben, ein­
schließlich des Rechts, zur Wahrung seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden 
und ihnen beizutreten. 

2 Für die Ausübung dieser Rechte dürfen keine Einschränkungen gelten, außer 
denen, die gesetzlich vorgeschrieben und notwendig sind in einer demokra­
tischen Gesellschaft im Interesse der nationalen Sicherheit und öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung, zum Schutz der Gesundheit und der sittlichen Ordnung 
und zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer." 

Ähnliche Einschränkungen werden auch in der Europäischen Sozialcharta, 
Artikel 5, gemacht: 

"In der Absicht, die Freiheit von Arbeitern und Angestellten zu sichern und zu 
fördern, örtliche, nationale und internationale Verbände zur Wahrung ihrer 
wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu gründen und ihnen beizutreten, 
verpflichten sich die Vertragspartner, dafür Sorge zu tragen, dass diese Freiheit 
weder durch die nationale Gesetzgebung noch durch die Auslegung der Gesetze 
beeinträchtigt wird. Das der Anwendung dieser Garantien durch Angehörige der 
Streitkräfte und dem Ausmaß der Anwendung auf Personen, die in Frage 
kommen, zugrunde liegende Prinzip soll gleichfalls durch nationale Gesetze 
und Regelungen festgelegt sein." 

In unseren demokratischen Gesellschaften scheint keine Notwendigkeit zur 
widerrechtlichen Beschränkung der Versammlungsfreiheit der Polizei zu 
bestehen. Viele Mitgliedsstaaten des Europarates erlegen Polizeibeamten in 
bezug auf die Versammlungsfreiheit keine Beschränkungen auf. Es ist zu 
hoffen, dass andere Mitgliedsstaaten diesem Beispiel folgen werden und dass 
die Deklaration sie hierzu amegt. Dieses Verfahren scheint wesentlich realisti­
scher zu sein, als die oben genannten drei Vereinbarungen zu ändern. Auf diese 
Weise können die Polizeiorganisationen zufriedengestellt werden, die sich im 
Namen ihrer Mitglieder so stark gegen die Beschränkung ihrer Rechte gewehrt 
haben. 

7 

Eine Polizeiberufsorganisation, vorausgesetzt, dass sie repräsentativ ist, soll 
folgende Rechte haben: 

Teilnahme an Verhandlungen, die den Berufsstatus von Polizeiangehörigen 
betreffen; 
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8 

bei der Verwaltung von Polizeieinheiten konsultiert zu \\ erden: 

rechtlich Verfahren zum Nutzen einer Gruppe von Polizeiangehörigen oder 
zugunsten eines Polizeiangehörigen einzuleiten. Das heißt. dass eine 
Polizeiberufsorganisation niemals zugunsten eines einzelnen Beamten oder 
einer Gruppe Beamter ohne dessen oder deren Eim\ illigung rechtliche 
Verfahren einleiten darf. 

Die Mitgliedschaft in einer Polizeiberufsorganisation und die akti\e \litarbeit 
darin sollen für einen Polizeibeamten keine .\"achteile nach sich ziehen. 

9 
Im Falle eines disziplinarischen oder strafrechtlichen Verfahrens soll der 
Polizeiangehörige, gegen den dieses eingeleitet \\ urde. das Recht auf Anhörung 
und auf Verteidigung durch einen Rechtsanwalt haben. Die Entscheidung soll 
innerhalb einer angemessenen Zeit erfolgen. Er soll auch die \löglichkeit haben. 
den Beistand einer Berufsorganisation. der er angehört. in .-\nspruch zu nehmen. 

10 
Ein Polizeiangehöriger. gegen den eine disziplinarische \laßnahme ergriffen 
wurde oder gegen den eine strafrechtliche Sanktion verhängt wurde. soll das 
Recht haben, Berufung bei einem unabhängigen und unparteiischen Gremium 
oder Gerichtshof einzulegen. 

Zu Punkt 9 und 10: Rechtsschutz 
Diese Artikel sind die natürliche Ergänzung zu den Artikeln in Teil .-\ der 
Deklaration, in denen es um den Schutz der Bürger gegen Amtsmissbrauch 
durch die Polizei geht. Ebenso sollte ein Polizeibeamter im Falle eines 
disziplinarischen oder strafrechtlichen Verfahrens gegen ihn angemessenen 
Rechtsbeistand genießen. Es gibt Grundrechte. auf die nicht besonders hin­
gewiesen werden muss. Es muss jedoch erkannt \\ erden. dass solch ein Schutz 
zum Beispiel für einen Polizeibeamten von besonderer Wichtigkeit sein kann. 
der einen ihm ungesetzlich erscheinenden Befehl nicht ausgefilhrt hat. Im Falle 
von Disziplinarverfahren kann es wichtig sein. dass ein Vertreter der Polizei­
gewerkschaft im Ausschuss sitzt: es ist jedoch nicht entscheidend. Entscheidend 
sind vielmehr die Unabhängigkeit. der hohe moralische Stand und das Rechts­
bewusstsein solcher Disziplinar- und jeglicher Berufungsausschilsse. 
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Ein Polizei beamter, gegen den ein disziplinarisches oder strafrechtliches 
Verfahren läuft, sollte das Recht auf Berufung haben. Es gibt keinen Grund, ein 
bestimmtes Gericht oder eine besondere Berufungsinstanz vorzuziehen. In 
einigen Ländern mag es beides geben. Wichtiger sind die garantierte Unab­
hängigkeit und Unparteilichkeit dieser Organe. 

11 
Die Rechte eines Polizeiangehörigen vor Gericht oder Gerichtshöfen sollen die 
gleichen wie die anderer Bürger sein. 

C Krieg und andere Notstandssituationen - Besetzung durch eine 
fremde Macht 

Es ist sehr wichtig, dass die Polizei ihre Funktion auch in Kriegszeiten, Not­
stands situationen und während der Besetzung durch eine fremde Macht ausübt, 
da gerade in solchen Situationen ein alarmierender Anstieg der Kriminalität zu 
verzeichnen ist und die Bevölkerung besonders des Schutzes bedarf. Auch bei 
der Besetzung durch eine feindliche Macht muss die Polizei weiterhin ihre 
normale Funktion ausüben - soweit dies möglich ist. Dies ist gewiss keine 
leichte Aufgabe. Polizeibeamte aus Mitgliedsländern des Europarates, die 
während des Zweiten Weltkrieges besetzt waren, standen unter schwerem 
moralischen und geistigen Druck, und viele litten unter ernsten Gewissens­
konflikten. Ihre Situation verschlimmerte sich häufig noch dadurch, dass sie 
sich von in gutem Glauben handelnden Kollegen und von der übrigen Be­
völkerung isoliert fühlten. 

In Teil C der Deklaration werden Richtlinien für die Polizei und alle anderen in 
derartigen Situationen Betroffenen abgegeben. Einige dieser Richtlinien be­
finden sich auch in internationalen Dokumenten, wie zum Beispiel in der 4. 
Genfer Konvention über den Schutz ziviler Personen im Krieg (1949). 

Auf die Militärpolizei trifft diese Konvention nicht zu. Wenn ein Angehöriger 
der Militärpolizei den Gegnern in die Hände fällt, gilt er als Kriegsgefangener 
im Sinne der 3. Genfer Konvention über die Behandlung Kriegsgefangener. 

1 

Ein Polizei angehöriger soll die Durchführung seiner Aufgaben zum Schutze 
von Personen und Eigentum während Kriegszeiten und Feindbesetzung im 
Interesse der Zivilbevölkerung fortsetzen. Aus diesem Grunde soll er nicht den 
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Status eines "Kombattanten" haben. und die Vorschriften der 3. Genfer 
Konvention über die Behandlung von Kriegsgefangenen sollen auf ihn nicht 
anwendbar sein. 

2 
Die Vorschriften der 4. Genfer Konvention vom 12. August 19.+9 über den 
Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten sind auf die zivile Polizei an\\ endbar. 

3 
Die Besatzungsmacht soll Polizeiangehörigen nicht die Durchführung anderer 
Aufgaben, als sie in Artikel 1 dieses Kapitels erwähnt \\ urden. übertragen. 

4 
Während der Besetzung soll ein Polizeibeamter nicht 

an Maßnahmen gegen Mitglieder von Widerstandsbewegungen teilnehmen: 

an Maßnahmen teilnehmen. die darauf ausgerichtet sind. die Be\'ölkerung 
für militärische Zwecke und für die Bewachung militärischer Einrichtungen 
einzusetzen. 

Dieser Artikel ist eine Ausarbeitung von Artikel 51 der.f. Genfer Konvention. 
Der zweite und dritte Satz des zweiten Abschnittes \ on Artikel 51 lauten: 

"Personen unter Schutz dürfen nicht zwangsweise zu Arbeiten herangezogen 
werden, die sie zur Teilnahme an militärischen Aktionen wrptlichten. Die 
Besatzungsmacht kann keine Person unter Schutz zum Gebrauch \ on Zwangs­
mitteln zwingen, um die Sicherheit in den Einrichtungen zu garantieren. \\ 0 

Zwangsarbeit verrichtet \',;ird." 

5 
Scheidet ein Polizei beamter während der feindlichen Besatzung aus dem Amt. 
weil er gezwungen wird. illegitime Anordnungen der Besatzungsmacht aus­
zuführen, die im Widerspruch zu den Interessen der Zi\ ilbevölkerung. wie sie 
oben aufgeführt wurden. stehen. und weil er keinen anderen Ausweg sieht. so 
soll er, so bald wie möglich nach der Besetzung. ohne Verlust \ on Rechten und 
Vorteilen, deren er bei einem Verbleib zuteil geworden \\ äre. Wieder in die 

Polizei aufgenommen werden. 
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Obwohl, allgemein gesprochen, Polizeiangehörige während der Besetzung 
durch eine feindliche Macht nicht aus dem Dienst ausscheiden sollten, gibt es 
Situationen, in denen solch ein Rücktritt gerechtfertigt und sogar angezeigt ist. 
Es wird oft eine äußerst schwierige Entscheidung für den einzelnen Beamten 
sein. Die Entscheidung kann jedoch durch die gesetzliche Bestimmung er­
leichtert werden, dass er, sobald es die Lage zulässt, wieder in die Polizei 
aufgenommen wird. 

6 
Weder während noch nach der Besetzung sollen strafrechtliche oder diszipli­
narische Sanktionen gegen einen Polizeiangehörigen verhängt werden, weil er 
in gutem Glauben die Anordnungen einer von ihm als zuständig betrachteten 
Behörde ausführte und die Ausführung einer solchen Anweisung normalerweise 
zur Pflicht der Polizei gehörte. 

Drei Absicherungen werden gegeben, um den Polizeibeamten, der ohne seinen 
eigenen Willen Befehle ausführte ("Befehl ist Befehl") nicht unbehindert zu 
lassen: 

(1) Der Beamte muss den Befehl in gutem Glauben ausgeführt haben; 

(2) Der Befehl muss von einer als zuständig zu betrachtenden Behörde 
ausgehen; 

(3) Die Ausführung dieses Befehls gehört normalerweise zu den Aufgaben der 
Polizei. 

7 

Die Besatzungsmacht soll keine disziplinarische oder rechtliche Maßnahme 
gegen Polizeiangehörige wegen der Ausführung von Anweisungen zuständiger 
Behörden vor der Zeit der Besatzung ergreifen. 

Dieser Artikel ergibt sich u. a. aus den Artikeln 65, 67 und 70, Abschnitt 1, der 
4. Genfer Konvention, die besagen: 

Artikel 65: 

"Die durch die Besatzungsmacht eingeführten Rechtsvorschriften sollen erst 
dann Wirksamkeit erlangen, wenn sie veröffentlicht und der Bevölkerung in 
ihrer eigenen Sprache bekanntgegeben worden sind. Diese Vorschriften sind 
nicht rückwirkend." 
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Artikel 67: 

"Die Gerichte sollen nur die Rechtsvorschriften anwenden. die \or der Straftat 
galten und die mit den allgemeinen Rechtsprinzipien übereinstimmen. ins­
besondere mit dem Prinzip. dass das Strafmaß der Straftat entsprechen soll. Es 
soll berücksichtigt werden. dass der Angeklagte kein Staatsbürger der Be­
satzungsmacht ist." 

Artikel 70, Abschnitt 1: 

,,Personen unter Schutz sollen durch die Besatzungsmacht nicht für yor der 
Besatzung oder während einer vorübergehenden C nterbrechung derselben 
begangene Taten und geäußerte Meinungen verhaftet. gerichtlich verfolgt oder 
verurteilt werden. Ausnahmen sind Gesetzesbrechungen und Kriegsbrauch:' 

Aus: Siegfried Franke: Berufsethik tur die PolIzei. 1991. S ... 06 f 
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samtverzeichnis (erhältlich als Broschüre oder Diskette 3,5"), welches über o. a. Anschrift 
angefordert werden kann. 

In den letzten zwei Jahren sind unter anderem folgende Bände in der BKA - Forschungs­
reihe erschienen: 

Michael C. Baurmann und Wolfram Schädler 
Das Opfer nach der Straftat - seine Erwartungen und Perspektiven 
(Bd. 22) redaktionell korrigierter Nachdruck 1999 

Helmut Kury u. a. 
Opfererfahrungen und Meinungen zur Inneren Sicherheit in Deutschland 
(Bd. 25), unveränderte Aufl. 1996 

Werner Vahlenkamp und Ina Knauß 
Korruption - hinnehmen oder handeln? 
Mit einem Beitrag von Ernst-Heinrich Ahlf 
(Bd. 33) 2. Aufl. 1997 

Gerhard W. Wittkämper, Peter Krevert und Andreas Kohl 
Europa und die innere Sicherheit 
(Bd. 35) 1996 

Bundeskriminalamt (Hg.) 
Methoden der Fallanalyse 
(Bd. 38.1) 1998 



Uwe Dörmann 
Wie sicher fühlen sich die Deutschen? 
(Bd. 40) 1996 - vergriffen 

Rüdiger Weiß und Monika Plate (Hg.) 
Privatisierung von polizeilichen Aufgaben 
(Bd. 41) 1996 

Ernst-Heinrich Ahlf 
Ethik im Polizeimanagement 
(Bd. 42) überarbeiteter Nachdruck 2000 

Bundesknminalamt (Hg.) 
Organisierte Kriminalität 
BKA-Arbeitstagung 1996 
(Bd. 43) 1997 - vergriffen 

Rolf Bachem 
Rechtsextreme Ideologien - Rhetorische Textanalysen als Weg zur 
Erschließung rechtsradikalen und rechtsextremistischen Schrtftmaterials 
(Bd. 44) 1999 

Reingart Göbel und Franziska Wallraff-Unzicker 
Kriminalprävention 
Eine Auswahlbibliographie 
(Bd. 45) 1997 - vergriffen 

Einschätzungen zur Korruption in Polizei, Justiz und Zoll 
Ein gemeinsames Forschungsprojekt des Bundeskriminalamtes 
und der Polizei-Führungsakademie 
(Bd. 46) 2000 

Bundeskriminalamt (Hg.) 
Neue Freiheiten, neue Risiken, neue Chancen 
BKA-Arbeitstagung 1997 
(Bd. 48) 1998 

Bundeskriminalamt (Hg.) 
An der Schwelle des 21. Jahrhunderts 
Moderne Sicherheitsstrategien gegen das Verbrechen 
BKA-Arbeitstagung 1998 
(Bd. 49) 1999 

Rainer Pitschas 
Polizei und Sicherheitsgewerbe 
(Bd. 50) 2000 

Joachim Obergfell-Fuchs 
Privatisierung von Aufgabenfeldern der Polizei 
(Bd. 51) 2000 
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